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89. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026

Beginn: 09:00 Uhr

Präsidentin Julia Klöckner:
Guten Morgen, alle zusammen! Hiermit ist die 89. Sit-

zung dieser Legislaturperiode eröffnet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir in die 
Tagesordnung eintreten, gratuliere ich zu runden und 
halbrunden Geburtstagen. Einmal der Kollegin Evelyn 
Schötz zum 65. Geburtstag. Alles Gute! 

(Beifall)

Dann der Kollegin Clara Bünger zum 40. Geburtstag. 
Auch Ihnen herzlichen Glückwunsch!

(Beifall)

Und ich darf der Kollegin Sanae Abdi ebenfalls zum 
40. Geburtstag gratulieren.

(Beifall)

Im Namen des gesamten Hauses alle guten Wünsche!

Ich komme zur Tagesordnung. Ich habe ein bisschen 
was zu verlesen, bevor wir nachher in die Debatte kom-
men. 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die Sammel-
übersichten 292 bis 303 zu Petitionen auf den Druck-
sachen 21/6962 bis 21/6973 als weiteren Zusatzpunkt 
bei den Beratungen ohne Aussprache aufzusetzen.

Ebenfalls als Ohne-Debatte-Punkt soll eine Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Recht und Verbraucher-
schutz zu einem weiteren Streitverfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht auf Drucksache 21/6989 auf-
gesetzt werden.

Nach Tagesordnungspunkt 20 soll Tagesordnungs-
punkt 26 aufgerufen werden. Tagesordnungspunkt 21 
wird im Anschluss beraten.

An der Stelle von Tagesordnungspunkt 26 soll am Frei-
tag nunmehr die zweite und die dritte Lesung des Sport-
fördergesetzes aufgesetzt werden. In verbundener Bera-
tung sollen zwei Beschlussempfehlungen zu Anträgen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf den Druck-

sachen 21/4292 und 21/6009 sowie eine Beschlussemp-
fehlung zu einem Antrag der Fraktion Die Linke auf 
Drucksache 21/5568 hinzugesetzt werden.

Meine Frage an Sie: Sind Sie damit einverstanden? – 
Ich höre und ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist das 
so beschlossen.

Nun haben wir noch einige Wahlen durchzuführen.

Es geht zuerst um Schriftführer. Als Schriftführerin 
soll auf Vorschlag der Fraktion Die Linke die Abgeord-
nete Sonja Lemke als Nachfolgerin für die Abgeordnete 
Mareike Hermeier gewählt werden. Gibt es dazu Wider-
spruch? – Das sehe ich nicht. Damit ist die Kollegin 
gewählt. Ich freue mich auf die Zusammenarbeit. Das 
darf auch beklatscht werden;

(Beifall)

denn das ist ein Ehrenamt, das mit vollem Engagement 
ausgefüllt wird, und ich freue mich immer über enga-
gierte Schriftführerinnen und Schriftführer. 

In die Parlamentarische Versammlung des Europa-
rates soll auf Vorschlag der Fraktion Die Linke die Ab-
geordnete Katrin Fey als Nachfolgerin für den Abge-
ordneten Vinzenz Glaser als ordentliches Mitglied mit 
persönlicher Stellvertretung durch den Abgeordneten 
Aaron Valent für die restliche Amtszeit gewählt werden. 
Auch hier schaue ich: Sind Sie alle einverstanden? – Das 
sieht ganz danach aus. Ich bedanke mich, die Kollegin ist 
damit gewählt. 

(Beifall)

In das Kuratorium der Stiftung Haus der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland soll auf 
Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion der Abgeordnete 
Dr. Hendrik Streeck als Nachfolger für den ausgeschie-
denen Abgeordneten Ansgar Heveling als ordentliches 
Mitglied gewählt werden. Seine persönliche Stellvertre-
tung soll der Abgeordnete Lukas Krieger als Nachfolger 
für die Abgeordnete Elisabeth Winkelmeier-Becker über-
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nehmen. Sind Sie auch damit einverstanden? – Das sieht 
ganz danach aus. Damit sind die beiden Kollegen ge-
wählt. Herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall)

Nun komme ich zur letzten Wahl. In das Kuratorium 
der Stiftung Deutsches Historisches Museum soll auf 
Vorschlag der CDU/CSU-Fraktion der Abgeordnete 
Michael Hose als Nachfolger für den ausgeschiedenen 
Abgeordneten Ansgar Heveling als ordentliches Mitglied 
mit persönlicher Stellvertretung durch die Abgeordnete 
Dr. Ottilie Klein für die restliche Amtszeit gewählt wer-
den. Darf ich hier Ihr Einverständnis festhalten? – Das 
sieht so aus. Somit ist der Kollege gewählt. Auch hier 
herzlichen Glückwunsch! 

(Beifall)

Das haben wir hinter uns.

Jetzt kommen wir zum Zusatzpunkt 3: 

Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundeskanzler: 

Zur aktuellen politischen Lage
Für die Aussprache im Anschluss an die Regierungs-

erklärung wurde eine Dauer von 90 Minuten vereinbart.
Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat 

der Bundeskanzler Herr Friedrich Merz. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Friedrich Merz, Bundeskanzler:
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Bundesregierung aus CDU, CSU und SPD ist vor 
14 Monaten angetreten, um aus der Mitte der Gesell-
schaft unser Land zu gestalten und in eine gute Zukunft 
zu führen,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ogottogott!)

in eine Zukunft, in der die Menschen sichere Arbeits-
plätze haben,

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Das merken die Menschen!)

von ihrer Arbeit leben können und in der sich Leistung 
lohnt, in eine Zukunft, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
in der unsere Unternehmen sich schnell und gut ent-
wickeln können,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Schnell und gut“!)

um ihre Fähigkeiten und um ihre Möglichkeiten aus-
zuschöpfen,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Halbe Million Ar-
beitsplätze weniger!)

in eine Zukunft, in der Deutschland und Europa im rasan-
ten technologischen Fortschritt

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja genau! Aber nicht 
hier!)

weltweit wieder zur Führung aufschließen, sodass wir 
nicht nur unseren Wohlstand behalten, sondern das Leben 
der Menschen in Deutschland dadurch auch besser ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir sind angetreten, um eine Zukunft zu gestalten, in 

der alte und kranke Menschen sozial abgesichert bleiben, 
und zwar verlässlich abgesichert bleiben,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das wird alles ge-
kürzt jetzt! – Gegenruf des Abg. Steffen Bilger 
[CDU/CSU]: Wollen Sie mal zuhören, Frau 
Weidel?)

ganz gleich, ob es nun viele Rentnerinnen und Rentner 
gibt oder wenige, und um eine Zukunft zu gestalten, in 
der sich der Staat zurücknimmt

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Guter Mann!)
und Freiräume schafft, in der die Bürgerinnen und Bürger 
unseren Staat nicht als bevormundend und belehrend,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Nein! Gar nicht!)
sondern als hilfreich und dienend empfinden,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Lachen der Abg. Dr. Alice 
Weidel [AfD])

und schließlich, um eine Zukunft zu gestalten, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, in der unser Land nicht erpress-
bar ist, sondern aus eigener Stärke heraus jeder Bedro-
hung unserer freiheitlichen Lebensweise selbstbewusst 
begegnen kann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die von mir geführte Bundesregierung hat vor gut 
einem Jahr die Aufgabe übernommen, Probleme zu lö-
sen: Probleme, die zum Teil jahrzehntelang in Deutsch-
land ungelöst liegen geblieben sind.

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Ja, die CDU 
war beteiligt! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Es 
kommen immer neue Probleme! – Weiterer 
Zuruf von der AfD: Es kommen immer neue!)

Die Bundesregierung hat es dabei mit einem internatio-
nalen Umfeld zu tun, das auch uns in einer geradezu 
atemberaubenden zeitlichen Abfolge vor neue Heraus-
forderungen stellt und uns grundlegende Entscheidungen 
zu unserer Sicherheit, zu unserem Handel, ja, zu unserem 
Wohlstand abverlangt. Die Bundesregierung nimmt diese 
Herausforderungen an, und sie ist sich vom ersten Tag an 
der Tatsache bewusst, dass unter den gegebenen Umstän-
den nur diese Koalition in diesem Haus, die Koalition aus 
CDU, CSU und SPD, in der Lage ist, verlässliche Ant-
worten für unser Land zu geben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, das sehen wir ja! – Dr. Bernd Baumann 
[AfD]: Sehen die Wähler anders!)

Und, meine Damen und Herren, das sind Antworten, 
die der Sicherung unserer Freiheit – ich werde darauf 
noch zu sprechen kommen – Priorität einräumen.
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(Beatrix von Storch [AfD]: Plattitüden! Alles 
Plattitüden!)

Das sind Antworten, die die Würde jedes einzelnen Men-
schen achten, Antworten, die dazu führen, dass jeder, der 
arbeiten kann, auch Arbeit bekommt und arbeiten sollte,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau so läuft es 
hier!)

Antworten, die gewährleisten, dass modernste Techno-
logie in Deutschland gefördert und nicht behindert wird, 
und Antworten, die den Schutz unserer natürlichen Um-
welt und die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen mit-
einander vereinbar machen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn, meine Damen und Herren, um es in aller Deut-
lichkeit zu sagen: Wir sind ein starkes Land: wirtschaft-
lich, politisch und auch gesellschaftlich. Wir sind stark, 
und wir können es auch bleiben. Wir bleiben es, wenn wir 
uns den Herausforderungen stellen und sie nicht wie frü-
her wegschieben, sondern sie angehen und lösen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau! Und die 
Substanz auffressen!)

Gerade die Verabredungen der Regierungskoalition 
aus der vergangenen Woche zeigen uns außerdem etwas 
sehr Grundsätzliches: Unser Land, unsere Demokratie, 
die Idee, dass unterschiedliche Parteien sich zusammen-
finden, eine Koalition bilden, um unser Land besser zu 
machen – dies funktioniert.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
rufe von der AfD)

Nun höre ich immer wieder den Vorwurf, die politische 
Mitte liefere nicht, sie blockiere nur und sie blockiere 
sich selbst.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Abtreten!)
Lassen Sie mich in aller Deutlichkeit erwidern: Die Mitte 
liefert, sie arbeitet, und sie erfüllt vor allem den Auftrag 
aus unserem Grundgesetz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Glaubt der Wähler 
nicht mehr!)

Unser Land, ja, meine Damen und Herren, unsere Demo-
kratie lebt vom Ausgleich der Interessen, und diesen Aus-
gleich ermöglicht die Bundesregierung.

Radikale Kräfte, die vor allem Probleme beschreiben, 
das Land schlechtreden

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Abtreten! Nörgler ab-
treten!)

und vermeintlich einfache Lösungen anbieten,
(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie haben unsere 

Lösungen übernommen bei der Wahl!)
gibt es gerade in vielen Demokratien, auch bei uns. Aber 
wir sind stark genug, diese Angriffe auf unsere Freiheit 
und auf die Stabilität unseres Landes gemeinsam zurück-
zuweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
rufe der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Die Antworten radikaler Parteien, ob nun von links oder 
von rechts,

(Zuruf von der Linken: Ach!)

mögen verführerisch klingen; aber sie gestalten nicht, sie 
zerstören.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie gestalten doch 
auch nicht!)

Sie spalten unser Land und würden es, sollten sie politi-
sche Verantwortung in Deutschland übernehmen, in den 
Abgrund führen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Das machen Sie doch gerade! – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Das machen Sie doch!)

Wir hingegen arbeiten seit gut einem Jahr daran, zu-
sammenzubringen, was auch in Teilen unseres Landes 
auseinanderliegt. Wir ringen um die beste Lösung, wir 
suchen Kompromisse, manchmal bis an die Grenze des-
sen, was man politisch noch für vertretbar hält, aber im-
mer getragen von dem Willen, das Beste für die Bürgerin-
nen und Bürger unseres Landes zu erreichen und auch 
durchzusetzen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die Koalition hat sich als Regierung der Erneuerung 
auf den Weg gemacht.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Ist aber nicht angekommen! – 
Zuruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir waren uns alle einig, dass es so wie bisher nicht 
weitergehen kann. Wir sind uns alle einig, dass die Mitte 
hier und heute zeigen muss: Wir gestalten unser Land, wir 
modernisieren es, und wir führen es in die Zukunft.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie ruinieren es!)

Und ich werde es gleich im Überblick noch einmal zei-
gen.

Meine Damen und Herren, auch wenn Sie es nicht 
wahrhaben wollen, hier links und dort rechts,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ne! – Dr. Alice 
Weidel [AfD]: Nee!)

es ist sehr viel geschehen in diesem ersten Jahr, das für 
unser Land einen wirklichen Aufbruch bedeutet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Die Zahlen sagen was ganz anderes!)

Wir brechen auf in die Zukunft, wir brechen auf in eine 
Zeit, in der wir gern und stolz Bürgerinnen und Bürger 
unseres Landes sind,
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(Beatrix von Storch [AfD]: „Bürgernde“! – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: „Bürgernde“! Oder 
„Eingebürgerte“!)

eines wirtschaftlich starken, sozial gerechten und nach 
innen wie nach außen verteidigungsfähigen Deutsch-
lands. Wir liefern, was es dazu braucht: Vorschläge für 
Veränderungen und die Zuversicht, dass wir das packen 
werden.

(Sebastian Münzenmaier [AfD]: „Wir schaffen 
das“! – Dr. Alice Weidel [AfD]: „Wir schaffen 
das“!)

In der letzten Woche hat der Koalitionsausschuss wich-
tige Verabredungen getroffen. Meine Damen und Herren, 
diese Verabredungen zielen vor allem auf mehr Beweg-
lichkeit für unsere Unternehmen,

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Ja, genau! – 
Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

auf den Erhalt unseres Sozialstaats und auf die steuerliche 
Entlastung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(Zurufe von der Linken sowie der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ich will weniges und Wichtiges davon noch einmal auf 
den Punkt bringen.

Meine Damen und Herren, in der Rente schlagen wir 
vor, das Verhältnis der Generationen neu und gerecht 
auszutarieren und dafür auch die Chancen des Kapital-
marktes zu nutzen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja! Schuldenauf-
nahme! – Dr. Alice Weidel [AfD]: Schulden-
aufnahme!)

Damit kehren wir gleich zwei Trends um: Der Beitrags-
satz im Umlagesystem steigt perspektivisch nicht mehr, 
sondern er sinkt, und das Versorgungsniveau sinkt nicht 
mehr, sondern es steigt perspektivisch, wenn die Regeln 
des Kapitalmarkts in den 2040er- und 2050er-Jahren grei-
fen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Alice Weidel [AfD]: Oh! 
Da freuen wir uns! Super!)

Das ist die tiefgreifendste Veränderung, die für die Al-
terssicherung in Deutschland jemals vorgeschlagen wor-
den ist.

Bei der Einkommensteuer wollen wir die unteren und 
mittleren Einkommen, wie im Koalitionsvertrag verein-
bart, und gerade Familien entlasten und dafür höchste 
Einkommen etwas höher belasten. Meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte es für 
verträglich, es so zu machen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Sehr verträglich! – 
Dr. Bernd Baumann [AfD]: Versprechen ge-
brochen!)

Es ist auch ein Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit in un-
serem Land.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Bis Herbst werden wir zusammen mit den Ländern 
auch Vorschläge für eine Vereinfachung des Steuerrechts 
vorlegen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Mit der Reichen-
steuer!)

Und in einem ersten Schritt – ich habe es an dieser Stelle 
schon einmal gesagt – wollen wir jetzt die vorausgefüllte 
digitale Steuererklärung durch die Finanzämter ermögli-
chen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Mensch, digitale 
Steuererklärung! Der Hammer! Es geht auf-
wärts! – Stephan Brandner [AfD]: Es geht auf-
wärts!)

Das ist eine weitreichende Erleichterung gerade für Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei der Abgabe ihrer 
Steuererklärung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Auf dem Arbeitsmarkt wollen und müssen wir mehr 
Dynamik erreichen. Wir wollen die sogenannte sach-
grundlose Befristung von Beschäftigungsverhältnissen 
für einen längeren Zeitraum ermöglichen als bisher. Das 
ist ein Instrument, das Arbeitgebern Mut machen soll, 
neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einzustellen, statt 
abzuwarten, wie sich der Markt entwickelt.

(Tino Chrupalla [AfD]: Die bauen jeden Tag 
Arbeitsplätze ab!)

Es ist ein Instrument für Unternehmen jeder Größe, im 
Zweifel die Chance zu nutzen, weil die Kosten des Schei-
terns sinken.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Die Kosten des 
Scheiterns“! Wer hat Ihnen denn das da rein-
gekrickelt?)

Und beim Bürokratierückbau machen wir für den 
Bund etwas wirklich Neues – einige Bundesländer ma-
chen es schon, und der Bund macht es jetzt auch –: Wir 
werden durch besondere rechtliche Regelungen grund-
sätzlich alle Berichtspflichten aufheben.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Mensch!)
Wenn ein Ministerium Berichtspflichten beibehalten will, 
dann muss es das neu begründen, also um die Fortführung 
der alten Berichtspflichten kämpfen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Armand Zorn [SPD])

Wir kehren damit die Beweislast um: Nicht derjenige, der 
etwas abschaffen will, ist begründungspflichtig, sondern 
derjenige, der an Bürokratie festhalten will, muss es be-
gründen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das ist im Vergleich zu allen bisherigen Vereinfachungs-
gesetzen ein wirklicher Befreiungsschlag.

(Lachen der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD] – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Was für ein Befrei-
ungsschlag! – Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie soll denn das 
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ein Befreiungsschlag sein? – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Welcher Be-
freiungsschlag?)

All das, liebe Kolleginnen und Kollegen, reiht sich ein 
in das, was wir schon beschlossen haben oder was wir 
längst intensiv beraten, auch hier im Haus. Morgen, so 
hoffe ich jedenfalls, werden wir im Bundestag und im 
Bundesrat die gesetzliche Krankenversicherung auf eine 
neue, finanzierbare Grundlage stellen. Morgen kann im 
Bundesrat – –

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie treiben die Krankenhäuser in die 
Insolvenz! – Zurufe der Abg. Michael Kellner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Claudia 
Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Es mag Ihnen nicht gefallen, dass das alles so statt-
findet.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Es geht nicht um Gefallen! Es geht um par-
lamentarische Rechte, Herr Merz! – Zurufe 
der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke] und 
Ines Schwerdtner [Die Linke])

Sie mögen in der Sache dagegen sein; aber die Koalition 
ist entschlossen, diese Reform, meine Damen und Her-
ren, auf den Weg zu bringen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

weil sie unabweisbar notwendig ist,
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie treiben die Krankenhäuser in den 
Ruin!)

da der Beitragssatz bei den Beschäftigungsverhältnissen 
in Deutschland sonst in einer Dimension ansteigen wür-
de, die Beschäftigung in Deutschland verunmöglichen 
würde.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das ist doch jetzt 
schon so!)

Deswegen werden wir diesen Weg gehen,
(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und von der Linken)
auch wenn Sie mit allen Mitteln versuchen, das bis mor-
gen zu verhindern, meine Damen und Herren.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Es geht ums Verfahren! – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt seien 
Sie doch nicht gleich beleidigt! Es geht doch 
um parlamentarische Rechte!)

Morgen kann im Bundesrat übrigens auch das so-
genannte Infrastruktur-Zukunftsgesetz beschlossen wer-
den, ein Gesetz, mit dem wir dann eine ganz erhebliche 
Beschleunigung in allen Genehmigungsverfahren errei-
chen können. Wir haben dann nicht nur das Geld; wir 
haben dann auch die verfahrensrechtlichen Mittel, um 
dieses Geld schnell in gute Infrastruktur umzusetzen, so 
wie wir es uns in der Koalition vorgenommen haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben vor zwei 
Wochen auf der Ministerpräsidentenkonferenz gemein-
sam etwas beschlossen, was insbesondere für die Städte 
und Gemeinden und für unsere Kommunen in Deutsch-
land von herausragender Bedeutung ist: Wir werden in 
Zukunft Leistungsgesetze im Bund nur noch dann be-
schließen, wenn der Bund die damit verbundenen Kosten 
vor allem für die Gemeinden zu einem sehr hohen Pro-
zentsatz ausgleicht. Auch das gehört zu den Dingen, die 
allzu lange falsch gelaufen sind in unserem Land. Wir 
haben die kommunale Ebene damit alleingelassen, die 
Dinge zu bezahlen, die wir hier als Bundesgesetzgeber 
entschieden haben. Das hat die Landkreise, das hat die 
Städte und Gemeinden an den Rand ihrer Handlungs-
fähigkeit gebracht.

Damit fortzufahren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wäre nicht nur unfair; es wäre eine Gefährdung des Fun-
daments unserer Demokratie. Unsere Dörfer, unsere 
Städte, unsere Kreise sind die wichtigste politische Ebe-
ne, auf der die Bürgerinnen und Bürger der Politik be-
gegnen.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Genau! Die Sie da 
alle nicht mehr wählen!)

Deutschlands Zukunft ist nur so gut, wie sie vor Ort von 
den Menschen auch erlebt und erfahren werden kann – in 
Form guter Lebensbedingungen, in Form verlässlicher 
Infrastruktur. Wir handeln nun endlich nach dieser Ein-
sicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, hinzu kommt: Vieles von 
dem, was wir im ersten Jahr bereits beschlossen haben, 
beginnt jetzt erst langsam seine Wirkung zu entfalten.

Ich nenne beispielhaft die sogenannte Aktivrente. Die 
ersten Zahlen zeigen, dass mittlerweile mehr als 10 000 
Beschäftigte im ersten Halbjahr 2026 in den Betrieben 
von diesem Angebot Gebrauch gemacht haben, von ei-
nem Angebot, länger zu arbeiten und dafür bis zu 
24 000 Euro im Jahr an zusätzlichem, steuerfreiem Ein-
kommen zu haben.

Und vor wenigen Tagen, gerade am 1. Juli, ist die neue 
Grundsicherung in Kraft getreten, mit der wir Eigenver-
antwortung und Gegenleistung wieder bei denen einfor-
dern, die es können.

(Zuruf von der Linken)

Das ist ein klares Signal der Leistungserwartung, das in 
die Gesellschaft ausstrahlen und auch zu Verhaltensän-
derungen führen wird.

Wir arbeiten schließlich an einer ambitionierten Inno-
vations- und Technologiepolitik. Wir haben am letzten 
Donnerstag in Dresden gesehen, wozu wir in Deutsch-
land fähig sind. Die Eröffnung der sogenannten Smart 
Power Fab von Infineon ist hier ein wirklicher Meilen-
stein,

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Danke an Scholz und Habeck!)
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nicht nur für den Standort Sachsen, sondern für die indus-
trielle Zukunft unseres Landes und der Europäischen 
Union insgesamt.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Danke, Robert!)

Es ist die weltweit größte Leistungshalbleiterfabrik. Und 
diese Halbleiter werden gebraucht für Rechenzentren, 
Maschinen, Elektromobilität und erneuerbare Energien.

(Unruhe beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
– Die Unruhe bei Ihnen verstehe ich nun allerdings nicht.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, wir haben nur über Olaf Scholz 
und Robert Habeck geredet!)

Wenn ich einmal etwas besonders hervorhebe, was in 
Ihrer Zeit entstanden ist, dann müssten Sie doch eigent-
lich Beifall klatschen, statt hier mit ständigen Zwischen-
rufen zu versuchen zu stören.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Bei-
fall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, das zeigt: Wir können und 
wir werden an den Wertschöpfungsketten der Zukunft 
nicht nur teilhaben, wir können davon auch profitieren 
und gewinnen. Das Spiel der technologischen Entwick-
lung ist noch lange nicht vorbei.

Unser Kurs wird im Übrigen auch honoriert. Der Start-
up-Verband hat in dieser Woche Halbjahreszahlen be-
kannt gegeben, die uns wirklich sehr positiv stimmen 
sollten. Ich nenne Ihnen die Zahl, auch wenn Sie auf 
der rechten Seite sie vielleicht nicht hören wollen:

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
Von Januar bis Juni wurden in Deutschland über 3 000 
neue Firmen gegründet.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Doch nicht wegen 
Ihnen!)

Das sind fast so viele wie im ganzen Jahr 2025. Und 
schon das Jahr 2025 war bei den Neugründungen in 
Deutschland ein Rekordjahr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Leider auch das Re-
kordjahr bei Insolvenzen! – Dr. Alice Weidel 
[AfD]: Donnerwetter!)

Die Zahl der Neugründungen von Unternehmen in 
Deutschland zeigt: Hier gibt es eine beeindruckende Dy-
namik. Und das Beste daran ist: Künstliche Intelligenz

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ach! Das musste 
kommen! „Künstliche Intelligenz“! – 
Sebastian Münzenmaier [AfD]: Ich würde mir 
einen KI-Kanzler wünschen!)

ist offensichtlich der Treiber des Geschäfts; denn mehr 
als ein Drittel der Neugründungen nehmen direkten Be-
zug zur KI. Und schließlich: Dass gerade junge Men-
schen – das sind ja nun meistens die Gründerinnen und 
Gründer – den Mut haben, so etwas zu versuchen, ins 

Risiko zu gehen, Verantwortung zu übernehmen: Ja, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das ist genau der Geist, den 
wir jetzt brauchen. Wenn diese Gründer in steigender 
Zahl an Deutschland, an unseren Wirtschaftsstandort 
glauben,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Die glauben aber 
nicht an Sie!)

dann sollte es uns alle zuversichtlich stimmen, dass dies 
möglich ist.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Dr. Alice Weidel [AfD]: Jawoll, 
es geht aufwärts!)

Lassen Sie mich vielleicht die zuversichtlichen Signale 
noch ein bisschen verstärken. Das Statistische Bundes-
amt hat für die Monate Mai und Juni einen deutlich hö-
heren Produktionsanstieg festgestellt als vorausgesagt 
und erwartet. Viele Unternehmen fahren die Produktion 
hoch.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ja, aber noch 
mehr fahren sie runter!)

Der Auftragseingang und der Auftragsbestand, meine 
Damen und Herren, steigen.

(Stephan Brandner [AfD]: Was ist mit dem 
Fünfjahresplan? – Zuruf der Abg. Ines 
Schwerdtner [Die Linke])

Und vielleicht haben Sie es nicht bemerkt, aber seit An-
fang 2025 steigt der Auftragsbestand in den Unterneh-
men kontinuierlich an.

(Beatrix von Storch [AfD]: Alles schulden-
finanziert!)

Wir haben heute einen über 30 Prozent höheren Auftrags-
bestand als zum Ende des Jahres 2024. Das sind ermuti-
gende Zeichen unserer Volkswirtschaft.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Ja, das ist noch nicht der Durchbruch.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Nee!)

Und wir wissen: Es gibt einige Branchen, die sind in einer 
schweren Krise.

(Beatrix von Storch [AfD]: Rheinmetall ist es 
nicht!)

Deshalb ist eines klar – und ich bleibe dabei –: Wir dürfen 
nicht nachlassen. Wir müssen weiter hart arbeiten. Wir 
müssen noch besser werden.

Schließlich das Thema Sicherheit, ein weiteres Leit-
motiv der Bundesregierung. Wir arbeiten intensiv an 
der Wiederherstellung der Verteidigungsfähigkeit unse-
res Landes.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Kriegstüchtigkeit!)

Erlauben Sie mir, dass ich an dieser Stelle kurz auf den 
NATO-Gipfel eingehe, der gestern in Ankara zu Ende 
gegangen ist. Ich muss sagen, das Ergebnis übertrifft 
alle meine Erwartungen.
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(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, das glaube ich! – 
Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, das haben wir uns 
so vorgestellt!)

Ich will an dieser Stelle ein herzliches Wort des Dankes 
dem Generalsekretär der NATO, Generalsekretär Mark 
Rutte, sagen, der diesen Gipfel nicht nur exzellent vor-
bereitet hat, sondern ihn auch hervorragend durchgeführt 
hat. Die Ergebnisse, die möglich geworden sind, wären 
ohne seine Vorarbeit und ohne den Zusammenhalt in der 
NATO, den er ermöglicht hat, nicht möglich gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die NATO ist geschlossen, sie ist stark, und sie ist selbst-
bewusst.

Und wir sehen schließlich, dass die europäischen Mit-
glieder mit Kanada zusammen die Notwendigkeit erkannt 
haben, deutlich mehr für ihre eigene Verteidigung zu 
leisten. Deutschland hat hier eine wichtige Rolle über-
nommen, in enger Abstimmung mit unseren Nachbarn 
in Europa. Wir werden weit vor der geforderten Zeit 
das 5-Prozent-Ziel erreichen.

Erlauben Sie mir, dass ich insbesondere den Bürgerin-
nen und Bürgern, die Zweifel haben, ob denn diese Aus-
gaben für unsere Verteidigung richtig sind oder nicht 
vielleicht besser dort getätigt würden, wo es um Zusam-
menhalt, soziale Sicherung,

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Schulen! Bil-
dung! Gesundheit!)

soziale Sicherungssysteme geht,

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Bildung? Auf 
keinen Fall!)

sage: Das beste soziale Sicherungssystem nützt nichts, 
wenn wir nicht in Freiheit und in Frieden leben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Deswegen hat für mich und uns in dieser Koalition Prio-
rität, Freiheit und Frieden in Europa zu sichern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Und schließlich: Es hat einen erheblichen Nutzen auch 
für unsere Industrie; denn wir arbeiten weiter kraftvoll an 
einer neuen, starken Verteidigungsindustrie in Deutsch-
land und in Europa. Und Sie werden es bemerkt haben: 
Kanada hat gerade entschieden, seine U-Boot-Flotte mit 
deutscher und norwegischer Hilfe zu modernisieren und 
zwölf Boote der Firma TKMS zu kaufen. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, das ist der größte internationale 
Rüstungsauftrag in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland, der eine Wertschöpfung von bis zu 100 Mil-
liarden Euro über die nächsten Jahrzehnte ermöglicht.

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist keine Wert-
schöpfung! Alles mit Steuergeldern bezahlt! 
Mit kanadischen Steuergeldern! – Weitere Zu-
rufe von der AfD)

– Nein, meine Damen und Herren, das ist die Entschei-
dung der kanadischen Regierung, an ein deutsch-norwe-
gisches Konsortium einen Auftrag zu vergeben, der 
Tausende von Arbeitsplätzen in Deutschland für Jahre 

und Jahrzehnte sichert. Sie sollten das würdigen und 
nicht mit Ihren unqualifizierten Zwischenrufen begleiten, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Lachen des Abg. Dr. Bernd 
Baumann [AfD])

Wir haben zudem am Rande des NATO-Treffens in 
Ankara mit der amerikanischen Regierung vereinbart, 
dass amerikanische Tomahawk-Raketen von uns erwor-
ben und in Deutschland stationiert werden. Wir schließen 
damit eine wichtige strategische Lücke in unserer Ver-
teidigung, und wir werden gleichzeitig daran arbeiten, 
eigene europäische Systeme zu entwickeln und in Europa 
zu stationieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich an diesen 
Beispielen deutlich machen: Die NATO ist und bleibt ein 
transatlantisches Bündnis. Aber wir sind auch als Euro-
päer stark, und wir haben verstanden, dass wir unsere 
Sicherheit nicht einfach auslagern können. Für unsere 
Sicherheit sind wir selbst verantwortlich, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Zurufe von der AfD)

Ich will noch einmal auf die sehr grundsätzliche Di-
mension dessen zurückkommen, was wir gerade mit-
einander diskutieren und zu entscheiden haben. Wir ste-
hen vor grundlegenden Reformen:

(Lachen des Abg. Adam Balten [AfD])

Steuerreform, Rentenreform, Gesundheitsreform, Ar-
beitsmarktreform.

(Zuruf des Abg. Adam Balten [AfD])

Das ist ein wuchtiges Paket, das keine Bundesregierung 
in den letzten Jahren

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das waren Ihre 
Bundesregierungen!)

in diesem Umfang angepackt hat. Ich wünsche mir und 
ich wünsche uns, dass wir vor der Dimension dieser Auf-
gabe keine Angst haben, dass wir das mit Selbstbewusst-
sein diskutieren, weil wir gemeinsam unsere Zukunft 
bestmöglich gestalten wollen,

(Stephan Brandner [AfD]: Das war jetzt KI, 
oder?)

dass wir uns dabei auch den optimistischen Blick erlau-
ben und nicht den verzagten. Denn wir haben allen An-
lass, mutig zu sein, uns etwas zu trauen

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Ja, trauen wir uns 
was!)

und uns auch etwas zuzutrauen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
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Die Bundesregierung ist ja angetreten, um unser Land 
aus der Mitte heraus zu gestalten und in eine gute Zukunft 
zu führen; so habe ich meine Ausführungen begonnen. 
Wir wollen auch künftig Wohlstand für alle ermöglichen, 
gerade für die heute junge Generation.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

Denn die junge Generation in unserem Land, unsere Kin-
der und Enkelkinder, hat Anspruch darauf, dass wir heute 
die Bedingungen dafür schaffen, dass auch sie morgen in 
Freiheit, in Frieden, in Wohlstand

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und mit einem hohen Maß an sozialer Gerechtigkeit leben 
können, so wie wir Älteren das über viele Jahrzehnte 
durften.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Meine Damen und Herren, diese Wochen beweisen es: 

Wir können aus der politischen Mitte heraus unser Land 
führen. Wir können die Ziele erreichen. Arbeiten wir 
weiter daran! Glauben wir dabei an uns selbst! Vertrauen 
wir auch aufeinander! Wenn wir das tun und in der rich-
tigen Weise uns dabei auch demokratisch und nach den 
Spielregeln auseinandersetzen, dann werden wir gemein-
sam zu guten Ergebnissen kommen.

(Zuruf der Abg. Claudia Roth [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dann liegt die beste Zeit nicht hinter uns; dann liegen, 
wenn wir es richtig machen, gute Jahre für Deutschland 
vor uns.

Ich danke Ihnen herzlich.
(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – 

Beifall bei der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter Tino 

Chrupalla das Wort, der die Aussprache eröffnet. Bitte 
sehr.

(Beifall bei der AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Landsleute!
(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!)

– Liebe Landsleute!
(Beifall bei der AfD)

Herr Bundeskanzler, ich muss wirklich sagen, dass ich 
mich vor allen Dingen bei dem ersten Teil Ihrer Regie-
rungserklärung wirklich fragte: Wo leben Sie eigentlich?

(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 
CSU])

Bei Ihren Äußerungen, Ihren Wünschen, die Sie hier ver-
breiten, müssten Ihre Umfrageergebnisse durch die 
Decke gehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Wenn man sich das einmal anschaut: Sie haben von den 
Kosten des Scheiterns gesprochen – von den Kosten des 
Scheiterns! Ich sage Ihnen: Die Kosten des Scheiterns 
steigen jeden Tag, solange Sie Bundeskanzler sind.

(Beifall bei der AfD)
Lassen Sie mich bitte mit einem Zitat fortsetzen:

„Das, was die Sozialdemokraten gut können, ist 
Schulden machen, Steuern erheben und immer hö-
here Staatsausgaben. Jetzt geht ihnen das Geld frem-
der Leute aus. Wir haben jetzt knapp 900 Milliarden 
Euro Steuereinnahmen. Können wir uns mal mit 
dem Gedanken beschäftigen, ob wir auf der Aus-
gaben-Seite ein Problem haben?“

Zitat Ende. – Diese noch nachvollziehbaren Gedanken 
ließ der ehemalige Kanzlerkandidat der CDU und CSU, 
Friedrich Merz, vor ungefähr anderthalb Jahren am 6. Fe-
bruar 2025 auf X verbreiten. Daran sieht man, Herr Merz: 
Was interessiert Sie Ihr Geschwätz von gestern? Man 
kann sagen, das steht spiegelbildlich für Ihre gesamte 
Kanzlerschaft.

(Beifall bei der AfD)
Es ist und bleibt mit Ihnen ein einziges Trauerspiel. 

Niemand kann sich auf Ihr Wort verlassen. Sie lavieren 
sich vom Reformherbst durchs Reformfrühjahr in den 
Reformsommer. Bei der Dauer nehmen wir mal an, Sie 
haben auf den maroden Straßen und Brücken eine ganze 
Zeit im Reformstau gestanden.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Ein Viertel Ihrer Regierungszeit ist bereits abgelaufen, 
und wir wissen alle, dass die verbleibende Zeit dieser 
Legislatur bis 2029 schneller vorübergehen wird, als Sie 
glauben – wenn Sie überhaupt so lange durchhalten.

(Beifall bei der AfD)
Sie können mir allerdings nicht glaubhaft machen, dass 
Sie an strittige Themen im Siegestaumel des Frühjahrs 
2025 überhaupt gedacht hätten.

Genauso unehrlich verhalten Sie sich den Bürgern ge-
genüber. Der Vertrauensverlust in das Wort dieser Bun-
desregierung lässt sich kaum noch beziffern. Sie sagen 
das eine und machen in der Regel erst einmal nichts. 
Sobald dann etwas in Gesetzesform den Deutschen Bun-
destag erreicht, sind Sie sich in der Koalition zumindest 
medial uneinig oder widersprechen sich auf offener Büh-
ne. Ehrlich gesagt, habe ich gedacht, Sie sind in Ihren 
Parteien schon etwas weiter. Alles in allem lähmen Sie 
den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt.

Die Union mauert sich zudem noch hinter einer Brand-
mauer ein; denn der von Ihnen identifizierte Parteifeind 
gewinnt immer mehr an Zustimmung, und Sie verlieren 
Unterstützung und vor allen Dingen Glaubwürdigkeit. 
Das haben Sie heute mit ihrer Rede unterstrichen.

(Beifall bei der AfD)
Was mir allerdings noch nicht so klar ist, Herr Bundes-
kanzler, ist: Wenn Sie sich ängstlich vor uns hinter Ihrer 
Mauer verstecken müssen, warum bedienen Sie sich ei-
gentlich gleichzeitig an den Vorschlägen, die in unserer 
Bundestagsfraktion erarbeitet wurden?
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(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Nennen wir es doch beim Namen: Sie haben schon 
lange verstanden, dass Sie und Ihre Partei mit unseren 
Themen Politik machen müssen, um nicht vom politi-
schen Markt gefegt zu werden wie einst die FDP.

(Zuruf des Abg. Albert Stegemann [CDU/ 
CSU])

Sie sind aus reinem Opportunismus am grünen Pfeil links 
abgebogen und fahren erfolglos im Kreis. Damit Ihr Ge-
schäftsmodell weiterhin aufgeht, verhandeln Sie, um an 
der Macht zu bleiben, schlechte Deals aus. Als Beispiel 
möchte ich nur mal an den Klima- und Transformations-
fonds erinnern. Die milliardenschwere Erhöhung dieses 
Haushaltstitels hat Ihrer Wahl zum Bundeskanzler im 
zweiten Wahlgang sicherlich nicht geschadet. Nur scheint 
es so, Sie wurden in Ihrer Zeit außerhalb der Politik nicht 
so wirklich auf die Führung eines Staates vorbereitet. Das 
ist auch logisch; denn BlackRock steht ja auf der anderen 
Seite, auf der Seite des Empfängers von hart erarbeiteten 
Steuermitteln, die die Renditen ihrer Aktionäre sichern.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Ach herrje!)

Und genau das machen Sie mit der Haushaltspolitik 
Ihrer Bundesregierung deutlich. Ihr Kabinett möchte im 
Bundeshaushalt 2027 insgesamt 555 Milliarden Euro 
ausgeben. Dafür wird sich die Bundesrepublik Deutsch-
land um weitere 118,7 Milliarden Euro verschulden. Mit 
dem letzten Jahr zusammen sind das über 200 Milliarden 
Euro neue Schulden. Das ist bereits das Doppelte der 
ursprünglichen Planung. Übrigens: Über die europäi-
schen Verträge wie Maastricht, Herr Bundeskanzler, 
müssen wir überhaupt nicht mehr reden. Die halten Sie 
schon lange nicht mehr ein.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Wie wür-
den Sie es denn machen, Herr Chrupalla? Er-
zählen Sie mal!)

Ich möchte Sie noch einmal daran erinnern, Herr Merz: 
Ein Staat ist kein börsennotiertes Unternehmen, was ge-
gebenenfalls mal schnell aufgekauft, zerschlagen, fusio-
niert werden kann.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Immer 
dieselben Reden!)

Was Sie aber wissen könnten: Ein Staat muss beim Per-
sonal und bei den Prozessen schlank aufgestellt sein. Und 
auch dort nutzt diese Bundesregierung keine Einspar-
potenziale, indem sie zum Beispiel die Staatsbediensteten 
konsequent in das System der staatlichen Rente einbin-
det, Herr Hoffmann. Das wäre eine echte Reform. Wie 
möchten Sie denn dem Bürger noch länger erklären, dass 
Beamten zum Beispiel 70 Prozent ihres ohnehin hohen 
Einkommens auch im Pensionsalter zur Verfügung steht 
und sich alle anderen ihre Rententeile über ETF-Finanz-
geschäfte sichern müssen, bei denen wahrscheinlich noch 
Rüstungskonzerne Geld für ihre Kriege verdienen? Und 
gerade in Zeiten steigender Insolvenzen, schwachen 
Wirtschaftswachstums, von Deindustrialisierung in der 
Chemieindustrie, des de facto Wegfalls von Minijobs, 
in Zeiten von Kriegen, die Tankrabatte nötig machen, 

muss diese gesellschaftliche Spalterei ein Ende haben. 
Und gerade die, die durch die Gemeinschaft finanziert 
werden, müssen als ein Teil der Gemeinschaft agieren.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der Unionsfraktion, und zwar von Herrn 
Alexander Hoffmann, zu?

Tino Chrupalla (AfD):
Bitte schön.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Danke, Herr Chrupalla, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Ich war nämlich schon einigermaßen erstaunt. 
Sie reden hier minutenlang und machen dabei das, was 
Sie eben immer tun: Sie quatschen unser Land in eine 
Depression.

(Stephan Brandner [AfD]: Na, na, na!)

Sie quatschen die Menschen in eine Depression.

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

Nachher wird Frau Weidel reden. Die macht dann genau 
dasselbe.

Jetzt war ich froh, dass in Ihrer Rede endlich mal eine 
Stelle vorkam, in der deutlich wurde, wie die AfD es 
machen würde.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das sagen wir 
andauernd! Jeden Tag! – Weitere Zurufe von 
der AfD])

Das war folgende Stelle: Wir sanieren die Rentenkasse, 
wenn die Beamten endlich in die Rente einzahlen. –

(Zurufe von der AfD)

Das war endlich mal ein konkreter Vorschlag. Sie haben 
sich sicher damit fundiert beschäftigt. Ich will Ihnen mit-
teilen: – –

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung. Ganz kurz: Es muss doch möglich 

sein, wenn ein Abgeordneter Ihrer Fraktion eine Frage 
zulässt, dass Sie der Frage erst mal zuhören.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der AfD)

– Doch, das gehört auch mit dazu. Das ist Impulskon-
trolle. – Bitte.

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Also, Sie sind doch die Fraktion mit den meisten Zwi-

schenfragen; dann können Sie doch auch mal zuhören, 
wenn jemand anders fragt. Wie wäre es eigentlich damit?

(Widerspruch bei Abgeordneten der AfD)

– Haben Sie heute schlecht geschlafen?
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Die AfD macht also endlich einen konkreten Vor-
schlag: Die Beamten zahlen in die Rentenkasse ein, und 
dadurch sanieren wir das Rentensystem. – Herr 
Chrupalla, es gibt verschiedene Studien – im Übrigen 
hat sich auch die Vorgängerrentenkommission mit dieser 
Frage beschäftigt –, die zu einem auch rechnerisch völlig 
eindeutigen Ergebnis gekommen sind: Die Rentenkasse 
kann damit nicht reformiert und vor allem auch nicht auf 
stabile Füße gestellt werden; denn dem stünden dement-
sprechende Auszahlungslasten gegenüber.

(Zuruf von der AfD: Frage!)

Abgesehen davon ist die Beamtenversorgung grund-
gesetzlich geschützt.

Deswegen konfrontiere ich Sie jetzt mit diesen Studien 
und hätte gern von Ihnen eine Antwort, ob Sie vor diesem 
Hintergrund immer noch an diesem epochalen Vorschlag 
festhalten wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
AfD)

Tino Chrupalla (AfD):
Also erst mal, Herr Hoffmann: Wenn ich Ihnen schon 

die Frage gestatte – Sie reden ja häufig von der „Delegi-
timierung des Parlaments“, zu der wir ja angeblich immer 
beitragen – und wenn der Oppositionsführer hier eine 
Rede hält, dann redet er und „quatscht“ nicht, wie Sie 
das bezeichnen.

(Beifall bei der AfD)

Punkt eins. Sie reden doch immer von Anstand, und 
dann erwarte ich wenigstens, dass Sie als Landesgrup-
penchef der CSU auch diesen Anstand haben.

Punkt zwei. Ja, wir haben in unsere Forderungen auch 
einbezogen, dass alle in das System der Rentenversiche-
rung einzahlen, auch Beamte.

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Und Politiker! – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Rechnen 
Sie es doch mal vor!)

Das ist Gerechtigkeit; darum geht es uns. Die Politiker 
haben Sie ja schon als Personenkreis aufgenommen, was 
wir immer unterstützt haben. Das haben Sie von uns 
abgeguckt, weil das natürlich auch immer mehr Bürger 
fordern. Dass es nicht von heute auf morgen geht, dass 
auch Beamte – mit einer Stichtagsregelung – einzahlen 
sollen, ist uns völlig klar. Aber es sollte trotzdem sein. 
Warum? Ein Pensionär in Deutschland bekommt durch-
schnittlich 3 400 Euro Pension für die gleiche Beschäfti-
gungszeit

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Deutlich weniger!)

eines Handwerkers, eines Mittelständlers, eines ganz nor-
malen Arztes, einer Krankenschwester, also all derjeni-
gen, die in das Rentensystem eingezahlt haben. Die 
durchschnittliche Rente von denen ist allerdings 
1 200 Euro bei Männern, 1 000 Euro bei Frauen. Finden 
Sie das gerecht? Genau das ist die Ungerechtigkeit, und 
das ist die Zweiklassengesellschaft in der Rente. Die 
wollen wir abschaffen.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Frage nicht beantwortet! – Zuruf des 
Abg. Alexander Hoffmann [CDU/CSU])

Kommen wir zur Gesundheitsreform und zur Krank-
schreibung am ersten Tag, Herr Bundeskanzler. Auch hier 
wird wieder deutlich, dass Sie wirklich null Empathie vor 
allem für die Bürger haben. Würde mir und uns ein sol-
cher Vorschlag unterbreitet, würde ich mich vor meine 
Wähler stellen. Sie aber sind voller Misstrauen und Miss-
gunst gegenüber Kranken. Vielmehr würden Sie damit 
die ohnehin dünne ärztliche Versorgungsdecke noch wei-
ter strapazieren. Es gibt jetzt schon volle Wartezimmer 
und lange Schlangen bei Arztpraxen. Da zeigt sich ei-
gentlich, dass Sie wahrscheinlich überhaupt nicht wissen, 
was draußen im Land wirklich vor sich geht: volle Warte-
zimmer, wie gesagt, noch dazu die Dokumentations-
pflichten, überlastetes Gesundheitspersonal, das dann 
bald in den nächstgelegenen Arztpraxen um eine Krank-
schreibung anstehen muss.

Herr Merz, solche unmenschlichen Vorschläge werden 
nur von Politikern vertreten, die selbst anscheinend 
niemals mit den Händen gearbeitet, sondern nur vom 
Managerstuhl als höherer Angestellter fremdes Kapital 
gesteuert haben.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Ging das an Frau Weidel? – Zuruf der 
Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch: Ich freue mich für 
jeden, der in seinem Beruf erfolgreich ist und auch gutes 
Geld verdient. Diese Bürger kommen vielleicht auch et-
was leichter durch diese schwierigen Zeiten, werden al-
lerdings ebenso durch Ihre unmutigen Politikansätze be-
lastet.

Wohin wir auch blicken, überall planen Sie Neubelas-
tungen. Gerade im Gesundheitsbereich werden chronisch 
Erkrankten und Familien die größten Belastungen auf-
gebürdet – seien es die sinkenden Zuschüsse beim Zahn-
ersatz, die kostenpflichtige Mitversicherung von Ehegat-
ten, die steigenden Kosten für Apotheken oder die 
Finanzierungslücken im Rettungsdienst. All das schadet 
der Versorgung von Jungen und Alten, deren Gesundheit 
und der Attraktivität unseres Landes. Sie treiben mit die-
sen Maßnahmen weiterhin medizinisches Fachpersonal 
aus dem Land. Sie verschlechtern die Gesundheit der 
Mittel- und Geringverdiener – das ist im Übrigen die 
Mehrheit der Bürger in Deutschland –, der Rentner und 
vor allem der zukünftigen Generationen.

Herr Merz, Sie verlassen auch immer mehr den Kurs 
der sozialen Marktwirtschaft. Der Bogen ist schneller 
überspannt, als Sie eigentlich denken. Die Alternative 
für Deutschland ist imstande, auch hier Brücken zu bau-
en. Denn der Markt regelt im Bereich „Unternehmen und 
Wirtschaft“ vieles. Im Bereich der staatlichen Grundauf-
gaben wie Gesundheit, Bildung und Infrastruktur oder 
bezahlbare Energie sehen wir in Deutschland den Staat 
in der Pflicht.

Im Zentrum von Sozialpolitik müssen wieder primär 
die Menschen stehen, die zur Wertschöpfung beigetragen 
haben und eben auch die, die zukünftig wertschöpfend 
tätig sind und tätig sein werden: Das sind unsere Kinder. 
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Mit ihnen steht und fällt ein soziales System. Deshalb 
kann es schlussendlich nur darum gehen, das Einspar-
potenzial von 12 Milliarden Euro im Bereich der Bürger-
geldbeiträge genau für diese Personengruppe zu nutzen, 
um nämlich alle, die arbeitsfähig und im entsprechenden 
Alter sind, in Beschäftigung zu bringen und damit die 
staatlichen Anreize zur steuerfinanzierten Nichtarbeit zu 
beenden.

(Beifall bei der AfD)

Das betrifft ebenso die Einwanderer in unsere Sozial-
systeme, vor allen Dingen aus der Ukraine und aus Sy-
rien, wie genau diejenigen, die gar nicht mehr arbeiten 
wollen, weil sie sich eingerichtet haben. Nur mit einem 
strengen Fokus stärken wir die Sozialkassen und vor allen 
Dingen auch die Gemeinschaft. Wir müssen dabei ganz 
klare Grenzziehungen vornehmen und auch empfindliche 
Strafen bei Leistungsmissbrauch formulieren. Das sind 
genau die wichtigen Zeichen an die Mehrheit der Bürger, 
damit sich deren harte Arbeit und Leistungswille auch 
wieder lohnen.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Dadurch kann Deutschland auch wieder familien- und 
kinderfreundlich werden. Wie ein Donnerschlag trifft 
dann allerdings die Nachricht über die geplanten Kür-
zungen des Elterngeldes alle jungen Familien. Sie haben 
von Familien und Kindern gesprochen, Herr Merz; ich 
staune, dass Sie das überhaupt mal formuliert haben. 
Aber welche Signale senden diese Kürzungen aus? Was 
sind das eigentlich für Prioritäten dieser Bundesregie-
rung? Wir haben in Deutschland mittlerweile die 
geringste Geburtenrate seit 1946. Und was kommt von 
dieser Regierung, was Familienpolitik angeht, was För-
derung angeht?

(Zuruf von der AfD: Nichts!)

Nichts. Null. Das ist wirklich eine Schande für dieses 
Land.

(Beifall bei der AfD)

Diese Bundesregierung möchte jeden verpflichten, bis 
zum 70. Lebensjahr zu arbeiten, und investiert lieber in 
Panzer statt in Kinder. Es werden die Generationen in 
Deutschland gegeneinander ausgespielt und das wert-
volle Steuergeld am Ende für keine der beiden Seiten 
eingesetzt. Sie wollen die Bekämpfung von Konflikten 
und Kriegen nicht durch Diplomatie, sondern durch 
Sanktionen. Diese schaden seit Jahren der deutschen 
Wirtschaft, dem deutschen Volk und dem gesamten euro-
päischen Kontinent. Frieden bedeutet Wohlstand, und 
Wohlstand ist die Grundlage für Sicherheit.

Mit Erschrecken muss ich aber sehen, dass Sie den 
Wohlstand auf Kosten des Friedens erreichen wollen. 
Massive Auf- und Hochrüstung haben nichts mit der ver-
bindlichen Erfüllung von Bündnispflichten zu tun. In den 
nächsten Monaten werden die Ausgaben für Kriegswaf-
fen um 25 Milliarden auf über 124 Milliarden Euro er-
höht. Sie zelebrieren regelrecht Ihren Rüstungsrausch 
und haben niemanden, der an die Waffe möchte. Der 
Bundesminister der Verteidigung, Pistorius, musste das 
schmerzlich erfahren, nachdem als Reaktion auf die circa 

300 000 versendeten Fragebögen zur Wehrerfassung le-
diglich knapp 530 Meldungen zum freiwilligen Wehr-
dienst folgten.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)
Das deutsche Volk möchte sich ganz offensichtlich nicht 
mehr kriegstüchtig machen lassen.

(Beifall bei der AfD)
Auch die jungen Generationen haben sich entschieden: 

Die Zeit der Kriegsminister ist vorbei. Anstelle sich dem 
Aufbau einer destruktiven Kriegswirtschaft zuzuwenden, 
müssen endlich wieder Impulse für ein friedliches 
Zusammenleben zwischen den Völkern in Europa im 
Mittelpunkt stehen. Die NATO könnte ein Bündnis des 
Friedens sein und nicht die Finanzmaschine des Ukraine-
krieges.

(Beifall bei der AfD)
Zum Abschluss noch eine kurze Bemerkung zum 

Recht und zur Pflicht von Parteien zur Abhaltung ihrer 
Parteitage. Wir alle sind zur Abhaltung selbiger gesetz-
lich verpflichtet. Umso verwerflicher sind die Gewaltauf-
rufe einzelner Mitglieder dieses Hohen Hauses, die De-
mokratie mit dem Recht des Stärkeren verwechselt 
haben. Wir konnten in Erfurt sehen, wer diejenigen sind, 
die unsere Demokratie angeblich verteidigt haben.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie haben nämlich dazu beigetragen, dass Journalisten 
von „Apollo“ Opfer unkontrollierter Angriffe wurden 
und der Spalt immer tiefer in unsere Gesellschaft getrie-
ben wird. Die Sicherungsmaßnahmen unseres Bundes-
parteitages in Erfurt haben mehrere Wochen Vorberei-
tungszeit durch Polizei und Sicherheitskräfte aus Bund 
und Ländern gekostet. Ich möchte an dieser Stelle allen 
Einsatzkräften meinen ausdrücklichen Dank ausspre-
chen.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Sepp 
Müller [CDU/CSU])

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte kommen Sie zum letzten Satz.

Tino Chrupalla (AfD):
Dialog und Diplomatie sind auch im Inland die 

Grundlage für Sicherheit und Wohlstand.
Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter 

Dr. Matthias Miersch das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Matthias Miersch (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Bundeskanzler, ich will mit Ihrer Bemerkung zum 
NATO-Gipfel starten. Ich vertraue auf Ihre Ausführun-
gen, und Sie haben sicherlich auch noch mal ganz andere 
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Kenntnisse und eine andere Position als ich. Aber ich will 
schon sagen, dass das, was wir zu Beginn des Gipfels 
vom amerikanischen Präsidenten bezüglich Grönlands

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und Spaniens!)

und auch bezüglich Spaniens gehört haben, mich mehr 
als befremdet, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und des Abg. Pascal Meiser [Die 
Linke])

Für mich stellt dies einen Angriff auf die europäische 
Solidarität dar, und das dürfen wir nicht zulassen, 
niemals, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und es macht zugleich deutlich – und auch das ist die 
persönliche Lernkurve bei mir –, dass wir in diesen Zei-
ten nicht auf einen amerikanischen Präsidenten dergestalt 
vertrauen können, sondern dass wir nur Europa als Ver-
teidigungsmacht sehen müssen und hier eben dement-
sprechend auch investieren müssen. Das ist eine notwen-
dige Konsequenz in diesen Zeiten, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ja, und richtig ist doch: Viele Menschen in diesem 
Land sind massiv verunsichert angesichts der Weltlage, 
und auch da ist das, was wir in den letzten Stunden wieder 
im Iran sehen, alles andere als beruhigend. Viele Men-
schen sehen, dass es mit ihrem Job schwierig ist, weil wir 
in großen Umbrüchen leben, aber auch die weltpolitische 
Lage natürlich alles andere als einfach ist, auch für die 
deutsche Industrie. Und wir sehen auch, dass viele ver-
unsichert sind, wenn es um ihren eigenen Lebenskreis 
geht.

Ja, es ist so: Wir haben seit Jahren kein Wirtschafts-
wachstum. Wir haben soziale Sicherungssysteme, die an 
die Grenzen kommen. Und deswegen ist es eine sehr 
besondere Herausforderung, in diesen Zeiten politische 
Verantwortung zu übernehmen.

Ich will das deswegen ganz bewusst an den Anfang 
stellen, weil mit CDU, CSU und SPD drei Parteien jetzt 
Verantwortung übernehmen, die teilweise in vielen Din-
gen hochunterschiedlicher Auffassung sind. Aber dass es 
uns gelungen ist, in den letzten 14 Monaten viele Dinge 
auf den Weg zu bringen, die genau für diese Stabilität – 
ich würde sogar sagen: für Licht – sorgen, das ist ein 
Erfolg, und den lassen wir uns auch nicht kleinreden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ja, und vielleicht wünscht man sich aufseiten der Op-
position, in der einen oder anderen Situation sagen zu 
können: Das hätte noch gemacht werden müssen, und 
dafür stehen wir.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber die Kunst in der Politik besteht darin, Mehrheiten zu 
finden. Und dass uns das jetzt an vielen zentralen Stellen 
gelingt, will ich gleich noch mal deutlich machen.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Aber, liebe Katharina Dröge, dazu gehört auch, dass 
man sich immer die Frage stellt: Wie wäre es, wenn 
man tatsächlich in der Regierung wäre?

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sollen Sie beantworten! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie stellen sich jeden Tag die Frage?)

Es ist auch – und das lassen Sie mich in diesem Zu-
sammenhang sagen – ein legitimes Recht der Opposition, 
das Bundesverfassungsgericht anzurufen und zu fragen, 
ob die Parlamentsrechte eingehalten sind. Aber ich weiß 
noch, wie ich das Heizungsgesetz von Robert Habeck vor 
einigen Jahren hier vertreten habe.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war auch deins! – Zuruf der Abg. 
Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

– Es war auch mein Gesetz, aber es war auch unser 
Beratungsablauf; und insofern müssen wir immer gu-
cken, wie wir miteinander agieren, wenn wir jeweils die 
Verantwortung tragen. – Nur darauf wollte ich hinweisen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Aber wir stellen uns jetzt dieser Verantwortung.
Lassen Sie mich mit der gesetzlichen Krankenver-

sicherung beginnen.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und Arbeit und Soziales, Arbeitsver-
hältnisse?)

Wir legen uns nicht mit fast allen Interessengruppen in 
diesem Land an, weil wir darauf Lust haben. Unser Ziel 
ist es, dass wir eine Beitragsstabilität bekommen, weil es 
sonst viele Menschen treffen würde, die genau unter die-
sen Beitragssteigerungen leiden. Deswegen machen wir 
das,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt doch 
nicht!)

und deswegen wollen wir es auch noch in dieser Woche 
beschließen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Was wäre es für ein Durchbruch, wenn es uns gelingt, 
innerhalb dieses Jahres die Rente tatsächlich zukunftsfest 
zu machen! Über viele Jahre haben wir immer wieder 
miteinander gerungen, und jetzt haben wir ein Ergebnis 
einer Kommission, die aus ganz unterschiedlichen Köp-
fen zusammengesetzt wurde. Diese Kommission hat ei-
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nen Vorschlag vorgelegt – einvernehmlich, einstimmig –, 
und natürlich werden wir uns mit den Einzelheiten in 
diesem Parlament beschäftigen.

Was wäre es für ein Durchbruch gerade auch für nach-
folgende Generationen, wenn wir sagen könnten: In 
Deutschland kann man weiter auf die Rente vertrauen. – 
Das wäre ein Riesenerfolg, und daran wollen wir arbei-
ten, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Ja, und in diesem Zusammenhang haben wir auch – das 

ist ein bisschen zu kurz gekommen – die Ergebnisse der 
Sozialstaatskommission zu sehen. Auch da liegt noch 
unheimlich viel Potenzial an Effizienz, und damit können 
wir das Leben für viele, viele Menschen einfacher ma-
chen. Auch das wird jetzt auf die Tagesordnung gehören, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und richtig ist: Das, was die Bundesregierung in den 
letzten Wochen vollzogen hat angesichts der Aufstellung 
des Haushaltes, ist alles andere als einfach. Und da sind 
viele, viele Dinge drin, über die wir auch weiter diskutie-
ren müssen und die schmerzen; das steht doch überhaupt 
nicht außer Frage. Aber eine Lücke von 34 Milliarden 
Euro zu schließen, das ist eine Notwendigkeit, weil wir 
einfach nicht so weitermachen können. Und insofern ist 
auch das eine gute Grundlage für den Herbst, für die 
parlamentarischen Beratungen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Dann lassen Sie mich zu dem Reformpaket kommen. 

Ja, auch da sind Dinge drin, die ich nicht reingeschrieben 
hätte, wenn ich alleine regieren würde. Aber so funk-
tioniert Demokratie nicht. Am Ende haben wir meines 
Erachtens aber ein Paket, das sich absolut sehen lassen 
kann und mit dem wir weite Teile entlasten.

Ja, eine mögliche Mehrentlastung ist immer drin. Aber 
dazu muss ich dann sagen, wie ich es mache. Aber dass 
wir es zu einem Großteil damit finanzieren, dass die, die 
ganz viel haben, jetzt eine Reichensteuer bzw. Superrei-
chensteuer zahlen müssen und wir die Reichensteuer er-
höhen,

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

das ist ein wichtiges Gerechtigkeitsmomentum, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Alice Weidel [AfD]: Eine 
Mauschelsteuer ist das!)

Und dass wir die deutsche Wirtschaft auch vor den 
Angriffen von außen sichern, gehört ebenso zu den wich-
tigen Notwendigkeiten, die wir in diesem Paket haben, 
genauso, dass wir Zukunftsbranchen dadurch anreizen 
wollen, dass wir den Deutschlandfonds noch mal in den 
Mittelpunkt rücken.

Und auch die Gründung einer Wohnungsbaugesell-
schaft auf Bundesebene soll dazu beitragen, dass die Lan-
desgesellschaften jetzt von der Bonität des Bundes profi-

tieren können. Das sind wichtige Schritte, die dafür 
sorgen, dass wir hoffentlich jetzt zu mehr Wohnungsbau 
kommen; denn das ist ein wichtiger Schlüssel, den wir 
jetzt drehen müssen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Herr Chrupalla, weil Sie die jungen Leute angespro-
chen haben: Dass all die jetzt in den Fokus geraten bei 
uns, die eine zweite Chance verdienen, die augenblick-
lich ohne Ausbildung sind – und es sind viel zu viele –, 
auch das ist ein wichtiger Punkt aus diesem Paket, und 
den werden wir realisieren, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das, was für mich auch ein ganz wichtiger Punkt ist, ist 
mehr Gerechtigkeit in der Gesundheitsversorgung. Des-
wegen ist das, was wir dort mit der Facharztgarantie ver-
einbart haben, ein ganz, ganz wichtiges Momentum; denn 
es ist bis jetzt so, dass jemand, der gesetzlich versichert 
ist, in diesem Land viel länger auf einen Facharzttermin 
warten muss als jemand, der privat versichert ist. Und 
wenn Herr Gassen mir vorwirft, das sei politisch moti-
viert, dann frage ich ihn: Ist es medizinisch gerechtfertigt, 
dass ein Privatversicherter viel schneller einen Termin 
bekommt als ein gesetzlich Versicherter? Ich bin politisch 
motiviert, dass diese Ungerechtigkeit beendet wird. Und 
darauf werden wir Wert legen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Warum machen wir also das alles? Warum streiten wir 
miteinander? Warum müssen wir uns auch mit bestimm-
ten Bevölkerungsgruppen auseinandersetzen? Weil wir 
glauben, dass wir jetzt dieses Land tatsächlich zukunfts-
fest machen, zu einem weiterhin starken Wirtschafts-
standort, aber auch zu einem Land, das zusammenhält 
in schwierigen Zeiten. Wir freuen uns auf die Beratungen 
in der zweiten Jahreshälfte.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun Frau 

Abgeordnete Katharina Dröge das Wort. Bitte.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler, 

ich habe Ihnen ein Schreiben der Leitstelle der Kölner 
Feuerwehr mitgebracht, das an die Rettungskräfte in 
Köln ging, am Samstag, den 27. Juni. Dort schreibt die 
Kölner Feuerwehr:

„Bei Temperaturen von bis zu 40 Grad gab es 
1 136 Einsätze. […] An normalen Tagen sind es 
rund 500. Mehr als 30-mal kämpften Rettungskräfte 
mit Reanimationen um das Leben von Pa-
tient*innen. An normalen Tagen gibt es zwei.
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[…]

Um die stark belasteten Kliniken zu entlasten, wurde 
in der Nacht zum Sonntag ab 2 Uhr ein Notfallver-
sorgungszentrum in der Kölner Messe in Betrieb 
genommen.“

Am Ende starben an diesem Wochenende in Köln 
120 Menschen. Das sind viermal mehr als an einem 
durchschnittlichen Wochenende, viermal mehr Tote.

Die Kölner Feuerwehr schreibt dazu an die Rettungs-
kräfte:

„Wir möchten uns von Herzen bei allen Kol-
leg*innen bedanken – bei den hauptamtlichen Kräf-
ten […], ebenso wie bei den vielen Ehrenamtlichen 
[…], die in dieser extremen Situation ohne Zögern 
anpacken. […] Ihr schützt Menschen, […] ihr haltet 
Köln am Laufen, auch wenn es Euch selbst viel 
abverlangt. Dafür gebührt euch unser aufrichtiger 
[…] Dank.“

Ich finde, das sind die richtigen Worte, die die Kölner 
Feuerwehr hier gefunden hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Es sind die richtigen Worte, und es sind notwendige 
Worte. Ich frage nur, Herr Merz: Warum sind es nicht 
Ihre?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Kein Wort!)

Bis heute, zwölf Tage danach, kein einziges Wort vom 
Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland zu ei-
nem Wochenende, an dem das RKI gerade 4 310 Hitzetote 
gemeldet hat! Kein einziges Wort in dieser Debatte – der 
Vorwurf geht auch an die SPD – zu einem Wochenende, 
an dem die Rettungskräfte bis an ihre Grenzen und darü-
ber hinaus dafür gearbeitet haben,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
dass nicht noch mehr Menschen in dieser katastrophalen 
Hitze ihr Leben verloren haben!

Warum, Herr Bundeskanzler, haben Sie an diesem Wo-
chenende die Zeit gefunden, in einem etwas missglückten 
Tweet der deutschen Fußballnationalmannschaft etwas 
zum Ausscheiden aus der Weltmeisterschaft zu schrei-
ben, aber nicht einmal fünf Minuten, um den Angehöri-
gen der Toten an diesem Hitzewochenende Ihr Mitgefühl 
auszusprechen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

nicht einmal fünf Minuten des Dankes an die Rettungs-
kräfte, die an diesem Wochenende das Land aufrecht-
erhalten haben?

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau so ist es! – Zuruf der Abg. 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]])

Ich finde, das wäre das Mindeste gewesen, Herr Merz, 
was Sie hätten tun müssen. Aber Sie sind auf Tauchsta-
tion gegangen, und mich macht das fassungslos. Ich frage 
mich ehrlich: Warum findet ein Bundeskanzler dafür 
keine Worte?

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er hört noch nicht mal zu!)

Ist es so, Herr Merz, dass einfach nicht sein darf, was 
nicht sein soll, weil Sie, Herr Merz, sich darauf versteift 
haben, dass Ihre Regierung hier im Deutschen Bundestag 
jede Woche daran arbeiten kann, die Klimaschutzgesetze 
in Deutschland kaputtzumachen, und keinen interessiert 
es? Ist es schlichtweg so, dass es Ihnen nicht in den Kram 
passt, dass dieses Wochenende den Menschen in unserem 
Land mit brutaler Deutlichkeit vor Augen geführt hat, 
wie tödlich die Klimakrise schon heute für sie ist?

Ich kann verstehen, Herr Merz, dass sich das unange-
nehm anfühlt.

(Claudia Roth [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Zuhören!)

Ich kann verstehen, Herr Merz, dass das für Sie eine 
ungemütliche Situation ist. Aber ehrlich gesagt: Es geht 
hier nicht um Sie, Herr Merz. Es geht nicht darum, wie 
Sie sich fühlen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Beatrix von Storch [AfD]: Zwei Tage 40 Grad, 
und Sie drehen durch!)

Es geht darum, dass Sie als Bundeskanzler handeln und 
die Menschen schützen. Das wäre jetzt Ihr Job.

Als Allererstes, Herr Merz, müssten Sie die Gesetze 
von Katherina Reiche stoppen, und zwar alle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die können alle weg. Die sind alle ein Brandbeschleuni-
ger für die Klimakrise. Es ist fahrlässig, dass Sie in dieser 
Situation immer noch an diesen Gesetzen festhalten.

Und das Zweite ist: Sie müssen die Menschen jetzt 
schützen, gerade die älteren Menschen, gerade die Kran-
ken, gerade die kleinen Kinder in den Kitas und Schulen. 
Die haben es verdient, dass ein deutscher Bundeskanzler 
sagt: Ich handle.

(Beatrix von Storch [AfD]: Leider haben wir 
kein Geld mehr für Klimaanlagen in Pflegehei-
men!)

Ich lege ein Sofortprogramm auf, um die Schulen, die 
Altenpflegeeinrichtungen und die Krankenhäuser mit 
Klimaanlagen in Kombination mit einer Solaranlage aus-
zustatten. – Das würde die Menschen dort schützen. Das 
würde Menschenleben retten. Aber Ihre Bundesregierung 
stellt das Programm ein, das das aktuell finanziert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So viel Desinteresse auf der Regie-
rungsbank! Das ist ja unglaublich!)

Sie müssten jetzt handeln: mit einem Sofortprogramm 
für mehr Bäume in den Städten, mit verbindlichen Hitze-
schutzplänen für jede Kommune – das würde Menschen-
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leben retten –, mit besseren Arbeitsschutzregeln; denn es 
arbeiten Menschen da draußen in dieser brutalen Hitze, 
und auch die sind kollabiert, wie uns die Rettungskräfte 
berichtet haben. Das alles wäre Ihr Job, Friedrich Merz, 
nicht, abzutauchen und verlegen zu schweigen. Das ist 
der Job eines Kanzlers der Bundesrepublik Deutschland. 
Das wäre pragmatisch und angemessen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Pragmatische und angemessene Politik erwarten die 
Menschen in diesem Land schlichtweg grundsätzlich 
von ihrer Bundesregierung. Sie, Herr Bundeskanzler, ha-
ben ja jetzt eine Regierungserklärung abgegeben.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was für ein peinlicher Auftritt auf der 
Regierungsbank! – Andreas Audretsch 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Unter aller 
Kanone! Unfassbar! – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja un-
geheuerlich! – Gegenruf von der CDU/CSU – 
Gegenruf der Abg. Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich schäme mich 
nicht! Er soll sich schämen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung. – Jetzt hat die Abgeordnete Frau 

Dröge das Wort.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau! Und der Kanzler liest!)

– Nein, zu kommentieren – –

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, ich kommentiere das aber!)

Noch mal: Frau Dröge hat jetzt das Wort. – Bitte sehr.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ein peinlicher Auftritt! – Gegenruf des 
Abg. Tino Chrupalla [AfD]: So ist das nun mal 
in der Opposition, Frau Haßelmann! Finden 
Sie sich damit ab! – Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Herr Merz, die Bilder 
gehen alle noch durch die Republik! Das wird 
Ihnen noch leidtun! – Andreas Audretsch 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Diese Bilder 
werden Sie einholen! – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das wird 
Ihnen schaden! Es wird Ihnen einfach scha-
den!)

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Merz, ich gebe Ihnen das gleich. Sie können sich 

das noch mal durchlesen. Die Kölner Feuerwehr wird 
sich dafür interessieren.

Präsidentin Julia Klöckner:
So, wir finden jetzt Ruhe.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Verlegen in die Unterlagen gucken!)

– Ich bitte jetzt um Ruhe. Ich verstehe ja die Aufregung.

(Andreas Audretsch [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es ist eine Unverschämtheit! Es 
ist einfach eine Unverschämtheit!)

Es ist eine hitzige Debatte nach einer Regierungserklä-
rung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wieder mal: Setzen, sechs!)

Jetzt hat nicht nur überwiegend, sondern ausschließlich 
die Rednerin das Wort. – Bitte.

Katharina Dröge (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Sie, Herr Bundes-

kanzler, haben ja heute eine Regierungserklärung abge-
geben, in der es so wirkte, als ob wir Sie dafür loben 
sollen, dass Sie sich in Ihrer Koalition auf irgendetwas 
verständigt haben. Ich kann das verstehen. Ich kann ver-
stehen, dass Sie erleichtert sind und den Leuten sagen 
wollten: Guckt mal, wir kriegen was hin. – Ehrlich ge-
sagt: Vielen Menschen geht es mittlerweile auch so. Viele 
Menschen wünschen sich nur noch, dass dieser zähe 
Schlamassel, in dem Sie alle miteinander gerade stecken, 
irgendwann mal endet. Dieses Gefühl der Erleichterung 
kann ich nachvollziehen. Aber die Tatsache, dass Sie 
stehend aus einem Koalitionsausschuss kamen, verdient 
noch keinen Applaus. Das ist keine Leistung, für die Sie 
sich hier selber loben können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Notwendig wäre eine gute Politik, eine angemessene Po-
litik, die die Probleme der Menschen in unserem Land 
löst und nicht vergrößert. Aber das Gegenteil ist der Fall.

Wir diskutieren diese Woche die Reform des Gesund-
heitssystems im Deutschen Bundestag. Es wäre wichtig 
und richtig, dass Sie eine Gesundheitsreform machen, die 
das Gesundheitssystem effizienter und bezahlbarer 
macht. Aber das Erste, worauf Sie sich in diesem Koali-
tionsausschuss verständigt haben, war, ein Bürokratie-
monster zu schaffen, das zu völlig überfüllten Arztpraxen 
führt, weil Sie die telefonische Krankschreibung abschaf-
fen und die Leute ab dem ersten Tag wegen einer Krank-
schreibung in die Arztpraxen zwingen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Fraktionsvorsitzender, Jens Spahn, philosophiert als 
Begründung irgendwas mit „Bettkantenentscheidungen“. 
Ich bin der Überzeugung: Sie, Herr Spahn, haben in den 
Schlafzimmern der Menschen in unserem Land schlicht-
weg nichts verloren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie können Ihren Kontrollzwang gerne irgendwo anders 
ausleben. Wer mit Migräne oder Übelkeit im Bett liegt, 
braucht keine Politik, die sich einmischt. Er braucht 
schlichtweg etwas Ruhe und Zeit, um wieder gesund zu 
werden. Was Sie hier machen, ist ein strukturelles Miss-
trauensvotum gegen die Beschäftigten in unserem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist eine Unverschämtheit, dass Sie dieses Gesetz wirk-
lich in den Deutschen Bundestag einbringen wollen.
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Ich sage Ihnen auch, Herr Merz: So kann man ein Land 
nicht regieren. Man kann nicht ein Land regieren, indem 
man die Leute ständig als Trickser, Täuscher und Faulen-
zer bezeichnet. So gehen die Ihre Politik nicht mit. Re-
gieren heißt, dass man die Akzeptanz und das Vertrauen 
der Menschen in diesem Land gewinnen und verdienen 
muss. Und Regieren heißt übrigens auch, dass man sein 
Handwerk beherrschen muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dass Sie die Krankenkassenreform diese Woche durch 
den Deutschen Bundestag zu prügeln versuchen – in ei-
nem Eilverfahren

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ein ganz normales 
Verfahren!)

mit 300 Seiten an Änderungsanträgen,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: 279 Seiten!)

die fehlerhaft sind –, ist am Ende nichts anderes als hand-
werklich grottenschlechte Politik,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

grottenschlechte Politik, die dazu führen wird, dass 
50 Prozent der Krankenhäuser in Deutschland von der 
Insolvenz bedroht sein werden. Deswegen streiten wir 
hier: weil wir nicht zulassen wollen, dass die Beschäftig-
ten im Gesundheitswesen um ihre Jobs fürchten müssen; 
und das tun sie aktuell, Matthias Miersch. Wenn ihr so 
weitermacht, werden wir im Dezember hier im Deut-
schen Bundestag ein Krankenhausrettungsgesetz erleben; 
denn wir können es nicht zulassen, dass so viele Kran-
kenhäuser in Deutschland pleitegehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie steuern sehenden Auges in die Katastrophe. Deswe-
gen muss dieses Gesetz gestoppt werden.

Ja, es wäre möglich, die Beschäftigten zu entlasten. 
Wir als grüne Bundestagsfraktion haben eigene Vor-
schläge dazu gemacht, wie eine gute Steuerreform aus-
sehen würde, eigene Vorschläge, wie die Menschen in 
unserem Land um 35 Milliarden Euro entlastet werden 
könnten. In diesem Paket ist beispielsweise drin, dass die 
Krankenkassenbeiträge um 2 Prozentpunkte sinken, so 
wie die Expertenkommission es Ihnen von CDU/CSU 
und SPD empfohlen hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das würde die Arbeit in diesem Land wirklich billiger 
machen. Das würde die Menschen entlasten, anders als 
das, was Sie machen. Sie haben nämlich im Rahmen Ihres 
Rentenpakets entschieden, die Rentenversicherungsbei-
träge um 2 Prozentpunkte anzuheben. Das frisst alles 
auf, was Herr Klingbeil bei der Einkommensteuerreform 
so großspurig als Entlastung vorgesellt hat. Die 600 Euro 
Entlastung für eine Familie sind Voodoo. Die werden bei 
den Familien nicht ankommen. Für Familien mit unteren 
und mittleren Einkommen wird es sogar eine Belastung 
geben. Damit ist das, was Sie als Koalition hier vorlegen, 
eine bittere Enttäuschung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Merz, am billigsten fand ich, ehrlich gesagt, dass 
Sie gesagt haben: Aufgrund der gestiegenen Verteidi-
gungsausgaben müssen wir leider beim Sozialen kür-
zen. – Das ist eine Ausrede, und es ist faktisch falsch.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Hat er gar 
nicht gesagt!)

Es bringt nur Spannungen in diese Gesellschaft, wenn 
man äußere Sicherheit gegen soziale Sicherheit in diesem 
Land ausspielt. Und es ist auch schlichtweg nicht wahr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie haben sich in diesem Haushalt schlichtweg deshalb 
für diese Kürzungen entschieden, weil Sie dort kürzen 
wollten und nirgendwo anders. Jede einzelne Kürzung 
war eine Entscheidung für diese und gegen eine Alterna-
tive.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Welche wäre denn 
Ihre gewesen?)

Sie hätten nicht beim Elterngeld kürzen müssen. Sie 
müssten nicht Familien mit kleinen Kindern, die eh schon 
an der Grenze sind, weiter belasten. Sie haben sich aber 
für die Kürzung des Elterngeldes und gleichzeitig für das 
Dienstwagenprivileg entschieden, mit dem aus dem Bun-
deshaushalt Milliarden Euro Subventionen an Menschen, 
die einen Dienstwagen kaufen, gezahlt werden. Das 
Dienstwagenprivileg lassen Sie unangetastet. Für Dienst-
wagen haben Sie sich entschieden, gegen Familien mit 
Kindern haben Sie sich entschieden – das ist einfach die 
falsche Entscheidung. Das ist eine falsche Priorität, die 
Sie hier setzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie müssten sich nicht für Kürzungen beim Wohngeld 

entscheiden. Sie müssten nicht Familien, die eh schon 
nicht mit der Miete klarkommen, weiter in die Armut 
treiben. Sie könnten stattdessen einfach die Ausnahme 
bei der Erbschaftsteuer abschaffen. Es gibt Menschen in 
unserem Land, die 300 Wohnungen erben und keinen 
Cent Erbschaftsteuer zahlen; die schützen Sie. Die Men-
schen, die Wohngeld beziehen, belasten Sie. Das ist die 
Entscheidung, die Sie treffen, und das ist schlichtweg 
schlechte Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sie müssten den Kindersofortzuschlag nicht streichen. 

Das sind 25 Euro im Monat für die ärmsten Kinder in 
unserem Land. Die gleiche Summe haben Sie erst vor 
wenigen Monaten in die Subvention von Flugtickets ge-
steckt. Das heißt: Diese Koalition aus SPD und CDU hat 
sich gegen die armen Kinder und für die Flugtickets ent-
schieden. Das ist die Realität Ihrer Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])

Es mag Ihnen hart vorkommen, wenn ich das alles 
gegeneinanderstelle; aber ich finde, wir sollten hier eine 
ehrliche Debatte führen. Und Sie machen es sich zu 
leicht, wenn Sie sich hinstellen und sagen: Wir haben 
leider kein Geld. – Sie haben das Geld, Sie geben es 
nur für das Falsche aus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Deswegen sage ich: Wir stehen für eine andere Politik – 
eine Politik, die Familien in den Mittelpunkt stellt, eine 
Politik, die den Klimaschutz ernst nimmt. Ihre Politik 
kann man abwählen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat nun Herr Abgeord-

neter Jens Spahn das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die NATO lebt. 258 Milliarden Dollar investieren die 
Mitglieder zusätzlich in die Verteidigung. Das unter-
streicht die dramatische Bedrohungslage. Aber es zeigt 
eben auch den Willen der NATO, dieser etwas entgegen-
zusetzen.

Wir Europäer sind dabei selbstbewusst. Wir haben mit 
unserer Entscheidung in Deutschland, die Bundeswehr in 
diesem Jahrzehnt mit allem aus- und aufzurüsten, was sie 
braucht, um Deutschland und Europa gegen Aggressoren 
wie Putin zu verteidigen, den europäischen Pfeiler der 
NATO neu begründet. Die Amerikaner sehen das und 
stehen zur NATO. Das war vor diesem Gipfel leider nicht 
so klar. Die USA stehen zur Ukraine. Auch das war nicht 
so klar und ist ein Verdienst unseres Bundeskanzlers. Und 
mit der Möglichkeit, Tomahawks von den USA zu kau-
fen – das ist auch eine wichtige Entscheidung aus An-
kara –, machen wir einen Unterschied. Der Gipfel in 
Ankara war ein Erfolg, und es ist vor allem Ihr Erfolg, 
Herr Bundeskanzler. Wir gratulieren herzlich zu diesem 
Gipfelerfolg.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir als Bundesrepublik sind die fiskalische Schutz-
macht der EU, und wir sind der zentrale europäische 
Faktor in der NATO. Wir können diese Rollen in den 
internationalen Bündnissen nur einnehmen, wenn wir un-
sere wirtschaftliche Stärke erhalten und ausbauen. Genau 
das ist auch der Hintergrund unserer aktuellen Debatten. 
Sechs Jahre ohne Wachstum, Rezession und Stagnation 
zeigen deutliche Spuren. Die ökonomische Substanz des 
Landes droht verloren zu gehen. Die öffentlichen Haus-
halte und die Sozialversicherungen weisen ein Milliar-
dendefizit auf. Mehr als 10 000 Industriejobs fallen jeden 
Monat einfach weg. Die Energiekosten, Arbeitskosten, 
Bürokratiekosten sind schlicht zu hoch.

Deutschland ist die drittgrößte Volkswirtschaft der 
Welt,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Noch!)

und das wollen wir bleiben. Also packen wir an. Wir 
packen an und sorgen für Planungsbeschleunigung und 
Infrastrukturausbau. Morgen wird über das Infrastruktur- 
Zukunftsgesetz final im Bundesrat entschieden, damit 
wir mit den Milliarden, die wir für die Schiene, für 
Straßen, für Infrastruktur in Deutschland über das Son-
dervermögen zur Verfügung stellen, endlich auf die Ge-

schwindigkeit kommen, die Deutschland seit Jahrzehnten 
braucht. Wir werden die Infrastruktur bei uns in Deutsch-
land wieder schneller ausbauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir gehen auch bei der Kranken-, Pflege- und Renten-
versicherung schwierige Reformen und Entscheidungen 
an, um die Arbeitskosten in der Krise stabil zu halten und 
um unsere sozialen Sicherungssysteme für die 2030er- 
Jahre fitzumachen. Soziale Sicherheit und Gerechtigkeit 
sind Säulen unseres Wohlstandes; gleichzeitig müssen sie 
bezahlbar bleiben.

Wir bringen den Haushalt in Ordnung. Keine Familie, 
kein Unternehmen, auch kein Staat kann bei den laufen-
den Einnahmen und Ausgaben auf Dauer über den 
Verhältnissen leben. Da gibt es zum Teil bittere, harte 
Entscheidungen, so bei Wohngeld, Elterngeld, Förder-
programmen. Das fällt niemandem leicht, und es trifft 
die Betroffenen hart;

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, aber Mitleid reicht nicht!)

das ist ohne Frage so. Aber sparen, ohne zu sparen,
(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

das geht halt leider nicht. Wir tun, was getan werden 
muss, um die Ausgaben und Einnahmen in Deutschland 
endlich wieder zusammenzubringen. Das kennt jeder von 
zu Hause, das kennt jeder aus den Unternehmen, und das 
ist auch beim Staat so: In schwierigen Zeiten muss man 
schwierige Entscheidungen treffen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, und wir tun das hier miteinander.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir gestalten einen Arbeitsmarkt, der in unsere Zeit 
passt, der sich den Geschwindigkeiten der Welt anpassen 
kann. Aktuell ist der deutsche Arbeitsmarkt wie zu-
betoniert: Es gibt kaum Neueinstellungen. Deswegen 
schaffen wir mehr Flexibilität bei Befristungen, beim 
Kündigungsschutz. Auch flexiblere Wochenarbeitszeiten 
stehen noch auf unserer Agenda.

Wir kehren die Logik des Bürokratierückbaus um. Wir 
schaffen zu einem Stichtag alle Berichtspflichten des 
Bundes ab. Nur wo im Einzelfall ein Minister begründet 
und konkret entscheidet, warum eine Berichtspflicht blei-
ben muss, bleibt sie. Diese Beweislastumkehr ist der Pa-
radigmenwechsel beim Bürokratierückbau. Das wurde 
lange diskutiert; wir machen es endlich, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Auch das ist ein wichtiges Zeichen: 
Bei den Bürokratiekosten machen wir einen Unterschied.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Die Energiekosten müssen runter. Wir unterstützen die 

deutsche Industrie und den Mittelstand mit Milliarden für 
günstigere Preise bei Strom und Gas. Aber: Das kann 
kein Dauerzustand sein. Das Angebot muss erweitert 
werden. Deswegen entscheiden wir heute hier im Deut-
schen Bundestag über den Zubau neuer Kraftwerke, vor 
allem neuer Gaskraftwerke, mit einer Leistung von ins-
gesamt zwölf Gigawatt. Wir machen den Leitungsbau in 
Deutschland um Milliarden günstiger und führen die er-
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neuerbaren Energien, die wir ausbauen wollen, schritt-
weise in die Marktwirtschaft. Wir bleiben bei den Zielen. 
Wir führen sie nur in eine gute Zukunft, ohne dauerhafte 
staatliche Subvention.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Mit einer Strategie für neue Rechenzentren, der High-

tech Agenda und dem Aufbau eines Defense-Tech-Öko-
systems sorgen wir für Innovationen im Land. Bei Space, 
bei Raumfahrt, Biotechnologie, künstlicher Intelligenz 
oder Quantencomputing wollen wir vorne mitspielen. 
Dass wir den ersten Kernfusionsreaktor der Welt bauen 
wollen – ein Satz übrigens, den wir konkret mit Förder-
programmen, Forschungsunterstützung, mit einem Rah-
menwerk für einen solchen Reaktor unterlegen –, ist die 
Ambition, um die es geht und die wir bei allem, was wir 
tun, haben. Der erste Kernfusionsreaktor der Welt soll 
nicht in China stehen,

(Dr. Alice Weidel [AfD]: Da steht er doch 
schon! Er steht in China, in Frankreich und in 
den USA!)

er soll nicht in den USA stehen, er soll hier bei uns in 
Deutschland stehen, weil wir die Forscher haben, die 
genau das leisten können. Das ist die Ambition, mit der 
wir darangehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Wiebke Esdar [SPD])

Gelegentlich werde ich gefragt: Was ist denn die Über-
schrift für all das, was ihr gerade tut? Da fällt mir immer 
ein einfacher, klarer Satz ein: Wir bringen gemeinsam 
unser Land wieder in Ordnung,

(Dr. Alexander Gauland [AfD]: …, das ihr 
ruiniert habt!)

damit es wieder stark wird. Unser Ziel ist: Aufschwung, 
Zuversicht, Wohlstand und Beschäftigung für alle, ja, 
auch und gerade für die künftige Generation. Wir wollen, 
dass der Kuchen für alle wieder größer wird, und nicht, 
dass die Stücke kleiner werden. Das ist es in einfachen 
Worten, was uns in dieser Koalition antreibt und wo wir 
mit jeder einzelnen Entscheidung einen Unterschied ma-
chen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der Linken, von Herrn Beutin, zu?

Jens Spahn (CDU/CSU):
Gerade nicht, danke schön. – Es passiert etwas; es geht 

voran. Und das hat viel mit dem Vertrauen zu tun, das 
gewachsen ist – Vertrauen, das auch in der Koalition in 
den letzten Monaten erst wachsen musste. Daher möchte 
ich ausdrücklich Danke sagen. Ich möchte Matthias 
Miersch und Alex Hoffmann danken, Björn Böhning, 
Alexander Dobrindt, Thorsten Frei, allen, die in Fraktion 
und Regierung in den letzten Monaten und Wochen mit-
geholfen haben. Das waren intensive Wochen der ge-
meinsamen Arbeit. Dank dieses Vertrauens haben wir in 
wenigen Wochen ein Paket geschnürt – ich habe die 

Themen gerade aufgezählt –, das in dieser Dichte der 
Entscheidungen wahrscheinlich beispiellos

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD] – 
Stephan Brandner [AfD]: Beispiellos 
schlecht!)

in der jüngeren Geschichte unseres Landes ist. Diese Ent-
scheidungsdichte – wenn man mittendrin ist und alles 
verhandelt, entscheidet, macht und tut, merkt man das 
manchmal gar nicht – ist auch zum beschreibenden Mo-
ment dieser Koalition geworden. Sie ist fordernd,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Sie ist erfolglos!)

sie fordert viel ab – vielen Bürgerinnen und Bürgern in 
schwieriger Zeit und auch uns hier im Deutschen Bundes-
tag. Aber es kann eben auch befreien, wenn diese Ent-
scheidungen einmal getroffen sind.

Wir wissen: Nichts zu entscheiden, ist in der aktuellen 
Lage immer die schlechtere Variante. Wer nichts ent-
scheidet, entscheidet sich für Stillstand. Wir entscheiden 
uns für Aufschwung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Das ist der Unterschied zu denjenigen, die immer sagen, 
„Es geht nicht“ und „Bloß nicht“, und die nichts ent-
scheiden.

Wir haben, liebe Kolleginnen und Kollegen, gezeigt, 
dass wir die notwendigen Entscheidungen aus der demo-
kratischen Mitte

(Dr. Alice Weidel [AfD]: „Die demokratische 
Mitte“!)

unseres Landes heraus treffen können. Dabei ist vielen 
selten bewusst, was das eigentlich bedeutet. Viele suchen 
die politische Mitte als Ort im politischen Spektrum. 
Rechts, links, Mitte, das wird viel genannt. Aber was ist 
das eigentlich?

(Tino Chrupalla [AfD]: Frage ich mich auch!)

Es droht beliebig zu werden.
Mitte muss mehr als nur ein Standort sein. Mitte ist 

kein Zustand, Mitte ist ein Prinzip. Freiheitliche Demo-
kratien sind auf diesem Prinzip aufgebaut.

(Zuruf von der AfD)

Es ist die Suche nach dem Kompromiss, die Fähigkeit zur 
offenen Debatte, zum Austausch der Argumente, die Fä-
higkeit, aus seiner eigenen Grundüberzeugung heraus zu 
gestalten, eben auch über das eigene Lager hinaus. Wer 
nur seine eigene Meinung gelten lässt, wer sich von Fak-
ten und Diskussionen nicht beeindrucken lässt, wer radi-
kal und verbohrt ist, immer nur hundert Prozent will, 
immer nimmt und nie gibt, der ist keine Mitte.

(Zuruf der Abg. Violetta Bock [Die Linke])

Mitte sind diejenigen, die zu Kompromissen fähig sind

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

und Entscheidungen treffen, die einen Unterschied für 
unser Land machen und die mit diesem Mitte-Prinzip 
Verantwortung übernehmen.
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Radikale und Extreme funktionieren nicht nach diesem 
Prinzip. Wer mit einem Auf-die-Barrikaden-Sozialismus 
zerstören will, wer gegen Andersdenkende, Unternehmer 
oder Vermieter hetzt, der wird zu dem, was Mitte aus-
macht, wenig beitragen können.

(Zurufe von der AfD und der Linken)

Und wer Gewalt gegen Journalisten unkommentiert zu-
lässt bzw. zum Teil mit klammheimlicher Freude kom-
mentiert, wer Angriffe auf die Pressefreiheit relativiert, 
wie in den letzten Tagen geschehen, der rüttelt an den 
Grundfesten unserer freiheitlichen Ordnung. Ich freue 
mich schon, Frau Reichinnek, wenn Sie hoffentlich 
gleich klar was dazu sagen.

(Zuruf der Abg. Heidi Reichinnek [Die Linke])

Denn auch das ist wichtig: dass wir für Pressefreiheit 
kämpfen, auch bei unterschiedlichen Meinungen an un-
terschiedlichen Stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Ralf Stegner [SPD])

Herr Chrupalla, wenn Sie den Polizisten danken, hät-
ten Sie ihnen vielleicht dazusagen sollen, dass Sie ihre 
Pensionen streichen wollen. Auch das wäre ein Beitrag 
der Ehrlichkeit in dieser Debatte gewesen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Alexander 
Hoffmann [CDU/CSU])

Die Extremen rechts und links jedenfalls sind zu die-
sem Prinzip der Mitte nicht in der Lage.

(Tino Chrupalla [AfD]: Sie müssen sich die 
Ohren waschen! Ach, Gott!)

Björn Höcke hat ja bereits etwa 60 Millionen West-
deutschen das Deutschsein abgesprochen, indem er sagte, 
sie seien amerikanischsprechende Deutsche. Jetzt hat er 
es sogar geschafft, bei etwas, was eigentlich verbindet, 
beim Sport – Fußball, wo jeder weiß, dass es da um 
Leistung, um Fair Play geht, nicht um Herkunft, nicht 
um Hautfarbe, sondern darum, dass man gemeinsam et-
was erreicht und manchmal auch zusammen verliert –, 
seine Radikalität reinzubringen, indem er sagte, wenn 
unsere Nationalspieler ihr Trikot auszögen, wüsste man 
ja gar nicht mehr, dass sie für Deutschland spielen.

(Zuruf der Abg. Claudia Roth [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Er spielt damit auf ihre Hautfarbe an. Er schafft es, selbst 
in den Fußball, das eigentlich Verbindendste, was wir 
haben, seinen Rassismus und seine Radikalität hinein-
zutragen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ihre Arbeits-
ministerin spielt auf die Hautfarbe an!)

Das ist einfach unerträglich.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit diesem offenen Rassismus, diesem verwirrten Ge-
schwurbel über amerikanischsprechende Deutsche,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ihre Arbeitsminis-
terin spricht von „einheitsgrau“ und „rassis-
tisch“!)

diesem eindeutigen Rechtsextremismus übernimmt er 
nach und nach Partei und Fraktion.

Frau Weidel, Sie haben sich entschieden, das Covergirl 
für Björn Höcke zu werden. Aber was heißt das eigentlich 
für Sie, Herr Chrupalla, oder für Sie, Herr Lucassen? Die 
Radikalen und Extremen dominieren immer mehr Ihre 
Partei.

(Tino Chrupalla [AfD]: Machen Sie sich mal 
um uns keine Gedanken! Wir kriegen das 
schon hin!)

Wer anderer Meinung ist, wird mundtot gemacht oder 
ausgeschlossen. Diese Radikalen und Extremen suchen 
nicht den Kompromiss; sie wollen Unterwerfung und 
Zerstörung. Das werden wir nicht zulassen. Dem werden 
wir uns entschieden entgegenstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Dr. Alexander Gauland [AfD]: Das glauben 
Sie alles selber nicht! – Zuruf der Abg. Ines 
Schwerdtner [Die Linke])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die 20er-Jahre blei-
ben ein Jahrzehnt der Anstrengung. Es passiert gerade 
ziemlich viel in kurzer Zeit, was uns fordert, von innen 
und von außen: Pandemie, zwei Kriege in unserer Nähe, 
geoökonomische Veränderungen. – Es ist ein Jahrzehnt 
der Anstrengungen, der Veränderungen, ja, des Wandels 
und zum Teil auch des Verlustes.

(Zuruf des Abg. Markus Frohnmaier [AfD])
Doch es sind diese Tage – jetzt –, in denen sich entschei-
det, ob die 30er-Jahre ein Jahrzehnt des Aufschwungs 
und der Zuversicht werden können. Diese Koalition will 
alles dafür tun. Das Beste, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, liegt nicht hinter uns – der Bundeskanzler hat es 
gerade gesagt –, das Beste kann für Deutschland noch 
kommen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber nicht mit der 
CDU!)

wenn wir die richtigen Entscheidungen treffen. Oder, um 
es kurzzufassen: Wir tun alles dafür, dass ein einfacher 
Satz gilt: The best is yet to come, das Beste kommt noch.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Das Wort für die Fraktion Die Linke hat nun Frau 

Abgeordnete Heidi Reichinnek.
(Beifall bei der Linken)

Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sommer, Sonne, Sozialkahlschlag – das Ge-
sundheitssystem rasiert, die Mietenexplosion ignoriert, 
Arbeitsrechte ausgehöhlt. Die Regierung macht das Le-
ben der Mehrheit unbezahlbar und unerträglich. Und der 
Kanzler beschwert sich ernsthaft über – Zitat – „Kultur-
pessimisten, Untergangspropheten, Nöler, Nörgler, em-
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pörte Berufskritiker“. Herr Merz, das ist Ihre Reaktion 
auf die Sorgen und Ängste der Menschen in diesem 
Land? Also, eines muss man Ihnen lassen: Ihre katastro-
phalen Beliebtheitswerte haben Sie sich wirklich redlich 
verdient.

(Beifall bei der Linken)

Ihre Regierungszeit bestand bisher daraus, den Men-
schen immer wieder vorzuwerfen, dass sie nicht hart und 
lange genug arbeiten, zuzusehen, wie die Preise explo-
dieren, und die Axt an den Sozialstaat zu legen. Was 
haben Sie denn erwartet? Dass die Menschen sich dafür 
auch noch bei Ihnen bedanken? Kommen Sie doch ein-
mal von Ihren ganzen Lobbygipfeln zu uns in die Reali-
tät!

Morgen peitschen Sie ein Gesetz durch, das die Ge-
sundheitsversorgung der Menschen in diesem Land mas-
siv verschlechtern wird. Rettungsdienste, Hebammen, 
Psychotherapeutinnen und -therapeuten, Fachärzte, alle 
schlagen Alarm, weil durch Ihr Gesetz die Versorgung 
zusammenzubrechen droht.

(Zuruf von der Linken: So ist es!)

Ja, Herr Merz, das gefällt uns nicht, und natürlich brechen 
die Leute nicht in Jubelstürme aus. Wenn Sie Begeiste-
rung wollen, dann sorgen Sie doch für eine solidarische 
Bürgerinnen-und-Bürger-Versicherung, bessere Versor-
gung, sinkende Beiträge für die Mehrheit. Alles, was 
Sie dafür machen müssen, ist, Ihre reichen Bonzenkum-
pels endlich mal zur Kasse zu bitten.

(Beifall bei der Linken – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Ach herrjemine!)

Stattdessen der nächste Kracher: Attestpflicht ab dem 
ersten Krankheitstag bei gleichzeitiger Streichung der 
telefonischen Krankschreibung. Sie sagen den Leuten 
damit mal wieder ziemlich deutlich: Du betrügst; wir 
trauen dir nicht. – Dass sich für diese Unterstellung 
niemand bei Ihnen bedankt, Herr Merz, überrascht Sie 
nicht wirklich, oder? Ich weiß, Sie sind seit Geburt privat 
versichert. Aber vielleicht schauen Sie doch mal mit uns 
Normalsterblichen kurz in ein Wartezimmer, einfach so 
fürs Gefühl. Dann sehen Sie mal, unter welchem Druck 
die Leute schon jetzt leiden. Sie brauchen Ihre Unter-
stützung und nicht noch mehr Tiefschläge.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Aber was bekommen Sie? Befristungen sollen vier 
statt zwei Jahre möglich sein; dafür haben Sie sich auch 
noch gelobt. Das bedeutet für die Leute aber mehr Un-
sicherheit. Den Achtstundentag wollen Sie auch noch 
abschaffen. Das heißt: Schuften bis über die Belastungs-
grenze hinaus. – Die Arbeiter/-innen – das sage ich Ihnen 
mal ganz deutlich – haben jahrzehntelang für dieses 
Recht, für den Achtstundentag, gekämpft. Den lassen 
wir uns von Ihrer dahergelaufenen Regierung ganz sicher 
nicht nehmen.

(Beifall bei der Linken – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Die ist gewählt worden, diese Regie-
rung! Ich weiß, mit Wahlen habt ihr es nicht 
so im Sozialismus!)

Deswegen an dieser Stelle ein großes Dankeschön an die 
Beschäftigten von VW, die heute auf den Straßen sind – 
für ihre Arbeitsplätze, für bessere Arbeitsbedingungen 
und für faire Löhne. Danke an die Menschen aus dem 
Handel, an alle, die auf der Straße sind und diesen Sozi-
alkahlschlag nicht einfach so hinnehmen!

(Beifall bei der Linken)
Auch Ihre Rentenkommission liefert ja wie bestellt ein 

höheres Renteneintrittsalter und Zwangsspekulationen. 
Lotto statt Sicherheit nach einem langen Arbeitsleben, 
das durch Sie immer länger wird! Sie wollen das Renten-
eintrittsalter ernsthaft anheben. Viele Menschen schaffen 
es doch heute schon nicht mehr, durchzuhalten, und müs-
sen mit hohen Abschlägen in die Rente gehen. Mehr 
noch: Sie wollen, dass die Menschen gezwungen werden, 
einen Teil ihres Einkommens für Spekulationen zur Ver-
fügung zu stellen. Die Rente wird unsicher. Und selbst 
wenn Rendite erzeugt wird, entsteht diese durch stei-
gende Mieten, höhere Pflegekosten, schlechte Löhne 
und miese Arbeitsbedingungen. Das genau ist es, worin 
diese Fonds investieren. Das ist doch der blanke Hohn. 
Natürlich sind die Leute wütend. Stärken Sie doch lieber 
die gesetzliche Rente, als sie immer weiter auszuhöhlen!

(Beifall bei der Linken)
Auch Familien schicken Sie voller Angst in diesen 

Sommer. Das Elterngeld gibt es zukünftig nur noch 12 
statt 14 Monate. Da können Sie sich das Eigenlob für die 
mickrige Erhöhung wirklich schenken. Das ist nichts als 
ein Verschiebebahnhof. Und dann auch noch diese welt-
fremde Erklärung: Ab dem ersten Geburtstag des Kindes 
gibt es ja das Anrecht auf einen Kitaplatz. – Ja, aber uns 
fehlen bundesweit noch immer über 300 000 Plätze. Und 
die Eltern können das Kind am ersten Geburtstag nicht 
einfach vor die Kita stellen und sagen: So, viel Spaß jetzt; 
ich muss arbeiten. – Es braucht eine Eingewöhnung. Wie 
sollen Eltern das organisieren? Das frage ich Sie.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber es wird ja wirklich noch schlimmer: Sie streichen 
den Kindersofortzuschlag. Ausgerechnet der kommt Fa-
milien ohne oder mit geringem Einkommen zugute. 
Diese 25 Euro machen für viele den Unterschied, ob es 
am Ende des Monats noch ein warmes Essen gibt oder 
eben gar nichts mehr. Fast jeder dritte Kunde bei den 
Tafeln ist jetzt schon ein Kind. Was, glauben Sie, passiert, 
wenn Sie ausgerechnet da noch streichen? Von dieser 
Streichung sind 3 Millionen Familien betroffen. Und wo-
für? Damit Sie – na, Donnerwetter! – 300 Millionen Euro 
sparen. Das sind übrigens 2 Promille – Promille! – Ihres 
Verteidigungshaushaltes. Sie nehmen armen Kindern 
noch das Letzte weg, anstatt endlich Milliardäre vernünf-
tig zu besteuern.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Mayra 
Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und wenn Sie mit denen fertig sind, knöpfen Sie sich 
die Alleinerziehenden vor. Den Unterhaltsvorschuss soll 
es für Kinder ab 16 nicht mehr geben. Sollen die Familien 
doch sehen, wo sie bleiben! Ich erinnere Sie mal: Wenn 
jemand – meistens der Vater – keinen Unterhalt zahlt, 
dann springt der Staat ein; das ist auch richtig so.
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(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wie wär’s, wenn der 
Vater einspringt?)

Das wird Ihnen zu teuer. Das verstehe ich sogar. Aber 
dann verfolgen Sie doch die säumigen Unterhaltszahler, 
und lassen Sie nicht die Kinder und die Alleinerziehen-
den – meistens die Mütter, die sich um alles kümmern – 
dafür bluten!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gleichzeitig werden die Mieten immer weiter erhöht. 
Auch an den Tankstellen verzweifeln die Leute; die Sprit- 
und Energiepreise steigen. Aber Ihre Regierung, Herr 
Merz, steht schulterzuckend daneben, weil Sie ja an der 
Seite der Überreichen und der Großkonzerne stehen, und 
genau das ist das Problem. Es ist ja schon interessant, von 
wem Sie so Parteispenden bekommen, wessen Logos bei 
Ihren Parteitagen an den Wänden prangen. Man beißt 
eben nicht die Hand, die einen füttert. Deswegen sage 
ich noch mal ganz deutlich: Die Linke ist die einzige 
Partei in diesem Parlament, die keine Spenden von Groß-
konzernen annimmt, und das ist absolut richtig so.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Jens 
Spahn [CDU/CSU])

Deswegen haben wir auch kein Problem, uns mit denen 
da oben anzulegen.

Wir brauchen Investitionen in den sozialen Zusam-
menhalt und in eine starke Wirtschaft. Also hören Sie 
auf, zu behaupten, wir können uns das nicht leisten! Sie 
lehnen doch eine Vermögensteuer und eine vernünftige 
Erbschaftsteuer ab. Sie weigern sich, die volkswirtschaft-
lich vollkommen bekloppte Schuldenbremse endlich zu 
streichen, Sie geben bis 2030 jeden dritten Euro für Rüs-
tung aus.

(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])
Sie schmieden Ihre eigenen Ketten und beschweren sich 
dann, dass Sie nicht vom Fleck kommen.

Nebenbei servieren Sie dann auch noch das Informati-
onsfreiheitsgesetz ab. Durch dieses Gesetz flog das ganze 
Ausmaß des Maskenskandals von Herrn Spahn auf, Andi 
Scheuers Mautdesaster wurde öffentlich, die Lobbytref-
fen von Frau Reiche kamen heraus, genauso wie die För-
dermittelaffäre der Union in Berlin. Mir ist schon klar, 
liebe Union, dass Sie Ihre Deals und Machenschaften 
lieber weiter heimlich im Hinterzimmer durchziehen 
wollen. Aber der Bundestag braucht eindeutig mehr 
Transparenz und nicht weniger.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Jens 
Spahn [CDU/CSU])

Herr Spahn, wenn Sie hier zu Recht die AfD kritisie-
ren, dann hören Sie doch bitte mal auf, sich mit Peter 
Thiel zu treffen! Der will die Demokratie nämlich auch 
abschaffen. Schon spannend, welche Freunde Sie so ha-
ben.

(Beifall bei der Linken)
Sozialkahlschlag, Aufrüstung und autoritärer Staats-

umbau: die unheilige Dreifaltigkeit Ihrer Regierungspoli-
tik. Nutzen Sie die Sommerpause, gehen Sie in sich, und 
kommen Sie erst wieder, wenn Sie erkannt haben, dass es 

Ihr Job ist, Politik für die Mehrheit zu machen! Ich ver-
spreche Ihnen, wir nölen und nörgeln nicht, wir kämp-
fen – hier im Parlament und auf den Straßen.

(Beifall bei der Linken – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Helau!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Kollegin Reichinnek, in einer Demokratie ist eine 

Regierung nicht dahergelaufen,
(Violetta Bock [Die Linke]: Weggelaufen!)

sondern gewählt bzw. rechtmäßig ernannt. Ich bitte, das 
zu respektieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nun hat für die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete 
Dr. Wiebke Esdar das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Wiebke Esdar (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Auch in 

diesem Sommer beginnt für 800 000 Kinder der sprich-
wörtliche Ernst des Lebens. In diesem Jahr werden die 
Kinder eingeschult, die im ersten Lockdown der Corona-
pandemie geboren wurden. Für sie und uns alle folgten 
Jahre der Pandemie mit Testzentren, Impfstraßen und 
Kurzarbeitergeld.

Die Kinder sind in die Kita gekommen, als der Ukrai-
nekrieg ausgebrochen ist. Wir haben seitdem massiv in 
unsere Verteidigungsfähigkeit investieren müssen. Wir 
haben Energiepreisbremsen eingeführt. Von den einbre-
chenden Lieferketten aufgrund des Irakkrieges und von 
Zollstreitigkeiten mit dem amerikanischen Präsidenten 
haben diese Kinder hoffentlich nichts mitbekommen, 
aber die gestiegenen Preise beschäftigen ihre Eltern sehr. 
Darum war die Bekämpfung der Inflation eine der größ-
ten politischen Prioritäten der letzten Jahre.

Meine Damen und Herren, warum erwähne ich das? 
Weil die vergangenen Jahre verdammt turbulent waren 
und weil es eine solche Abfolge von Herausforderungen 
in unserem Land für die Bürgerinnen und Bürger, aber 
auch für uns als Parlament seit dem Zweiten Weltkrieg 
nicht gegeben hat. In diesen vergangenen sechs Jahren 
haben uns nicht nur neue politische Instrumente wie 
Kurzarbeitergeld, Energiepreisbremse, Sondervermögen 
durch diese multiplen globalen Krisen geführt. Es gab im 
Übrigen währenddessen auch zwei freie und gleiche 
Wahlen im Bundestag mit jeweils friedlichen und geord-
neten Regierungswechseln – Zeichen einer stabilen De-
mokratie und der Stärke der drittgrößten Volkswirtschaft 
der Welt.

Ich bin dankbar für das, was wir geschafft haben. Aber 
heute stehen wir hier und müssen die Frage beantworten: 
In was für einer Welt wollen wir leben, wenn diese Kin-
der zur Schule gehen? Unser Anspruch ist klar: Alle 
Kinder und Familien sollen sich gerade auch in schwie-
rigen Zeiten auf den Staat verlassen können. Wir wollen 
zusammen wachsen. Wenn Familien die gestiegenen 
Preise spüren, dann müssen wir nach Wegen der Entlas-
tung suchen. Darum kämpfen wir so sehr für diese Ein-
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kommensteuerreform. Zur Wahrheit gehört auch, dass die 
Krisen dieses Land und die Welt nicht gerechter gemacht 
haben. Und darum ist es richtig, dass wir mit der Anhe-
bung der Reichensteuer und der Einführung einer Super-
reichensteuer diejenigen in die Pflicht nehmen, die sehr 
viel verdienen.

(Beifall bei der SPD)

Uns als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
reicht das nicht; denn während es auf dieser Welt den 
ersten Billionär gibt, fragen sich viele Familien, ob sie 
den Sommerurlaub noch bezahlen können. Diese Ent-
wicklung dürfen wir nicht einfach hinnehmen. Darum 
kämpfen wir weiter für eine gerechte Erbschaftsteuer 
und auch für eine Vermögensteuer. Wir kämpfen für 
eine gerechte Rente für die Eltern, Geschwister und 
Schulkinder. Wir kämpfen für verlässliche und gute 
Pflege der Großeltern. Wir kämpfen für ein zuverlässiges 
Gesundheitssystem für alle – mit einer zuverlässigen psy-
chotherapeutischen Versorgung, die in diesen turbulenten 
Zeiten so wichtig ist.

Deshalb bin ich überzeugt, meine Damen und Herren, 
dass sich die Kinder, die jetzt eingeschult werden, auf 
ihre Zukunft freuen können. Ich wünsche allen i-Dötz-
chen eine schöne Einschulung, tolle Freundschaften, viel 
Spaß beim Lernen und viel Spannung mit der Schultüte.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Dr. Alice 

Weidel das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Alice Weidel (AfD):
Frau Präsidentin! Herr Bundeskanzler! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Der Bundeskanzler ist noch da; da-
hinten kann ich ihn sehen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Er scheut das ge-
meinsame Bild!)

Herr Merz, seit Sie im Amt sind, tun Sie mit bornierter 
Dreistigkeit das Gegenteil von dem,

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: „Bornierte Dreistigkeit“, da wissen Sie 
aber, von was Sie reden, oder?)

was Sie versprochen haben und was für dieses Land 
richtig wäre. Sie wollten zur Lage sprechen. Sie haben 
es nicht getan; denn die Lage in diesem Land ist desa-
strös. Monat für Monat fallen 15 000 Industriearbeits-
plätze weg. Die Autoindustrie ist im Niedergang. Die 
Deindustrialisierung gerät zur Massenflucht. Selbst 
Volkswagen wankt. 100 000 Arbeitsplätze stehen auf 
der Kippe. Zulieferer und Dienstleister fallen wie Domi-
nosteine. Keine Woche ohne Hiobsbotschaften. Dem 
deutschen Mittelstand gehen die Reserven aus. Der Insol-
venztsunami vertreibt Wohlstand und gute Jobs aus 
Deutschland. Alle 20 Minuten geht eine deutsche Firma 

pleite. Die produktiven Zukunftsinvestitionen sind auf 
den Nullpunkt gefallen. Deutschland ist im internationa-
len Wettbewerb abgehängt.

Die ideologischen Lasten, die Ihre Politik und die Po-
litik Ihrer Vorgänger der deutschen Volkswirtschaft und 
allen Deutschen aufbürdet, sind nicht mehr zu tragen. Auf 
6 Billionen – 6 000 Milliarden – Euro schätzt der Öko-
nom Bernd Raffelhüschen die kumulierten Kosten der 
deutschen Migrationspolitik. Noch einmal so teuer wird 
die gescheiterte Energiewende, wenn sie denn bis zum 
bitteren Ende durchexekutiert wird und nichts anderes 
als eine Industriewüste in Deutschland hinterlässt.

(Beifall bei der AfD)

Und die Bürger und Steuerzahler? Sie verarmen. Sie 
spüren den Niedergang jeden Tag im eigenen Portemon-
naie. Die Sozialausgaben explodieren. Sie steigen schnel-
ler als die Löhne. Wer arbeitet und Steuern zahlt, ist der 
Dumme,

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

zerrieben zwischen steigenden Steuer- und Abgabelasten, 
eskalierenden Kosten für Energie, Wohnen und Lebens-
haltung und schrumpfendem Realeinkommen, das hinten 
und vorne nicht zum Leben reicht. Aus einer solchen 
Lage gibt es nur einen Ausweg: Die Staatsausgaben sen-
ken, alles Überflüssige aus dem Haushalt streichen!

(Beifall bei der AfD)

Ideologische Irrwege beenden, den Bürgern mehr vom 
schwer erarbeiteten Geld in der Tasche lassen, die Wirt-
schaft von bürokratischen und steuerlichen Fesseln be-
freien und die künstliche Verteuerung und Verknappung 
von Energie sofort beenden!

(Beifall bei der AfD)

Das ist genau das, was Sie den Bürgern vor der Wahl 
versprochen haben. Das Gegenteil tun Sie.

Sie verhöhnen stattdessen die Steuerzahler mit einem 
Antireformpaket, das die Ausplünderung auf die nächste 
Stufe hebt. Sie brüsten sich mit einer Fake-Steuerreform. 
Sie entlasten die Steuerzahler nicht; Sie belasten sie wei-
ter. Sie erhöhen und erfinden neue Steuern auf Tabak, 
Plastik, Alkohol, Zucker und Kryptoanlagen. Sie kürzen 
das Elterngeld, belasten Familien, erhöhen die Sozialbei-
träge. Unter dem Titel „Reichensteuer“, einer reinen 
Neidsteuer, ziehen Sie dem Mittelstand das Geld aus 
der Tasche. Sie bürden die Rechnungen für die Aus-
gabensucht einseitig den Steuerzahlern und Beitragszah-
lern auf und beschimpfen sie noch obendrein, sie sollen 
länger und mehr arbeiten, nicht so viel krankfeiern, als 
Nörgler, die gefälligst wegtreten sollten.

Damit Bürger und Journalisten weniger unangenehme 
Fragen stellen, verschärfen Sie das Informationsfreiheits-
gesetz. Sie geben den Geheimdiensten und dem Verfas-
sungsschutz mehr Kompetenzen. Ja, das Schröpfen und 
die Unterdrückung der Bürger und der Opposition muss 
schließlich mit staatlichen Repressionen einhergehen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des 
Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
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Und dazu passt auch, dass heute Ihre Ursula von der 
Leyen von der CDU im EU-Parlament die Totalkontrolle 
der Bürger, Chatkontrolle, noch mal per Eilantrag abstim-
men lassen will, nachdem diese zigmal abgelehnt wurde. 
Abstimmen, bis es passt! Die Totalkontrolle im Auto, in 
den Chats – so wollen Sie die Bürger kontrollieren, wäh-
rend Ursula von der Leyen ihre Pfizer-Deals per SMS 
gelöscht hat.

(Beifall bei der AfD – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Es geht um sexuellen Kindesmiss-
brauch! – Zuruf des Abg. Steffen Bilger 
[CDU/CSU])

Ich sage Ihnen eines: Für Sie gilt das Sprichwort „Alle 
Menschen sind gleich, manche gleicher“. Und das genau 
ist Ihre CDU-Politik zusammengefasst.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Sie legen einen Haushaltsentwurf und eine Finanzpla-
nung vor, die alle Grenzen von Ausgabenwut und Schul-
denmacherei sprengt. Damit finanzieren Sie weiter die 
ökosozialistische Klimaschutzideologie, von der die rest-
liche Welt schon lange nichts mehr wissen will.

(Zuruf des Abg. Jürgen Coße [SPD])
Sie verschwenden weiter Abermilliarden Euro für nutz-
lose Entwicklungshilfe, die BlackRock noch reicher 
macht und einige Profiteure und Lobbyisten ernährt. 
Mit Ihrer Politik dienen Sie nicht Deutschland, sondern 
sichern sich vielleicht eine hochdotierte Anschluss-
beschäftigung, nachdem Sie nichts als verbrannte Erde 
hinterlassen haben.

(Beifall bei der AfD)
Sie pumpen weiter Unsummen in den NGO-Sumpf 

und in die Migrationsindustrie, auch wenn deren Günst-
linge in einem Morast aus Korruption und Untreue ver-
sinken oder, wie die Fluchthelferin des Sechsfachmörders 
in Stade – von der SPD –, in kriminelle Machenschaften 
verstrickt sind.

(Zurufe des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD] und 
Jürgen Coße [SPD])

Sie schüren Kriegsangst und missbrauchen diese als 
Freibrief, um unter dem Vorwand von Ausgaben für Si-
cherheit die letzten Hemmungen beim Schuldenmachen 
fallen zu lassen. Sie treiben die Rüstungsausgaben in 
astronomische Höhen, ohne dass dadurch für die Sicher-
heit Deutschlands irgendetwas gewonnen wäre. Stattdes-
sen bauen Sie eine staatlich gelenkte und finanzierte Rüs-
tungswirtschaft als Ersatz für die zugrundegerichtete 
Realindustrie auf – eine Rüstungsindustrie, deren Pro-
dukte Sie an die Ukraine verschenken.

(Beifall bei der AfD)
Jahr für Jahr wollen Sie mehr als 200 Milliarden Euro 

Schulden machen, das sind 1 Billion Euro bis 2030. Im 
nächsten Jahr zahlen wir allein Zinsen in Höhe von 
40 Milliarden Euro, dieses Jahr 32 Milliarden Euro. Das 
kumuliert dann bis 2030. – Ich weiß, Sie lachen, Sie 
finden das witzig.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Wir lachen 
nicht! Wir leiden!)

Bis 2030 haben wir einen Zinsdienst von 80 Milliarden 
Euro. Hören Sie sich das an; denn Sie können mit Zahlen 
nicht umgehen, genau Sie von der SPD. Sie können es 
nicht!

(Beifall bei der AfD)
Dabei riskieren Sie, dass die Topbonität von Deutschland 
verloren geht an den Kapitalmärkten. Ihre Finanzpolitik 
treibt Deutschland direkt in die Staatspleite und die Ei-
gentümer, die Bürger mit Eigenheim und Hypotheken, in 
den Ruin.

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
Wer profitiert? Vielleicht BlackRock oder internationale 
Investoren, die deutsche Immobilien spätestens im Jahr 
2029 oder 2030 zu Tiefstpreisen aufkaufen können.

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
Da schließt sich wieder der Kreis für diesen Kanzler 
Merz.

(Beifall bei der AfD)
Sie hinterlassen denen einen Trümmerhaufen, die nach 

Ihnen kommen. Einen Trümmerhaufen! Ich kann Ihnen 
eines sagen: Wir werden trotzdem die Herausforderung 
annehmen und das Notwendige tun, wenn die Wähler uns 
das Mandat geben,

(Dirk Wiese [SPD]: Das werden die nicht tun!)
auch wenn Sie alles kaputtgeschlagen haben werden. Wir 
werden den Staatshaushalt, die Sozialsysteme und die 
Steuerzahler von unnötigen und schädlichen Ausgaben 
und Subventionen befreien. Wir werden den wuchernden 
Staatsapparat zurückbauen, die Massenmigration in die 
Sozialsysteme abstellen und die konsequente Abschie-
bung Illegaler und Straftäter forcieren. Und wir werden 
das individuelle Recht auf Asyl abschaffen!

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 
der Linken)

Wir werden die ideologische Energiewende beenden und 
die drückenden Energiekosten und Steuerlasten senken. 
Wir sind bereit, Verantwortung für Deutschland zu über-
nehmen. Machen Sie endlich den Weg frei für eine neue 
Regierung!

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Langweilig! – Zuruf 
des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Das ist der einzige Dienst, den Sie diesem Land noch tun 
können, Herr Merz.

(Anhaltender Beifall bei der AfD – Jens Spahn 
[CDU/CSU]: Langweilig! Immer das Glei-
che!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich möchte noch eine kurze Anmerkung machen. Frau 

Kollegin Weidel, ich werde mir das Protokoll noch mal 
anschauen. Ich habe verstanden, zumindest gehört – und 
das werde ich nachlesen –: Sie sprachen von der Schwie-
germuttermörderin von der SPD. Wenn dem so ist, dann 
werde ich das rügen. Warum? Weil Sie einer Partei unter-
stellen, für die Tat einer anderen Person verantwortlich zu 
sein. Ich schaue mir das noch mal an.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 10883 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Alice Weidel 



(Dr. Alice Weidel [AfD]: Das habe ich aber 
nicht!)

– Ja, bevor Sie sich jetzt aufregen: Ich schaue es mir noch 
mal an. Ich habe es so verstanden, andere auch. Wir 
haben wunderbare Stenografen, und dann schauen wir 
es uns an.

(Zuruf des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])
– Ich will mal eine kurze Anmerkung machen: Die AfD 
ist es, die im Ältestenrat regelmäßig von uns verlangt, 
dass wir uns die Protokolle anschauen, und das mache 
ich sehr gerne, auch bei Ihnen dann.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Dann passiert 
aber nichts!)

So, wir kommen jetzt zur CDU/CSU-Fraktion, und 
Herr Alexander Hoffmann hat das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wir erleben eine Welt im Wandel, eine Welt, in der das, 
was heute sicher geglaubt ist, morgen schon nicht mehr 
gilt – wie wir es heute auch wieder im Nahen und Mitt-
leren Osten erleben –, eine Welt, in der es eine NATO 
braucht. Die NATO muss eine Revitalisierung hinter sich 
bringen. Sie braucht eine Neuausrichtung, die auf vier 
Säulen steht, nämlich Abschreckungsfähigkeit, Ge-
schlossenheit, Stabilität und Verlässlichkeit. Deswegen, 
Herr Bundeskanzler, war der NATO-Gipfel der letzten 
Tage ein so großer Erfolg,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

weil gerade in diesen herausfordernden Zeiten gerade 
diese Signale gesendet worden sind. Deswegen ein herz-
liches „Vergelts Gott!“ an Sie. Das war ein wahrer 
Kraftakt, aber so muss es weitergehen mit dem Verteidi-
gungsbündnis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Matthias Miersch [SPD])

Wir leben in einer Welt, in der es zudem umfassende 
Antworten braucht; einfache reichen nicht und billige 
schon gar nicht. Womit ich dann bei Ihren Reden bin, 
Herr Chrupalla und Frau Weidel.

(Zuruf der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
Ich will das mal zusammenfassen: Sie versprechen den 
Menschen billiges Gas aus Russland, ohne zu erklären, 
wie wir dann in der Abhängigkeit von Putin agieren sol-
len. Sie versprechen den Menschen, Milliarden Euro ein-
zusparen bei den Militärhilfen für die Ukraine, ohne zu 
erklären, wie wir dann eigentlich Sicherheit an der 
NATO-Ostflanke herstellen wollen.

(Tino Chrupalla [AfD]: Die Ukraine ist nicht in 
der NATO!)

Sie versprechen den Menschen, Migration zu stoppen, 
und Sie kuscheln mit denjenigen, die Migration millio-
nenfach erzeugen. Das ist Ihre Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie sind deswegen keine Alternative,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das entscheidet 
der Wähler!)

sondern Sie manipulieren die Menschen, Sie streuen den 
Menschen Sand in die Augen.

„Stark nach außen“ bedeutet umgekehrt aber auch Sta-
bilität im Inneren. Dafür modernisieren wir als Koalition 
dieses Land mit 34 Punkten. Wir flexibilisieren den Ar-
beitsmarkt, um mehr Menschen in Arbeit zu bringen. Wir 
entrümpeln unsere Bürokratie, um Menschen und Unter-
nehmen in diesem Land zu entlasten. Wir senken die 
Steuern und entlasten damit kleine und mittlere Einkom-
men, so wie wir es im Koalitionsvertrag versprochen 
haben. Und wir bekämpfen Sozialmissbrauch; denn Ge-
rechtigkeit führt am Ende auch zu stabilen Sozialsyste-
men. Das ist eben kein Klein-Klein. Es ist vorhin ange-
klungen: Wir haben in verschiedenen Bereichen einen 
Paradigmenwechsel, ganz egal, ob Sie die Frage der Ge-
nehmigungsfiktion nehmen oder die Frage der Morato-
rien für Berichtspflichten – einen Paradigmenwechsel, 
von dem wir lernen können und den wir dann natürlich 
in andere Bereiche transferieren. Und da habe ich von der 
Genehmigungsfiktion auf Bundesebene noch gar nicht 
gesprochen.

Gleichzeitig legen wir eine Rentenreform vor, die eine 
echte Neuausrichtung ist. Dieses Land debattiert seit 
30 Jahren über die Frage der sicheren Renten. Es gelingt 
mit diesem Konzept endlich, die Rente zukunftssicher 
und generationengerecht zu machen.

(Zuruf des Abg. Mirze Edis [Die Linke])

In der nächsten Phase wird es auch darum gehen, dass 
wir die Lohnnebenkosten auf jeden Fall stabil halten. Was 
wir uns als Allererstes vornehmen, ist die Reform der 
gesetzlichen Krankenversicherung. Hier geht es um sehr 
viel mehr als nur um eine Spardebatte; denn wir stellen 
zunächst einmal Spitzenmedizin für jedermann sicher, 
und das bei stabilen Beiträgen. Überlegen Sie sich, was 
heute im Bereich der Krebsbehandlung möglich ist und 
was vor 20 oder 30 Jahren möglich war. Das wollen wir 
bei stabilen Beiträgen für jedermann sicherstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dies betten wir in weitere Reformen ein, zum Beispiel 
in die Reform der Notfallversorgung; denn das System 
als Ganzes muss modernisiert werden. Am Ende soll ein 
Primärversorgungssystem stehen, ein modernes Gesund-
heitssystem, das auf den Patienten zugeschnitten ist. Der 
Patient muss im Mittelpunkt stehen.

Einen Punkt sollten wir hier in der Debatte nicht ver-
nachlässigen. Es geht auch um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland. Der Wirtschaftsstandort Deutschland 
braucht Wachstum, und für Wachstum braucht es stabile 
Lohnnebenkosten. Das gewährleisten wir mit dieser 
GKV-Reform.
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Ich will am Ende auch mal einen Blick zur Opposition 
wagen. Man kann natürlich alles kritisieren. Aber ich 
finde, dann muss man auch eigene Vorschläge in dieser 
Größenordnung unterbreiten.

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Machen wir 
doch! – Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Machen 
wir!)

Wir haben Vorschläge mit einem Beitragsentlastungs-
volumen in Höhe von 18,8 Milliarden Euro unterbreitet.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben eine Entlastung um 35 Milli-
arden geplant!)

Die Vorschläge der Opposition kann man so zusammen-
fassen: Von den Linken kamen eigentlich nur Umvertei-
lungsvorschläge.

(Ines Schwerdtner [Die Linke]: Genau!)

Die älteste Wahrheit im Land ist: Wohlstand und soziale 
Sicherheit sind noch nie durch Umverteilung erzeugt 
worden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Maik Brückner 
[Die Linke]: Doch! Ist es! – Ines Schwerdtner 
[Die Linke]: Versuchen Sie es doch mal! – 
Weitere Zurufe von der Linken)

Zu Ihnen von der AfD muss man sagen – Herr 
Chrupalla, das wird Sie womöglich enttäuschen, aber 
ich bleibe bei meiner Formulierung –: Sie quatschen 
das Land in eine Depression.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wenn man sich Ihre Rede und die Rede von Frau Weidel 
anhört, stellt man fest: Das ist die Beschreibung ver-
meintlicher Finsternis im Land in Dauerschleife und 
sonst gar nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Bernd 
Baumann [AfD]: Das sind die Zahlen, wie sie 
sind! – Stefan Henze [AfD]: Das ist die Reali-
tät! Akzeptieren Sie sie!)

Deswegen will ich Ihnen nur den Hinweis geben: Im 
Dunkeln löst man keine Probleme.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Was soll das heißen? Bei Ihnen ist es dunkel! – 
Tino Chrupalla [AfD]: „Im Dunkeln ist gut 
munkeln“, sagt man bei uns!)

Und zu den Grünen will ich sagen: Von Ihnen hätte ich 
in dieser herausfordernden Zeit für unser Land durchaus 
mehr erwartet.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: 35 Milliarden Euro Entlastung! Alles 
gegenfinanziert!)

Ich will Sie ermutigen, Verantwortung zu übernehmen. 
Nichthandeln bedeutet einen Anstieg der GKV-Beiträge 
auf 17, auf 18 Prozent. Ich will mal dezent darauf hin-
weisen, dass wir, Frau Dröge, hier etwas machen, was Sie 
in dreieinhalb Jahren Ampel nicht haben leisten können.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen ist ein Nein einfach zu wenig.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Damen, 

meine Herren, wir haben uns ein umfassendes Arbeits-
programm gegeben. Wir haben vor der Sommerpause 
vieles aufs Gleis gesetzt, und wir werden vieles noch 
abschließen können. Ich glaube, wir können mit Zuver-
sicht und Tatkraft ins zweite Halbjahr blicken, in dem es 
für diese Koalition weiterhin darum gehen wird, dieses 
Land voranzubringen und zu modernisieren.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete Ines 

Schwerdtner das Wort.
(Beifall bei der Linken)

Ines Schwerdtner (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In diesem 

Moment sitzen überall in diesem Land Menschen an ih-
ren Küchentischen und rechnen. Sie berechnen den Mo-
natseinkauf, die Tankkosten und die Rentenpunkte. Und 
Sie, Herr Klingbeil, sagen diesen Menschen: Für Sie ist 
kein Geld da. – Doch genau das ist eine Lüge!

(Beifall bei der Linken)
Sie geben mehr Geld aus als jeder Finanzminister vor 

Ihnen: 555 Milliarden Euro. Doch für die Menschen ist 
kein Geld da. Sie sind nur ein Kostenfaktor für Sie. Jahr-
zehntelang waren das Ihre Antworten. Und dann brauch-
ten Sie plötzlich Geld für die Militarisierung. Plötzlich 
ging es: Hunderte Milliarden Euro im Eiltempo. Plötzlich 
war Geld kein Problem mehr. Da ist Ihre Lüge aufgeflo-
gen.

Ich sage Ihnen, Herr Merz: Kürzen und Aufrüsten sind 
zwei Seiten derselben Medaille. Ihre Aufrüstung bezah-
len die einfachen Menschen in diesem Land. Diese Leute 
stopfen Ihre Haushaltskassen an der Supermarktkasse. 
Sie erhöhen die Steuern für Zucker und Alkohol, damit 
bei Rheinmetall die Sektkorken knallen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ach herrje!)
Die arbeitenden Menschen arm zu halten, ist eine po-

litische Entscheidung, die Sie jeden Tag treffen. Sie ha-
ben die Entscheidung getroffen, bei den ärmsten Kindern 
25 Euro zu streichen und keine Vermögensteuer zu erhe-
ben. Das ist eine Entscheidung, die Sie getroffen haben.

(Beifall bei der Linken)
Das alles geschieht inmitten einer tiefen Wirtschafts-

krise. Wir verlieren jeden Monat 10 000 Industriearbeits-
plätze. 100 000 Arbeitsplätze stehen bei VW auf der Kip-
pe. Sie sagen dazu kein einziges Wort. Herr Merz, Sie 
saßen nicht in Ihrem Kanzlersessel, sondern in den Rei-
hen der Union, als Heidi Reichinnek sprach. Haben Sie 
Angst vor ihr, oder wollen Sie den Kanzlersessel gleich 
räumen? Ich frage Sie mal.
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(Beifall bei der Linken)
Das sind unsere Kollegen, die nach 20 Jahren ihren Spind 
ausräumen müssen. Das sind Städte in Ost wie West, wo 
das Werk schließt. Als Nächstes ist es der Bäcker, und 
dann schwindet die Hoffnung komplett. Und Sie zucken 
mit den Schultern.

Dann fliegen Sie zum NATO-Gipfel und spielen Welt-
politik. Und was sehen wir? Wenn Trump sagt: 
„Springt!“, dann fragen Sie: „Wie hoch?“ Am selben 
Tag, an dem Trump das Abkommen mit dem Iran auf-
kündigt und den Handel mit Spanien aufkündigen will, 
sagen Sie, der NATO-Gipfel sei einer der größten Erfolge 
gewesen, und Sie zitieren Trump mit: „Love is in the air“. 
Halten Sie uns alle in diesem Raum eigentlich für dumm?

(Beifall bei der Linken)
Sie wollen Europäer sein? Jetzt ist der Moment, sich an 

die Seite Spaniens zu stellen. Herr Klingbeil, die Sozial-
demokraten, ich frage auch Sie: Vor ein paar Wochen 
standen Sie noch bei Pedro Sánchez und haben ihm Ihre 
Solidarität zugesichert, sich als Sozialisten inszeniert. Wo 
ist Ihre Solidarität jetzt?

(Beifall bei der Linken – Siemtje Möller 
[SPD]: Haben Sie eben Herrn Miersch zu-
gehört?)

– Herr Klingbeil muss es sagen. Der Vizekanzler ist nicht 
hier. Er war vor einem Monat noch bei Pedro Sánchez. 
Jetzt ist der Moment, den Rücken geradezumachen. 
Wirklich!

(Beifall bei der Linken)
Außenpolitik ist für Sie nur eine Flucht vor den Pro-

blemen zu Hause. Und selbst bei dieser Flucht verlieren 
Sie. Die Menschen draußen sind wütend, und das zu 
Recht. Aber ich sage Ihnen: Nicht der Nachbar kürzt 
deiner Mutter die Pflege weg; nicht der Kollege am 
Band erhöht die Rentenbeiträge. Diejenigen, die das 
tun, sitzen hier im Raum: Merz, Klingbeil und wie sie 
alle heißen. Die schonen ihre reichen Freunde und kürzen 
bei den Menschen. Hören wir endlich auf, nach unten zu 
treten, und schauen wir nach oben!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der SPD hat Herr Abgeordneter 

Armand Zorn das Wort. Bitte.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Armand Zorn (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrte Damen und Herren! Es gibt in meiner 
Jugendheimat in Sachsen-Anhalt einen Ort, der einmal 
als Solar Valley bezeichnet wurde. In Thalheim, Bitter-
feld-Wolfen, entstand die Solarindustrie der frühen 
2000er-Jahre und damit auch das Versprechen, dass 
Deutschland bei neuer Technologie ganz oben mitspielen 
kann. Heute ist dieser Ort eine Mahnung; denn diese 
Geschichte zeigt: Nur weil wir einmal Weltmarktführer 

waren, heißt das nicht, dass wir es immer bleiben werden. 
Wenn andere Staaten mit Milliarden und einer langfristi-
gen Strategie neue Industrien aufbauen, kann sich das 
Blatt schnell wenden. Genau darum geht es heute.

Deutschland war immer ein starkes Land, und das ist es 
heute immer noch. Wir haben eine industrielle Basis, um 
die uns viele beneiden. Wir haben Champions im Mittel-
stand und in der Forschung. Wir haben engagierte Be-
schäftigte, Erfindergeist und auch Erfahrung. Aber die 
Welt hat sich rasant verändert: China flutet Märkte mit 
subventionierten Überkapazitäten, die USA verteidigen 
ihre Industrie mit harten Bandagen, und Lieferketten 
und Technologien werden mehr und mehr zu Macht-
instrumenten.

Auch wir selbst sind manchmal vielleicht zu behäbig 
geworden. Wir haben die guten Jahre zu wenig genutzt, 
um in neue Technologien zu investieren. Wir subventio-
nieren viel zu oft stark gegen den Abstieg, aber zu wenig 
für den Aufstieg. Wir haben viele gute Ideen und eine 
exzellente Forschung; aber daraus entsteht viel zu wenig 
Unternehmertum.

Die neue Zeit braucht neue Lösungen. Es ist kein Na-
turgesetz, dass wir mit 84 Millionen Einwohnern die 
drittgrößte Volkswirtschaft der Welt sind. Es ist aber 
auch kein Naturgesetz, dass wir absteigen müssen. Genau 
das können und werden wir verhindern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir werden erfolgreich, wenn wir uns fokussieren: auf 
Innovation, auf Technologie, auf europäische Stärke. Ge-
nau das sind auch die Beschlüsse des Koalitionsausschus-
ses. Ich weiß, es gibt ein paar Punkte, die kritisch sind, 
aber die eindeutige Richtung zeigt: Wir wollen mehr auf 
Innovationen setzen. Wir wollen eine Wirtschaftspolitik 
umsetzen, die Forschung schneller in Produkte bringt, die 
künstliche Intelligenz, Robotik, Mikroelektronik, Clean-
tech und Kreislaufwirtschaft mit absoluter Konsequenz 
als neue Basis für Wohlstand sieht.

Wir brauchen Mut, und diese Koalition hat diesen Mut, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wir brauchen aber auch eine europäische Antwort auf 
den unfairen Wettbewerb, der uns begegnet. Wenn China 
Überkapazitäten strategisch aufbaut und Abhängigkeiten 
politisch missbraucht, muss Europa mit einer Stimme 
antworten, muss Europa mit Handelsschutz reagieren. 
Das ist auch das, was der Koalitionsausschuss mit sich 
gebracht hat.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser Ziel ist ein 
Deutschland, in dem die Zukunft gebaut wird – ein Land, 
in dem Roboter schwere Arbeit erleichtern, in dem KI 
Produktivität steigert, in dem gute Löhne Wohlstand in 
die Breite der Gesellschaft tragen, ein Land, das Wandel 
gestaltet und nicht nur erträgt. Ich bin fest überzeugt: –
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Armand Zorn (SPD):
– Deutschland kann Zuversicht. Deutschland kann zu-

sammen wachsen. Deutschland kann Zukunft. Lassen Sie 
uns gemeinsam anpacken!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Catarina dos 

Santos-Wintz das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Catarina dos Santos-Wintz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Unser Bundeskanzler hat es in seiner Regie-
rungserklärung gesagt: Unser Land verfügt über große 
Stärken: wirtschaftlich, technologisch und gesellschaft-
lich. Ja, wir sehen die Lage, wie sie ist. Und trotzdem 
sind wir davon überzeugt – auch wenn manche in diesem 
Haus einen anderen Eindruck vermitteln wollen –: Wir 
stehen nicht am Ende des Erfolgsmodells Deutschland, 
sondern – im Gegenteil – am Anfang einer Erneuerung, 
sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das ist genau der Auftrag, den diese Koalition hat. Das 
ist die Kurzformel für unsere politischen Entscheidun-
gen. Das Erfolgsmodell Deutschland bekommt ein Up-
date mit jedem Schritt, den wir hier gemeinsam gehen. 
Wir wollen nicht das Covergirl der Krise sein, sondern 
wir gehen in ganz konkreten Schritten mit jedem einzel-
nen Punkt voran. Wir entlasten Familien und Menschen 
mit geringem und mittlerem Einkommen bei der Steuer, 
auch wenn wir wissen, dass noch Schritte zu gehen sind. 
Mit der Körperschaftsteuerreform stärken wir die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer Unternehmen. Wir schaffen 
Rahmenbedingungen – wir haben es gerade vom Kolle-
gen Zorn gehört – für Investitionen, Forschung und In-
novationen. Wir beschleunigen und vereinfachen Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren, bauen Bürokratie 
ab und setzen auf Technologie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, all das verfolgt ein 
klares Ziel: Voraussetzungen für neues Wachstum zu 
schaffen. Denn die Vorstellung, wir könnten unsere So-
zialsysteme sichern, unsere Infrastruktur modernisieren 
und noch weitere Herausforderungen wie zum Beispiel 
beim Klima- und Umweltschutz bewältigen, ohne wirt-
schaftliches Wachstum zu haben, ist schlicht realitätsfern. 
Die Rentenerhöhung, die Kindergelderhöhung, die Sa-
nierung von Brücken und Schienen oder auch Investitio-
nen in erneuerbare Energien, all das muss auch erwirt-
schaftet werden. Dazu braucht es Wachstum. Deswegen 

bin ich froh, dass diese Bundesregierung nicht den Kopf 
in den Sand steckt, sondern die Reformen anpackt, die 
überfällig sind.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dazu gehört auch der ehrliche Blick auf die Zukunft 
unserer sozialen Sicherungssysteme. Denn wer so tut, als 
könne man die Entwicklung, dass immer weniger Er-
werbstätige die Renten einer wachsenden Zahl von Rent-
nerinnen und Rentnern finanzieren, dauerhaft ohne Re-
formen bewältigen, der macht den Menschen draußen 
etwas vor. Nichts zu tun ist keine Option, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wenn wir nichts tun, verschwindet die Rechnung am 
Ende nicht. Sie wird länger, die Zinsen werden höher, 
die Reserven kleiner, die Belastungen für alle größer. 
Deswegen braucht es genau die Reformen, die auch un-
sere Renten und unser Gesundheitssystem dauerhaft sta-
bil und finanzierbar halten.

In diesen Tagen gehen wir dafür wichtige Schritte. 
Unser Ziel ist – wir haben es schon gehört –, nicht nur 
die gesetzliche Rente zu sichern, sondern auch Lebens-
leistung anzuerkennen und gleichzeitig die Belastung für 
die junge Generation, die das Ganze irgendwann trägt, in 
einem vertretbaren Rahmen zu halten. Deswegen gehen 
wir die Reform, die uns die Alterssicherungskommission 
ins Stammbuch geschrieben hat, an.

Das betrifft auch die Aufgaben, die wir für die gesetz-
liche Krankenversicherung zu lösen haben – nicht aus 
Lust an Kürzungen, sondern weil jedes Jahr Aufschub 
jegliche Lösung für alle deutlich teurer machen würde. 
Und nein, das ist nicht angenehm. Und ja, das geht nicht 
ohne Einsparungen. Das sehen wir auch in diesen Tagen, 
in denen wir die GKV-Reform beraten.

Aber unsere Sozialsysteme erhalten wir nicht, indem 
wir Probleme verdrängen oder auf übermorgen verschie-
ben, sondern indem wir den Mut aufbringen, jeden Tag 
gemeinsam im Sinne des Kompromisses an der Lösung 
zu arbeiten, auch wenn zur Wahrheit gehört, zuzugeben, 
dass wir in den letzten Regierungen vielleicht nicht im-
mer den Mut dazu hatten, obwohl wir damals noch grö-
ßere finanzielle Spielräume hatten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Unser Wachstum erreichen wir nicht durch Wunsch-
denken, sondern indem wir Menschen und im Übrigen 
auch unseren Unternehmen die Freiheit geben, erfolg-
reich zu sein. Dazu gehören die Produktivität und die 
Innovationskraft unserer Industrie, die seit vielen Jahr-
zehnten das Rückgrat unserer Volkswirtschaft bilden. 
Dazu gehört aber auch die Tatsache, dass wir als Wirt-
schaftsnation im Herzen Europas gemeinsam mit unseren 
Partnern in der Europäischen Union in Freiheit, Frieden 
und wirtschaftlichem Wohlstand leben und handeln.

Unser Land kann keine Antwort von denjenigen erwar-
ten, die Europa schlechtreden und den Rückzug in Na-
tionalismus propagieren.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Genauso wenig helfen diejenigen, die unserer Wirtschaft 
lieber neue Hürden in den Weg stellen, anstatt zu fragen, 
wie wir sie zukunftsfähig machen und ihr die Rahmenbe-
dingungen geben, damit sie Arbeitsplätze und Wohlstand 
in unserem Land sichern kann, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb bin ich froh, dass wir einen Bundeskanzler 
haben, der die Bedeutung dieser wirtschaftlichen Grund-
lagen kennt und sich dafür einsetzt, dass Europa nach 
innen und außen geschlossen und handlungsfähig ist 
und mit dem richtigen Fokus agieren kann wie zuletzt 
beim NATO-Gipfel.

Denn das Update, das unser Erfolgsmodell Deutsch-
land jetzt braucht, ist darauf ausgerichtet, Chancen für 
morgen zu sichern. Es geht um die Menschen in unserem 
Land – egal ob sie jung oder alt sind –, die alle die Chance 
auf ein Leben in Frieden, Freiheit, Sicherheit und Wohl-
stand verdienen. Deswegen finden wir auch als Koaliti-
onsfraktionen und als Regierung die Kraft, diese Refor-
men anzugehen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Kollegin.

Catarina dos Santos-Wintz (CDU/CSU):
– weil wir wissen: Unser Land hat schon größere He-

rausforderungen bewältigt, und das Beste kommt noch.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die SPD-Fraktion Siemtje Möller.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Siemtje Möller (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Debatte hier hat über weite Strecken 
gezeigt: Unser Land steht vor einer Vielzahl von großen 
Reformaufgaben.

Im Rauschen der vielen innen- und außenpolitischen 
Herausforderungen und Kriege gerät leicht aus dem 
Blick, dass Russland die größte und konkreteste Bedro-
hung für Europa und damit für unsere Sicherheit und 
unsere freiheitliche Demokratie ist. Gegen diese Bedro-
hung gibt es nur einen verlässlichen Rahmen, und das ist 
die NATO. Die NATO ist da – um dieses Wort hier zu 
bemühen – tatsächlich alternativlos. Wir haben auf ab-
sehbare Zeit keine andere Option für unsere Sicherheit.

Doch der Gipfel in Ankara hat auch gezeigt: Es wird 
zunehmend zu einem Kraftakt, alle Akteure zusammen-
zuhalten. Die Fliehkräfte werden größer. Wir lächeln über 
unmögliche Bemerkungen des amerikanischen Präsiden-

ten hinweg. Wir sind so dankbar, dass die Türkei ein 
streitschlichtender Gastgeber ist, dass wir uns in Zurück-
haltung üben, während Erdoğan Journalistinnen und 
Journalisten sowie Mitglieder und amtierende Bürger-
meister unserer Schwesterpartei verhaften lässt.

Kolleginnen und Kollegen, unsere größte Bedrohung 
ist Russland, und unsere einzige Chance ist die NATO. 
Aber um dieses Bündnis wieder enger zu knüpfen, müs-
sen wir im europäischen Teil der NATO stark sein. Wir 
müssen zusammenwachsen. Wir müssen die Bundeswehr 
in allen Dimensionen stärken. Das tun wir über die lau-
fenden Beschaffungen, über den Wehrdienst und auch 
über den Verteidigungshaushalt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Die Herkulesaufgabe, den europäischen Pfeiler der 
NATO verteidigungsfähig zu machen, ist ein langer 
Weg. Wir gehen ihn mit voller Kraft. Doch wissen wir 
auch, dass die Umsetzung noch sehr viel Zeit brauchen 
wird. Vom Marathonlaufen kenne ich das nur zu gut: 
Große Ziele erreicht man nicht im Sprint, sondern mit 
langem Atem. Das gilt auch hier. In diesen Weg werden 
wir Kraft und Geld investieren müssen.

Gleichzeitig werden die Unwägbarkeiten größer. Die 
hybriden Angriffe Russlands werden zunehmen, und die 
Auswirkungen globaler Krisen werden immer näher an 
unseren Alltag heranrücken. Die Menschen in unserem 
Land werden diese Folgen spüren. Genau das macht an-
fällig für die Lügen und vermeintlich einfachen Lösun-
gen von rechts außen. Wir dürfen darauf nicht herein-
fallen. Wir reden uns viel zu oft viel zu schlecht. Das 
haben wir doch gerade wieder erlebt. Die Rechtspopulis-
ten können das am allerbesten. Sie zersetzen Deutsch-
land, indem sie alles schlechtreden.

(Gerold Otten [AfD]: Zustandsbeschreibung!)

Ja, wir haben Hausaufgaben zu erledigen, aber wir kön-
nen auch was.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Dr. Bernd Baumann [AfD]: 
Nee! Sie können gar nichts!)

Noch schlimmer sind die vermeintlichen Lösungen, die 
Sie haben, wie etwa das Märchen, man müsse sich nur 
Russland wieder annähern, dann komme der Frieden von 
allein, oder die Erzählung, durch Abschottung werde 
Deutschland wieder wirtschaftlich stark.

Lassen Sie uns unseren Weg gehen! Lassen Sie uns 
nicht auf das zersetzende Narrativ von rechts außen he-
reinfallen und alles schlechtreden! Davon profitiert am 
Ende hier niemand, sondern nur Moskau. Deshalb sollten 
wir uns weiter für uns und unseren Kontinent, für unsere 
Sicherheit und am Ende für unser Land einsetzen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Jürgen Hardt.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nicht nur in Europa, sondern vielleicht auch in Moskau 
und in Peking hat man gespannt auf den NATO-Gipfel in 
Ankara geblickt; wir in Europa natürlich in der Sorge, 
dass vielleicht ein Zeichen der Geschlossenheit ausblei-
ben könnte. In Moskau hätte man sich gefreut, wenn es zu 
Streit gekommen wäre, und in Peking hätte man viel-
leicht klammheimliche Freude empfunden.

Ich finde, der NATO-Gipfel ist ein großer Erfolg ge-
wesen. Ich möchte die Punkte nennen. Ich möchte dem 
Bundeskanzler, dem Außenminister und dem Verteidi-
gungsminister für die gute Vorbereitung seitens Deutsch-
lands auf diesen Gipfel danken.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die Gipfelerklärung ist ein Signal der Geschlossenheit 
der NATO. Die Bilanz der Mitglieder der NATO mit 
Blick auf ihre Anstrengungen, die Vereinbarung von Wa-
les aus dem Jahr 2014 und von Den Haag vom letzten 
Jahr auch wirklich umzusetzen, ist beachtlich. Gerade 
Deutschland ist mit vorne dabei, wenn es darum geht, 
die Verteidigungsausgaben vielleicht auch schneller auf 
das erforderliche Maß zu bringen, als das formal vorgese-
hen ist. Man muss ja immer bedenken, wenn Deutschland 
als wirtschaftlich stärkste europäische Nation in diesem 
Bereich entsprechend zulegt und auf 3,5 bzw. 5 Prozent 
aufrüstet, dann ist das auch substanziell ein ganz großer 
Beitrag zur NATO. Viele kleine Staaten haben die 5 Pro-
zent erreicht, aber wenn Deutschland das auch schafft, 
dann ist richtig Wumms dahinter, den wir in der NATO 
dringend brauchen können.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Was mich positiv überrascht hat und was uns alle 
freuen sollte, ist dieses klare Signal an die Ukraine bis 
hin zur Äußerung des US-Präsidenten, er würde Selen-
skyj zukünftig Lizenzen für den Bau von Patriot-Raketen 
geben. Das finde ich im Vergleich zu dem, was wir in den 
letzten Monaten im Umgang zwischen Selenskyj und 
Trump erleben mussten, geradezu eine 180-Grad-Wende. 
Ob das Projekt wirklich schnell und einfach realisierbar 
ist, wird sich herausstellen, aber das Signal der Unter-
stützung ist absolut unverkennbar.

Sie haben gerade in Ihrer Regierungserklärung verkün-
det, dass bei dem Thema Tomahawk jetzt auch eine Lö-
sung kommt und wir in Deutschland in der Lage sind, die 
Fähigkeitslücke bezüglich dieser Waffensysteme zu 
schließen. Ich finde, das ist eine tolle Leistung, an der 
vermutlich auch der Verteidigungsminister seinen Anteil 
hatte, dem ich dafür danken will.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Was gibt es jetzt zu tun? Ich glaube, in der NATO geht 
es in den nächsten Monaten zuallererst darum, dass wir 
dem berechtigten Wunsch, der berechtigte Erwartung der 
US-Amerikaner an mehr europäischer konventioneller 
Verteidigung und Entlastung der Amerikaner durch kon-
krete Schritte entsprechen. Es darf auf keinen Fall der 

Eindruck entstehen, dass das sozusagen aus dem Bauch 
heraus von einzelnen Akteuren entschieden wird, son-
dern es muss ein nachvollziehbarer, taktisch und strate-
gisch von Militärs vorbereiteter Plan sein, an dessen Ende 
eine Stärkung der konventionellen Verteidigung in Eu-
ropa steht, aber auch eine Entlastung der Amerikaner 
bei ihrer Rolle in Europa. Wenn es seitens des Haupt-
quartiers in Brüssel in den nächsten Monaten und Jahren 
gelingt, das auch konkret mit Meilensteinen so zu hin-
terlegen, dass zu keinem Zeitpunkt eine Frage an der 
Abschreckungsfähigkeit im konventionellen Bereich be-
steht, dann wäre das meines Erachtens ganz wichtig. Ich 
habe den Eindruck, das ist auf einem guten Weg.

Das Zweite ist die NATO-Rüstung. Gerade wir in 
Deutschland leiden unter langen Beschaffungsprozessen. 
Wir sehen am Krieg Russlands gegen die Ukraine und an 
der Art und Weise, wie sich die Ukraine verteidigt, aber 
auch an dem, was wir im Iran-Israel-Amerika-Krieg be-
obachten, dass sich die Anforderungen an Waffensysteme 
und an Fähigkeiten radikal und sehr schnell ändern. Wir 
müssen in der NATO sicherstellen, dass wir nicht in 
Technologien investieren, über die wir in zehn Jahren 
sagen, dass wir das Geld eigentlich falsch eingesetzt ha-
ben. Bei der Drohnentechnik, aber bei auch unbemannten 
Landfahrzeugen, im Cyberbereich, in der Digitalisierung, 
beim Einsatz von KI muss die NATO der Vorreiter wer-
den. Wir müssen in der NATO nicht nur die modernsten, 
sondern auch die zukunftsfähigsten Armeen der Welt 
haben.

Ein Riesenproblem in der NATO ist aus meiner Kennt-
nis – wir sind mit der Parlamentarischen Versammlung 
der NATO in Lettland, in Litauen gewesen, wo NATO- 
Verbände stehen – die Standardisierung. Wir brauchen 
mehr Übereinstimmung der Waffensysteme, damit man 
dann, wenn man gemeinsam zusammenarbeitet, auch 
besser mit den gemeinsamen Waffen agieren kann. Ich 
glaube, das sind ganz große Herausforderungen der 
NATO. Vielleicht werden diese dann auf den nächsten 
NATO-Gipfeln im Vordergrund stehen, damit wir sicher-
stellen, dass wir das viele Geld auch so ausgeben, dass am 
Ende des Tages daraus eine entsprechende Schlagkraft 
entsteht, die niemand überwinden kann, und dass wir 
vor niemandem Angst haben müssen, dass er uns jemals 
herausfordert.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit darf ich die Aussprache zur Regierungserklä-

rung zur aktuellen politischen Lage beenden.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8b und 8c sowie 
Zusatzpunkt 4 auf: 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Matthias Gastel, Tarek Al-Wazir, Victoria 
Broßart, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Stillstand in der Bahnpolitik überwinden – 
Strukturreformen umsetzen, Kapazitäten 
des Schienennetzes verstärken und ein gu-
tes Fernverkehrsangebot sicherstellen
Drucksache 21/6922
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Haushaltsausschuss

c) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Swantje Henrike Michaelsen, 
Dr. Julia Verlinden, Tarek Al-Wazir, weiteren 
Abgeordneten und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes (Tempolimit) 
Drucksache 21/5319
Beschlussempfehlung und Bericht des Ver-
kehrsausschusses (15. Ausschuss)
Drucksache 21/6734

ZP 4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Swantje 
Henrike Michaelsen, Tarek Al-Wazir, Victoria 
Broßart, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Hitzebedingte Schäden an der Verkehrsinfra-
struktur – Klimaschutz jetzt forcieren
Drucksache 21/6923
Überweisungsvorschlag:  
Verkehrsausschuss (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Haushaltsausschuss

Über den Gesetzentwurf werden wir später namentlich 
abstimmen. Vereinbart sind 60 Minuten für die Ausspra-
che.

Dr. Julia Verlinden für Bündnis 90/Die Grünen eröffnet 
die Aussprache.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Zuhörende! Im 

Juni mussten 18 Autobahnen gesperrt werden, weil die 
Hitze mit fast 42 Grad Rekordtemperaturen zu erhebli-
chen Schäden an der Fahrbahn geführt hatte. Das Zy-
nische an diesen hitzebedingten Straßenschäden ist, 
dass diese durch das Verbrennen von Benzin und Diesel 
überhaupt erst verursacht wurden; denn solange der Ver-
kehrssektor fossil bleibt, steigt die Temperatur und Ex-
tremwetter zerstören unsere Infrastruktur, aber das wäre 
verhinderbar.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Diese dramatischen Auswirkungen der sengenden Hit-

zewelle haben bisher offenbar weder bei der Bundes-
regierung noch bei den Abgeordneten der Koalition 
zum Nachdenken geführt, und das macht mich wirklich 
fassungslos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Diese lebensgefährlichen und teuren Fiebertemperatu-
ren in Europa bedürfen dringend politischen Handelns: 
erstens wirkungsvoller Hitzeschutz, also Klimaanpas-
sungsmaßnahmen, und zweitens mehr Klimaschutz, um 
die Ursache, also Emissionen von CO2 und Methan, zu 
mindern.

Gerade im Verkehrssektor gäbe es zahlreiche wirk-
same Maßnahmen, die Sie sofort beschließen könnten, 
um die eskalierende Erhitzung zu begrenzen. Eine wirk-
same Maßnahme dafür wäre das Tempolimit auf Auto-
bahnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie alle werden Menschen kennen, die in der Hitzewo-
che im Rettungsdienst, im Pflegeheim oder Krankenhaus, 
bei der Feuerwehr, in einer Schule oder Kita Dienst hatten 
und krasse Arbeit unter schwierigsten Bedingungen ge-
leistet haben. Und was diese Menschen keinesfalls erle-
ben möchten, ist, dass diese Hitzewellen zur neuen Nor-
malität in jedem Sommer werden. Deswegen steht heute 
das Tempolimit zur Abstimmung. Tun Sie das, was ver-
nünftig ist, übernehmen Sie Verantwortung als Abgeord-
nete.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer die Menschen im Land und den Klimaschutz ernst 
nimmt, der muss endlich die Bahn wieder flott und ver-
lässlich machen. Das Problem liegt in Jahrzehnten ver-
nachlässigter Infrastruktur. Die vielen Menschen, die bei 
der Bahn arbeiten, machen täglich einen Hammerjob:

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

ob bei Hitze oder Kälte. Das Material, mit dem sie arbei-
ten müssen, braucht dringend ein Update. Aber alle Fi-
nanzminister und alle Verkehrsminister der letzten Jahr-
zehnte haben ihren Job nicht gut gemacht, sondern 
Investitionen immer wieder verschoben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es ist doch zum Haare raufen, dass die Bahn sagt, sie 
würde zum Beispiel bei den Generalsanierungen gern 
noch mehr reparieren, noch mehr modernisieren, aber 
dafür gibt es das Geld nicht. Die Menschen wollen ja 
klimafreundlich Bahn fahren, die Züge sind doch rappel-
voll, aber Sie nehmen ihnen das Zugangebot förmlich vor 
der Nase weg. Durch Ihre faktische Beendigung der Tras-
senpreisförderung feuern Sie die Debatten um das Ab-
koppeln vom Fernverkehr von Städten wie Magdeburg 
und Dessau oder Rostock doch auch noch an.

Deswegen fordern wir Grüne Sie auf: Stellen Sie end-
lich ausreichend Geld zur Verfügung, damit die Schiene 
wieder funktioniert und klimafit wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Abgeordnete der Koalition von SPD und CDU/ 
CSU, die Hitzewelle im Juni war eine Zäsur für das Land.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.
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Dr. Julia Verlinden (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
4 300 Hitzetote allein in einer Woche. Vielleicht ken-

nen Sie Menschen, die Angehörige im Juni verloren ha-
ben. Wenn Sie das ignorieren, dann handeln Sie verant-
wortungslos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die CDU/CSU-Fraktion Michael Donth.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Michael Donth (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Bahnfunkstörungen, Hitzeprobleme, ver-
zögerte Fertigstellung von Korridorsanierungen oder die 
Debatte um Italo: Verkehrspolitisch wurde in den letzten 
Tagen und Wochen wieder einiges geboten. Es passt da-
her gut, dass wir heute – kurz vor der parlamentarischen 
Sommerpause – noch mal zu Schienen- und Verkehrs-
themen sprechen,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja gut, dass wir den Tagesordnungs-
punkt aufgesetzt haben! – Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Leider gibt 
es keine Aktionen seitens der Koalition!)

auch wenn ich die vorliegenden Anträge der Grünen 
überwiegend ablehne. Und ich will mich aus diesem 
Konvolut auf ein Thema konzentrieren, nämlich auf die 
aktuelle Debatte zum Thema „mehr Wettbewerb im Fern-
verkehr“.

Vorneweg: Ich verstehe, dass das Auftreten von Italo 
und das geplante Volumen des Einstiegs in Höhe von 
3,6 Milliarden Euro zu Erstaunen in der Branche geführt 
hat. Ähnliche Abwehrreflexe gab es damals auch, als 
FlixBus bzw. danach FlixTrain in Deutschland gestartet 
sind. Mittlerweile haben sich beide Unternehmen etab-
liert und es geschafft, mehr Fahrgäste als zuvor in Busse 
und Bahnen zu bringen. Und das ist gut so. Ich bin über-
zeugt: Wettbewerb ist nichts Schlechtes.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wettbewerb kann eine Chance sein für die Fahrgäste, die 
dann mehr Auswahl, womöglich günstigere Tickets und 
vielleicht auch eine bessere Qualität bekommen.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Auf weniger 
Strecke!)

Und am Ende führt Wettbewerb dazu, dass auch beste-
hende Angebote bzw. Anbieter besser werden.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Auf den paar 
wenigen Strecken, die sich lohnen!)

Auch das ist im Interesse unserer Fahrgäste.
Geradezu reflexartig Panik zu verbreiten, dass der Re-

gional- und Nahverkehr zusammenbricht, dass zahlreiche 
Städte abgehängt werden, finde ich dann doch etwas selt-
sam, zumal – das hat die Bundesnetzagentur sehr deutlich 
gemacht – der Nahverkehr überhaupt nicht betroffen ist. 
Die geplante Ausweitung des Angebots führt dazu, dass 

wir nun als Politik darüber diskutieren, welche Fernver-
kehrsangebote wir haben wollen und wie wir sie mit den 
aktuell knappen Kapazitäten im Netz in Einklang brin-
gen. Auch das halte ich für positiv.

Wir werden uns sehr genau anschauen, welche Vor-
teile, aber auch welche Nachteile mehr Wettbewerb in 
anderen europäischen Ländern mit sich gebracht hat. 
Das ist unsere Aufgabe als Politik.

Seien wir doch mal ehrlich: Wir beklagen uns zu Recht 
über Verspätungen, über ausgefallene Züge, über die 
Leistung der Deutschen Bahn; wie gesagt, zu Recht. 
Aber auch das gehört dazu: Kein anderes europäisches 
Land hat ein so großes und dichtes Mischverkehrsnetz 
wie Deutschland. Und unser Land hat zudem einen funk-
tionierenden Regional- und Nahverkehr, in dem die An-
zahl der Fahrgäste trotz all der zu Recht beklagten Pro-
bleme seit Jahren steigt.

Um es auf den Punkt zu bringen: Natürlich wollen wir 
nicht, dass neue Anbieter nur die beliebten Strecken be-
dienen und Rosinenpickerei betreiben. Natürlich wollen 
auch wir, dass die Fläche weiterhin durch den Fernver-
kehr angebunden wird. Aus diesem Grund schauen wir 
uns das sehr genau an.

Noch ein Gedanke zum Schluss. Schon seither müssen 
wir immer wieder feststellen, dass die eigenwirtschaftli-
chen Verkehrsanbieter Halte streichen, weil sie nicht aus-
reichend nachgefragt werden. Gerade das Deutschland-
ticket, die bundesweite Flatrate im Nahverkehr, führt in 
manchen Regionen dazu, dass der Umstieg von Fernver-
kehrs- in Nahverkehrszüge erfolgt. All diese Punkte müs-
sen wir bedenken. Deshalb werden wir uns der Frage, 
welchen Fernverkehr wir wie und wo haben wollen, mit 
der gebotenen Sorgfalt widmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das Wort erhält für die AfD-Fraktion Wolfgang 

Wiehle.
(Beifall bei der AfD)

Wolfgang Wiehle (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Vernünftige Verkehrspolitik unterstützt 
die Freiheit der Bürger und schont die staatlichen Kassen. 
Wir haben es bei den Anträgen der Grünen heute mit dem 
genauen Gegenteil zu tun. Würden wir ihnen folgen, 
hätten wir immense Ausgaben für nur einen einzigen 
Verkehrsträger. Die Autofahrer vergessen Sie bei der In-
frastruktur und zwingen ihnen ohne sachlichen Grund 
auch noch ein Tempolimit auf. Wir von der AfD sehen 
das mit allem Nachdruck anders.

(Beifall bei der AfD)
Wenn ich Ihren Hitze-Antrag lese,

(Lachen bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])
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spüre ich geradezu Ihren Schmerz, dass Sie Ihr immer 
gleiches Klimanarrativ nicht mit einem Plädoyer für die 
Bahn krönen konnten. Im Gegenteil, die Bahn hat ihre 
Kunden an dem besonders heißen Wochenende ja gera-
dezu gewarnt: Fahrt nicht mit uns!

Wir brauchen mehr Beständigkeit in der deutschen 
Infrastruktur. Das muss für die Straße genauso gelten 
wie für die Schiene. Die Regierung vernachlässigt aber 
die Straße, genauso wie ihre Ampelvorgänger, und das 
muss aufhören.

(Beifall bei der AfD – Dr. Fabian Fahl [Die 
Linke]: Schauen Sie sich die Ausgaben doch 
mal an!)

Die Bahn wird immer wieder zum Opfer politischer 
Vorgaben. Es war Unfug, dass Regierungen vergangener 
Jahrzehnte die Bahn an die Börse bringen wollten und sie 
dafür kaputtgespart haben. Es ist genauso Unfug, die 
Bahn mit Erwartungen zu überladen. Nur weil etablierte 
Politiker „Verkehrswende“ rufen, verdoppelt die Bahn 
nicht in wenigen Jahren ihre Leistung. Wir erleben viel-
mehr, wie die Überlastung immer weiter ins Chaos führt.

(Beifall bei der AfD)

Das deutsche Schienennetz muss saniert werden. Wenn 
Bahn und Politik dabei in Hektik verfallen wie jetzt, gibt 
es immer neues Chaos. Zig Kilometer Strecke werden auf 
einen Schlag gesperrt. Wenn dann auf der Umleitungs-
strecke auch noch eine Störung auftritt, gibt es Verspä-
tungen und Zugausfälle ohne Ende. Dann haben wir den 
Stillstand in der Praxis.

Die Grünen fordern die Sanierung des Schienennetzes 
in einem hohen Tempo, so steht es in ihrem Antrag. Das 
verschärft die Hektik noch und führt außerdem in eine 
Baupreisinflation. Ich bin ein großer Freund der Bahn, 
und gerade deshalb sage ich: Die Politik der Grünen tut 
der Bahn keinen Gefallen, wenn sie sie zum Allheilmittel 
erklärt und überlastet. Das zeugt vom Realitätsverlust bei 
den Grünen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn wir von der AfD Verantwortung tragen, sieht die 
Politik der Wirklichkeit ins Auge. Wir stehen für eine 
vernünftige und bezahlbare Verkehrspolitik. Deshalb set-
zen wir die Bahn genau da ein, wo sie wirklich gut ist: 
nämlich vor allem, wenn es um große Verkehrsströme 
geht.

Wir freuen uns, wenn weitere Unternehmen Züge im 
Fernverkehr anbieten. Der Wettbewerb kommt den Fahr-
gästen zugute. Der Staat muss sich zurückhalten und vor 
allem für einen fairen Rahmen sorgen. Wir sanieren die 
Strecken mit Augenmaß, eine nach der anderen. Wo es 
gut und richtig ist, bauen wir die Bahnstrecken aus. Wir 
werden aber sehr genau hinsehen, bevor wir Milliarden 
hinblättern, um ein paar Minuten Fahrzeit zu gewinnen.

(Beifall bei der AfD)

Wir wissen, wie wichtig die Straße ist; denn sie bewäl-
tigt den größten Teil des Verkehrs. Deshalb werden wir 
auch das meiste Geld in die Straße investieren und die 
kaputten Brücken schneller reparieren, als diese Regie-
rung es tut.

(Beifall bei der AfD)
Das ist vernünftige Verkehrspolitik. Die AfD versucht 

nicht, die Welt zu retten oder das Klima. Für uns stehen 
die Bürger in Deutschland im Mittelpunkt.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als Nächste in der Aussprache hören wir Isabel 

Cademartori von der SPD.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Isabel Cademartori (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Über 4 300 Tote, überlastete Notaufnahmen, Blaulicht-
organisationen und Zivilschutz sind völlig am Limit. Äl-
tere Menschen kollabieren in Pflegeheimen und müssen 
evakuiert werden. Unterricht fällt flächendeckend aus, 
Züge bleiben stehen, Autobahnen brechen auf, der Re-
gionalverkehr kommt in manchen Regionen nahezu zum 
Erliegen. Was ich hier beschreibe, ist kein Terror-
anschlag, kein militärischer Angriff und kein hybrider 
Angriff einer fremden Macht. Er kommt nicht in Uniform 
daher und nicht unter einer fremden Flagge. Es sind die 
Folgen einer Hitzewelle mit Temperaturen von über 
40 Grad. Es ist die Klimakrise. Und ich frage mich schon: 
Warum reagieren wir darauf nicht mit derselben Ent-
schlossenheit, mit der wir auf andere Bedrohungen unse-
rer Sicherheit reagieren würden? Wo sind die täglichen 
Talkshow-Debatten darüber, wie wir unsere Gesellschaft 
widerstandsfähig machen? Wo ist die breite Diskussion 
darüber, wie wir unsere Infrastruktur dieser Realität an-
passen? Denn diese Realität betrifft nicht nur die Um-
welt; sie betrifft auch unsere Sicherheit, unsere Gesund-
heit und das Funktionieren unseres Landes.

Umso befremdlicher ist es, dass die AfD als größte 
Oppositionspartei noch vor wenigen Wochen hier Debat-
ten darüber geführt und gesagt hat, die Klimaapokalypse 
sei abgesagt.

(Zurufe von der AfD: Ist sie ja auch!)
Sie fordern die Abschaffung aller Klimaschutzmaßnah-
men und führen ernsthafte Debatten über die Farbe von 
Wetterkarten. Meine Damen und Herren, völlig unabhän-
gig davon, ob eine Wetterkarte hellrot, dunkellila oder 
mittelrot ist: Temperaturen von über 40 Grad über meh-
rere Tage sind lebensbedrohlich. Das ist die Realität.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – René 
Bochmann [AfD]: Das hatten wir aber immer 
wieder mal in der Vergangenheit! – Zuruf des 
Abg. Adam Balten [AfD])

Und dieses Problem lässt sich auch nicht abschieben 
oder deportieren; es trifft uns alle. Besonders aber trifft es 
diejenigen, die arbeiten, die in dichtbebauten Städten und 
in kleinen Wohnungen leben und auf eine funktionie-
rende öffentliche Infrastruktur angewiesen sind. Deshalb 
ist das auch ein Kernthema für eine Arbeiterpartei wie die 
SPD.
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(Zuruf von der AfD: Es ist nicht viel heißer! – 
Abg. Lars Haise [AfD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

Deswegen dürfen wir die Hitze auch nicht als reines 
Umweltthema behandeln. Sie ist längst eine Frage des 
Katastrophenschutzes, der öffentlichen Gesundheit und 
der staatlichen Resilienz. Und das gilt selbstverständlich 
auch für den Verkehrsbereich.

(Beifall des Abg. Dirk Wiese [SPD] – Abg. 
Lisa Badum [Bündnis 90/Die Grünen] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, würden Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD-Fraktion gestatten?

Isabel Cademartori (SPD):
Nein. Es ist schon zu viel Zeit für dieses Geschwurbel 

draufgegangen.
Es gibt selbstverständlich – –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Entschuldigung, Frau Abgeordnete, es gibt noch eine 

Nachfrage, und zwar von Bündnis 90/Die Grünen, von 
Frau Badum. Möchten Sie diese zulassen?

Isabel Cademartori (SPD):
Ja, selbstverständlich.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Lachen des Abg. 
René Bochmann [AfD])

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Kollegin, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Ich teile ja Ihre Einschätzung, und wir 
haben heute erschütternde Zahlen vom Robert-Koch-In-
stitut zu Tausenden von Menschen erhalten, die in nur 
einer Woche aufgrund der Klimakrise den Hitzetod ge-
funden haben. Das Ding ist nur: Sie sind in der Regie-
rung, und Sie beklagen, dass nicht gehandelt wird.

Deswegen ist meine Frage an Sie: Was macht die Re-
gierung konkret, um bei der Verkehrsinfrastruktur vorzu-
sorgen, aber eben auch, um den Hitzetoten vorzubeugen? 
Wir müssen doch daran interessiert sein, dass weniger 
Menschen aufgrund der Klimakrise sterben.

Und was mich beispielsweise wundert, ist, dass das 
Programm zur Anpassung an den Klimawandel in sozia-
len Einrichtungen, durch das Menschen in Krankenhäu-
sern und Altenheimen wirklich gerettet werden können, 
dieses Jahr gesperrt ist; es dürfen keine weiteren Anträge 
gestellt werden.

Deswegen meine weitere Frage: Warum fördern Sie 
nicht solche Programme, die jetzt lebensnotwendig sind, 
und was machen Sie als Bundesregierung jetzt konkret 
für eine resiliente Verkehrsinfrastruktur?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke])

Isabel Cademartori (SPD):
Vielen Dank, Frau Kollegin, auch dafür, dass wir diese 

Debatte führen; denn ich halte sie tatsächlich für wichtig. 
In meiner Einführung wollte ich vor allem auch darauf 
hinweisen, dass diese gesellschaftliche Debatte notwen-
dig ist, dass wir sie auch führen, dass sie aber aus meiner 
Sicht auf allen Ebenen noch nicht mit der Vehemenz und 
Dringlichkeit geführt wird, die für das Thema eigentlich 
notwendig wären.

Dazu, was wir konkret machen, komme ich noch im 
zweiten Teil meiner Rede; aber um dem mal vorzugrei-
fen: Wir investieren natürlich riesige Summen in die Sa-
nierung unserer Infrastruktur. Wir bemühen uns auch mit 
verschiedenen Gesetzen, die Verfahren zu beschleunigen, 
um die anstehenden Investitionen umzusetzen. Da gibt es 
keinen Schalter, den man für die Sanierung der Infra-
struktur schnell umlegen kann.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch! Das Tempolimit!)

Ich glaube aber, bei diesen Schritten müssen wir alle 
anerkennen, dass das, was uns jetzt öfter erwartet, näm-
lich auftretende Hitzeperioden, uns auf dieselbe Art und 
mit derselben Dringlichkeit fordert wie andere Sicher-
heitsbedrohungen, und dass wir allesamt mit derselben 
Entschlossenheit darauf reagieren und dem dieselbe Auf-
merksamkeit widmen sollten. Deswegen finde ich es gut, 
dass wir heute darüber debattieren, und ich will gerne 
weiter darauf eingehen, wie wir das im Verkehrsbereich 
umsetzen können.

Unsere Aufgabe besteht nämlich nicht nur darin, Emis-
sionen zu senken. Wir müssen jetzt beides tun: die Ver-
kehrswende vorantreiben und gleichzeitig die Verkehrs-
infrastruktur an die Folgen des Klimawandels anpassen. 
Denn diese extreme Hitze wird öfter auftreten, und dafür 
brauchen wir widerstandsfähigere Straßen, Schienen und 
Brücken. Wir brauchen Konzepte dafür, dass Mobilität 
auch unter Extrembedingungen verlässlich funktionieren 
kann.

Das wird auch bedeuten, dass wir in solchen Situatio-
nen den Verkehr entschleunigen müssen, um Sicherheit 
und Verlässlichkeit gewährleisten zu können. Wir haben 
erlebt, dass Veranstaltungen abgesagt werden mussten, 
und es wird weniger öffentlicher Verkehr verfügbar sein. 
Wichtig ist für uns aber, dass er verlässlich verfügbar ist 
und niemand Angst haben muss, irgendwo stecken zu 
bleiben und gegebenenfalls im Zug übernachten zu müs-
sen.

Ich möchte an dieser Stelle ganz ausdrücklich den 
vielen Beschäftigten der Verkehrsunternehmen, der Au-
tobahnmeistereien und allen danken, die trotz dieser ex-
tremen Bedingungen dafür gesorgt haben, dass unser 
Land mobil geblieben ist. Das verdient großen Respekt 
und unseren großen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, wir diskutieren heute auch 
über ein allgemeines Tempolimit als sinnvolle Maß-
nahme für den Klimaschutz. Jetzt will ich einordnend 
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sagen: Wenn wir das Tempolimit heute beschließen wür-
den, würden deswegen nicht sofort keine Hitzewellen 
mehr auftreten.

(Lars Haise [AfD]: Ach! Hört! Hört!)

Aber natürlich ist ein Tempolimit eine sinnvolle Klima-
schutzmaßnahme, und es steht deswegen auch schon 
lange im Programm der SPD; daran hat sich nichts 
geändert. Heute steht uns jedoch eine namentliche Ab-
stimmung bevor, und wir haben im Koalitionsvertrag ver-
einbart, dass wir in dieser Legislaturperiode kein all-
gemeines Tempolimit einführen werden. Deshalb wird 
die SPD auch gegen diesen Antrag stimmen.

(Janine Wissler [Die Linke]: Wir haben ja noch 
jede Menge Zeit dafür!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete, die Redezeit.

Isabel Cademartori (SPD):
Ja, ich komme zum Schluss. – In der vergangenen 

Legislaturperiode, mit Regierungsbeteiligung der Grü-
nen, konnten wir auch kein Tempolimit einführen. Hätte 
es damals eine namentliche Abstimmung gegeben, hätten 
auch die Grünen dagegenstimmen müssen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete!

Isabel Cademartori (SPD):
Aber gemeinsam arbeiten wir an neuen Mehrheiten für 

eine resiliente Verkehrsinfrastruktur und echten Klima-
schutz, damit wir da auch vorankommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention erhält der Abgeordnete Lars 

Haise das Wort.

Lars Haise (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident, für das erteilte Wort. – 

Geschätzte Kollegin Cademartori, schade, dass Sie meine 
Zwischenfrage nicht zugelassen haben. Ich wollte Sie 
einmal daran erinnern, dass Sie ja auch hier in der Bun-
deshauptstadt, zusammen mit dem Tennisspieler Wegner 
von der CDU, Regierungsverantwortung tragen. Sie stel-
len sich hier vorne ans Rednerpult hin und sagen, die SPD 
sei eine Arbeiterpartei. Wie können Sie es mit Ihrem 
Gewissen vereinbaren, dass in der Bundeshauptstadt Ber-
lin immer noch neue U-Bahnen ohne Klimaanlagen be-
stellt werden? Wollen Sie die Arbeitnehmer, die Sie zu 
vertreten vorgeben, etwa bewusst bei Hitzewellen quä-
len? – Das ist meine Frage an Sie.

(Beifall bei der AfD – Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ich denke, den Kli-
mawandel gibt’s gar nicht! Also was jetzt?)

Isabel Cademartori (SPD):
Sehr geehrter Herr Kollege, vielen Dank für die Fra-

ge. – Also, zum einen: Ich bin nicht verantwortlich für die 
Berliner Politik, sondern für die Bundespolitik. Ich will 
aber schon sagen: Wie können Sie es eigentlich mit Ihrem 
Gewissen vereinbaren, Klimaanlagen zu fordern auf-
grund eines Klimawandels, den Sie leugnen?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken – Heiterkeit des 
Abg. Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN], an Abg. Lars Haise 
[AfD] gewandt: Ein bisschen heiß geworden, 
nicht?)

Insofern würde ich sagen: Wenn wir es mal schaffen, 
uns gemeinsam darauf zu einigen, dass der Klimawandel 
real ist, dass er bekämpft werden muss und Maßnahmen 
dagegen ergriffen werden müssen, dann können wir eine 
Auseinandersetzung darüber führen, welche die sinnvol-
len, richtigen und effizienten sind. Und dann würden Sie 
auch eine produktive Rolle in diesem Parlament spielen, 
statt uns ständig mit solchen Schwachsinnsdebatten zu 
beschäftigen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die Fraktion Die Linke Dr. Fabian Fahl das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Herr Präsident! Früher wollten Kinder Lokomotivfüh-

rer werden, heute nicht mehr.

(Lars Haise [AfD]: Doch! Ich schon!)

Bahnfahren macht schließlich keinen Spaß mehr. Eine 
Verspätung von 30 Minuten zählt bei vielen nicht mal 
mehr als echte Verspätung. Touristinnen und Touristen 
wundern sich.

Pünktlichkeit war typisch deutsch. Dann kam die Idee 
der Bahn als Aktiengesellschaft – und damit enorme 
Rückschritte. Es ging nicht mehr darum, Menschen effi-
zient und klimafreundlich von A nach B zu bringen, 
sondern ums Sparen. Strecken wurden von zwei- auf ein-
gleisig zurückgebaut. Wir brauchen aber mehr Resilienz, 
nicht weniger.

(Beifall bei der Linken)

Sie haben die Bahn seit den 90ern kaputtgespart. An-
dere Länder bauten neue, moderne Bahninfrastruktur; das 
stärkte Lebensqualität und Wirtschaft. Hier schrumpfte 
das Schienennetz. Während Milliarden in den Autobahn-
bau flossen, wurde aus einer Infrastruktur, auf die man 
stolz sein konnte, ein Flickenteppich mit kaputten Zügen, 
für den sich Politik und Management richtig schämen 
müssten.
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2023 erhöhte die Bahn ihre Managergehälter um bis zu 
14 Prozent, während die Pünktlichkeit im Fernverkehr 
von 70 auf bis zu 51 Prozent sank. Verkehrsminister 
schmachteten nach Flugtaxis. Auf die warten wir genauso 
wie auf die nächste Bahn – zum Glück!

(Beifall bei der Linken)

Letztes Jahr gab es für Bahnvorstände insgesamt rund 
17 Millionen Euro Abfindungen und Bonuszahlungen – 
ein Hohn angesichts des desolaten Zustands. Darüber 
kann auch kein engagiertes Social-Media-Team hinweg-
täuschen.

(Beifall bei der Linken)

Der Deutschlandtakt ist erst für 2070 geplant. Das ist 
dementsprechend vielen hier im Saal vermutlich egal.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Das stimmt einfach nicht!)

Die Hitzerekorde kamen für viele in der Politik angeb-
lich überraschend, obwohl die Wissenschaft permanent 
genau davor warnt. Dass zu wenig in Straßen investiert 
wurde, liebe Grüne, würde ich nicht unbedingt unter-
schreiben, dass dabei die physikalische Realität eines 
sich erhitzenden Planeten nicht ernst genommen wurde, 
jedoch schon.

(Beifall des Abg. Lorenz Gösta Beutin [Die 
Linke] – Ina Latendorf [Die Linke]: Ja!)

Bei Hitze ganze Züge zu stoppen, weil in einzelnen 
Waggons die Klimaanlagen kaputt sind, und dann alle 
aussteigen zu lassen, ist übrigens komplett lost. Immerhin 
wurde der ICE L auf Hitze getestet. Bahnhöfe und Schie-
nen sind beim echten Hitzetest vor zwei Wochen durch-
gefallen. Die Schienen schmelzen.

(Lachen der Abg. Michael Donth [CDU/CSU] 
und Dr. Rainer Kraft [AfD] – Michael Donth 
[CDU/CSU]: Keine einzige Schiene ist ge-
schmolzen!)

Es braucht bei Verkehr und in der Politik endlich zu-
kunftsfähige Substanz.

(Beifall bei der Linken)

Wir fordern: Managergehälter deckeln, in klima-
freundliche Mobilität investieren – der Zug ist noch nicht 
abgefahren – und vor allem Klimaschutz radikal, sozial.

(Beifall bei der Linken – Michael Donth 
[CDU/CSU]: Keine einzige Schiene ist ge-
schmolzen!)

– Ja, die Arretierung der Schiene in der Straße. Ge-
schenkt!

(Zuruf von der AfD: Ja, ja, die schmelzen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion erteile ich das Wort 

Dr. Jonas Geissler.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben in der Verkehrspolitik die Sonder-
situation, dass die Diskussionen immer hochgradig ideo-
logisch aufgeladen sind; denn vom Thema Verkehr 
kommt man ganz schnell zum Thema Klimaschutz. Und 
da fällt auch mal der eine oder andere Satz, der in dieser 
Form einfach nicht stimmt.

Herr Kollege von den Linken, es ist keine einzige 
Schiene in Deutschland geschmolzen.

(Ina Latendorf [Die Linke]: Das hat er ja ge-
rade richtiggestellt!)

Bei Straßenbahnen hat es Probleme mit dem Füllmaterial 
gegeben; aber da ist nichts passiert.

(Zuruf der Abg. Violetta Bock [Die Linke])
Dass es Blow-ups auf Autobahnen gibt, ist eine Tatsache, 
die wir seit vielen Jahren kennen, und man versucht auch, 
etwas dagegen zu tun.

Es wäre halt schön, wenn wir es irgendwie mal schaf-
fen würden, bei einer Verkehrsdebatte auch einmal über 
Infrastrukturausbau zu reden,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben wir doch! – Matthias Gastel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Dann machen 
Sie das doch! Wer hat das Thema gestern abge-
setzt? Es war eure Koalition, die sich damit 
nicht beschäftigen wollte!)

und versuchen würden, die Ideologie außen vor zu lassen.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen Sie es doch!)

Zu den ideologischen Themen gehört auch: Man kann 
es machen wie der Kollege Wiehle von der AfD, der sich 
zwar hierhinstellt und sagt: „Ja, wir sind für die Bahn“, 
aber am Ende eigentlich keinen Bahnausbau will, weil es 
für die Bahn nicht gut sein soll, wenn er zu schnell voran-
geht. Das ist allerdings auch irgendwie Quatsch. Ent-
schuldigen Sie, wenn ich das an der Stelle einfach mal 
so deutlich sage.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Wolfgang Wiehle [AfD]: 
Alles mit Augenmaß!)

Wenn man krank ist und zum Arzt geht, erwartet man, 
dass der Arzt eine Diagnose stellt und danach das richtige 
Medikament verschreibt. Falsch wäre es, wenn der Arzt 
das Medikament, das er verschreibt, schon kennen würde, 
bevor man überhaupt bei ihm ist. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von den Grünen, jetzt mal ganz ehrlich: Sie 
machen es genau so. Sie wissen jedes Mal genau, dass 
ein Tempolimit die Antwort ist.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! – Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl 
[Die Linke])

Es ist völlig neu, dass Sie jetzt aufgrund der Höhe der 
Spritpreise ein Tempolimit fordern. Man kann über Kli-
maschutz- und Verkehrssicherheitsgründe reden – das 
sind alles Punkte, über die man diskutieren kann –;

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 10895 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Fabian Fahl 



(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es gibt viele gute Gründe, das endlich 
zu machen!)

aber wenn man als Partei seit mehr als zweieinhalb Jahr-
zehnten möchte, dass der Sprit in Deutschland mindes-
tens 2,50 Euro pro Liter kostet,

(Georg Schroeter [AfD]: Genau!)
ist es einfach nur eine Verblendung der Menschen, sich 
heute hierhinzustellen und zu sagen: Weil der Spritpreis 
so hoch ist, wollen wir ein Tempolimit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Tempolimits können aus unterschiedlichen Gründen 
Sinn machen. Es ist völlig klar: An Unfallschwerpunkten 
und wetterbedingt sind Geschwindigkeitsbegrenzungen 
wichtig und notwendig. Man kann aber immer auch die 
andere Seite sehen und den Menschen in diesem Land ein 
Stück weit zutrauen, eigenverantwortlich zu handeln, ihre 
Eigenverantwortung wahrzunehmen.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das klappt ja super seit Jahr-
zehnten!)

Wenn die Spritpreise hoch sind, dann werden die meisten 
Menschen in diesem Land ganz automatisch langsamer 
fahren, spritsparender fahren, weil sie Geld sparen wol-
len.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zulassen?

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Selbstverständlich.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Kollege, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Ich wollte noch mal zur Frage „Tempo-
limit und Verbrauch“ kommen, die Sie angesprochen ha-
ben. Wir haben ein potenzielles Versorgungsproblem. 
Die Straße von Hormus ist wahrscheinlich ab heute wie-
der zu. Schon am Anfang dieses Konflikts hat der Chef 
der Internationalen Energieagentur gesagt: Wir müssen 
alles dafür tun, den Verbrauch zu senken.

Schon bei der ersten Ölkrise Anfang der 70er-Jahre – 
da gab es übrigens noch gar keine Grünen – hat eine 
deutsche Bundesregierung gesagt: „Wir machen ein Tem-
polimit und ein Sonntagsfahrverbot“ – sogar das gab es 
damals –, weil man erkannt hat: Wir haben ein potenziel-
les Versorgungsproblem, der Verbrauch muss runter. – 
Die Koalition hat auf die aktuelle Krise nur mit einem 
Tankrabatt und mit einer Senkung der Luftverkehrsteuer 
reagiert, um ausdrücklich den Verbrauch nicht runter-
zukriegen.

Jetzt frage ich Sie: Ist das aus Ihrer Sicht angesichts des 
Problems, das wir gerade real haben, eigentlich ein ver-
nünftiger Ansatz? Das ist eine ernsthafte Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Herr Kollege Tarek Al-Wazir, ich schätze Sie unglaub-

lich für Ihre Arbeit als Vorsitzender des Verkehrsaus-
schusses. Aber ich bitte doch darum, nicht immer nur 
Äpfel mit Birnen zu vergleichen.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt bin ich gespannt!)

Sie wissen nämlich sehr wohl, dass diese Koalition viel 
mehr gemacht hat als einen Tankrabatt.

Diese Koalition hat das Kartellrecht deutlich ver-
schärft, hat die nationale Ölreserve freigegeben, beobach-
tet den Markt unglaublich eng. Das betrifft im Übrigen 
auch das Kerosin. Wir hatten nämlich die Situation, dass 
überall darüber diskutiert worden ist: Gibt es überhaupt 
noch genügend Kerosin? – Und natürlich tun wir das auch 
beim Öl, weil wir die Situation haben, dass ungefähr 
10 Prozent des Öls, das wir bislang in Deutschland ver-
braucht haben, aus der Straße von Hormus kamen.

Es ist völlig unumstritten, dass wir, wenn wir tatsäch-
lich in eine Situation hineinkommen würden, in der es in 
Deutschland auf einmal nicht genügend Sprit gäbe, alles 
dafür tun müssten, den Verbrauch zu senken. Das wäre 
eine Situation, in der man sich auch über alles, was in den 
70er-Jahren gemacht worden ist, unterhalten könnte. So-
lange wir aber nicht in diese Situation kommen

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: …, warten wir einfach ab!)

und diese Situation auch noch nicht droht, kann man zwar 
darüber reden, was man alles machen würde;

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sehr vorausschauend!)

aber man darf nicht einfach den Menschen etwas ver-
bieten, was der Markt ein Stück weit auch alleine regelt. 
Denn die hohen Preise – sosehr wir bedauern, dass die so 
hoch sind – disziplinieren natürlich die Autofahrer. Sie 
brauchen keinen Eingriff in den Markt zu einem Zeit-
punkt – –

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann waren Sie aber lange nicht mehr 
auf der Autobahn unterwegs!)

– Na ja, wenn Sie sich angucken, wie sich die Spritpreise 
entwickelt haben, dann erkennen Sie, dass sie wieder so 
hoch sind, dass die meisten Menschen im Land eigentlich 
nicht wissen, wann sie überhaupt noch zum Tanken fah-
ren können. – Es bringt nichts, wenn man eine Scheinde-
batte darüber führt. Und am Ende ist die Diskussion über 
ein Tempolimit genau so eine Scheindebatte.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: „Scheindebatte“! Ein Tempo-
limit ist wirksam!)

Ich komme noch mal zum Klimaschutzargument. Die 
meisten Fraktionen in diesem Parlament arbeiten dafür, 
dass wir eine Mobilitätswende hinbekommen werden.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das merkt man nur nicht!)
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Das heißt, dass wir viel mehr auf Elektromobilität setzen, 
als das früher der Fall gewesen ist. Wir setzen auf Bio-
kraftstoffe, auf Wasserstoff, wir setzen auf E-Fuels, ein 
Thema, bei dem wir unterschiedliche Auffassungen ha-
ben. Aber in dem Moment, in dem das letzte Auto in 
diesem Land CO2-neutral fährt, würde ich mir schon 
die Frage stellen, was dann noch ein Tempolimit bringt, 
weil es dann null Auswirkung auf den CO2-Verbrauch 
hat.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Dann machen wir es bis da-
hin!)

Nur für diese 10 bis 20 Jahre, die es braucht, bis wir die 
Brücke geschlagen haben, den Menschen die Eigenver-
antwortung zu nehmen, den Menschen die Freude am 
Fahren zu vermiesen:

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: O Gott, ey! Wenn man sich 
nur über Geschwindigkeit definiert! – Dr. Julia 
Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Meine Güte!)

Das ist einfach eine alte Kamelle; das ist pure Ideologie. 
Und das ist das, was wir von den Grünen seit über 25 Jah-
ren immer wieder hören.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das ist doch, was Sie ma-
chen! Rasen, rasen, rasen!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion erhält Stefan Henze das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Henze (AfD):
Eine nette Diskussion bis jetzt. – Sehr geehrter Herr 

Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Bürger! Die 
Grünen ignorieren die Realität – mal wieder. Statt die 
echten Probleme anzupacken, diskutieren wir auf Ihren 
Wunsch zum x-ten Mal über ein Tempolimit.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht nur! Wir haben ja noch zwei an-
dere Anträge!)

Es ist inzwischen der 65. Anlauf für ein generelles Tem-
polimit auf Autobahnen. 65-mal! Das ist keine Politik 
mehr, das ist schon ideologische Besessenheit.

(Beifall bei der AfD – Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Und das von der AfD! 
Durchhaltevermögen!)

Dabei zeigen die Fakten etwas ganz anderes: Die 
Durchschnittsgeschwindigkeit auf Autobahnabschnitten 
ohne Geschwindigkeitseinschränkungen beträgt tatsäch-
lich nur 130 Kilometer pro Stunde. Und 95 Prozent der 
Unfälle passieren übrigens unter 100 km/h – und dann 
nicht mal auf den Autobahnen, sondern vor allem auf 
Landstraßen und in den Städten. Denn die deutschen 
Autobahnen gehören zu den sichersten Straßen der Welt. 

Wer hier Limits und Verbote erzwingt, der verlagert den 
Verkehr nur auf die gefährlicheren Strecken. Ein Tempo-
limit würde die ohnehin überlasteten Landstraßen noch 
mehr belasten, ohne einen messbaren Sicherheitsgewinn 
zu bringen.

Selbst in den traditionell eher linken Medien werden 
die Vorschläge der Grünen nur noch humoristisch beglei-
tet. Meine Leseempfehlung: die „Berliner Zeitung“. Sie 
zerlegt den ideologischen Feldzug gegen das Auto auf 
sehr unterhaltsame Weise. Vielleicht sollten Sie sich die-
sen Artikel mal in Ihren Büros an die Wand hängen; dann 
erinnern Sie sich vielleicht beim 66. Mal daran.

(Beifall bei der AfD)

Wer wie die Grünen trotzdem immer wieder mit dem 
Kopf durch die Wand will, bekommt eigentlich irgend-
wann Kopfschmerzen. Aber Sie sind da anscheinend 
auch nach dem 65. Versuch noch schmerzfrei – das ist 
schon bemerkenswert –,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Tätä!)

sonst würden Sie hier im Bundestag wohl auch keine 
namentliche Abstimmung verlangen.

Die Fakten sind eindeutig: Der Faktor Umweltschutz 
ist kaum messbar. Studien zeigen, dass ein Tempolimit 
von 130 km/h nur marginal CO2 einspart. Im Vergleich zu 
den weltweiten Emissionen ist das völlig irrelevant.

Wir wollen zudem keine ideologische Symbolpolitik, 
sondern einen sicheren, schnellen, günstigen und saube-
ren Verkehrsfluss. Berufskraftfahrer, Pendler, Monteure 
und Familien auf dem Land brauchen keine neuen Gän-
gelungen, sie brauchen Vertrauen und Vernunft. Und Ver-
nunft heißt: AfD.

(Beifall bei der AfD)

Ein Tempolimit behindert den Verkehrsfluss.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das Gegenteil ist der Fall! Das Gegen-
teil ist richtig! – Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Es wäre gut, wenn Sie 
sich mal informieren!)

Das kostet Zeit. Das kostet Wohlstand. Auch die deutsche 
Autoindustrie mit ihren hochbezahlten Arbeitsplätzen 
lebt von Innovation und Leistung, nicht von staatlicher 
Bevormundung.

Die Grünen wollen dagegen eine Verkehrswende er-
zwingen, die am Ende nur zu mehr Bürokratie, höheren 
Kosten und weniger Mobilität führt, vor allen Dingen 
beim Individualverkehr.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Tempolimit kostet gar 
nichts!)

Der eigene Bürger soll also nicht mit seinem Auto fahren, 
sondern gefälligst mit Bus oder Bahn.

Franz Josef Strauß hat es schon 1979 gesagt: „Freiheit 
oder Kollektiv heißt die Grundentscheidung […].“ Die 
deutsche Autobahn steht für Freiheit, für Effizienz und 
für eine starke Wirtschaft.
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(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und sie war kaputt durch die Hitze!)

Wir von der AfD sagen klar: Freie Fahrt für freie 
Bürger! Ideologische Verbote lehnen wir ab. Und ganz 
einfach: Schluss mit Ihren links-grünen Erziehungspro-
grammen auf unseren Straßen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören Martin Kröber für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Martin Kröber (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn Sie von der AfD-Fraktion sagen, wir 
sollen das Thema Verkehrspolitik nicht immer ideo-
logisch diskutieren, dann verstehe ich nicht, warum Sie 
sich so sehr gegen das Deutschlandticket und grundsätz-
lich mehr Verkehr auf der Schiene einsetzen.

(Wolfgang Wiehle [AfD]: Machen wir doch 
gar nicht! – Stefan Henze [AfD]: Alles im Ver-
hältnis!)

Ich will Ihnen heute mal Folgendes erklären: Man muss 
das Thema ja nicht unbedingt unter Klimagesichtspunk-
ten diskutieren, auch wenn das mit Sicherheit sehr wich-
tig ist, sondern man kann das auch einfach mal aus 
menschlicher Sicht diskutieren.

(Lars Haise [AfD]: Ach ja?)

Wir leben in einem Land mit über 80 Millionen Ein-
wohnerinnen und Einwohnern, und nicht jeder Mensch, 
der in Deutschland wohnt, ist in der Lage, sich ein Auto 
zu leisten. Nicht überall gibt es einen Autobahnanschluss. 
Manche Menschen sind aus gesundheitlichen Gründen 
gar nicht in der Lage, Auto zu fahren. Diese Menschen 
sind auf den öffentlichen Personennahverkehr angewie-
sen. Und genau deshalb haben wir uns als SPD-Fraktion 
schon in der letzten Legislaturperiode gemeinsam mit 
den Kollegen der Grünen, denen das jetzt alles nicht 
schnell genug geht, und in dieser Legislaturperiode mit 
der CDU/CSU auf den Weg gemacht, dafür zu sorgen, 
das Deutschlandticket zu stabilisieren, damit Menschen 
kostengünstig einen Zugang zum öffentlichen Verkehr in 
Deutschland haben, insbesondere auch zur Schiene.

Wir haben uns daneben schon in der letzten Legisla-
turperiode auf den Weg gemacht und gesagt: Wir müssen 
einen Missstand beheben, den es in Deutschland schon 
seit über 30 Jahren gibt, und zwar, dass in Deutschland 
für den Erhalt der Schieneninfrastruktur, für die Instand-
haltung, bisher keine Bundeszuschüsse gewährt wurden. 
Um das zu ändern, haben wir uns, wie gesagt, in der 
letzten Legislaturperiode schon auf den Weg gemacht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, gemein-
sam mit den Kolleginnen und Kollegen der CDU/CSU 
haben wir in dieser Legislaturperiode dafür gesorgt, dass 
im letzten Jahr über 3 Milliarden Euro für Instandhal-

tungsmaßnahmen ausgegeben wurden und in diesem 
Jahr bisher sogar schon über 4 Milliarden Euro. Und 
aktuell diskutieren wir darüber, wie das weitergeht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich kann nicht so richtig nachvollziehen, wie man in 
diesem Zusammenhang von Stillstand in der Bahnpolitik 
reden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Matthias 
Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
sieht man doch!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, ich will 
Ihnen auch sagen: In der letzten Legislaturperiode habe 
ich einige Erfahrungen mit der Beschleunigungskommis-
sion Schiene sammeln können, die fast die ganze Legis-
laturperiode über getagt hat. Am Ende war es leider nicht 
mehr möglich – und das lag nicht an den Grünen und 
nicht an uns, sondern vielleicht an einem anderen Koali-
tionspartner –, dass die Dinge umgesetzt wurden.

In dieser Legislaturperiode haben wir deshalb gemein-
sam mit der CDU/CSU die Taskforce „Zuverlässige 
Bahn“ auf den Weg gebracht, die sich mit ähnlichen 
Themen beschäftigen sollte. Sie hat alleine über 22 So-
fortmaßnahmen identifiziert, wie die Verbesserung von 
Kapazitäten an hochbelasteten Knoten. Diese Kommis-
sion hat übrigens nicht die ganze Legislaturperiode ge-
tagt, sondern sie hat es geschafft, in weniger als einem 
Jahr einen Abschlussbericht vorzulegen. Das hat dieses 
Jahres im März stattgefunden, und genau jetzt fangen wir 
mit der Umsetzung an.

Daher verstehe ich nicht so richtig, wo Sie da den Still-
stand erkennen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das 
will ich Ihnen hier mal sehr deutlich sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Dann sagen Sie stets und ständig, die Finanzierung sei 
nicht auskömmlich. Wir haben ein Sondervermögen auf 
den Weg gebracht

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wir haben das ermöglicht! – 
Zuruf der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und auch unwahrscheinlich viele Bauprojekte. – Und 
übrigens: Was wir in der letzten Legislaturperiode nicht 
so toll geschafft haben, schaffen wir in dieser Legislatur-
periode: Wir bringen inzwischen in fast jeder Sitzungs-
woche ein neues Bauprojekt durch den Ausschuss.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gestern leider nicht!)

Vielen Dank übrigens an die Kolleginnen und Kollegen, 
die sich damit sehr intensiv beschäftigen müssen. Das 
geht jeden Tag ein kleines bisschen vorwärts.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Als ehemaliger Gewerkschaftssekretär der Bau-
gewerkschaft will ich Ihnen mal eines sehr deutlich sa-
gen: Ich wünsche mir von Ihnen ein kleines bisschen 
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mehr Realismus. Wir haben in Deutschland 60 bis 
80 Gleisbauunternehmen. Das ist vielen von Ihnen wahr-
scheinlich nicht so klar, weil Sie schon lange keinen 
richtigen Draht mehr zur Basis draußen haben.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Unfassbar!)

Ich frage mich ja regelmäßig: Wer soll denn das bauen, 
was Sie da stets und ständig erzählen?

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Hängt vom Fokus ab! – Zuruf 
der Abg. Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

– Frau Michaelsen da können Sie jetzt ein paarmal „un-
fassbar“ sagen. Wir beide haben doch –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Martin Kröber (SPD):
– zusammen an einer Podiumsdiskussion teilgenom-

men, wo Sie den gleichen Quatsch erzählt haben wie 
hier heute.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Unfassbar!)

Und da haben Ihnen die Leute aus der Fachbranche er-
zählt, dass die auch nicht genau wissen, wer das alles 
bauen soll, wovon Sie erzählen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, dann wäre es mal gut, wenn man mal 
Prioritäten setzt!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das Wort erhält Swantje Henrike Michaelsen für 

Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Wir haben heute schon gehört, wie krass die 
Folgen der Hitze für die Menschen sind. Der Verkehrs-
sektor reißt seit Jahren die Klimaziele, und jetzt wurde 
auch er von den Folgen der Hitze eingeholt. Ich bin froh, 
dass zumindest Teile der Koalition das noch anerkennen.

Wegen Hitzeschäden mussten Autobahnen gesperrt 
werden, und am Hamburger Flughafen wurde der Flug-
betrieb beeinträchtigt. Die Deutsche Bahn musste Fahr-
gäste aus liegengebliebenen Zügen evakuieren, und in 
Leipzig, Nürnberg und anderen Städten stand der Stra-
ßenbahnverkehr zeitweise still, weil geschmolzener As-
phalt aus den Gleisen quoll.

Und was ist Ihre Antwort? Weiter so! Sie klammern 
sich an den Verbrenner. Aber Sie müssten den kon-
sequenten Umstieg auf die Elektromobilität fördern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie feiern sich für neue Autobahnen. Aber Sie müssten 
die Bahn stärken. Sie subventionieren klimaschädliche 
Dienstwagen mit Milliarden. Aber Sie müssten den 
ÖPNV angemessen finanzieren und endlich schneller 
mehr Radwege bauen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Verantwortungsvolle Verkehrspolitik verbessert die Mo-
bilität der Menschen. Aber Sie halten sich an der Ver-
kehrspolitik des letzten Jahrhunderts fest.

Und damit kommen wir zur Ideologie und zum Symbol 
Ihrer ideologischen Blockade, dem Tempolimit. Herr 
Geissler und Sie alle in der Union, nehmen Sie einfach 
das Argument fürs Tempolimit, was Ihnen am besten 
gefällt! Und ich sage Ihnen: Es gibt verdammt viele.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Tempolimit spart Energie, es macht Autofahren ent-
spannter, es erhöht die Verkehrssicherheit, und es wäre 
die wirksamste Einzelmaßnahme im gesamten Klima-
schutzprogramm.

(Stefan Henze [AfD]: 1,6 Prozent CO2!)
Ideologisch ist doch nicht das Tempolimit;

(Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: Doch!)
ideologisch ist, trotz aller wissenschaftlichen Erkennt-
nisse daran festzuhalten, dass auf deutschen Autobahnen 
weiter gerast werden soll, als gäbe es kein Morgen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der AfD)

Werfen Sie endlich Ihre ideologische Blockade über 
Bord, und stimmen Sie unserem Gesetzentwurf zu!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lars Haise [AfD]: Frau Michaelsen, da gibt es 
auch ein Mikrofon! Dann müssen Sie nicht so 
schreien!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das Wort erhält Lorenz Gösta Beutin für die Fraktion 

Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Würden Sie sich auf der Toilette anschnallen? Oder wür-
den Sie es sich verbieten lassen, auf der Toilette Bier zu 
trinken? Ich meine, manche machen das.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Oder würden Sie es sich verbieten lassen, auf der Toilette 
aufs Handy zu schauen? Stellen Sie sich vor, Sie dürften 
das Handy nicht auf der Toilette nutzen. Das wäre doch 
irgendwie blöd, oder? Warum lassen Sie sich das dann 
beim Autofahren auf der Straße gefallen? Warum lassen 
Sie sich das dann dort verbieten? Ich darf Ihnen das ver-
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raten: Weil der Mensch eben kein Einzelwesen ist, son-
dern ein gesellschaftliches Wesen und weil es um die 
Sicherheit der Allgemeinheit auf unseren Straßen geht.

(Beifall bei der Linken)

Wir hatten die Diskussion 1976. 1976 ging es um die 
Einführung der Gurtpflicht. Darauf habe ich angespielt; 
manche haben es gemerkt. 1976 war eine Mehrheit gegen 
die Gurtpflicht, weil sie gesagt hat: Das schränkt meine 
persönliche Freiheit ein, und das raubt mir natürlich auch 
Zeit, weil ich mich im Auto ja erst mal anschnallen muss. 
Das geht also gar nicht. – Trotzdem haben wir in 
Deutschland die Gurtpflicht eingeführt, weil wir ganz 
klar gesagt haben: Es geht um die Sicherheit der All-
gemeinheit, und wir wollen nicht, dass so viele Menschen 
auf der Straße sterben.

Oder schauen wir uns an, wie es 1957 war. 1957 ging 
es um die Diskussion eines Tempolimits in deutschen 
Städten. 1957 wurde ein Tempolimit von 50 km/h in 
deutschen Städten eingeführt. Manche von Ihnen wissen 
das ja oder merken es, wenn sie durch deutsche Städte 
fahren. Dieses Tempolimit war richtig, weil es die Zahl 
der Unfalltoten in deutschen Städten gesenkt hat. Es gibt 
weniger Verkehrstote in deutschen Städten.

Aber mit der Argumentation, Herr Geissler, die Sie 
eben gefahren sind, müssten Sie auch gegen ein Tempo-
limit in deutschen Städten sein. Denn Sie sagen: Es ist der 
mündige Bürger, der selbst entscheiden kann, und der 
wird schon für Sicherheit sorgen. Nein, das ist einfach 
falsch. Der mündige Bürger braucht manchmal auch Vor-
schriften.

Sie haben vollkommen recht, wenn Sie sagen, die 
Mehrheit der Deutschen, nämlich 96 Prozent, fährt 
130 Kilometer pro Stunde oder weniger.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

von dem Abgeordneten Geissler gestatten?

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Ja, ich führe nur den Gedankengang zu Ende. – 4 Pro-

zent der Deutschen fahren 160 km/h oder mehr – nur 
4 Prozent. Das heißt, wir haben in Deutschland eine Dik-
tatur der klaren Minderheit über die Mehrheit der Auto-
fahrerinnen und Autofahrer, die sich an Sicherheitsvor-
schriften auf den Straßen halten. Das ist ein Problem.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Jetzt die Zwischenfrage.

Dr. Jonas Geissler (CDU/CSU):
Herr Kollege, vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage 

zulassen. – Sie haben mich angesprochen, weil ich vorhin 
anscheinend formuliert habe, dass man aus Sicherheits-
gründen nicht über Tempolimits reden sollte. Ich sehe das 
völlig anders.

An allen Stellen, wo es aus Verkehrssicherheitsgrün-
den notwendig ist, dass Geschwindigkeiten reduziert 
werden, spricht überhaupt nichts gegen ein Tempolimit. 
Gleiches gilt für die Frage der Wetterbedingungen – intel-
ligente Verkehrssysteme übernehmen da ja viel –, und 
auch bei Gefahrenstellen ist es zwingend notwendig.

Aber wenn man im Hinblick auf die tatsächliche Zahl 
der Verkehrstoten einfach mal einen Vergleich innerhalb 
der Europäischen Union anstellt, dann sieht man, dass die 
Opferzahlen in Deutschland im Verkehrsbereich tatsäch-
lich nur in Malta und in den skandinavischen Ländern, 
beispielsweise Dänemark und Schweden, niedriger als 
bei uns sind, obwohl wir in Deutschland kein Tempolimit 
haben. Bei allen anderen Ländern sind sie höher, und die 
haben alle ein Tempolimit.

Ich verstehe das Argument,

(Zuruf der Abg. Ina Latendorf [Die Linke])

aber ein mündiger Bürger, der vorsichtig fährt,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Fragen Sie doch einfach mal die Ret-
tungskräfte und die Polizei!)

hin und wieder da schnell fährt, wo er es kann, führt auch 
nicht zwingend dazu, dass die Zahl der Verkehrstoten 
steigt,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Jeder Tote ist 
einer zu viel!)

zumindest im Vergleich zu allen anderen Ländern. Was 
sagen Sie denn zu dieser Argumentation?

(Zuruf der Abg. Janine Wissler [Die Linke])

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Herr Abgeordneter Geissler, zuerst: Jeder Tote auf un-

seren Straßen ist ein Toter zu viel und ist nicht zu tolerie-
ren. Und ganz grundlegend: Ich habe mir natürlich in 
Vorbereitung auf meine Rede dieses Argument genau 
angeguckt und gehofft, dass dieses Argument kommt, 
weil ich es dann nicht mehr in meiner Rede zu widerlegen 
brauche. Tatsächlich beziehen Sie sich auf eine Grafik, 
die so nicht korrekt ist. Sie sollten sich noch mal die 
Quellen dazu anschauen. Es gibt auch einen sehr guten 
Faktencheck, beispielsweise bei der ARD.

Ich trage Ihnen die Zahlen einfach mal aus der europa-
weiten Erhebung vor; denn es stimmt einfach nicht, was 
Sie hier erzählt haben: Der EU-Durchschnitt liegt bei 
18 Verkehrstoten jährlich pro 1 000 Kilometer Autobahn. 
In Deutschland sind es 24 Tote pro 1 000 Kilometer Auto-
bahn. Das heißt: Deutschland liegt bei den Verkehrstoten 
auf unseren Autobahnen pro 1 000 Kilometer über dem 
europäischen Durchschnitt.

Das liegt unter anderem auch daran, dass auf den Auto-
bahnen kein Tempolimit herrscht. Denn diese Unter-
suchung kommt zu dem Ergebnis, dass es auf deutschen 
Autobahnen da, wo es ein Tempolimit gibt, eine Anzahl 
von 0,95 tödlichen Unfällen pro 1 Milliarde gefahrener 
Kilometer gibt. Auf Strecken ohne Tempolimit gibt es 
allerdings 1,67 Tote pro 1 Milliarde gefahrener Kilo-
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meter. Das bedeutet: Das Risiko, auf der Autobahn zu 
Tode zu kommen, ist wesentlich höher, wenn es dort 
kein Tempolimit gibt, nämlich um 75 Prozent höher.

(Zuruf des Abg. Günter Baumgartner [CDU/ 
CSU])

Das ist ein gutes Argument für ein Tempolimit.
(Beifall bei der Linken und dem BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir haben eben bereits gehört: 96 Prozent halten sich 

an die Durchschnittsgeschwindigkeit, nur 4 Prozent lie-
gen darüber. Wir wollen keine Klientelpolitik für 4 Pro-
zent machen; wir wollen eine Politik für die Mehrheit 
machen. Genau deshalb wäre es doch ein guter Anlass, 
um jetzt bei der namentlichen Abstimmung dem guten 
Antrag auf eine Höchstgeschwindigkeit von 130 km/h 
auf unseren deutschen Autobahnen zuzustimmen und 
endlich das Tempolimit einzuführen. Es ist an der Zeit!

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der AfD: 
Nein!)

Ich will Ihnen einfach mal sagen: Es gibt Lärmbeläs-
tigung und alles andere. Aber Herr Geissler, gehen Sie 
mal zu den Familien, gehen Sie mal zu den Angehörigen 
derer, die durch das Rasen ums Leben gekommen sind.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Gucken Sie ihnen ins Gesicht, und erklären Sie den 

Ehepartnern, den Schwestern, den Kindern der Verstor-
benen, warum deren Leben weniger wert sind. Das wer-
den Sie nicht tun können. Also stimmen Sie für ein Tem-
polimit!

(Beifall bei der Linken – Dr. Jonas Geissler 
[CDU/CSU]: Das ist eine Unverschämtheit, 
was Sie hier sagen!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Das Wort erhält für die CDU/CSU Harald Orthey.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Martin Kröber [SPD])

Harald Orthey (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Unter anderem behandeln wir heute einen Ge-
setzentwurf der Grünen, der auf den ersten Blick einfach 
klingt: Ein generelles Tempolimit von 130 km/h auf un-
seren Autobahnen soll den Klimaschutz voranbringen, 
die Verkehrssicherheit erhöhen und gleichzeitig die Kos-
ten senken. Lassen Sie uns deshalb diese drei zentralen 
Aspekte des Gesetzentwurfs betrachten.

Erstens: der Klimaschutzaspekt. Ja, ein Tempolimit 
kann Emissionen reduzieren. Den größeren Beitrag zum 
Klimaschutz leisten inzwischen aber neue E-Autos. Im 
ersten Halbjahr 2026 wurden in Deutschland 368 000 
reine Elektroautos verkauft. Das sind doppelt so viele 
wie im gleichen Zeitraum des Jahres 2024 unter der Am-
pelregierung. Dazu hat auch die von uns eingeführte 

Elektroprämie beigetragen. Mit jedem zusätzlichen E- 
Auto auf unseren Autobahnen sinken die CO2-Emissio-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Franziska Kersten [SPD])

Zum Vergleich: Ein Tempolimit würde laut einer Stu-
die der Bundesanstalt für Straßenwesen jährlich bis zu 
2,2 Millionen Tonnen CO2 einsparen. Die E-Autos, die 
wir alleine in diesem Jahr zulassen werden, sparen über 
2,4 Millionen Tonnen ein. Das zeigt deutlich: Wer den 
Klimaschutz im Verkehr wirksam voranbringen will, er-
reicht mit E-Autos mehr als mit einem generellen Tempo-
limit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Isabel Cademartori [SPD])

Zweitens: der Kostenaspekt. Wer über bezahlbare Mo-
bilität spricht, muss sich mit den tatsächlichen Kosten im 
Alltag beschäftigen. Mein Kollege Alexander Jordan hat 
es hier vor vier Wochen anschaulich vorgerechnet: Er 
kann mit seinem E-Auto 100 Kilometer für gerade einmal 
2,40 Euro fahren.

(Zuruf von der AfD: Ohne Steuern!)

Das macht doch deutlich, worauf es ankommt. Bezahl-
bare Mobilität entsteht nicht durch pauschale Verbote, 
sondern durch technische Effizienz und kluge Entschei-
dungen. Jeder von uns weiß doch: Die klügste Entschei-
dung ist, spritsparend zu fahren. Unsere Maßnahmen ver-
binden daher Klimaschutz mit Wirtschaftlichkeit und 
machen Mobilität langfristig bezahlbar.

Drittens: der Sicherheitsaspekt. Die größten Innovatio-
nen bei der Sicherheit haben wir in den vergangenen Jahr-
zehnten durch die drei As erreicht: Anschnallpflicht, Air-
bags, Assistenzsysteme. Sie haben maßgeblich dazu 
beigetragen, die Zahl schwerer Unfälle deutlich zu sen-
ken. Natürlich brauchen wir noch mehr Sicherheit und 
noch weniger Unfälle. Aber die Frage ist doch nicht, ob 
wir dieses Ziel erreichen wollen, sondern wie wir es 
erreichen.

Einen wichtigen Hinweis gibt uns eine Studie aus der 
Unfallforschung: Wenn sich alle Pkw-Insassen korrekt 
anschnallen würden, könnten in Deutschland jedes Jahr 
rund 200 Menschenleben gerettet und etwa 1 500 
schwere Verletzungen vermieden werden – jedes Jahr! 
Das zeigt, wie wichtig das Zusammenspiel von Technik, 
klaren Regeln und auch von Eigenverantwortung ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen, meine Herren, auch die EU-Kommis-
sion rechnet damit, dass intelligente Assistenzsysteme bis 
2038 in Europa mehr als 25 000 Todesfälle und mindes-
tens 140 000 schwere Verletzungen verhindern können. 
Notbremsassistenten, Spurhalteassistenten oder Ab-
standstempomaten leisten schon heute einen wichtigen 
Beitrag dazu, Unfälle zu vermeiden und Menschenleben 
zu retten.

Genau deshalb setzen wir als Regierung nicht auf Ver-
bote. Wir setzen auf Eigenverantwortung, wir setzen auf 
Vernunft,
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(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Das ist 
doch Quatsch!)

und wir setzen vor allem auf moderne Technologien. 
Daher lehnen wir ein Tempolimit ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion erhält Maximilian Kneller das 

Wort.
(Beifall bei der AfD)

Maximilian Kneller (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Hitze zerstört Verkehrsinfrastruktur. Liebe 
Grüne, ich dachte immer, das wären Sie.

(Heiterkeit des Abg. René Bochmann [AfD] – 
Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Täta! Tätä! Tätä)

Allen Ernstes tragen Sie hier vor, dass ein paar Tage 
Sommerwetter unsere Verkehrsinfrastruktur in den Ruin 
getrieben hätte.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Es waren 40 Grad 
Hitze! – Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Glauben Sie das eigentlich noch selbst?
Aber es bleibt spannend: Als große Lösung für diese 

Probleme schlagen Sie einfach in gewohnter Dreistigkeit 
vor, dass die Menschen doch mehr Fahrrad fahren, wir 
ein Tempolimit einführen sollen und der Verbrenner noch 
weiter verteuert wird. Ein bisschen Fahrradfahren, und 
schon ist das Klima gerettet, und das ausgerechnet von 
der Partei, die einen pathologischen Hass auf die Kern-
kraft pflegt. Fast drei Jahrzehnte Energiewende haben 
den deutschen Steuerzahl x Milliarden Euro gekostet. 
Das muss dem Klima ja mal so richtig was gebracht 
haben, oder?

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)
Wir produzieren 363 Gramm CO2 pro Kilowattstunde. 

Laut „French Annual Electricity Review“ waren es in 
Frankreich gerade einmal 21,7 Gramm im letzten Jahr. 
Sie haben also x Milliarden Euro an Volksvermögen für 
die Energiewende ausgegeben – mit dem Ergebnis, dass 
der deutsche Strommix auf die Kilowattstunde 1 500 Pro-
zent mehr Emissionen verursacht als der französische. 
Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall bei der AfD)
Der Titel Ihres Antrags lautet: „Klimaschutz jetzt for-

cieren“. Die Wahrheit ist: Sie sind mit Ihrer Waldorf-Voo-
doo-Energiepolitik der größte Klimasünder von allen.

(Beifall bei der AfD)
Und das zeigt, wie weit man in der Fraktion der Grünen 
von den realen Problemen entfernt ist.

(Widerspruch der Abg. Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen in Deutschland einen einfachen Zugang zu 
günstiger Mobilität.

Da sage ich Ihnen was: Fahren Sie die Kernkraftwerke 
hoch, dann kostet der Strom 15 Cent die Kilowattstunde, 
dann kaufen die Leute auch E-Autos.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir brauchen in Deutschland einen Staat, der Planungs-
sicherheit gibt

(Beifall bei der AfD)
und nicht ständig Gesetze in die eine und in die andere 
Richtung ändert.

Sie wollen noch mehr sogenannten Klimaschutz. Zu-
letzt haben Sie damit nicht nur einen Industriezweig zer-
stört. Nein, Sie haben einen ganzen Wirtschaftsstandort 
zunichtegemacht: Die Autoindustrie, die Stahlindustrie, 
die Chemieindustrie und noch viele weitere Industrien 
haben Sie auf dem Gewissen.

(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Der Bürger, den Sie durch Ihre marode Verkehrsinfra-
struktur massiv belasten, soll jetzt auch noch der Schul-
dige sein. Und weil der Bürger mit seinem Golf schuld 
daran ist, dass alles in sich kollabiert, soll er doch die 30, 
40 oder 50 Kilometer gleich mit dem Fahrrad zur Arbeit 
fahren.

Und wenn es Ihnen noch nicht reicht, dass der deutsche 
Strommix 1 500 Prozent mehr an Emissionen verursacht, 
dann muss eben das E-Auto ran. Ich muss Ihnen aber 
sagen. Wenn Sie im Frankreich-Urlaub sind, dann ist 
Ihr E-Auto deutlich umweltfreundlicher als hier, und 
das liegt an Ihrer Politik, an Ihrer Energiewende.

(Beifall bei der AfD – Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Bullshit! – Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt alles 
nicht, was Sie sagen!)

Es geht um das E-Auto, das man dann mit teurem 
deutschem Strom laden muss, der auch noch umwelt-
unfreundlich ist.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das stimmt doch gar nicht!)

Also hören Sie auf, die Bürger mit Ihrem Schwachsinn zu 
behelligen. Kehren Sie um, oder lassen Sie sich am besten 
beim nächsten Mal abwählen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die SPD-Fraktion Truels Reichardt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Truels Reichardt (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Beim Tempolimit wird die Debatte oft so ge-
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führt, als gäbe es nur zwei Lager: die einen dafür, die 
anderen dagegen. Und beide meinen sie, die Weisheit 
mit Löffeln gefressen zu haben.

(Janine Wissler [Die Linke]: Was ist denn der 
Kompromiss zwischen einem Tempolimit und 
keinem Tempolimit?)

Aber so einfach ist es nicht.
Ich will für meine Fraktion und auch für mich persön-

lich klar sagen: Wir wollen das Tempolimit auch immer 
noch nicht so einfach vom Tisch wischen. Ein Tempo-
limit kann in der Sache vernünftig begründet werden. Es 
gibt ernstzunehmende Argumente mit Blick auf Ver-
kehrssicherheit, Klimaschutz, Luftreinhaltung, Kraft-
stoffverbrauch und – das wurde gerade eben fälschlicher-
weise von der AfD bestritten – auch mit Blick auf den 
Verkehrsfluss. Wer also über sichere Straßen, weniger 
Emissionen und eine bezahlbare Mobilität spricht, darf 
sich dieser Debatte nicht grundsätzlich verweigern.

Gleichzeitig sollte man aber auch nicht so tun, als wäre 
das Tempolimit die Superlösung, die uns aller Probleme 
entledigt.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das macht ja keiner! – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ein wichtiger Beitrag! – Gegen-
ruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber die 
wichtigste Maßnahme im Klimaschutzpro-
gramm könnte es sein!)

Das ist nicht so, vor allem mit Blick auf den Klimaeffekt.
Mit einer neuen Situation, wie es zum Beispiel eine 

Ölknappheit wäre, muss es natürlich die Möglichkeit ge-
ben, bisherige Vereinbarungen aus dem Koalitionsver-
trag, in denen es das Tempolimit trotz der guten Argu-
mente nicht geschafft hat, zu hinterfragen. Aber auch vor 
diesem möglichen Hintergrund überzeugt dann der vor-
liegende Gesetzentwurf nicht; denn die Begründung passt 
nicht zum Regelungsinhalt. Der Entwurf verweist auf 
Störungen an den internationalen Ölmärkten und auf die 
finanziellen Belastungen von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern.

Gerade bei mir im ländlichen Raum, in Dithmarschen 
und in Nordfriesland, wissen viele Menschen sehr genau, 
was hohe Kraftstoffpreise bedeuten. Wer pendeln muss, 
wer keinen dichten ÖPNV vor der Haustür hat, wer im 
Alltag auf das Auto angewiesen ist, spürt solche Preise 
unmittelbar.

Aber wer eine dauerhafte gesetzliche Regelung mit 
einer akuten Krise begründet, muss auch belegen, dass 
diese Krise konkret vorliegt oder unmittelbar droht. Und 
sollte eine Verknappung von Treibstoff drohen, wäre 
auch in dieser Koalition ein Tempolimit für uns ein mög-
licher und sinnvoller Teil eines Gesamtpaketes als befris-
tete Krisenreaktion.

Ansonsten gilt: In einer Koalition wird gemeinsam ver-
einbart, was man gemeinsam umsetzt. Unsere inhaltliche 
Haltung zum Tempolimit verschwindet dadurch nicht. 
Für die Umsetzung eines solchen bräuchten wir aber 
andere Mehrheiten.

Und dann ein bisschen was an meine Freundinnen und 
Freunde der Grünen: Für diese Haltung habt ihr sicherlich 
viel Verständnis; denn genau diese Debatte gab es in der 
letzten Wahlperiode auch schon einmal, nämlich im Jahr 
2022. Damals lag ein Antrag der Linken zum Tempolimit 
vor; auch dort wurde unter anderem mit Rohstoffknapp-
heit und stark steigenden Preisen argumentiert. Auch da-
mals war der Punkt: Ein Tempolimit mag in der Sache 
begründet sein, aber eine akute Krise als Argumentation 
trägt nicht automatisch eine dauerhafte gesetzliche Rege-
lung.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben sie ja!)

Der Verkehrsausschuss hat damals die Ablehnung des 
Linkenantrages empfohlen – mit den Stimmen von 
SPD, Union, FDP, AfD und auch mit denen der Grünen.

Das ist, finde ich, für die heutige Debatte doch durch-
aus relevant. Denn zu skandalisieren, dass die Koalition 
kein unbefristetes Tempolimit einführt, ist in der Art und 
Weise dann doch ein bisschen doppelzüngig. Es ist 
manchmal schon spannend, zu sehen, wie schnell Sie 
von den Grünen vergessen haben, was eine Koalition 
mit einem Partner mit anderer Auffassung – sei es jetzt 
die Union bei uns oder zu Ampelzeiten die FDP – bedeu-
tet, und wie sehr Sie verdrängt haben, was Sie nicht 
hinbekommen haben.

(Zuruf der Abg. Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und dann noch eine namentliche Abstimmung zu be-
antragen, um uns vorzuführen, muss echt nicht sein. Ich 
glaube, von dieser Parteipolitik haben Bürgerinnen und 
Bürger in diesem Land echt genug. Und ich finde auch, 
dass ein so richtiges und wichtiges Anliegen –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Truels Reichardt (SPD):
– wie das Tempolimit dazu nicht taugt.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir hatten euch zu der Anhörung ein-
geladen! Ihr wolltet noch nicht mal darüber im 
Ausschuss reden! Denk mal darüber nach!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen erhält das Wort Matthias 

Gastel.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

„Stillstand in der Bahnpolitik überwinden“, so ist unser 
Antrag überschrieben. Und es ist erschreckend zu sehen, 
was diese Koalition in eineinhalb Jahren kaputtgemacht 
hat und wie wenig sie in Sachen Bahnpolitik bisher ge-
staltet hat. Die Infrastruktur bröckelt weiter vor sich hin, 
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es wird immer weniger saniert, dauert aber dafür länger 
und wird immer teurer.

Es gibt einen absoluten Stillstand bei der Planung und 
beim Bauen von neuer Infrastruktur der Schiene. Sie 
zementieren damit die Unpünktlichkeit von Zügen,

(Björn Simon [CDU/CSU]: Das ist die glatte 
Unwahrheit!)

und Sie verlagern Güter weg von der Schiene rauf auf die 
Straße. Was ist das für eine absurde Politik, die Sie be-
treiben?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Björn Simon [CDU/CSU]: Das ist eine be-
wusste Irreführung, nicht die Wahrheit!)

Jetzt werden wir in den nächsten Jahren mehr Wett-
bewerb im Fernverkehr der Bahn bekommen. Es ist zu-
nächst mal gut und erfreulich, dass viele Unternehmen 
einen Markt in Deutschland sehen und an das Potenzial 
von Fahrgästen glauben. Es ist positiv, weil dann An-
gebote verschiedener Anbieter endlich mal vergleichbar 
werden. Wir können mit niedrigeren Ticketpreisen und 
besserem Service rechnen.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Aber nur auf den 
Hauptstrecken!)

Aber es gibt eben auch Risiken. Diese Risiken gestal-
ten Sie nicht. Sie verhindern diese Risiken nicht, weil Sie 
nichts tun. Die Risiken liegen darin, dass der wirtschaft-
liche Druck auf den Fernverkehr zur Ausdünnung von 
Angeboten führt, die sich dann eben nicht mehr rentieren. 
Dagegen machen Sie nichts. Genau deswegen haben wir 
unseren Antrag hier vorgelegt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Björn Simon [CDU/CSU]: Stimmt schon wie-
der nicht! Natürlich machen wir was dagegen!)

Es geht nämlich darum, Wettbewerb zu bejahen, ihn 
aber so zu gestalten, dass es fair zugeht und dass er im 
Sinne und im Interesse der Fahrgäste stattfinden kann. 
Unser Antrag „Stillstand überwinden“ geht genau darauf 
ein.

Wir wollen, dass die Infrastruktur leistungsfähiger 
wird, damit das Angebot neuer Anbieter nicht immer 
zur Verdrängung von bestehenden Angeboten führen 
muss, weil es gar keinen Platz für zusätzliche Angebote 
gibt.

Dazu muss mit Kapazitätserweiterung saniert werden.
(Björn Simon [CDU/CSU]: Genau das machen 

wir!)
Es müssen aber auch Entscheidungen über Aus- und 
Neubau getroffen werden.

(Beifall des Abg. Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Björn Simon 
[CDU/CSU]: Das machen wir!)

Deswegen ist es so unverständlich, dass Sie gestern zum 
x-ten Mal die Befassung der Neubaustrecke Hamburg– 
Hannover vertagt haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Die wäre nämlich auch notwendig für die Kapazitäten, 
die wir brauchen.

Wir wollen die Trassenpreise so ansetzen, dass es An-
reize gibt, Fernverkehr in der Fläche zu halten bzw. wie-
der in die Fläche zu bringen, damit mehr Menschen über-
haupt Zugang zu Zügen des Fernverkehrs haben. Wo das 
nicht funktioniert, muss man sich überlegen, ob man Aus-
schreibungsmodelle wie im Regionalverkehr auch im 
Fernverkehr etabliert.

Wir wollen, dass der Fernverkehr in der Fläche bleibt. 
Und wir wollen, dass er mehr in die Fläche kommt – zu 
den Menschen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Björn Simon [CDU/CSU]: Wir haben so viele 
Milliarden in die Schiene gesteckt wie nie zu-
vor! Daran könnten Sie sich mal ein Beispiel 
nehmen!)

Fangen Sie als Koalition endlich an, Bahnpolitik zu 
gestalten! Fahren Sie die Investitionen in die Infrastruk-
tur hoch,

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Machen 
wir!)

damit es weniger Störungen, mehr pünktliche Züge, mehr 
Kapazität für bessere Angebote gibt!

(Björn Simon [CDU/CSU]: Das machen wir! 
Mehr als je zuvor!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Treffen Sie die Entscheidungen über Aus- und Neu-

baustrecken!

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Und stellen Sie die Angebote im Fernverkehr endlich 

sicher!
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Björn Simon [CDU/CSU]: Das ist Sand in die 
Augen! Wirklich!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion erhält Günter 

Baumgartner das Wort.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! In den letzten drei Jahren haben wir gese-
hen, was die Grünen bei der Bahn alles saniert haben. Wie 
toll, dass die Entwicklung der Bahn vorangeschritten ist! 
Respekt!
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Martin Kröber [SPD] – Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir haben 
das Bundesschienenwegeausbaugesetz be-
schlossen! Wir haben die Generalsanierung 
auf den Weg gebracht!)

Aber Deutschland braucht Reformen: bei Steuern, 
Rente, Kranken- und Pflegeversicherung. Unsere Wirt-
schaft braucht neue Wachstumsimpulse, unsere Unter-
nehmen verlässliche, gute Rahmenbedingungen. Und un-
sere Infrastruktur braucht hohe Investitionen.

Vor diesem Hintergrund, meine Damen und Herren, 
wirkt der heutige erneute Antrag und die Debatte über 
ein generelles Tempolimit auf deutschen Autobahnen zu-
mindest bemerkenswert. Das ist auch nicht, wie ich finde, 
die drängendste Herausforderung in unserem Land.

Die Grünen begründen ihren Gesetzentwurf mit Ver-
sorgungssicherheit, mit mehr Verkehrssicherheit, weni-
ger CO2-Emissionen,

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt ja auch!)

einem geringeren Kraftstoffverbrauch

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt ja auch alles!)

und, daraus resultierend, natürlich auch niedrigeren Kos-
ten für Autofahrerinnen und Autofahrer.

(Beifall der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] – Dr. Julia Verlinden [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ganz genau! – 
Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ziemlich schlau! – Weiterer 
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Gute Argumente!)

Dies sind alles berechtigte Anliegen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hört! Hört!)

Die entscheidende Frage aber lautet: Erreichen wir diese 
Ziele wirklich mit einem generellen Tempolimit?

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Ja! – 
Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Trägt es vielleicht zumindest 
dazu bei?)

Wir, die CDU/CSU, sagen: Nein. Und ich will Ihnen 
sagen, warum. Deutschland verfügt bereits heute über 
eines der am besten ausgebauten und sichersten Auto-
bahnnetze. Dort, wo es aus Gründen der Verkehrssicher-
heit erforderlich ist, gelten schon heute streckenbezogene 
Geschwindigkeitsbegrenzungen. Übrigens: Ein Drittel 
unserer gesamten Autobahnen ist schon mit Geschwin-
digkeitsbeschränkungen belegt.

Diese Geschwindigkeitsbeschränkungen werden aber 
auch an Unfallschwerpunkten, Baustellen oder bei ho-
hem Verkehrsaufkommen eingesetzt. Genau dieser diffe-
renzierte Ansatz hat sich bewährt. Unterschiedliche Ver-
kehrs- und Straßenverhältnisse verlangen aus meiner 
Sicht unterschiedliche Lösungen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Martin Kröber [SPD])

Mit eingeschlossen sind hier moderne und intelligente 
Verkehrsleitsysteme, die in Echtzeit auf Wetterverhält-
nisse, Verkehrsaufkommen oder auch auf Gefahrenlagen 
reagieren. Diese erhöhen zusätzlich die Verkehrssicher-
heit genau dort, wo sie gebraucht werden.

Aber auch der Ausbau der Autobahnen ist wichtig. Ein 
Beispiel aus meiner Heimat ist der Lückenschluss der 
A94. Auf den 30 Kilometern Bundesstraße zwischendrin 
wurde zuletzt eine komplette Familie aus dem Leben 
gerissen. Sie haben in der letzten Legislatur diesen Lü-
ckenschluss auf der Prioritätenliste nach hinten gerückt. 
Ich kämpfe für den Ausbau der Straßen und Autobahnen 
in unserem Land, insbesondere für den Ausbau der A94.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

von Lorenz Gösta Beutin von der Linken zulassen?

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Die habe ich schon in der ersten Lesung beantwortet. 

Danke schön.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Aber auch Fahrassistenzsysteme unserer Autos tragen 
inzwischen erheblich – wirklich erheblich – zu mehr 
Sicherheit auf unseren Straßen bei.

Meine Damen und Herren, auch beim Klimaschutz 
überzeugt der Gesetzentwurf nicht. Dauerhafte CO2- 
Minderung erreichen wir nicht durch immer neue Ver-
bote. Wir erreichen sie durch Innovationen. Elektromobi-
lität, klimafreundliche Kraftstoffe, intelligente Verkehrs-
steuerung und effiziente Fahrzeuge leisten hier ebenfalls 
einen wesentlichen Beitrag.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daher, meine Damen und Herren, unser Leitbild: 
Technologieoffenheit statt Ideologie, intelligente Lösun-
gen statt pauschaler Verbote.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wirkt nur nicht!)

Meine Damen und Herren, zusammenfassend: Mehr 
Klimaschutz erreichen wir durch Innovationen, und 
mehr Akzeptanz erreichen wir durch differenzierte Re-
gelungen statt pauschaler Vorgaben. Deshalb lehnen wir 
diesen Gesetzentwurf zum generellen Tempolimit auf 
deutschen Autobahnen aus Überzeugung ab.

(Beifall bei der CDU/CSU – Swantje Henrike 
Michaelsen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ideologie ist das!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention erhält der Abgeordnete 

Lorenz Gösta Beutin von der Fraktion Die Linke das 
Wort.
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Lorenz Gösta Beutin (Die Linke):
Lieber Kollege Baumgartner, ich nehme an, Sie waren 

entweder bei meiner Rede physisch nicht anwesend oder 
Sie haben nicht zugehört. Ich habe es eben als Reaktion 
auf die Frage des Kollegen Geissler dargelegt: Es ist 
tatsächlich so, dass der europäische Durchschnitt bei 
18 Verkehrstoten pro 1 000 Kilometer liegt. Die Zahl in 
Deutschland ist höher. Sie liegt bei etwa 24 Verkehrstoten 
pro 1 000 Kilometer auf den deutschen Autobahnen.

Und es ist nachgewiesenermaßen so, dass auf Stre-
ckenabschnitten der deutschen Autobahn, wo es kein 
Tempolimit gibt, die Wahrscheinlichkeit, bei einem Ver-
kehrsunfall zu sterben, höher ist als auf den Straßen-
abschnitten, wo es ein Tempolimit gibt. Angesichts dieser 
Fakten ist es notwendig und ein Gebot des gesunden 
Menschenverstandes, jetzt ein Tempolimit einzuführen.

Ich frage auch Sie noch einmal: Sind Sie bereit, zu den 
Familien der Menschen zu gehen, die in ihrer Familie 
Tote zu beklagen haben – tote Ehepartner, tote Kinder, 
tote Schwestern, tote Brüder – durch das Verhalten von 
Rasern auf Autobahnen?

(Dr. Jonas Geissler [CDU/CSU]: Das ist so 
widerlich! – Björn Simon [CDU/CSU]: Unver-
schämtheit!)

Sind Sie bereit, zu diesen Familien zu gehen, ihnen in 
die Augen zu sehen und zu sagen: „Das Leben Ihrer 
Angehörigen war mir ein Tempolimit nicht wert“?

(Beifall bei der Linken)

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Herr Beutin, danke oder auch nicht danke für Ihre 

Zwischenintervention. – Ich finde es unter aller

(Zuruf von der CDU/CSU] … Sau!)

Würde, dass Sie solche Fragen auf dem Rücken – –

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Es ist not-
wendig!)

– Ich spreche, nicht Sie. Ich habe Ihnen auch zugehört.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Das gleiche Thema hatten wir vor vier Wochen hier an 
gleicher Stelle. Anscheinend fehlt Ihnen wirklich die gute 
Kinderstube.

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Unerhört ist 
das! – René Bochmann [AfD]: Das ist Demo-
kratie!)

– Wenn ich Sie ausreden lasse, dann darf ich auch aus-
reden.

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Unerhört ist 
das!)

– Unerhört sind Sie, weil Sie mich nicht ausreden lassen. – 
Jetzt wieder zum Thema zurück.

Sie können sämtliche Statistiken bemühen. Sie werden 
immer Statistiken zu Ihren Gunsten auslegen können. 
Fakt ist: Wenn man die Zahl der Verkehrstoten pro Jahr 

umlegt auf die Anzahl der Menschen, die in einem Land 
leben, dann liegen wir in Deutschland unter dem euro-
päischen Schnitt.

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Bei den 
Gesamtverkehrstoten!)

– Von den Gesamtverkehrstoten rede ich, genau. – Wenn 
Sie aber auch Statistiken anführen, wo es um die Auto-
bahnen geht, dann sage ich dazu: Die meisten Länder 
haben zwar ein Tempolimit auf Autobahnen, aber es 
gibt viele Länder, die über unserem Schnitt liegen und 
nicht darunter.

Ich bedauere jeden Verkehrstoten – nicht nur auf der 
Autobahn, nicht nur auf der Landstraße, nicht nur in den 
Städten, nicht nur jeden Radfahrer usw. Jeder Tote ist 
einer zu viel. Vision Zero muss für uns natürlich ein 
Thema für die Zukunft sein, und an dieser arbeiten wir. 
Aber das lösen wir nicht allein mit einem Tempolimit auf 
unseren Autobahnen.

(Lorenz Gösta Beutin [Die Linke]: Aber auch! 
Auch mit einem Tempolimit!)

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören für die AfD-Fraktion Lars Haise.

(Beifall bei der AfD)

Lars Haise (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Die beiden Anträge 

der Grünen sind kein ernsthafter Versuch, die Probleme 
unserer Infrastruktur zu lösen. Sie sind ideologisch moti-
vierte Nebelkerzen. Statt eigene Versäumnisse einzuge-
stehen, versuchen die Grünen, die Folgen ihres jahrelan-
gen Regierungsversagens auf den Klimawandel zu 
schieben. Der Investitionsstau bei Straßen, Brücken und 
Schienen ist nicht das Ergebnis einiger Hitzetage, son-
dern falsch gesetzter Prioritäten.

(Beifall bei der AfD)

Auch in Regierungsverantwortung haben die Grünen 
notwendige Sanierungen verschleppt oder ideologisch 
überfrachtet. Stattdessen flossen Milliarden in eine dog-
matische Verkehrswende, Elektroautos oder ins Ausland, 
während die eigene Infrastruktur verfiel. Besonders deut-
lich wird das beim Antrag von Frau Michaelsen. Er ist 
nicht nur inhaltlich völlig realitätsfern, sondern auch 
sprachlich und formal bemerkenswert schlampig. Ortho-
grafische Fehler, fehlende Leerzeichen und holprige For-
mulierungen ziehen sich durch das Dokument.

(Matthias Gastel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie wollen Sie das beurteilen?)

Immerhin beginnt jede der fünf Forderungen mit dem 
Wort „Deutschland“. Das ist erstaunlich, weil prominente 
Vertreter Ihrer grünen Sekte

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sind keine Sekte!)
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in der Vergangenheit eher mit deutschlandfeindlichen Pa-
rolen auffielen oder Vaterlandsliebe stets zum Kotzen 
fanden.

(Beifall bei der AfD)
Ebenso irritierend ist die Ablehnung praktischer Lö-

sungen. Während Sie höhere CO2-Abgaben und den Aus-
bau der Schiene fordern, lehnen Sie zugleich einfache 
Maßnahmen zur Hitzeanpassung ab. Besonders deutlich 
wird das beim Thema Klimaanlagen.

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die fordern wir!)

In Berlin wurde der Einbau von Klimaanlagen in U-Bah-
nen der BVG durch grüne Verkehrssenatorinnen mit dem 
Hinweis auf den Energieverbrauch abgelehnt.

(Zuruf des Abg. Matthias Gastel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Schelm, wer glaubt, dass dahinter nicht auch die 
Absicht steht, die Menschen während Hitzewellen be-
wusst leiden zu lassen, um sie für die eigene Ideologie 
empfänglich zu machen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Julia Verlinden 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was reden 
Sie da für einen Quatsch!)

Meine Damen und Herren, Deutschland braucht keine 
unsinnigen Schaufensteranträge von den Grünen, son-
dern eine grundlegend andere Politik: eine schnelle, 
zielgenaue Sanierung der maroden Infrastruktur, die Ent-
lastung von Wirtschaft und Bürgern sowie eine entschlos-
sene Klimaanlagenoffensive, insbesondere in Schulen, 
Pflegeheimen und Krankenhäusern.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Victoria 
Broßart [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit der blauen Welle, die durch Deutschland rollt und 
wohlstands- und freiheitsfeindliche Ideologen wie Sie 
aus den Parlamenten schwemmt, werden wir einen küh-
len Kopf bewahren.

(Zuruf der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ab September beginnt die AfD mit Leif-Erik Holm, 
Ulrich Siegmund und Kristin Brinker Schritt für Schritt 
mit dem Neustart für Deutschland. Und wir freuen uns 
darauf, weil wir unser Vaterland lieben, das Sie hier so 
sehr verachten.

Ich bedanke mich recht herzlich.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich erlaube mir die Bemerkung, dass die Ansprache 

einer Fraktion in unserem Hohen Haus als „Sekte“ aus 
meiner Perspektive nicht der richtige Ton für den Um-
gang miteinander ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Ich darf für die CDU/CSU-Fraktion Alexander Jordan 
das letzte Wort in dieser Aussprache erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir befassen uns heute wiederholt
(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Zweite, dritte Lesung: Das 
gehört dazu!)

mit einem Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen zur Einführung eines allgemeinen Tempolimits 
auf den deutschen Autobahnen. Die Grünen nutzen dabei 
die derzeitig hohen Kraftstoffpreise, um für diese Maß-
nahme zu werben; denn sie verknüpfen damit die Be-
hauptung, dass die Einführung eines Tempolimits die 
Nachfrage nach Kraftstoffen und damit die Verbraucher-
preise senken würde.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So wie es die Energie-Agen-
tur empfiehlt!)

Auf den einzelnen Fahrer bezogen, ist der größte Hebel 
zur Ersparnis das eigene Fahrverhalten. Dennoch: Der 
Anteil der Fahrzeuge, welche schneller als 130 km/h 
fahren, ist so gering, dass statistisch kein messbarer Ef-
fekt auf den Gesamtverbrauch im Verkehrssektor eintre-
ten kann und folglich auch kein Preiseffekt.

In den vergangenen zwei Monaten hat die Bundes-
regierung mit der Spritpreisbremse auf die gestiegenen 
Preise an den Zapfsäulen reagiert und einen Teil der 
Mehrkosten

(Dr. Julia Verlinden [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der andere Teil ist in die Taschen der 
Konzerne geflossen!)

gedämpft – steuerfinanziert und daher nicht dauerhaft. 
Nun liegen die Rohölpreise wieder auf Vorkrisenniveau, 
und auch die Kraftstoffpreise dürften sich stabilisieren, 
wenn Produktionsengpässe und Lieferstörungen abge-
baut sind.

Wichtig ist: Das Prinzip Hoffnung allein hilft hier 
nicht. Wir sind im Verkehrssektor massiv importabhängig 
und deshalb anfällig für externe Störungen. Deshalb setzt 
sich die Koalition aus CDU, CSU und SPD für alle Lö-
sungen ein, die technisch möglich und wirtschaftlich so-
wie klimapolitisch sinnvoll sind, um diese Abhängigkeit 
zu reduzieren. Das machen wir mit Elektromobilität; das 
machen wir mit alternativen Kraftstoffen. Und wir för-
dern den ÖPNV massiv, unter anderem mit dem Deutsch-
landticket. Das ist effektive und seriöse Verkehrspolitik, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Politisch wird das Tempolimit bereits seit den 1970er- 

Jahren debattiert. Anstatt eines Tempolimits hat man 
1978 eine Richtgeschwindigkeit von 130 km/h auf den 
Autobahnen eingeführt. Seitdem hat sich auch viel getan. 
Von in der Spitze mehr als 2 000 Verkehrstoten pro Jahr 
ging diese Zahl zwischenzeitlich auf unter 300 zurück. 
Das ist hauptsächlich ein Ergebnis sicherer Straßen und 
Fahrzeuge mit aktiven und passiven Sicherheitssystemen, 
wie es schon angesprochen wurde.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 10907 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Lars Haise 



Man kann viele Vergleiche anstellen. Wir sind mit den 
deutschen Autobahnen ohne Zweifel ein straßenver-
kehrsrechtlicher Exot, und doch liegen wir, statistisch 
gesehen, mit unseren Autobahnen im guten Mittelfeld. 
Eine Fahrt auf einer belgischen Autobahn ist trotz eines 
Tempolimits von 120 km/h pro gefahrenen Kilometer um 
50 Prozent gefährlicher. Wenn ich die Statistik von Herrn 
Beutin zugrunde lege, dann stelle ich fest, dass das Risi-
ko, auf der Autobahn zu Tode zu kommen, wesentlich 
höher ist, wenn es dort kein Tempolimit gibt. Dann wären 
es doppelt so viele. Tatsächlich gibt es auf 1 000 Kilo-
meter Strecke in Belgien 48 Unfalltote pro Jahr, in 
Deutschland sind es weniger als 24. Das Tempolimit 
allein kann es also nicht sein.

(Janine Wissler [Die Linke]: Das hat er auch 
nicht behauptet!)

Der Vergleich des Kollegen Beutin ist ein Denkanstoß, 
aber auch nicht mehr als eine Beobachtung und damit 
auch kein Nachweis für die Wirksamkeit eines Tempo-
limits. Denn es gibt auch andere Faktoren wie die Stre-
ckenführung, die Verkehrsdichte, den Anteil des Güter-
verkehrs usw.

Technisch werden Assistenzsysteme wie prädiktive 
Distanzregelung, Spurhalteassistent oder Notbremsassis-
tent für mehr Sicherheit sorgen. Innovation ist für uns der 
nachgewiesenermaßen wirksamste Weg für Verkehrs-
sicherheit und für Klimaschutz. Deshalb haben der Ver-
kehrsausschuss und der Umweltausschuss die Ablehnung 
Ihres Gesetzentwurfs empfohlen. Und auch wir lehnen 
ihn heute ab.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Erlauben Sie mir zuletzt noch einen Blick in meine 
Heimat; denn der lohnt sich wirklich. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat gestern entschieden, die Klage des 
BUND gegen den Bau der A 39 abzuweisen, womit 
nun die Planfeststellung im Abschnitt Wolfsburg–Ehra- 
Lessien Bestand hat. Lieber Verkehrsminister, wenn Sie 
den ersten Spatenstich ermöglichen, dann sage ich Ihnen, 
dass zukünftig in Ostniedersachsen jedes zweite Kind 
Patrick heißen wird.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es ist wirklich wichtig, dass wir an unserer Zukunft ar-
beiten und gemeinsam an ihr bauen, unter anderem auch 
Autobahnen.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich schließe die Aussprache.
Tagesordnungspunkt 8b und Zusatzpunkt 4. Interfrak-

tionell wird Überweisung der Vorlagen auf den Druck-
sachen 21/6922 und 21/6923 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das kann ich nicht erken-
nen. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 8c. Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Än-
derung des Straßenverkehrsgesetzes (Tempolimit). Der 
Verkehrsausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 21/6734, den Gesetzentwurf der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
21/5319 abzulehnen. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen hat namentliche Abstimmung beantragt.

Es liegen mehrere Erklärungen zum Abstimmungs-
verhalten nach § 31 der Geschäftsordnung des Bundes-
tages vor.1)

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Die Schriftführerinnen 
und Schriftführer haben ihre Plätze bereits eingenom-
men.

Ich eröffne somit die namentliche Abstimmung über 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/5319. Die Abstim-
mungsurnen werden um 13 Uhr geschlossen. Das bevor-
stehende Ende der namentlichen Abstimmung wird Ihnen 
rechtzeitig bekannt gegeben.2)

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 9: 

– Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Einführung eines antrags-
losen Kindergeldes 
Drucksache 21/5874

– Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Kay Gottschalk, René Springer, Iris 
Nieland, weiteren Abgeordneten und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs ei-
nes Gesetzes zur Änderung kindergeld-
rechtlicher Regelungen 
Drucksache 21/6003
Beschlussempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 21/6979

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vor.

Für die Aussprache sind 60 Minuten vereinbart. Und es 
eröffnet die Aussprache Parsa Marvi für die SPD-Frakti-
on.

(Beifall bei der SPD)

Parsa Marvi (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In Deutschland gibt es heute viele digitale 
Formulare und punktuell digitale Verwaltungsleistungen. 
Was wir in vielen Bereichen noch nicht haben, aber an-
streben, ist ein Staat, der digital als Einheit funktioniert, 
so wie es uns die Topdigitalländer in der Europäischen 
Union vormachen. Denn für die Menschen zählt am Ende 
nicht, ob ein Formular online ausgefüllt werden kann. 

1) Anlage 2
2) Ergebnis Seite 10917 C
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Entscheidend ist, ob staatliche Leistungen schnell, un-
kompliziert und ohne unnötige Bürokratie dort ankom-
men, wo sie gebraucht werden. Genau darum geht es 
heute.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Lukas 
Krieger [CDU/CSU] – Johannes Schraps 
[SPD]: Ganz richtig!)

Mit dem antragslosen Kindergeld entlasten wir Hun-
derttausende Familien. Vor allem aber machen wir einen 
wichtigen Schritt hin zu einem modernen Staat, der den 
Menschen das Leben einfacher macht. Dieses Gesetz 
basiert auf der Arbeit der Kommission zur Sozialstaats-
reform, bei der ich mitarbeiten durfte und die im Januar 
vielbeachtete Empfehlungen vorgelegt hat. Unser ge-
meinsamer Anspruch war klar: Der Staat muss sich stär-
ker an den Lebenssituationen der Menschen orientieren, 
nicht an seinen eigenen Behördenstrukturen. Und der 
Staat muss Menschen bei wichtigen Lebensereignissen 
aktiv unterstützen, statt sie mit Zuständigkeiten und For-
mularen alleinzulassen.

(Johannes Schraps [SPD]: Das ist auch völlig 
richtig!)

Wo Ansprüche eindeutig feststehen, sollen Leistungen 
möglichst automatisch gewährt werden. Wo noch Infor-
mationen fehlen oder individuelle Entscheidungen erfor-
derlich sind, sollen Verfahren so einfach wie möglich 
sein. Das ist der Weg zu einem antragsarmen Staat.

(Beifall bei der SPD)

Wir gehen heute einen wichtigen Schritt und verändern 
damit die Logik staatlichen Handelns. Nicht die Bür-
gerinnen und Bürger sollen herausfinden müssen, welche 
Behörde oder gar welche föderale Ebene – Kommune, 
Land oder Bund – zuständig ist; der Staat muss im Hin-
tergrund funktionieren. Er muss vorhandene Informatio-
nen datenschutzkonform nutzen, Behörden besser mit-
einander vernetzen und den Menschen unnötige Wege 
ersparen.

Das antragslose Kindergeld ist die erste spürbare Um-
setzung dieses Leitbildes. Jedes Jahr können dadurch 
rund 300 000 Erstanträge entfallen; das bedeutet eine 
Entlastung von rund 205 000 Stunden Bürokratie jähr-
lich. Hinter diesen Zahlen stehen Eltern, die nach der 
Geburt ihres Kindes mehr Zeit für ihre Familie haben 
und weniger Zeit mit Formularen verbringen müssen.

(Beifall bei der SPD)

Für uns ist dieses Gesetz deshalb weit mehr als eine 
Einzelmaßnahme. Es steht für einen Staat, der den Men-
schen Arbeit abnimmt, statt ihnen zusätzliche Arbeit zu 
machen. Staatsmodernisierung entscheidet sich am Ende 
daran, ob sie für die Menschen im Alltag funktioniert und 
sie im Alltag spüren, dass der Staat für sie da ist.

Dazu leisten wir heute einen Beitrag, den wir gerne 
unterstützen, im Übrigen genauso wie die von dieser 
Koalition vereinbarte Erhöhung des Kindergeldes in 
zwei Stufen auf dann 272 Euro. So haben wir es vor. 
Für uns gilt das Motto, das Leben der Menschen und 
der Familien einfacher zu machen.

Lassen Sie uns in diesem Sinne heute den Beschluss 
fassen und das als eine Ermutigung sehen, dem viele 
weitere Beispiele und digitale Leuchttürme in diesem 
Land folgen werden.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Wir hören Kay Gottschalk für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Kay Gottschalk (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Zu-

hörer! „Antragsloses Kindergeld“ klingt zunächst sehr 
harmlos, fast sympathisch: weniger Papier, weniger Bü-
rokratie, weniger Aufwand für Familien. Ich will aber 
auch sagen: Wir werden uns bei dem Gesetzentwurf 
zum antragslosen Kindergeld enthalten. Zustimmen kön-
nen wir ihm tatsächlich nicht, insbesondere weil wir – das 
geht an Sie dort oben auf den Zuschauertribünen – einen 
klaren Antrag vorgelegt haben. Wir glauben, dass die 
Rechtsprechung in der EU alles andere als in Ordnung 
war, insbesondere was die Indexierung des Kindergeldes 
angeht.

Kommen wir erst mal zu Ihrem Entwurf. Die neuen 
Missbrauchsrisiken – und diese sprechen für das Nicht-
zustimmen – sind sehr hoch. 13 Milliarden Euro werden 
in Form von Kindergeld – man muss es so sagen – an 
Ausländer, an Türken, Ukrainer, Polen, Rumänen und 
Bulgaren, ausgezahlt. 528 Millionen Euro gehen direkt 
ins Ausland.

Ein Beispiel, meine Damen und Herren: Das Antrags-
niveau des nationalen Kindergeldes, das in Bulgarien 
monatlich gezahlt wird, liegt bei 27 Euro. Arbeitet nun 
ein Minijobber hier in Deutschland und hat ein Kind in 
Bulgarien, erhält er die vollen 250 Euro. Da werden tat-
sächlich die Kinder, die hier leben, diskriminiert, um den 
schönen Ausdruck der Linken zu gebrauchen. Dafür – ich 
bleibe dabei – sollten Sie sich schämen.

(Zuruf von der Linken)

Sie diskriminieren die Kinder, die hier in Deutschland 
leben, offenen Auges.

(Beifall bei der AfD)

Offenbar reicht das aber nicht. Ich will weitere Bei-
spiele nennen, warum wir Ihrem antragslosen Kindergeld 
in 300 000 Fällen nicht zustimmen wollen. Zuerst zur 
Logik – ich weiß, es sind nicht mehr viele Wirtschafter 
in der Regierung vertreten –: Sie errichten eine Doppel-
struktur. In der ersten Stufe wollen Sie das antragslose 
Kindergeld für das zweite Kind einführen, ohne zu wis-
sen, ob vielleicht das erste Kind nicht doch in einer an-
deren Welt lebt, und dann in einer zweiten Stufe für das 
erste Kind. Viele Magazine, aber auch Fachleute haben 
gesagt: Das kann nicht sein. – Bei einem Fall von Mister 
Cash Money sind 24 Vaterschaften anerkannt worden, 
und es ist natürlich entsprechend 24-mal Kindergeld ge-
zahlt worden.
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In meinem schönen Bundesland haben wir weitere 
kreative Netzwerke und Köpfe. In Duisburg flossen in 
nur einem Wohnkomplex über 177 000 Euro unberechtigt 
für 59 Kinder im Ausland. In der öffentlichen Anhörung 
habe ich die Dame der Familienkasse gefragt: Wenn 2024 
über 300 Millionen Euro – 300 Millionen Euro! – zurück-
gefordert werden, weil sie unberechtigt gezahlt worden 
waren, wie viel kommt denn tatsächlich von diesen Rück-
forderungen zurück? Es konnte keine Antwort gegeben 
werden.

Im Klartext: Sie alle sind hier im Blindflug unterwegs 
und wollen dies durchsetzen. Da können wir nicht zu-
stimmen. Sie werden wieder Schiffbruch erleiden, meine 
Damen und Herren; das sage ich an dieser Stelle voraus.

(Beifall bei der AfD)

In Hamburg stürmte die Polizei das sogenannte 
Ukraїne Haus. Allein dort 370 Fälle von Kindergeld-
betrug! In toto hat die Bundesagentur für Arbeit 2024 in 
140 000 Fällen Ermittlungsverfahren eingeleitet. Dass 
Sie mit Geld der Steuerzahler nicht umgehen können, 
haben Sie an dieser Stelle bewiesen.

Die Behörde, die jährlich 107 Milliarden Euro aus-
zahlt – das ist ein großer Betrag: ein Viertel des Bundes-
haushalts –, hat offenbar Probleme: kein Risikomanage-
ment – das haben Sie eben gezeigt –, propagierte Work- 
Life-Balance, Homeoffice der Beamten – auch das gibt es 
alles schriftlich – in Form von Skifahren, Angeln und 
Tagen am See, nachzulesen in der „Bild“-Zeitung,

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Sie zitieren die 
„Bild“-Zeitung als Quelle?)

und Führungsversagen. Ich muss das nicht näher ausfüh-
ren, nur so viel: Die Bundesagentur für Arbeit ist ja das 
klassische Sozi-Entsorgungslager. Mit Herrn Jagoda, 
Herrn Gerster, Herrn Weise und Frau Nahles haben in 
den letzten 25 Jahren nur Parteigänger der SPD und der 
CDU die Behörde geleitet.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben es nötig mit 
Ihren angestellten Familienmitgliedern!)

und hatten keine Ahnung. Genauso verhält es sich bei der 
Deutschen Bahn. Deswegen fahren die Züge in Deutsch-
land auch so pünktlich, meine Damen und Herren.

Hören Sie einfach auf, Ihre Genossen und Ihre ent-
sorgten Parteimitglieder in solche Institutionen zu brin-
gen! Es ist teuer für unser Land. Und zur Arbeit kommt 
man deshalb inzwischen auch nicht mehr.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Ralf 
Stegner [SPD])

Der Gesetzentwurf – nochmals – klingt modern. Aber 
wer prüft den Anspruch tatsächlich? Wer stellt sicher, 
dass die Daten korrekt sind? Wer verhindert Mehrfach-
bezüge – ich habe eben darauf hingewiesen –, wer er-
kennt Scheinwohnsitze, meine Damen und Herren? Sie 
sind nach wie vor – ich habe es Ihnen eben gesagt – grob 
fahrlässig mit dem Geld der Steuerzahler unterwegs. Und 
das ist ein Muster. Als Mathematiker sage ich immer: 
Finde das Muster! Grob fahrlässig handeln Sie auch in 
der EU und im Verteidigungsbereich. Die Von-der- 
Leyen-Kommission spricht auch da Bände.

Sie sagen: 20 Minuten Ersparnis für 300 000 Leute. – 
Das erinnert ein bisschen an Stuttgart 21 – auch das kann 
ich Ihnen nicht ersparen –: 25 Milliarden Euro – und der 
Bahnhof wird nicht fertig – für 18 Minuten Zeitersparnis. 
Ich muss Ihnen wirklich sagen: Sie können es nicht.

Ich hoffe intensiv und mit größter Sorge um die Men-
schen, dass hier bald Neuwahlen stattfinden.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Im Antrag geht es um das Kindergeld! 
Es reicht, Herr Gottschalk!)

Sie alle, auf der Tribüne und draußen, haben die Möglich-
keit, in Sachsen-Anhalt, in Mecklenburg-Vorpommern 
und in Berlin dafür zu sorgen, dass mit Ihrem Geld end-
lich wieder verantwortlich umgegangen wird und dass es 
mit Deutschland und unserer Wirtschaft wieder voran-
geht. Und das geht nur mit der AfD, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der AfD – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das können 
Sie doch nicht beim antragslosen Kindergeld 
so machen! Das ist doch Quatsch!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion erhält Lukas Krieger das 

Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Lukas Krieger (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wie man Stuttgart 21 beim antragslosen Kin-
dergeld unterbringen kann, hat Herr Gottschalk gezeigt. 
Es ist nach wie vor überraschend.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oder Neuwahlen! – Kay Gottschalk 
[AfD]: Ein Muster, Herr Kollege! Das ist ein 
Muster!)

Der Staat hat die Aufgabe, den Menschen das Leben 
dort leichter zu machen, wo er es kann. Genau darum geht 
es bei diesem Gesetz. Wir führen das antragslose Kinder-
geld ein. Es handelt sich dabei um einen kleinen, aber 
sehr konkreten Schritt hin zu einer moderneren, bürger-
näheren und familienfreundlicheren Verwaltung. Ich 
möchte mich an dieser Stelle auch bei meiner Co-Bericht-
erstatterin Frauke Heiligenstadt bedanken. Wir haben an 
einigen Punkten intensiv gerungen, aber immer mit dem 
gemeinsamen Ziel, eine gute, praktikable Lösung für Fa-
milien auf den Weg zu bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Auch wenn der Staat von der Geburt eines Kindes 
weiß, auch wenn die Anspruchsvoraussetzungen eindeu-
tig erfüllt sind, müssen Eltern bisher trotzdem noch einen 
Antrag ausfüllen. Wir ändern das. Wenn der Familien-
kasse alle entscheidungserheblichen Tatsachen vorliegen, 
wenn keine Zweifel an der Anspruchsberechtigung be-
stehen und wenn eine Kontoverbindung bekannt ist, 
dann kann das Kindergeld künftig ohne Antrag aus-
gezahlt werden.
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An dieser Stelle auch ein ganz praktischer Hinweis: 
Bürgerinnen und Bürger können ihre IBAN schon heute 
beim Bundeszentralamt für Steuern hinterlegen. Das geht 
einfach über die App des Bundeszentralamtes, über 
„Mein ELSTER“ oder auch über die eigene Bank. Wer 
seine Kontoverbindung dort hinterlegt, schafft eine wich-
tige Voraussetzung dafür, dass öffentliche Leistungen 
künftig einfacher direkt aufs Konto ausgezahlt werden 
können.

Unser Anspruch muss sein: Daten einmal angeben, 
vertrauensvoll nutzen und Verwaltungsleistungen ein-
facher machen. Genau das setzen wir hier um. Und wir 
gehen dabei bewusst schrittweise vor. Ab März 2027 
startet das Verfahren zunächst bei der Geburt ab dem 
zweiten Kind. Dort kann die Familienkasse auf bereits 
vorhandene Daten aus früheren Kindergeldfestsetzungen 
zurückgreifen. Im Herbst 2027 soll das Verfahren dann 
auch auf erstgeborene Kinder ausgeweitet werden. Wir 
wollen Missbrauch dadurch verhindern und wollen Feh-
ler vermeiden, gerade bei grenzüberschreitenden Sach-
verhalten. Das Kind muss deshalb einen inländischen 
Wohnsitz haben, und mindestens ein Elternteil muss in 
Deutschland erwerbstätig sein.

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammenhang 
beraten wir heute auch einen Gesetzentwurf der AfD. Die 
AfD will das Kindergeld für Kinder in anderen EU-Mit-
gliedstaaten nach den Lebenshaltungskosten des Wohn-
sitzstaates staffeln.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Richtig!)

Über eine zielgenaue und gerechte Ausgestaltung von 
Familienleistungen kann man politisch diskutieren. 
Aber der Vorschlag der AfD ist schlicht europarechts-
widrig, wie die Rechtsprechung des EuGH erst 2021 klar-
gestellt hat.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Georg 
Günther [CDU/CSU])

Wir schaffen ein Verfahren, das praktisch funktioniert 
und rechtssicher umgesetzt werden kann. Den Gesetzent-
wurf der AfD lehnen wir deshalb ab.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

des Abgeordneten Gottschalk zulassen?

Lukas Krieger (CDU/CSU):
Ja.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Der hat doch 
schon geredet! Hatte wohl nicht genug Rede-
zeit!)

Kay Gottschalk (AfD):
Vielen Dank, Herr Krieger, vielen Dank, Herr Prä-

sident, für das Zulassen der Zwischenfrage. – Ich habe 
in meiner Rede, aber auch im Ausschuss – das wissen 
Sie – immer klargemacht, dass ich die Rechtsprechung 
an dieser Stelle – ich glaube, als Politiker haben wir eine 
Verantwortung – für absolut rechtswidrig und für eine 
Fehlentscheidung halte.

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/CSU, 
der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie schon mal was von Ge-
waltenteilung gehört? – Fritz Güntzler [CDU/ 
CSU]: Rechtsprechung rechtswidrig?!)

– Liebe Kollegen, ich weiß, das tut weh. – Ich habe das 
auch immer klar betont. Das erste Urteil, durch das es zu 
dieser Rechtsprechung kam, war 2003. Da hat man klar 
ausgeführt: Man muss Menschen, die Kinder im Ausland 
haben, dem Grunde nach die Möglichkeit, Kindergeld zu 
beantragen, einräumen. Es stand nirgendwo die Höhe. 
Und stimmen Sie mir an dieser Stelle zumindest dahin 
gehend zu, dass das Fairste wäre, hier zu indexieren – das 
tun wir beim Grundfreibetrag und bei vielen anderen 
Beträgen im Steuerrecht und im Hilferecht –, also an 
die Inflation und die Lebenshaltungskosten anzupassen? 
Es gibt sogar manchmal Diskussionen, das Wohngeld 
und andere Leistungen an das Preisniveau der Städte, in 
denen die Leistungsbezieher leben, anzupassen. Düssel-
dorf beispielsweise ist teurer als Osnabrück. Deswegen: 
Stimmen Sie mir zumindest zu, dass ein Index eine sehr 
gerechte Sache ist und dass schon ein Missverhältnis 
besteht, wenn in Bulgarien das nationale Kindergeld 
27 Euro pro Monat beträgt, in Deutschland aber 
250 Euro? Das würde mich interessieren, Herr Krieger.

Danke. 

Lukas Krieger (CDU/CSU):
Als Mitglied des Deutschen Bundestages, als jemand, 

der in einem Rechtsstaat ein öffentliches Mandat beklei-
det, würde ich mich freuen, wenn man Gerichtsurteile zur 
Kenntnis nimmt und akzeptiert und respektiert. – Das ist 
die erste Sache.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die zweite Sache ist: Sie haben die Debatte um eine 
Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens genutzt, um 
gegen vermeintliches Verschenken von deutschem Steu-
ergeld an irgendwelche Ausländer zu hetzen. Wenn wir 
die Zahlen betrachten, sehen wir, dass nur 1,4 Prozent der 
Kindergeldzahlungen ins Ausland gehen, meist an EU- 
Bürger, die in Deutschland arbeiten. Ich finde es absolut 
angezeigt und gerecht, dass diese auch das deutsche Kin-
dergeld bekommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Sie als AfD-Fraktion haben eine Kleine Anfrage ge-
stellt, in der Sie sich dezidiert haben auflisten lassen, wo 
das ganze Geld hingeht. Ich würde mich freuen, wenn Sie 
die Antwort der Bundesregierung auf Ihre Kleine An-
frage lesen würden. Denn dann kommt raus: Das ist nicht 
der Skandal, zu dem Sie es hier versuchen zu machen.

Jetzt würde ich auf das eigentliche Thema zurückkom-
men und über das angepasste Verwaltungsverfahren spre-
chen. – Vielen Dank.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD und der Abg. Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ein Punkt war uns als Unionsfraktion im parlamenta-
rischen Verfahren besonders wichtig. Es geht um die 
Frage, an wen das Kindergeld ausgezahlt wird, wenn im 
automatisierten Verfahren eine Auswahl getroffen wer-
den muss. Unsere klare politische Zielsetzung ist: Im 
Zweifel soll die Mutter begünstigt werden. Das ist für 
uns als Union keine Nebensache. Wir wissen, dass es 
gerade in Trennungssituationen und familiären Krisen 
darauf ankommen kann, wer tatsächlich über das Kinder-
geld verfügt. Deshalb erwarten wir von der Familienkas-
se, dass sie die Rechte der Mutter besonders berücksich-
tigt und Auswahlentscheidungen vermieden werden, die 
sich für Frauen in Krisensituationen nachteilig auswir-
ken.

Wir hätten diesen Vorrang gern ausdrücklich gesetzlich 
geregelt. Gleichzeitig mussten wir abwägen. Eine zusätz-
liche gesetzliche Regelung hätte die Einführung des an-
tragslosen Kindergeldes vermutlich weiter verzögert. 
Deshalb bringen wir das Verfahren jetzt auf den Weg, 
steuern die Familienkasse durch klare Vorgaben und be-
obachten die Entwicklung genau. Die entsprechenden 
Erwägungen werden in die Dienstanweisungen zum Kin-
dergeld einfließen. Sollten sich Fehlentwicklungen zei-
gen, muss und wird nachgesteuert werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieses Gesetz ist ein 
gutes Beispiel dafür, wie Bürokratieabbau aussehen soll-
te. Die Koalition hat gerade weitere konkrete Schritte 
verabredet. Wir wollen Berichtspflichten deutlich redu-
zieren, neue Berichtspflichten grundsätzlich vermeiden 
und die Genehmigungsfiktion zum Regelfall machen. 
Außerdem wollen wir mit einer vorausgefüllten digitalen 
Steuererklärung und mit verbindlichen Fristen bei der 
Vergabe von Steuernummern Verwaltungsverfahren 
schneller und einfacher machen.

Der Staat muss insgesamt einfacher, digitaler und ver-
lässlicher werden. Genau dafür steht auch dieses Gesetz. 
Deshalb bitte ich um Ihre Zustimmung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme noch mal 

zurück auf den Tagesordnungspunkt 8c. Die namentliche 
Abstimmung läuft im Moment noch. Ich darf darauf auf-
merksam machen, dass diejenigen, die noch keine Zeit 
für die Abstimmung hatten, jetzt doch bitte abstimmen 
gehen mögen.

Jetzt darf ich für Bündnis 90/Die Grünen Dr. Moritz 
Heuberger das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Moritz Heuberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 
Herren! 300 000 Kindergeldanträge werden entfallen, El-

tern dieser Kinder werden entlastet. Das finden wir gut. 
Deswegen werden wir dem Gesetzentwurf auch zustim-
men.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

300 000 Kindergeldanträge klingt erst mal nach viel. 
Wenn wir uns anschauen, dass wir in Deutschland im Jahr 
circa 700 000 Geburten haben, dann stellen wir fest, dass 
das nicht mal die Hälfte aller Eltern entlastet. Automati-
siert wird vor allem dort, wo es für die Verwaltung am 
einfachsten ist, dort, wo die Daten vorliegen. Das sind 
nicht unbedingt immer die Eltern, die es am nötigsten 
hätten und die am dringendsten entlastet werden sollten. 
Dass bei den Erstgeborenen erst im Laufe des nächsten 
Jahres die technischen Grundlagen für die antragslose 
Auszahlung geschaffen werden, kann ich teilweise noch 
nachvollziehen. Aber was ist denn mit den Kindern, die 
Sie von Anfang an aus der Planung rauslassen – mit 
Kindern aus Pflegefamilien, mit Kindern aus Adoptiv-
familien, mit Kindern aus Familien mit Bürgergeldbe-
zug?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir finden, dass die Antragslosigkeit bei eindeutiger 
Datenlage zum Regelfall für Familien in allen Lebens-
lagen werden sollte. Für alles andere fordern wir in un-
serem Entschließungsantrag einen Kinderleistungs-
check – barrierefrei, mehrsprachig und mit einem Klick 
zu allen Leistungen –, die Bündelung von Geburtsurkun-
den, Elterngeld und Kindergeld in einem Paket.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das gibt es bereits in Bremen. Ein grüner Finanzsenator 
macht vor, wie es geht. Davon können Sie sich als Bun-
desregierung etwas abschauen.

Was mir auch am Herzen liegt, ist, über die Grenzen 
von Automatisierung zu sprechen. Im Fall der Bewil-
ligung von Anträgen finde ich es gut, zu automatisieren. 
Aber gerade wenn es darum geht, Rückforderungen zu 
bearbeiten, ist es uns wichtig, dass am Schluss immer ein 
Mensch auf eine Entscheidung draufschaut; denn wenn 
das nicht passiert – wir sehen das in den Niederlanden –, 
dann kann das Familien zerstören und Existenzen gefähr-
den. Und das wollen wir nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie reden immer viel von Vertrauensvorschuss. Auch 
beim Koalitionsausschuss letzte Woche war der Vertrau-
ensvorschuss ein großes Thema. Hier wird das vorbild-
lich umgesetzt; das will ich lobend hervorheben. Aber 
stellen wir uns mal die alleinerziehende Mutter vor, die 
jetzt automatisch Kindergeld bekommt und dann zum 
wiederholten Mal im überfüllten Wartezimmer ihres 
Hausarztes sitzt, weil sie für den ersten Krankheitstag 
eine AU-Bescheinigung braucht. Mit der einen Hand ge-
ben Sie Vertrauensvorschuss, und mit der anderen Hand 
nehmen Sie ihn wieder weg. Das ist nicht konsequent.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Deswegen mein Appell an die Bundesregierung: Dieser 
Gesetzentwurf ist ein guter Anfang. Aber lassen Sie den 
Vertrauensvorschuss nicht nur bis zum nächsten Koaliti-
onsausschuss gelten, sondern denken Sie das doch kon-
sequent zu Ende!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Koalition verspricht die Firmengründung in 

24 Stunden – eine gute Sache. Aber finden Sie nicht auch, 
dass auch der Papierkram rund um eine Geburt in 24 Stun-
den erledigt sein muss? Ich finde persönlich: In einem 
Land, das Unternehmen diese Möglichkeiten gibt, muss 
das Gleiche auch für Familien gelten.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, 

frage ich, ob noch ein Mitglied seine Stimme nicht abge-
geben hat. – Genau, der Redner muss noch schnell zur 
Abstimmung.- Aber ich frage trotzdem, ob sonst noch 
jemand anwesend ist, der seine Stimme noch nicht abge-
geben hat. – Das ist nicht der Fall. Dann lassen wir Herrn 
Heuberger vielleicht noch kurz die Gelegenheit, ab-
zustimmen. – Das ist passiert.

Damit schließe ich die namentliche Abstimmung und 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung 
wird Ihnen später bekannt gegeben.1)

Ich rufe jetzt als nächste Rednerin auf für die Fraktion 
Die Linke die Abgeordnete Doris Achelwilm.

(Beifall bei der Linken)

Doris Achelwilm (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Anwesende! Dieses Gesetz er-

spart Eltern bundesweit 300 000 Anträge auf Kindergeld, 
das stimmt. Viele Mütter und Väter müssen bald nicht 
mehr sinnlos mit Formularen kämpfen, um Geld zu be-
kommen, das ihnen ohnehin zusteht – wunderbar. Aber 
die hilfreiche Maßnahme hat im Kontext der letzten Wo-
chen leider auch an positiver Energie verloren. Warum? 
Weil Sie jenseits dieser Digitalisierung nichts für Famili-
en, Frauen und Kinder übrighaben.

(Beifall bei der Linken)
Fast 3 Millionen Kinder in Deutschland sind armuts-

gefährdet. Der Regelsatz gemäß Hartz IV, Bürgergeld, 
neuer Grundsicherung – wie auch immer Sie es nennen – 
zementiert Armut, gerade auch Kinderarmut. Diese Bi-
lanz wird durch Ihre aktuelle Reformpolitik noch weiter 
runtergezogen. Das können wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der Linken)
Die Hilfen zur Erziehung, Jugendhilfe, Kinderschutz 

sehen sich dem größten Sparhammer der jüngsten Zeit 
ausgesetzt. Dabei bräuchten gerade die Kolleginnen und 
Kollegen in der Jugendhilfe nach der unfassbaren Tat von 
Stade jetzt Rückhalt, Zusagen für gute Personal- und 
Schutzkonzepte – eine ganz andere Resonanz als diese 

unerträglichen Sprüche von rechts, die wir hier heute 
wieder ein paarmal gehört haben. Aber die Kürzungs-
maschine läuft leider weiter: Kinderzuschlag für die be-
dürftigsten Familien auf der Streichliste, Elterngeld soll 
ebenfalls gekürzt werden. Zum Wohngeld heißt es, dass 
alle Empfänger/-innen weniger bekommen werden, bei 
jedem Dritten soll es sogar wegfallen. Und dann? Grund-
sicherung, verdeckte Armut, Zwangsumzüge – und in 
welche bezahlbare Wohnung eigentlich? Sie verkünden 
hier Einschläge in Serie. Aber heute ist ein guter Tag, 
weil das Kindergeld in ein bis zwei Jahren antragslos 
wird? Diesen Widerspruch müssen Sie auflösen.

(Beifall bei der Linken)

Viele Familien drehen jeden Euro um, entscheiden 
zwischen Urlaub oder nötiger Waschmaschine, managen 
Mangel und Krisen. Eine Verwaltungsmodernisierung al-
lein reicht da nicht. Appelle an die Menschen, sich am 
Riemen zu reißen, wie sie der Bundeskanzler gerade oft 
austeilt, sind völlig fehl am Platz, erst recht, wenn man 
selbst von vorne regelmäßig jammert und nölt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie jetzt sagen 
„Ja, aber das Kindergeld wird nicht nur automatisiert, 
sondern perspektivisch auch erhöht“, dann muss man da-
zusagen, dass 13 Euro mehr pro Kind bestenfalls die 
Inflation ausgleichen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Das ist kaum der Erhalt des Status quo vor Kürzungen. 
Das ist Flohknackerei, wenn es um den Support von 
Familien gehen muss. Man weiß manchmal nicht mehr, 
was man dazu noch sagen soll. Als Linke fordern wir, das 
antragslose Kindergeld materiell zu untermauern. Das 
Kindergeld muss um ein Vielfaches höher ausfallen. Es 
kann nicht sein, dass ein Spitzenverdienerehepaar über 
den steuerlichen Freibetrag mehr vom Staat bekommt 
als Bedürftige per Sozialrecht.

(Beifall bei der Linken)

Bekämpfen Sie die verheerende Kinderarmut in die-
sem Land! Stellen Sie sich hinter die unentbehrliche 
Jugendhilfe, statt in diesen Säulen der Gesellschaft Kos-
tenfaktoren zu sehen! Nutzen Sie das antragslose Kinder-
geld, um diese Vereinfachung auf andere Leistungen zu 
übertragen und zu einer starken Kinderzukunftssicherung 
zu kommen! Ansonsten geht jeder Schritt nach vorne –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Doris Achelwilm (Die Linke):
– im Kürzungsfiasko unter.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Truels Reichardt.1) Ergebnis Seite 10917 C
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Truels Reichardt (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Sehr geehrtes Baby, hiermit erhalten Sie Ihre Steueriden-
tifikationsnummer. Wir freuen uns, Sie als Steuerzahler 
begrüßen zu dürfen. Mit freundlichen Grüßen, Christian 
Lindner, Finanzminister. – Ungefähr so fühlte sich die 
erste Kontaktaufnahme des Staates an, als ich vor knapp 
vier Jahren Vater geworden bin. Ich bin mir sicher, dass 
das Schreiben des Bundeszentralamts für Steuern auch 
heute noch auf viele Eltern einigermaßen skurril wirkt. 
Vor allem ist es aber ein Symbol, wie direkt nach der 
Geburt die deutsche Bürokratie in Windeseile zuschlägt, 
und bis jetzt gilt das auch für das Kindergeld.

Der Weg zu den Leistungen für Familien ist oft zu lang, 
zu kompliziert, zu bürokratisch. Frischgebackene Eltern 
haben weder Zeit noch Lust noch Energie, irgendwelche 
Anträge auszufüllen und sie an irgendeine Behörde zu 
schicken,

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
vor allem dann nicht, wenn andere staatliche Stellen alle 
notwendigen Daten schon längst haben. Dabei wollen sie 
sich eigentlich nur mit ihrem Kind beschäftigen. Und nun 
die gute Nachricht: Das machen wir ihnen jetzt ein biss-
chen leichter. Künftig bekommen Familien das Kinder-
geld nämlich ganz automatisch, ohne Antrag. Das an-
tragslose Kindergeld kommt zuerst für Neugeborene 
mit Geschwisterkind; da liegen nämlich die Kontodaten 
schon vor. Bis Ende 2027 kommt die Erweiterung auch 
auf Erstgeborene. Jetzt könnte der deutsche Staat Briefe 
verschicken: Frau oder Herr Baby, hier ist Ihre Steuer-ID, 
und hier ist Ihr Kindergeld.

Das antragslose Kindergeld entlastet neue Eltern in 
einer ganz entscheidenden Phase ihres Familienlebens. 
Es entlastet aber auch den Staat von absolut unnötiger 
Bürokratie. Rund 300 000 Erstanträge pro Jahr werden 
vermutlich entfallen – ein absolutes Win-win-Gesetz 
also. Das Kindergeld ohne Antrag darf aber kein One- 
Hit-Wonder bleiben. Die Sozialstaatskommission hat 
zahlreiche Vorschläge gemacht, wie Bürgerinnen und 
Bürger und besonders Familien die staatlichen Leistun-
gen einfacher erhalten. Das ist richtig und wichtig, und 
ich freue mich auf die weitere Umsetzung.

Aber der unkomplizierte Zugang zu Leistungen ist das 
eine, die Höhe der Leistungen und die finanzielle Lage 
von Familien insgesamt sind das andere. Ja, der Koaliti-
onsausschuss hat Entlastungen für kleinere und mittlere 
Einkommen auf den Weg gebracht: Unter anderem soll 
das Kindergeld steigen. Eine Familie mit 60 000 Euro 
Jahreseinkommen soll pro Jahr 600 Euro mehr im Geld-
beutel haben. Das ist ein erster Schritt – immerhin. 
Sorgen bereiten mir aber andere Leistungen für Familien: 
Elterngeld, Kindersofortzuschlag und der Unterhaltsvor-
schuss. Da drohen Einsparungen oder sogar die Abschaf-
fung.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Ich sage ganz klar: Das geht so nicht!

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Wir müssen das im parlamentarischen Verfahren zum 
Haushalt ganz dringend korrigieren und einen Fokus 
auf Familien legen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Heftige Einsparungen bei Familien und ganz besonders 
bei denjenigen, die es besonders schwer haben, sind in 
Zeiten wachsender Riesenvermögen, wachsender Un-
gleichheit bei Bildungschancen und niedriger Geburten-
raten nicht zu erklären.

Mit dem antragslosen Kindergeld machen wir unsere 
Leistungen für Familien einen Schritt unkomplizierter bei 
der Höhe und bei der Ausgestaltung der Unterstützung. 
Damit Familien in jeder Konstellation und in jeder Le-
bensphase profitieren, müssen wir noch ein bisschen 
nachlegen; denn Investitionen in Kinder sind Investitio-
nen in die Zukunft und nicht weniger wichtig als Beton 
und Bundeswehr.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Marcel Queckemeyer.
(Beifall bei der AfD)

Marcel Queckemeyer (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Die Bundesregierung bringt uns heute wieder ein 
Geschenk mit: das antragslose Kindergeld. Klingt nach 
Fortschritt, klingt nach Entlastung,

(Michael Schrodi [SPD]: Ist auch so!)
ist es aber nicht. Es ist ein Feigenblatt. Sie digitalisieren 
einen Antrag, den die Menschen ohnehin schon fast auto-
matisch bekommen, und verkaufen das als Jahrhundert-
reform. Ein bisschen weniger Papierkram für frischgeba-
ckene Eltern – ja, herzlichen Glückwunsch!

Aber Sie rühren nicht an das eigentliche Problem, weil 
Sie es nicht anrühren wollen: die Frage, wohin dieses 
Geld eigentlich fließt.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: An Kinder und 
Familien!)

Deswegen reden wir heute auch über unseren Gesetzent-
wurf; denn während die Bundesregierung an der Verwal-
tungsoberfläche herumpoliert, legen wir den Finger in die 
Wunde.

Schauen wir uns die Zahlen an. Es sind nicht meine 
Zahlen, sondern die Zahlen der Bundesagentur für Ar-
beit, Stand Dezember 2025, amtlich unbestritten. 
528 Millionen Euro deutsches Kindergeld sind letztes 
Jahr auf ausländische Konten geflossen.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Scheinbar zu Frau Weidel, oder?)
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528 Millionen Euro – ein neuer Rekord. 2024 waren es 
514 Millionen Euro, 2010 gerade einmal 35,8 Millionen 
Euro. In 15 Jahren hat sich das verzehnfacht. Über eine 
Viertelmillion Kinder, die nicht einen einzigen Tag ihres 
Lebens in Deutschland verbracht haben, kassieren deut-
sches Kindergeld zum vollen deutschen Satz,

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Ja, die können ja 
auch noch nicht arbeiten! Oder wollen Sie Kin-
derarbeit wieder einführen?)

egal ob sie in München oder in einem Dorf in Rumänien 
aufwachsen, wo eine Familie mit demselben Betrag ein 
Vielfaches an Kaufkraft hat. Fast 98 Prozent dieser hal-
ben Milliarde gehen an die EU-Bürger, 40 Prozent allein 
nach Polen. Und ich sage Ihnen: Es geht mir hier nicht um 
die einzelne polnische oder tschechische Familie.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Nein, nein!)

Die nimmt völlig zu Recht, was das Gesetz zugesteht. Es 
geht um Sie hier, meine Damen und Herren der Koalition, 
die dieses Gesetz seit Jahren so zulassen, wie es ist, ob-
wohl der gesunde Menschenverstand längst sagt: Ein 
Kind, das in Warschau lebt, wo die Unterhaltskosten 
nachweislich niedriger sind als in Deutschland

(Michael Schrodi [SPD]: Europäisches 
Recht! – Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben Sie gerade nicht auf-
gepasst? Das hat Herr Gottschalk schon er-
klärt!)

– hören Sie doch mal zu, da lernen Sie noch was! –, 
braucht nicht denselben Eurobetrag wie ein Kind in Os-
nabrück oder Berlin, um denselben Lebensstandard zu 
haben.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Deutschland hat euro-
päische Rechtsprechung!)

Das ist keine Ausländerfeindlichkeit, das ist Grundschul-
mathematik. Schreiben Sie sich das hinter die Ohren! 
Und, Herr Krieger, Ihre Ausführungen gerade haben 
ganz klar bewiesen: Europa muss reformiert werden.

(Beifall bei der AfD – Kay Gottschalk [AfD]: 
Jawoll! – Zurufe der Abg. Michael Schrodi 
[SPD] und Pascal Meiser [Die Linke])

Und was macht Ihr Minister Klingbeil? Er macht gar 
nichts. Er digitalisiert lieber Antragstellungen, statt die 
Gerechtigkeitslücke zu schließen. Sie feiern sich für ei-
nen Verwaltungsakt,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie setzen sich über europäisches Recht 
hinweg!)

während Sie den deutschen Familien, die tatsächlich hier 
leben, hier ihre Miete zahlen, hier ihre Kinder zur Schule 
schicken, keinen einzigen Euro mehr geben. Das ist Sym-
bolpolitik statt Strukturreform, Herr Klingbeil.

(Beifall bei der AfD – Frauke Heiligenstadt 
[SPD]: Das ist falsch, was Sie gesagt haben, 
weil es um die Kindergelderhöhung geht!)

Unser Gesetzentwurf sagt: Wer in Deutschland Kin-
dergeld bezieht für ein Kind, das im Ausland lebt, be-
kommt den Betrag angepasst an die Lebenshaltungskos-
ten vor Ort.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, Deutschland verschuldet 
sich für Generationen. Jeder Euro, der ohne Sinn und 
Verstand verteilt wird, fehlt an anderer Stelle: bei der 
Rente, bei der Pflege und bei unseren Kindern. Wer an-
gesichts dessen 528 Millionen Euro pro Jahr unangetastet 
lässt und stattdessen einen Klick im Bürgerportal feiert, 
der hat die Prioritäten dieses Landes überhaupt nicht ver-
standen. Und, Herr Kollege, dass Sie hier Frau Weidel 
zitieren, finde ich ja schön und gut, dass Sie sie nennen 
und erwähnen, dass sie in der Schweiz lebt. Aber ich kann 
Ihnen eins sagen: In der Schweiz sind die Lebenshal-
tungskosten noch viel höher als in Deutschland. Das 
schreiben Sie sich mal hinter die Ohren!

(Michael Schrodi [SPD]: Deswegen sind Sie 
für eine Erhöhung! Sie wollen mehr Geld aus-
geben! – Weitere Zurufe von der SPD)

Wir werden uns daher beim Gesetzentwurf der Bun-
desregierung enthalten; denn Bürokratieabbau ist nicht 
grundsätzlich falsch, aber er ist auch keine Antwort auf 
die eigentliche Frage. Unserem eigenen Entwurf stimmen 
wir daher zu. Stimmen Sie mit uns mit, wenn Sie es mit 
Generationengerechtigkeit ernst meinen und nicht nur 
mit hübschen Pressemitteilungen des Herrn Klingbeil!

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und einfach europäische Rechtspre-
chung ignorieren wollen, ja?)

Und, Herr Dr. Heuberger, auch an Sie: Mehrsprachige 
Anträge brauchen wir nicht. Unsere Amtssprache hier ist 
Deutsch!

(Beifall bei der AfD – Frauke Heiligenstadt 
[SPD]: Ihre Amtssprache ist rechtsextrem!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat jetzt das Wort die 

Abgeordnete Mechthilde Wittmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kol-

legen! Wir kommen heute mit dem vergleichsweise 
harmlos klingenden Anliegen der Einführung eines an-
tragslosen Kindergeldes auf Sie zu, um uns Ihre Zustim-
mung dafür zu holen. Aber ich möchte auf eines aus-
drücklich hinweisen. – Frau Präsidentin, wieso blinkt es 
bei mir am Rednerpult? Habe ich Ihnen was getan?

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Nein.
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Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Gut. – Ich möchte Sie gerne darauf aufmerksam ma-

chen, dass sowohl der Herr Bundesfinanzminister als 
auch die Bundesfamilienministerin heute anwesend sind, 
um den Gesetzentwurf mit uns gemeinsam zu debattieren 
und dann auch zu beschließen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das macht es nicht 
besser!)

Ich glaube, das ist das beste Zeichen dafür, welchen Wert 
wir den Kindern und Familien in unserem Land zuwei-
sen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich habe mich sehr gefreut und es war mir ein kleines 
Vergnügen, zu hören, mit welch schwierigen, amüsanten 
Verrenkungen Sie, Herr Dr. Heuberger, versucht haben, 
irgendwas zu finden, das man vielleicht doch noch kriti-
sieren kann. Es ist der beste Beweis dafür, dass auch Sie 
ganz zufrieden sind mit dem, was wir hier auf den Tisch 
legen. Deswegen wäre es auch ganz toll, wenn Sie das mit 
uns beschließen würden. Ich glaube, wir gehen einen 
guten Weg.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen wir doch! – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Haben wir 
doch angekündigt! Im Ausschuss schon ge-
macht!)

– Dann halten Sie sich dran! Dann freue ich mich doppelt 
darüber.

Und, liebe Frau Achelwilm, bei Ihnen war es sogar so, 
dass Sie gar nicht mehr zum Thema gesprochen haben, 
weil Sie nicht wussten, was Sie noch dagegen sagen 
können. Ich möchte Ihnen aber eines sagen: Wenn wir 
hier über unsere Familien und Kinder reden und darüber, 
wie wir den Familien das Leben erleichtern in einer Pha-
se, in der es einfach aufwendig ist, in der es nervig wird 
und sie den Kopf für was anderes brauchen, dann erwarte 
ich von Ihnen, dass Sie das nicht mit dem Wort „Flohka-
ckerei“ beschreiben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wenn Sie nicht den Anstand haben, sich in diesem Par-
lament zu artikulieren, dann lassen Sie es einfach!

(Beifall bei der CDU/CSU – Doris Achelwilm 
[Die Linke]: Ich habe „Flohknackerei“ gesagt!)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ja, 
man kann natürlich alles dafür hernehmen, um eine Ge-
sellschaft zu spalten. Alles. Machen Sie ruhig weiter so! 
Aber wir werden – und da, glaube ich, weiß ich Sie, die 
Grünen, auch mit im Boot – alles tun, damit wir diese 
Gesellschaft beisammenhalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Kay Gottschalk [AfD]: In Rumä-
nien! In Bulgarien! In Polen! In der Türkei! In 
Albanien! In Ägypten!)

Eine Gesellschaft halten wir beisammen, indem wir eine 
gesunde Familienpolitik betreiben, eine gute Politik für 
Kinder und Familien. Dabei ist es übrigens egal, in wel-
cher politischen Richtung sie sich im demokratischen 
Spektrum ausrichten.

Deswegen sind wir froh, dass wir heute dieses Gesetz 
verabschieden können. Wir glauben, dass es eine gute 
Gelegenheit ist – das wurde völlig richtig schon er-
wähnt –, die IBAN-Nummern einzusammeln; denn wir 
wissen: Je mehr wir davon haben, desto konkreter können 
wir auch in anderen Fällen gerade denen helfen, die es 
nötig haben. Das sind diejenigen, die vielleicht am An-
fang ihrer Familienzeit stehen oder die auch sonst in 
finanziellen Verhältnissen leben, die es ihnen erschweren, 
die eine oder andere Krise zu überbrücken. Deswegen 
nutzen wir dieses antragslose Kindergeld gleichzeitig, 
um fleißig die IBAN-Nummern einzusammeln und hier 
einen Mehrwert zu kreieren, der auch für alle anderen 
Leistungen gilt, die wir an die Menschen in unserem 
Land vergeben können.

Lassen Sie mich an der Stelle noch eines sagen: Wir 
haben immer wieder darüber gesprochen, wie wir es ver-
meiden können, dass das Kindergeld falsch ausgezahlt 
wird. Natürlich sind da die Familienkassen ganz beson-
ders gefragt. Das ist auch ein großer Appell, den wir an 
Sie richten wollen: Das Geld muss da landen, wo das 
Kind lebt, wo das Kind die Bedürfnisse hat; denn das 
Geld soll ja am Ende des Tages für die Kinder da sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dieses richtig einzustellen, ist eine große Verantwor-
tung der Familienkassen, denen ich heute Danke sagen 
will für die große Arbeit, die sie hier bei uns im Land 
leisten. Aber diese Arbeit wird nicht kleiner, sondern wir 
übertragen den Familienkassen tatsächlich ein Stück weit 
die Verantwortung dafür, sensibel darauf zu reagieren, 
wenn Mütter – im Zweifelsfall vielleicht auch mal Väter – 
zunächst den Unterhalt einklagen müssen, das Kinder-
geld auch nicht bekommen und es ihnen umso schwerer 
fällt, sich um ihre Kinder zu kümmern. Unser Ziel ist es: 
Kümmert euch um die Kinder! Sorgt dafür, dass sie in 
guten, in gesunden Verhältnissen aufwachsen! Das ist ein 
ganz entscheidender Beitrag, den wir dazu leisten kön-
nen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben ja schon 2024 bei Ihnen die ersten Schritte 
dazu getan. Wir haben die QR-Codes. Die Menschen 
können diese Schritte zunehmend in der digitalen Welt 
tun; das ist ja auch die richtige Altersklasse. Wenn wir 
diese Anträge jetzt hoffentlich ab dem zweiten oder drit-
ten Kind bewältigen können, dann freue ich mich auf den 
nächsten Schritt. Unser Ziel ist es nämlich, auch schon 
beim ersten Kind, wo die Umstellung ja ehrlicherweise 
noch mal ein bisschen herausfordernder ist, antragslos 
arbeiten zu können. Es ist der richtige Schritt in die Fa-
milienwelt. Es ist der richtige Schritt in die digitale Welt. 
Am Ende des Tages schulden wir denjenigen Erleichte-
rung, die nicht nur einen großen Teil dazu beitragen, dass 
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unsere Gesellschaft aufwächst und dass die nächsten 
Steuerzahler zu uns kommen, sondern die jetzt schon 
Steuern in dieses System zahlen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
glaube ich, dass wir heute einen großen Schritt gehen. Ich 
bitte um möglichst große Zustimmung bei der bevorste-
henden Abstimmung, sodass wir dann hoffentlich in ei-
nem Jahr sagen können: Das hat hervorragend geklappt; 
wir gehen weiter. Ab dann können die 600 000, vielleicht 
dann schon wieder 700 000 Kinder, die jährlich geboren 
werden, samt und sonders antragslos den Bescheid be-
kommen. Wie hat es der Kollege gesagt: Herzlich will-
kommen, und das Geld ist auch schon auf dem Konto.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Bevor ich die nächste Rednerin auf-

rufe, gebe ich das von den Schriftführerinnen und Schrift-
führern ermittelte Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes bekannt: 

Abgegebene Stimmen 604. Mit Ja haben gestimmt 
137, mit Nein haben gestimmt 467. Es gab keine Ent-
haltungen. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Bera-
tung abgelehnt.

Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die wei-
tere Beratung.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            604;
davon

ja:                                      137
nein:                                  467
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Jetzt rufe ich auf für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen die Abgeordnete Katharina Beck.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Dass man beim zweiten Kind nun bürokratiearm das 
Kindergeld bekommen kann: Meine Güte! Ich habe den 
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gleichen Brief mit der Steueridentifikationsnummer wie 
der Kollege Truels Reichardt erhalten. Schöner wäre es, 
man hätte eine App für Kindergeld, Elterngeld und alle 
möglichen Sachen. Aber immerhin, ab dem zweiten Kind 
antragslos: Super! Dem stimmen wir zu. Wir haben dazu 
Vorschläge gemacht, wie man das auch auf Adoptivkin-
der ausweiten könnte. Das fänden wir besser. Ich werbe 
hier für unseren Entschließungsantrag. Stimmen Sie dem 
doch auch zu! Aber wir sind natürlich mit dabei.

Wie kann man da nur dagegen sein, wie Sie von der 
AfD? Liebe Bürgerinnen und Bürger, hier wurde Ihnen 
ein Theater vorgespielt. Neuwahlen zu fordern wegen 
antragslosem Kindergeld ab dem zweiten Kind, das ist 
wirklich albern, genauso wie Stuttgart 21 in diesem Zu-
sammenhang zu erwähnen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Wir reden über 
103 Milliarden Euro insgesamt!)

Hier ist nur noch Wahlkampfmodus, nur noch Antimodus 
bei der AfD. Wenn Sie sagen: „Die Rechtsprechung ge-
fällt mir halt nicht, dann muss ich als Legislative sie auch 
nicht respektieren“, sage ich Ihnen: Im Proseminar, im 
Grundkurs oder in der Schule lernt man etwas zur Ge-
waltenteilung: Man hat zu respektieren, was Gerichte 
sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zum Thema Kindergeld stehen allerdings auch Ver-
sprechungen im Koalitionsvertrag. Wir stehen zwar po-
sitiv zu diesem Gesetz, aber ich muss sagen: Im Koaliti-
onsvertrag steht, dass Sie Alleinerziehende und deren 
Kinder besser unterstützen wollen, indem Sie das Kinder-
geld hälftig auf den Unterhaltsvorschuss anrechnen; Zeile 
3171 ff. Schauen Sie sich das bitte an! Was Sie aber statt-
dessen gerade machen, ist, dass Sie hier im Haushalts-
entwurf 400 Millionen Euro streichen wollen; das betrifft 
auch die Mittel für den Unterhaltsvorschuss. Das geht in 
die komplett falsche Richtung.

Wie ist es denn heute? Wir haben 1,7 Millionen Allein-
erziehende in Deutschland, und etwa 860 000 Kinder von 
Alleinerziehenden sind vom Unterhaltsvorschuss abhän-
gig. Leider sind es meist die Väter, die den Kindesunter-
halt nicht bezahlen. Dann springt der Staat ein. Ja, das 
kostet ganz schön viel Geld. 3,2 Milliarden Euro kostet 
das den Staat. Aber der Staat ist leider überhaupt nicht gut 
darin, dieses Geld von säumigen Vätern wieder einzutrei-
ben. Das haben Sie sich im Koalitionsvertrag ja auch 
vorgenommen. Dazu steht aber in den 34 Punkten des 
Koalitionsausschusses überhaupt nichts.

Statt das Geld besser einzutreiben, soll den Allein-
erziehenden, die derzeit bei Bezug von Unterhaltsvor-
schuss kein Kindergeld bekommen, jetzt auch noch der 
Unterhaltsvorschuss verwehrt werden, und das, obwohl 
Sie eigentlich eine hälftige Anrechnung von Kindergeld 
vorhatten und deshalb mehr Mittel dafür zur Verfügung 
stellen müssten. Aber was machen Sie jetzt? Sie streichen 
das. In einem Papier steht drin, dass Kinder ab dem 13., 
15. oder 17. Lebensjahr gar keinen Unterhaltsvorschuss 
mehr bekommen sollen. Als ob wir uns das leisten könn-
ten! Bildung und Entwicklung des Kindes hängen natür-

lich davon ab, ob man dafür ausreichend Geld hat. Die 
Alleinerziehenden arbeiten überproportional Vollzeit. Ich 
weiß nicht, wie es Ihnen geht. Ich habe mein Kind heute 
Morgen um halb acht zur Kita gebracht. Da ist echt viel 
zu organisieren. Ich habe aber auch den Papa des Kinds 
an meiner Seite, der mir die Hälfte der Arbeit abnimmt. 
Wenn ich das alles allein machen müsste, das wäre wirk-
lich ultrakrass.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Ultrakrass!)

Beim Thema Leistungen, liebe CDU/CSU, kommen die 
1,7 Millionen Alleinerziehenden, die wir in Deutschland 
haben, schon jetzt maximal zu kurz,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

und bei denen wollen Sie jetzt auch noch kürzen.
Die Alleinerziehenden, die vom Unterhaltsvorschuss 

abhängig sind, werden auch von einer Kindergelderhö-
hung nichts haben. Ich habe es Ihnen gerade erklärt: Sie 
erhalten in dem Fall gar kein Kindergeld. Sie wollten 
ihnen eigentlich die Hälfte des Kindergeldes zugestehen, 
aber das machen Sie jetzt nicht. Stattdessen kürzen Sie.

Ihr ganzes Entlastungspaket, das Sie vorgestellt haben, 
ist eine Mogelpackung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Die steuerlichen Entlastungen werden ohnehin von den 
Sozialbeiträgen wieder aufgefressen. Das reicht bis weit 
in die Mitte hinein. Das habe ich schon an anderer Stelle 
klargemacht. Stattdessen kürzen Sie im Haushaltsentwurf 
bei Alleinerziehenden: Sie kürzen beim Kinderzuschlag, 
den sie dann wahrscheinlich vermehrt beantragen müs-
sen. Sie kürzen beim Wohngeld, auf das sie stärker ange-
wiesen sind. Das ist krass.

Parallel dazu kürzen Sie aber bei keiner einzigen Steu-
ervergünstigung. Die 1,5 Milliarden Euro, von denen Im-
mobiliengesellschaften durch die erweiterte Grund-
stückskürzung befreit sind, die es seit fast 100 Jahren 
gibt, aber heute nicht mehr braucht, lassen Sie zum Bei-
spiel liegen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das finde ich jetzt 
aber auch spannend, wie Sie diesen Drahtseil-
akt hinbekommen!)

Auch die Kryptolücke mit 5 Milliarden Euro lassen Sie 
liegen. Sie machen da gar nichts, auch bei der Finanz-
kriminalitätsbekämpfung nicht. Aber bei den Ärmsten 
und den Alleinerziehenden streichen Sie. Das geht über-
haupt nicht. Ändern Sie Ihre Politik!

(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Die alleinerziehenden Mütter in der Kita meines Kin-

des waren über die Festlegungen im Koalitionsvertrag 
damals glücklich.
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Jetzt machen Sie sie wieder unglücklich. Das können 

Sie so nicht weitermachen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Mareike Hermeier.

(Beifall bei der Linken)

Mareike Hermeier (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Bundesregierung legt einen Gesetzentwurf 
vor, um den Eltern in diesem Land mal was Gutes zu tun. 
Mit dem Gesetzentwurf zum antragslosen Kindergeld 
soll der Aufwand für Familien und Ämter reduziert wer-
den. Prinzipiell begrüßenswert, echte Erleichterung ist 
dies aber nicht wirklich. Nachdem gerade bei Familien 
und beim Sozialstaat gekürzt wird, dass man nicht mehr 
weiß, wo einem der Kopf steht, kommt die Regierung nun 
mit dieser immensen Entlastung für Eltern und Verwal-
tung; na ja.

Die Beantragung des Kindergeldes gehört nun nicht zu 
den aufwendigsten bürokratischen Hürden, wenn man ein 
Kind bekommt. Was mir da alles einfallen würde, um 
Eltern wirklich zu entlasten: Elterngeld erhöhen und 
dessen Beantragung entbürokratisieren, Unterhaltsvor-
schuss erhöhen, kostenlose Betreuung sicherstellen, kos-
tenloses Schulessen und Ganztagsbetreuung, vernünfti-
ges BAföG, vernünftige kassenärztliche Versorgung. 
Die Liste ist noch deutlich länger. Das Kindergeld be-
antragt man aber einmalig. Die Auszahlung erfolgt dann 
zügig und meist unproblematisch.

Wie läuft es bisher? Man darf sich als frischgebackene 
Eltern als Erstes über Post mit der Steuer-ID für den 
Nachwuchs freuen. Das geht derzeit häufig schneller als 
die Ausstellung einer amtlichen Geburtsurkunde. Mit 
dieser Steuer-ID kann man dann in Verbindung mit einem 
relativ einfachen Antrag recht unaufwendig das Kinder-
geld beantragen. Das soll nun antragslos geschehen – 
ganz toll für verheiratete Paare.

Was ist aber, wenn es strittige Fälle gibt, bei denen 
eben nicht so klar ist, wer Anspruch auf Kindergeld 
hat? Sie nennen dazu unter anderem den Faktor, dass 
das Kindergeld an den Elternteil gehen soll, dessen 
IBAN bereits bekannt ist. Ich sehe darin eher eine Gefahr 
und Benachteiligung von Müttern nach einer Trennung. 
Leben die Kinder nach einer Trennung bei der Mutter und 
die Aktenlage ist nicht eindeutig, legt durch die meist 
konsolidierte Steuererklärung die IBAN des Ehemannes 
vor. Solche Gefahren lassen Sie leider außer Acht. Die 
Mütter sind da eben nicht besonders beachtet worden.

Besonders hervorzuheben sind auch die Eltern, die sich 
dumm und dusslig beantragen könnten und dennoch fak-
tisch kein Kindergeld erhalten, nämlich Alleinerziehende 
im Unterhaltsvorschussbezug. Die gucken bei Ihnen wei-

terhin komplett in die Röhre, da das Kindergeld eh voll 
auf den Unterhaltsvorschuss angerechnet wird. Familien 
entlasten zu wollen, eine astreine Idee. Aber die Umset-
zung ist eher schwach. Ich hoffe, dass sich zumindest die 
Entlastung bei den beteiligten Ämtern zeigen wird, was 
natürlich begrüßenswert und absolut wichtig ist.

Den Gesetzentwurf der Kolleg/-innen der AfD lehnen 
wir ab.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Kollegen! Es 
haben zwei Kollegen gesprochen!)

Bezüglich des Entschließungsantrags der Kolleg/-innen 
der Grünen: Sie betonen darin mehrfach die proaktive 
Prüfung des antragslosen Verfahrens durch die beteiligten 
Instanzen und die Wahrung der Rechtssicherheit beim 
Datenaustausch. Das finden wir begrüßens- und unter-
stützenswert.

Zum Schluss. Liebe Kolleginnen und Kollegen, an-
tragslose Verfahren für Leistungen, die selbstverständlich 
sein sollten, würden wir gern mehr sehen. Aber bitte 
beachten Sie dabei auch die vielfältigen Lebens- und 
Familienmodelle in Deutschland!

Vielen lieben Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Frauke Heiligenstadt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Nur zur Information für die Zuhörerinnen 
und Zuhörer auch hier im Saal: Im Gesetzentwurf sind 
selbstverständlich auch das Informationsrecht und die 
Informationspflicht bei Zahlung des antragslosen Kinder-
geldes an den jeweiligen Partner mitenthalten. Es kann 
sofort widersprochen werden. Also das, was hier gerade 
skizziert wurde, kann gar nicht eintreten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier in dieser 
Debatte wird vor allen Dingen von der extrem rechten 
Seite des Hauses

(Christian Douglas [AfD]: Bingo!)

ausschließlich auf die Ausgaben für das Kindergeld ge-
blickt. Gleichzeitig verschweigt die AfD, welche Steu-
ern, Sozialversicherungsbeiträge und wirtschaftlichen 
Leistungen dieselben Menschen

(Kay Gottschalk [AfD]: Die Minijobber, Frau 
Heiligenstadt?)

jeden Monat hier in der Bundesrepublik erbringen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Die Minijobber?)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 10921 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Damit erzählen Sie von der AfD nur die halbe Geschich-
te. Ein kluger Mensch hat einmal gesagt: Wer die ganze 
Wahrheit kennt und nur die halbe Wahrheit nennt,

(Zuruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])

der ist ein Fälscher der Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Eine ehrliche Bilanz, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, muss immer beide Seiten betrachten. Deutsch-
land profitiert nämlich erheblich davon, dass Menschen 
aus anderen Ländern hier arbeiten. Viele Unternehmen 
könnten offene Stellen ohne Menschen mit auslän-
dischem Pass überhaupt nicht mehr besetzen. Das stärkt 
die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft, sichert Ar-
beitsplätze und stabilisiert die Finanzierung unserer So-
zialversicherungen. Deshalb sollten wir uns, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, in dieser Debatte nicht von 
Empörung leiten lassen, sondern von Fakten.

Die Frage lautet also nicht: Warum erhalten manche 
Arbeitnehmer Kindergeld, obwohl ihre Kinder im Aus-
land leben? Die wichtige und richtige Frage lautet: Was 
würden wir verlieren, wenn diese Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer nicht mehr hier arbeiten würden?

(Kay Gottschalk [AfD]: Die wären auch hier 
wegen Kindergeld! Manche sind nur wegen 
Kindergeld hier, Frau Heiligenstadt!)

Ohne Beschäftigte aus dem Ausland wären viele Betriebe 
nicht mehr voll arbeitsfähig: Pflegeeinrichtungen müss-
ten Betten schließen, Baustellen würden länger still-
stehen, Lieferketten würden langsamer funktionieren, 
Gastronomie, Landwirtschaft und zahlreiche Industrie-
unternehmen hätten erhebliche Personalprobleme. Die 
Menschen, die im Übrigen auch aufgrund europäischer 
Regeln und Abkommen einen Anspruch auf Kindergeld 
haben,

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

leisten also einen wichtigen Beitrag zum Wohlstand un-
seres Landes.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

der AfD-Fraktion?

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Nein, erlaube ich nicht.

(Zurufe von der AfD: Och!)

Diese Menschen leisten also einen wichtigen Beitrag zum 
Wohlstand unseres Landes: rund 100 Milliarden Euro 
allein an Sozialversicherungsbeiträgen von auslän-
dischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern.

Meine Damen und Herren, deshalb ist es auch richtig, 
dass wir mit dem antragslosen Kindergeld für Familien 
das Leben in unserem Land ein großes Stück einfacher 
machen. Wir wollen nicht, dass Eltern sich durch An-
tragsverfahren kämpfen müssen, vor allem dann nicht, 

wenn sie sich in vulnerablen und schwierigen Phasen 
befinden. Nach der Geburt eines Kindes brauchen Eltern 
Entlastung und nicht Zumutung.

(Beifall bei der SPD)
Sie brauchen Vertrauen statt zusätzlicher Bürokratie. Und 
deshalb ist es gut und richtig, dass das Kindergeld künftig 
nach der Geburt des zweiten Kindes auch ohne Antrag 
gezahlt werden kann. Klar ist aber auch, das ist ein erster 
Schritt. Ziel ist ebenfalls, dass das antragslose Kindergeld 
auch schon mit der Geburt des ersten Kindes kommen 
soll; denn wer Kinder großzieht, meine Damen und Her-
ren, leistet einen enormen Beitrag für unser Zusammen-
leben und verdient dabei schnelle und verlässliche Unter-
stützung.

(Beifall bei der SPD)
Für uns, meine Damen und Herren, ist ein moderner 

Sozialstaat ein Staat, dessen Bürgerinnen und Bürger 
Leistungen automatisch erhalten, die ihnen rechtlich zu-
stehen, ohne dass sie dafür Anträge stellen müssen, ein 
Staat, der datenbasiert und rechtssicher auf Verfahren 
setzt, die seine Bürgerinnen und Bürger entlasten, und 
ein Staat, der seinen Bürgerinnen und Bürgern vertraut. 
Aber er ist auch ein Staat, der verantwortungsvoll han-
delt, der Anspruchsberechtigungen von Familien über-
prüft und seine Verfahren auch kontrolliert. Deshalb ist 
das antragslose Kindergeld mehr als eine Verwaltungs-
vereinfachung.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist zu Ende.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Es ist ein Versprechen an Familien, dass der Staat 

ihnen vertraut und ihnen hilft.
Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer Kurzintervention hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Gottschalk.

Kay Gottschalk (AfD):
Frau Heiligenstadt, eben waren Sie die Fälscher der 

Wahrheit, weil Sie immer unzureichend zitieren. Ich ma-
che Ihnen noch mal die Zahlen klar. Wenn wir so viele 
Facharbeiter hätten, die unserem Land so unendlich viel 
Geld bringen: Warum haben wir dann 700 000 Ukrainer – 
das sind die Zahlen der Bundesagentur für Arbeit –, 
500 000 Syrer, 207 000 Afghanen und immerhin auch 
187 000 türkische Staatsbürger im Bürgergeld? Das kos-
tet eine ganze Menge. Ich glaube, dafür könnten viele 
arbeiten, gerade im unteren Lohnsegment, um das auszu-
gleichen.

Wie finden Sie das als Sozialdemokratin – aber das ist 
ja mittlerweile auch verräterisch bei Ihnen; deshalb hän-
gen Sie nur noch bei 11 bis 14 Prozent und fliegen hof-
fentlich bei einigen Landtagen ganz raus – eigentlich, 
dass Sie den Menschen auf den Besuchertribünen sagen: 
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„Es ist korrekt, die würden 27 Euro monatlich Kindergeld 
in Rumänien kriegen – habe ich ja gesagt –, entsprechend 
indiziert, kriegen jetzt aber 250 Euro“? Und wenn sie 
dann zwei, drei Kinder haben, dann brauchen manche 
von denen gar nicht mehr zu arbeiten.

Und wie erklären Sie den Menschen und den Kindern 
das, was Herr Queckemeyer eben ausgeführt hat?

Was sagen Sie den Menschen zu den Zahlen, die ich 
eben genannt habe? 528 Millionen Euro gehen ins Aus-
land, 341 Millionen Euro sind an unberechtigten Zah-
lungen für 2024 eingefordert worden. Ihre Kollegin aus 
der Bundesanstalt für Arbeit kann noch nicht mal Aus-
kunft darüber geben. In zehn Jahren sind das 3,4 Milliar-
den Euro. Sie pressen mit über 50 Prozent Abgabenbe-
lastung das Letzte aus den Menschen raus und 
verballern – tut mir leid – fast 3,5 Milliarden Euro in 
nur zehn Jahren. Und das finden Sie korrekt?

Was Sie eben hier gesagt haben, ist der beste Beweis 
dafür, warum die Sozialdemokratie sterben muss und 
warum Sie aus diesem Parlament fliegen müssen und 
aus allen Landesparlamenten.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege.

Kay Gottschalk (AfD):
Sie haben kein Herz mehr für Arbeitnehmer und für 

Kinder. Sie müssen hier raus aus dem Parlament, Frau 
Heiligenstadt.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, ich will Sie nur noch mal an den par-

lamentarischen Ton untereinander erinnern.

(Kay Gottschalk [AfD]: Sie hat mich als Fäl-
scher der Wahrheit bezeichnet!)

Jetzt hat die Kollegin Heiligenstadt die Möglichkeit, zu 
antworten; sie muss nicht.

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Kollege 

Gottschalk! Natürlich antworte ich, weil Herr Gottschalk 
ja immer meint, sich hier mit besonders großer Empörung 
echauffieren zu müssen; dabei verwechselt er hier ständig 
die Zahlen.

(Lachen des Abg. Marcel Queckemeyer 
[AfD])

Das kann ich wenigstens ein bisschen klarstellen.
Erstens. Ja, es wird Kindergeld zurückgefordert aus 

unberechtigten Zahlungen. Es ist allerdings nicht behaup-
tet worden, dass das ausschließlich Zahlungen ins Aus-
land sind, sondern dazu gehören natürlich auch unberech-
tigte Zahlungen hier im Inland, sehr geehrter Herr 
Gottschalk. Das verschweigen Sie immer bei Ihren Aus-
führungen.

Zweiter Punkt. Sie sagen, dass Menschen mit auslän-
dischem Pass hier Bürgergeld beziehen. Das ist in der Tat 
richtig. Aber ich halte dagegen: Über 16 Millionen Men-
schen mit ausländischem Pass arbeiten hier in Deutsch-
land, zahlen ihre Steuern, zahlen Sozialversicherungsbei-
träge und leisten einen wichtigen Beitrag zum Wohlstand 
unseres Landes.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Allein 100 Milliarden Euro Sozialversicherungsbeiträge 
werden von diesen Menschen gezahlt;

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das hat doch 
kein Mensch kritisiert!)

und allein das ist schon richtig.
Ja, es wird Kindergeld auch an ausländische Kinder 

ausgezahlt. Aber genau diese ausländischen Kinder ha-
ben natürlich auch Eltern oder mindestens ein Elternteil, 
der hier in der Bundesrepublik zum Wohlstand unseres 
Landes beiträgt, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Und es ist an keiner Stelle irgendwo bewiesen, wie Sie 
hier immer fälschlich behaupten, dass die Zahlungen, die 
jetzt zurückgefordert werden, ausschließlich auf ins Aus-
land gezahltes Kindergeld zurückgefordert werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie 
sich nicht von diesen komischen Verquickungen der AfD 
in die Irre führen. Bleiben wir bei den Fakten. Die habe 
ich in meiner Rede aufgelistet.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete René Springer.

(Beifall bei der AfD)

René Springer (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kollegen! Liebe Gäste! Der 

Minister ist geflohen, dabei wollte ich ihn gerade loben, 
weil nicht alles schlecht ist an seinem Gesetzentwurf.

Wir begrüßen zum Beispiel den Versuch, Bürokratie 
abzubauen für deutsche Familien. Wir begrüßen es, dass 
sich junge Eltern in den ersten Wochen nach der Geburt 
eben nicht mit Papierkram beschäftigen müssen. Das ist 
doch mal ein guter Ansatz, wenn auch ein sehr vorsich-
tiger Ansatz.

Und wir begrüßen außerdem, dass man eine gewisse 
Vorsicht walten lässt, dass man die antragslose Gewäh-
rung von Kindergeld erst mal nur auf Inlandsfälle be-
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schränkt und die problematischen Fälle, die grenzüber-
schreitend stattfinden und missbrauchsanfälliger sind, 
erst mal außen vorlässt.

Wir begrüßen außerdem, dass man hier das antragslose 
Verfahren nur dann durchführt, wenn es eine zweifels-
freie Datenlage gibt, wenn also beispielsweise das Kind 
wirklich existiert.

Also nicht alles ist schlecht an diesem Gesetzentwurf. 
Gleichwohl haben wir Punkte, die wir kritisieren.

Ich möchte mal anfangen mit einem sehr wichtigen 
Punkt, und der betrifft das Thema Strafverfolgung; denn 
mit diesem Gesetzentwurf werden Strafbarkeits- und Be-
weislücken geschaffen. Heute ist es so, dass ein unter-
schriebener Kindergeldantrag das zentrale Beweisstück 
gegen Missbrauch ist. Gibt es eine falsche Angabe, 
dann ist es eine aktive Steuerhinterziehung bzw. Betrug. 
Aber wie soll dieser Beweis geführt werden, wenn es gar 
keinen unterschriebenen Antrag mehr gibt?

Ich will mal ein ganz konkretes Beispiel aufmachen: 
Eine Familie zieht mit den Kindern ins Ausland. Heute 
sagt die Staatsanwaltschaft: Moment mal, Sie haben mit 
der Unterschrift zugesichert, jede Änderung zu melden. – 
Und zukünftig fragt sich die Familie: Welcher Antrag? 
Ich habe nichts unterschrieben. – Dieses Gesetz schafft 
also eine Lücke, die am Ende sehr teuer werden kann, wie 
ich gleich ausführen werde. Man hätte dieses Problem 
einfach lösen können mit einer förmlichen Belehrung 
über Meldepflichten. Das kostet nichts und hätte die Lü-
cke geschlossen. Aber nichts davon steht im Gesetz.

Weil uns allen ja die Fakten so wichtig sind: Im Jahr 
2024 gab es 140 000 Verdachtsfälle von Kindergeldmiss-
brauch. Es gab 100 000 steuerrechtliche Ermittlungsver-
fahren. Und am Ende beliefen sich die Rückforderungen 
auf 321 Millionen Euro – pro Jahr wohlgemerkt. Und das 
alles ermittelt aufgrund eines unterschriebenen Antrages 
auf Kindergeld. Und die Antwort der Bundesregierung 
angesichts dieser Problemlagen, die wir Jahr für Jahr 
haben, ist, die Unterschrift abzuschaffen. Das ist ein An-
satz, den wir mit Sicherheit nicht unterstützen werden, 
weil es an der Zeit sein muss in unserem Land, dass wir 
den Missbrauch von Sozialleistungen konsequent be-
kämpfen.

(Beifall bei der AfD)

Die zweite Kritik, die wir üben, ist, dass wir hier in 
einer großen Überschrift stehen sehen: antragsloses Kin-
dergeld. Aber Sie alle haben den Gesetzentwurf ja hof-
fentlich gelesen. Bei vollständiger Umsetzung reden wir 
am Ende von 40 Prozent der Kindergeldzahlungen, die 
antragslos erfolgen werden. Im Umkehrschluss bedeutet 
das aber, dass bei 60 Prozent der Kindergeldzahlungen 
Anträge in althergebrachter Form ausgefüllt und unter-
schrieben werden müssen. Wenn ein Minister verspricht: 
„kein Papierkram mehr nach der Geburt“, aber dann 
sechs von zehn Familien weiter Anträge ausfüllen müs-
sen, dann täuscht er die Öffentlichkeit. Dieses Gesetz 
sollte nicht „antragsloses Kindergeld“ im Titel führen, 
sondern ehrlicherweise müsste es heißen: Kindergeld 
meistens mit Antrag. Und auch das unterstützen wir 

nicht, weil wir der Meinung sind, die Politik muss gegen-
über den Bürgern ehrlich sein. Diese Bundesregierung ist 
gegenüber den Bürgern nicht ehrlich.

(Beifall bei der AfD)

Der dritte Punkt, der ausgeklammert wird, betrifft eine 
Gerechtigkeitsfrage. Es geht um diese sogenannten Aus-
landsüberweisungen von Kindergeld. Darüber haben wir 
hinreichend diskutiert. Da möchte ich Ihnen nur ent-
gegenhalten: Sie tun so, als sei es absurd, was wir fordern.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Es ist europa-
rechtlich nicht möglich!)

Aber was Sie an Fakten haben unterlassen zu sagen, ist, 
dass der Bundesrat die Bundesregierung aufgefordert hat, 
genau das umzusetzen, was wir seit zehn Jahren fordern. 
Was Sie auch unterlassen haben, ist, zu erwähnen, dass 
die Innenministerkonferenz erst vor zwei Wochen auch 
beschlossen hat, endlich das Kindergeld, das ins Ausland 
geht, an die Kosten vor Ort anzupassen. Wenn Sie sich 
hierhinstellen und die Moralapostel spielen und sagen, 
wir würden hier Fakten unterschlagen, dann sage ich 
Ihnen: Fassen Sie sich bitte an die eigene Nase!

(Beifall bei der AfD)

Zu guter Letzt noch ein Wort zum Entschließungs-
antrag der Grünen. Er eröffnet mit dem Befund, jedes 
fünfte Kind wachse in Armut auf. Was Sie aber ver-
schweigen, ist, dass die Armutsgefährdungsquote von 
deutschen Kindern bei gerade mal 9 Prozent liegt – und 
das ist schon schlimm genug –, bei ausländischen Kin-
dern bei 33 Prozent.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann ist die Integration wohl schlecht!)

Jedes dritte Kind mit nichtdeutscher Staatsbürgerschaft 
lebt in Armut. Sie blenden diese Realität aus, und Sie 
blenden sie aus, weil Sie alle zusammen diese Realität 
geschaffen haben.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Diese erschütternden Zahlen über Armut in Deutschland 
sind das Ergebnis Ihrer Einwanderungspolitik. Diesen 
Kurs werden wir nicht länger fortführen.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das passt nicht mit Artikel 1 Grund-
gesetz zusammen!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

René Springer (AfD):
Wir werden den Kurs in der Migrationspolitik ändern, 

und zwar um 180 Grad. Wir werden uns unser Land 
zurückholen, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist zu Ende.
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René Springer (AfD):
– den Sozialstaat schützen und den Steuerzahler ent-

lasten.
Danke. 

(Beifall bei der AfD – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Artikel 1: 
Die Würde aller Menschen ist gleichermaßen 
unantastbar!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Dr. Matthias Hiller.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Matthias Hiller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen 

und Kolleginnen! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Was haben das Gesetz zur Digitalisierung des Voll-
zugs von Immobilienverträgen, die Umsetzung von RED 
III, der Bauturbo, das Infrastruktur-Zukunftsgesetz und 
die Beschleunigung von Vergaben öffentlicher Aufträge 
gemeinsam? Es sind fünf Beispiele für ganz konkrete 
Maßnahmen, bei denen wir im letzten Jahr Verfahren 
digitalisiert und vereinfacht haben. Es sind fünf Beispie-
le, wo diese Koalition erfolgreich Prozesse verbessert 
und auch digitalisiert hat. Mit der Einführung des an-
tragslosen Kindergeldes kommt heute eine weitere wich-
tige Maßnahme hinzu.

Das heute vorliegende Gesetz ist ein gutes Zeichen für 
die Arbeit dieser Koalition. Vor allem aber ist es ein gutes 
Zeichen für die Familien in unserem Land; denn die Ge-
burt eines Kindes ist einer der wichtigsten Momente im 
Leben einer Familie. Und genau hier setzen wir auf Ent-
bürokratisierung, indem wir die Familien von unnötigen 
Formularen entlasten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Umsetzung dieses Gesetzes erfolgt in zwei Schrit-
ten. Ab März 2027 erhalten Familien mit der Geburt des 
zweiten Kindes das Kindergeld antragslos ausgezahlt, da 
die Familienkassen bereits die Daten haben, um dieses 
Kindergeld antragslos auszuzahlen. Etwa ein halbes 
Jahr später wird dieses Verfahren auch auf das erste 
Kind angewendet. Um ungerechtfertigte Auszahlungen 
zu vermeiden, erfolgt die antragslose Auszahlung nur 
für Fälle, bei denen das Kind einen inländischen Wohn-
sitz hat und mindestens ein Elternteil einer Erwerbstätig-
keit im Inland nachgeht.

Unser Ziel ist es, die bereits vorhandenen Daten nach 
dem sogenannten Once-Only-Prinzip zu nutzen. Das ent-
lastet die Bürgerinnen und Bürger und vor allem die 
Eltern in einer ganz wichtigen familiären Situation, und 
zwar dann, wenn das Kind zur Welt kommt; denn dann 
haben die Eltern anderes zu tun, als sich mit unnötigen 
Antragsformularen herumzuärgern. Im Ergebnis ist das 
daher ein echter Servicegewinn für junge Familien. 
Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, genau so 
muss ein moderner Staat auch agieren: indem Verfahren 
einfach verbessert werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Nadine Heselhaus [SPD])

Leistungen, die die Bürgerinnen und Bürger erhalten 
sollen, werden schnell, unkompliziert und zuverlässig 
ausgezahlt. Fehlerquellen durch unvollständige Anträge 
entfallen. Familien erhalten die Unterstützung, auf die sie 
Anspruch haben, ohne zusätzliche Hürden absolvieren zu 
müssen. Und gerade – ich habe es schon ausgeführt – 
rund um die Geburt von Kindern und bei der Familien-
gründung entsteht damit eine spürbare Entlastung für die 
Familien. So schaffen wir Vertrauen in moderne und leis-
tungsfähige Verwaltungen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Entbürokratisierung 
entsteht selten durch einen großen Wurf. Im Regelfall 
entsteht Entbürokratisierung durch die Summe vieler 
Einzelmaßnahmen; ich habe vorhin schon fünf Einzel-
maßnahmen aufgezählt. Und genau in diesen Kontext 
reiht sich auch das vorliegende Gesetz ein. Durch das 
antragslose Kindergeld sinkt der jährliche Zeitaufwand 
für Eltern um 200 000 Stunden pro Jahr. Und diese 
200 000 Stunden bedeuten anders gesprochen: 8 000 Tage 
pro Jahr mehr Zeit für die Kinder, 8 000 Tage mehr Zeit 
für die Familien, 8 000 Tage mehr Zeit für ein Miteinan-
der in der Familie. Ich halte das für ein richtiges Signal, 
das heute von dem vorliegenden Gesetz ausgeht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Parsa Marvi [SPD])

Es zeigt gleichzeitig auch, was kleine Verbesserungen 
erreichen, wenn wir den Weg hin zur Digitalisierung kon-
sequent weitergehen. Der Staat wird reformiert. Und, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, wir merken 
auch: Es tut sich was in unserem Land.

Der vorliegende Gesetzentwurf freut mich als Finanz- 
und Steuerpolitiker aber auch aus einem anderen Grund. 
Das Steuerrecht ist häufig komplex, oft aus nachvollzieh-
baren Gründen. Aber die Menschen dürfen die Folgen 
dieser Komplexität nicht unnötig spüren. Und eine unnö-
tige Spürbarkeit waren eben die Anträge, die rund um das 
Kindergeld ausgefüllt werden müssen. Damit ist heute 
Schluss. Ich halte es für ein richtiges Signal, und deswe-
gen werbe ich auch für Zustimmung zu diesem Gesetz-
entwurf.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Oliver Pöpsel.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Oliver Pöpsel (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben viele Varianten zu den heute hier 
vorgelegten Gesetzentwürfen gehört. Festzustellen ist: 
Familien leisten jeden Tag einen unverzichtbaren Beitrag 
für unsere Gesellschaft, und mit dem antragslosen Kin-
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dergeld machen wir das Leben von Eltern etwas ein-
facher.

Und wenn wir hier in der Debatte die ganze Zeit über 
Fakten sprechen: Es hat mich gerade ein bisschen er-
staunt, wie der Kollege von der AfD doch sehr sachlich 
auch mal die Vorzüge herausstellen konnte.

(Zuruf von der AfD: Er hat die Wahrheit ge-
sagt!)

Ich habe gedacht: Na, was ist da denn jetzt passiert? Das 
war auf jeden Fall schon mal ein guter Ansatz. Man soll 
sich ja bemühen, hier empathisch zu sein und auch mal zu 
loben, wenn etwas positiv läuft. Aber zum Schluss sind 
Sie leider wieder in den alten Rhythmus verfallen und 
haben Hass und Hetze verbreitet. Das ist leider das Sys-
tem, das Sie hier verfolgen.

(Zuruf von der AfD)
Es ist schon ein paarmal gesagt worden: Die Forderung 

in Ihrem Gesetzentwurf ist, wenn wir bei Fakten bleiben, 
rechtswidrig. Das wurde gerade vom EuGH festgestellt. 
Und wenn wir bei den Fakten bleiben: Alle diejenigen, 
die Gerichtsurteile infrage stellen, legen die Axt an unser 
Grundgesetz. Das ist Fakt. So arbeiten Sie aber in diesem 
Parlament, und dem werden wir uns, wird sich die Mitte 
garantiert nicht anschließen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Bleiben wir weiter bei den Fakten. Bezüglich der 
528 Millionen Euro, die Sie den ganzen Morgen hoch 
und runter thematisieren, ist es Fakt, dass wir 55 Milliar-
den Euro an Kindergeld auszahlen und diese 528 Millio-
nen Euro 1 Prozent dieser Summe sind. Wir verfolgen 
den Missbrauch, aber wir werden die ausländischen Bür-
ger, die in Deutschland arbeiten und aufgrund des EU- 
Binnenmarkts auch das Recht haben, ihr Konto im Aus-
land weiterzubetreiben, nicht davon abhalten, hier für 
unseren Staat zu arbeiten, und wir werden ihnen garan-
tiert nicht ihr berechtigtes Kindergeld kürzen.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist Fakt, und das ist Rechtsstaat, meine lieben Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir machen ja ein Gesetz für den Großteil unserer 
Gesellschaft. Es gibt immer Verbesserungsmöglichkei-
ten, und es ist auch viel vorgeschlagen worden. Wir je-
doch haben uns auf den Weg gemacht, diesen Staat zu 
modernisieren und zu digitalisieren, und wir haben uns 
auf den Weg gemacht, das Leben der Eltern besser zu 
machen. Dafür werden wir weiter arbeiten.

Die Mitte in diesem Haus wird dem Gesetz zustimmen. 
Deswegen bin ich sehr froh und freue mich, dass wir das 
jetzt auf den Weg bringen.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der 

Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Ein-
führung eines antragslosen Kindergeldes. Der Finanzaus-
schuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/6979, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 21/5874 in der Aus-
schussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist niemand. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das sind die Fraktionen Die Linke und AfD. Der 
Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenom-
men.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und CDU/CSU. Wer stimmt dagegen? – Das ist niemand. 
Gibt es Enthaltungen? – Das sind die Fraktionen Die 
Linke und AfD. Der Gesetzentwurf ist damit angenom-
men.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/6992. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Ich 
mache die Gegenprobe: Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die Fraktionen SPD und CDU/CSU. Gibt es Enthaltun-
gen? – Die AfD-Fraktion enthält sich. Der Entschlie-
ßungsantrag ist damit abgelehnt.

Abstimmung über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
AfD zur Änderung kindergeldrechtlicher Regelungen. 
Der Finanzausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/6979, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der AfD auf Druck-
sache 21/6003 abzulehnen. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist 
der Rest des Hauses,

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Was für ein 
Wunder!)

die Fraktionen Die Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und CDU/CSU. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung abge-
lehnt. Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die 
weitere Beratung.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23: 
Beratung des Antrags der Abgeordneten Martin 
Erwin Renner, Dr. Götz Frömming, Ronald 
Gläser, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 
Einsetzung einer Enquete-Kommission „In-
formations- und Kommunikationsordnung 
des 21. Jahrhunderts“

Drucksache 21/6929
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien (f) 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
Federführung strittig

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat für die 
AfD-Fraktion der Abgeordnete Martin Erwin Renner.

(Beifall bei der AfD)

Martin Erwin Renner (AfD):
Hochverehrtes Präsidium! Meine sehr verehrten Da-

men und Herren! Willkommen im Jahr 2026! Willkom-
men in der digitalen Welt! Es ist schon bemerkenswert, 
dass ich so beginne. Unsere bestehende Medienordnung 
stammt wörtlich aus dem letzten Jahrhundert. Es gab 
damals wenige Fernsehsender, wenige Radioprogramme, 
knappe Sendefrequenzen, also enorme Eintrittshürden. 
Ein sehr begrenzter, kleiner Kreis an professionellen Me-
dien entschied, welche Informationen überhaupt in die 
Öffentlichkeit gelangen konnten.

Meine Damen und Herren, diese Voraussetzungen sind 
heute Geschichte. Die digitale Revolution hat die Voraus-
setzungen weggefegt. Was ist daran so schwer zu ver-
stehen? Auch und gerade die Welt der Informationsver-
mittlung wurde revolutioniert. Heute kann jeder senden, 
alle können publizieren, und zwar in Ton und Bild, welt-
weit und in Echtzeit. Das sind die Fakten, meine Damen 
und Herren.

Internetplattformen, soziale Medien, Suchmaschinen, 
Blogger, Influencer: Das ist heute die Informationswelt, 
gerade auch der jüngeren Generationen. – Und unsere 
Medienordnung? Sie tut so, als sei nichts geschehen seit 
Mitte des letzten Jahrhunderts. Sie versucht, die digitale 
Informationsexplosion in ein verstaubtes analoges Kor-
sett zu pressen, hält an einem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunksystem fest, dessen Rechtfertigungsgründe im 
digitalen Umbruch jeden Tag tiefer begraben werden. Bei 
ARD und ZDF sitzt man in der ersten Reihe – ja, in der 
ersten Reihe eines Paralleluniversums.

(Beifall bei der AfD)
Das erleben wir fast täglich. Mit dem Zweiten framt man 
besser.

(Heiterkeit bei der AfD)
Hier wird zwangsgebührenfinanziert aus einer fiktiven 
Realität berichtet, und zwar in einer Art und Weise, die 
sehr häufig an Desinformation grenzt – 9 Milliarden Euro 
jährlich für ideologisches „Wünsch dir was“, öffentlich- 
rechtliches Welterklärertum. Das muss aufhören!

(Beifall bei der AfD)
Doch die heilige Kuh des öffentlich-rechtlichen Rund-

funks wird immer weiter gefüttert.
(Zuruf der Abg. Mechthild Heil [CDU/CSU])

Private Medienunternehmen tragen ein wirtschaftliches 
Risiko. Der öffentlich-rechtliche Rundfunk schickt im 
Zweifel den Gerichtsvollzieher. Warum bleiben die Pri-
vilegien, wenn die alten Gründe nicht mehr gelten? Das 

frühere Problem, wertvolle Informationen zu erhalten, 
existiert heute nicht mehr. Informationen sind heute im-
mer da – man muss sie nur finden wollen.

Es gibt offensichtlich andere Gründe für diese Privile-
gien: die Angst der noch politisch Mächtigen –noch po-
litisch Mächtigen – vor unbeaufsichtigten und ungefilter-
ten Debatten der Bürger in freien Diskursräumen,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Über 
den Satz haben Sie aber lange nachgedacht, 
oder?)

die Angst vor dem mündigen Bürger, die Angst vor der 
freien, ungesteuerten Meinungsbildung. Es ist wohl mitt-
lerweile der Status quo der Bundesregierung, die eigenen 
Bürger für dumm zu halten,

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hä?)

um sie dann auch noch ständig für dumm zu verkaufen. 
Man möchte und muss unter allen Umständen die Deu-
tungshoheit bewahren und behalten

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Frene-
tischer Jubel bei der AfD-Fraktion! – Heiter-
keit bei Abgeordneten der CDU/CSU, der SPD 
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Frieser [CDU/CSU]: Standing Ovati-
ons! – Martin Rabanus [SPD]: Das ist so ab-
surd, dass er es selber nicht glaubt!)

über alle Informationsflüsse, über alle Informationsräu-
me, über alle Diskursbeteiligten.

All das wird zunehmend reguliert, meine Damen und 
Herren, kontrolliert, gefiltert und beaufsichtigt. Es wer-
den immer mehr Gremien und Aufsichtsinstanzen hin-
zuerfunden, auf Länder-, auf Bundes- und auch auf EU- 
Ebene. Deswegen soll die alte Medienordnung immer 
und immer weiter gelten. Deswegen soll das öffentlich- 
rechtliche Rundfunkmilliardengrab als vermeintlicher 
Gralshüter verbindlicher Wahrheiten am Leben erhalten 
werden. Wir wollen und werden das ändern.

(Beifall bei der AfD – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mit Ihren rus-
sischen Propagandamedien! Super! Russia 
Today!)

Wir wollen die notwendigen Voraussetzungen schaffen. 
Deshalb beantragen wir hier die Einsetzung dieser En-
quete-Kommission, um auf breiter Erkenntnisbasis

(Awet Tesfaiesus [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na klar!)

wissenschaftlich begleitet

(Holger Mann [SPD]: Ist klar!)

eine funktionierende Medien- und Informationsordnung 
des 21. Jahrhunderts zu schaffen, auch und gerade, um 
die Meinungsfreiheit zu schützen.

Pax vobiscum, meine Damen und Herren! Friede sei 
mit euch! Ite, missa est – die Messe ist gelesen.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat das Wort der Abge-

ordnete Dr. Hendrik Hoppenstedt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
finde es, Herr Renner, ja bemerkenswert, dass bei Ihrem 
eigenen Antrag Ihre Fraktion hier so gut wie gar nicht 
präsent ist

(Martin Erwin Renner [AfD]: Wundert mich 
auch, ja!)

Es scheint daran zu liegen, dass Sie 2022 schon mal exakt 
den gleichen Antrag hier im Deutschen Bundestag ge-
stellt haben.

(Beifall des Abg. Holger Mann [SPD] – Martin 
Erwin Renner [AfD]: Einen etwas anderen An-
trag! Bei der Wahrheit bleiben! – Dr. Ottilie 
Klein [CDU/CSU], an die AfD gewandt: Pein-
lich! – Zuruf von der AfD: Der ist besser ge-
worden!)

Den haben wir auch damals schon abgelehnt. Ich will 
Ihnen nur sagen: Wir werden es auch dieses Mal tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das möchte ich auch kurz begründen. Es sind zwei 
Gründe, die dazu führen, dass wir ihn ablehnen werden.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Das war doch zu 
erwarten!)

Der eine ist auf den ersten Blick erst mal ein formaler: 
Nach unserer Geschäftsordnung können Enquete-Kom-
missionen

(Stefan Keuter [AfD]: Warum sitzen bei Ihnen 
denn nur neun Kollegen, CDU, Union? – Ge-
genruf des Abg. Pascal Reddig [CDU/CSU]: 
Weil der Antrag komplett irrelevant ist!)

– hören Sie doch eine Sekunde zu! –, ich zitiere, zur 
„Vorbereitung von Entscheidungen über umfangreiche 
und bedeutsame Sachkomplexe“ eingesetzt werden. Das 
bedeutet aber im Umkehrschluss: Wir brauchen eine Ent-
scheidungskompetenz.

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Oh!)

Und diese Entscheidungskompetenz macht sich fest an 
Gesetzgebungskompetenzen. Man kann einfach mal im 
Grundgesetz nachgucken,

(Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Ganz genau! – 
Pascal Reddig [CDU/CSU]: Das Grundgesetz 
kennt die AfD nicht!)

wofür wir Gesetzgebungskompetenzen haben und wofür 
wir keine Gesetzgebungskompetenzen haben. Beim öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk ist es relativ einfach: Die-
ser Bereich liegt in der Gesetzgebungskompetenz der 
Länder.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Es geht ja auch 
nicht nur um den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, sondern um die Medien- und Informati-
onsordnung! Das ist ein Unterschied!)

Insoweit können wir diese Enquete-Kommission schon 
aus diesem Grunde gar nicht einsetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Holger Mann 
[SPD])

Diese Zuständigkeitsfragen sind übrigens keine leeren 
Formalismen. Die ausschließliche Zuständigkeit der Län-
der für die Medienpolitik hat gute und historisch bedingte 
Gründe. Sie beruhen zum einen auf den bitteren ge-
schichtlichen Erfahrungen, die wir in der Zeit des Na-
tionalsozialismus gemacht haben, wo gleich nach der 
Machtergreifung durch den Nationalsozialismus die Me-
dienlandschaft gleichgeschaltet worden ist.

Das führt zu der Erkenntnis, dass eine geteilte Medien-
landschaft weniger leicht zu manipulieren ist als eine 
zentralistische Struktur. Dazu hat der ehemalige Verfas-
sungsrichter Konrad Hesse Folgendes gesagt – ich zi-
tiere –:

„Dies führt – verglichen mit einer zentralen Bundes-
zuständigkeit – zu einem gewaltenteilenden Effekt. 
Sollte der Fall eintreten, dass das Gebot der Staats-
freiheit des Rundfunks nicht hinreichend beachtet 
wird, so bleiben die Folgen des Verstoßes auf das 
Gebiet des betroffenen Landes beschränkt.“

Zitat Ende.
Nun ist auch meine Partei nicht mit allen Verästelun-

gen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks immer glück-
lich. Der Bundesvorstand meiner Partei hat 2024 einen 
umfassenden Beschluss dazu gefasst, aber ganz sicher 
nicht, um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu diskre-
ditieren oder gar abzuschaffen.

(Maja Wallstein [SPD]: Das ist ein Unter-
schied!)

Nein, wir stehen ohne Wenn und Aber zum öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk, auch wenn uns einiges nicht passt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber wir wollen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
besser, transparenter, schlanker machen, ihn an neue He-
rausforderungen anpassen, und das mit Konsequenz, aber 
vor allen Dingen auch mit Augenmaß, und zwar vor allen 
Dingen dort, wo die Entscheidungen tatsächlich hingehö-
ren, nämlich in die Bundesländer. Und da tut sich tatsäch-
lich eine ganze Menge:

Ende vergangenen Jahres ist eine Reform zum Medien-
staatsvertrag in Kraft getreten. Sie hat viele wichtige Än-
derungen mit sich gebracht.

In Sachsen-Anhalt hat der Landtag nach dreijähriger 
Arbeit in einer Enquete-Kommission, die übrigens einige 
Fragen, die Sie hier aufwerfen, behandelt hat, gerade 
ihren Abschlussbericht vorgestellt. Ich finde, er ist eine 
lesenswerte Sache. Ich kann ihn allen nur ans Herz legen.
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Wir sehen also – ein neuer Medienstaatsvertrag, eine 
Enquete-Kommission, die Ergebnisse geliefert hat –: Die 
Länder tun etwas in ihren Zuständigkeiten. Und was sie 
ganz bestimmt nicht brauchen, sind Nachhilfestunden aus 
der AfD-Bundestagsfraktion, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Martin Erwin Renner [AfD]: 
Das sehe ich anders!)

Ich bin mir sicher: Ginge es Ihnen um die Sache, wür-
den Sie solche Anträge gar nicht stellen. Deswegen 
komme ich jetzt zu dem zweiten Grund, warum wir Ihren 
Antrag ablehnen werden. Es geht Ihnen natürlich nicht 
um die Sache. Es geht Ihnen um was ganz anderes. Sie 
wollen unsere staatliche Ordnung, unsere Institutionen 
im Grunde genommen verächtlich machen und diskredi-
tieren.

(Sven Wendorf [AfD]: Das machen Sie schon 
selber! – Leif-Erik Holm [AfD]: Purer Un-
sinn!)

Die Presse wird von Ihnen ja inzwischen immer als „Lü-
genpresse“ tituliert. Die Justiz ist angeblich eine wei-
sungsabhängige politische Kampfmaschine. Im Par-
lament werden angeblich regelmäßig Ihre Rechte 
verletzt. Der Verfassungsschutz ist in Ihren Augen ein 
politisches Kampfinstrument gegen Sie. Und die Mei-
nungsfreiheit – so kann man es ja auch immer wieder 
hören – ist angeblich in Deutschland auch auf dem Rück-
zug. – Das ist alles Quatsch.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Ja, das sagst du!)

Da geht es um Institutionen, da geht es um Rechte, die 
unsere Republik groß gemacht haben, aber sie gefallen 
Ihnen halt nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Insofern wollen Sie diesen Staat nicht umbauen; Sie 
wollen ihn aus meiner Perspektive schlichtweg zerstören.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Dann haben Sie eine 
falsche Perspektive!)

Das kann man daran sehen, dass Ihr unheimlicher Vor-
sitzender Björn Höcke solche Dinge sagt wie: Dieses 
Land sei nicht verteidigungswürdig; in Westdeutschland 
lebten deutschsprechende Amerikaner.

Meine Damen und Herren, das ist alles verrückt. Des-
wegen werden wir diesem Antrag nicht zustimmen kön-
nen. Ich denke, das ist auch gut so.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort 

die Abgeordnete Awet Tesfaiesus.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Awet Tesfaiesus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Freie und unabhängige Medien sind 
eine tragende Säule der Demokratie. Sie informieren, 
ordnen ein, kontrollieren staatliches Handeln. Sie ermög-
lichen den öffentlichen Diskurs und sind Grundlage für 
die Meinungsbildung. Gerade in Zeiten der Desinforma-
tion und des digitalen Wandels sind sie wichtiger denn je.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Deshalb braucht es eine Medienpolitik, die auf Vertrauen 
in die freiheitliche Ordnung, auf Fakten und auf die Stär-
kung der journalistischen Arbeit setzt.

Genau das leistet der Antrag der AfD nicht. Hinter dem 
Anschein einer ergebnisoffenen Analyse stehen zahlrei-
che pauschale Unterstellungen gegenüber dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk und den Medien. Zugleich – 
und das wurde bereits gesagt – ignoriert der Antrag voll-
kommen die föderale Kompetenzzuordnung des Grund-
gesetzes und die Zuständigkeit der Länder. Deshalb leh-
nen wir diesen Antrag ganz klar ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wenn wir wirklich über die Verantwortung des Bundes 

sprechen wollen, dann gerne in Bezug auf die Aufgaben, 
für die der Bund tatsächlich zuständig ist, zum Beispiel 
für die Frage des Informationszugangs von Journalistin-
nen und Journalisten. Doch genau in diesem Bereich 
plant die Bundesregierung Verschlechterungen.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte 
mit Ihnen über das Informationsfreiheitsgesetz sprechen. 
Das Informationsfreiheitsgesetz ist für journalistische 
Recherchen mangels anderer Rechtsgrundlagen essen-
ziell. Es ermöglicht Medien, staatliches Handeln zu kon-
trollieren und Missstände aufzudecken. Die Masken-
affäre von Jens Spahn, die Kumpelei von Katherina 
Reiche mit der Milliardärslobby oder die CDU-Förder-
mittelaffäre – all das wäre ohne das IFG nicht ans Licht 
gekommen. Doch genau diese Transparenz droht nun ein-
geschränkt zu werden. Künftig sollen Informationen nur 
noch natürliche Personen erhalten, die ein berechtigtes 
Interesse nachweisen können und diese Auskünfte nicht 
aufgrund anderer Regelungen erhalten können. Ich frage 
Sie: Was genau ist ein berechtigtes Interesse? Welche 
Maßstäbe wollen Sie anlegen? Und was meint der Ver-
weis auf die anderen Regelungen?

Obendrauf kommt, dass Sie die Gebühren ändern und 
sie künftig im Einklang mit dem Kostendeckungsprinzip 
erheben wollen. Wie sollen investigative Journalistinnen 
und Journalisten ihrer Kontrollfunktion nachkommen 
können, wenn sie für die Informationen von Behörden 
Tausende von Euro bezahlen müssen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Das ist kein Bürokratieabbau, das ist Demokratieabbau.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
des Abg. Johannes Wiegelmann [CDU/CSU])

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen 
mehr Transparenz, nicht weniger. Ich fordere Sie daher 
auf: Finger weg vom Informationsfreiheitsgesetz!
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zuruf 
des Abg. Johannes Wiegelmann [CDU/CSU] – 
Gegenruf des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und wenn wir schon dabei sind: Die Grünen haben im 
Mai dieses Jahres einen Gesetzentwurf zum Medienaus-
kunftsrecht eingebracht. Genau dieses Gesetz, das Jour-
nalistinnen und Journalisten mehr Rechte bei der Infor-
mationsauskunft gibt, wurde mit Verweis auf das IFG 
abgelehnt – genau das IFG, das nun geschwächt werden 
soll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Johannes Wiegelmann [CDU/ 
CSU])

Pressefreiheit ist kein Lippenbekenntnis. Sie muss po-
litisch gesichert werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Journalistinnen und Journalisten brauchen endlich klare, 
verlässliche und einklagbare Auskunftsrechte gegenüber 
Bundesbehörden.

(Johannes Wiegelmann [CDU/CSU]: Journa-
listen haben das Pressegesetz! Die brauchen 
das nicht!)

Unser Vorschlag liegt auf dem Tisch.
(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Kennen Sie ei-

gentlich das Thema der Debatte?)
Geehrte Kolleginnen und Kollegen der Regierungs-

fraktionen, handeln Sie endlich! Sorgen Sie für Rechts-
sicherheit anstatt Rechtsunsicherheit! Stärken Sie die 
Pressefreiheit, anstatt Transparenz zu beschränken!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Holger Mann.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Holger Mann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Im vorliegenden Antrag werden eine Menge Fragen 
zu Medien und Medienkonsum aufgerufen, die sie in 
einer Enquete-Kommission diskutieren wollen. Und ja, 
man kann natürlich auch monatlich in einem weiteren 
Gremium über den öffentlich-rechtlichen Rundfunk spre-
chen – über dessen Auftrag, über die Finanzierung, die 
Programmgestaltung, europäische Regulierung bei digi-
talen Dienstleistungen, über Trimedialität oder Effizienz. 
Und das tun Sie ja gefühlt schon jeden Monat in diesem 
Hohen Haus.

Aber es muss gesagt sein: Diese Fragen werden bereits 
diskutiert, und zwar genau dort, wo die gesetzliche Re-
gelungskompetenz besteht, nämlich in den Landtagen 
und Landesregierungen, in der Folge in Rundfunkräten, 
Verwaltungsräten, Landesmedienanstalten, durch die 

Programmaufsicht, vor Gerichten, durch Rechnungshöfe 
und zuletzt auch immer wieder vor dem Bundesverfas-
sungsgericht.

(Beifall bei der SPD)
Kurzum: Dafür, sehr geehrte Damen und Herren, brau-

chen wir keine Enquete-Kommission des Bundestages, 
vor allem aber keine, deren Fragestellungen suggestiv 
sind und deren Ausgangspunkt die grundsätzliche Infra-
gestellung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks ist, wie 
Herr Renner hier gerade wieder illustriert. Auch wenn der 
heute vorliegende Antrag sachlicher formuliert ist als 
frühere Initiativen Ihrer Fraktion, bleibt das politische 
Ziel dasselbe, nämlich den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zu delegitimieren.

Dazu muss man klar sagen: Das reiht sich ein in eine 
Serie von Angriffen der AfD. Der jüngste: Im Wahlpro-
gramm zur Landtagswahl in Sachsen-Anhalt fordert die 
AfD die Kündigung des Rundfunkstaatsvertrages, ergo 
das Aus für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
– Sie kommentieren sich selber.

Heute versuchen sie also erneut, parlamentarische In-
strumente gegen die Öffentlich-Rechtlichen in Stellung 
zu bringen,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Können wir einen 
neuen Vertrag machen!)

diesmal in Form der Enquete-Kommission. Sie wollen 
den Rundfunk ausleuchten und kontrollieren.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Wir wollen ihn 
unabhängig und neutral machen!)

Wir wollen einen starken öffentlich-rechtlichen Rund-
funk, der die Politik und Regierung beleuchtet und kon-
trolliert. Genau das ist die Aufgabe der vierten Gewalt in 
einer Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Und weil Sie hier immer wieder gegen den Rundfunk-
beitrag und damit den ÖRR vorgehen und diesen angrei-
fen, sei doch mal verglichen, was man dafür bekommt. Er 
kostet bekanntlich 18,36 Euro

(Dr. Götz Frömming [AfD]: … Zwangs-
gebühr!)

monatlich und ungefähr so viel wie ein vollwertiges An-
gebot von Netflix oder ein kleines von Sky. Der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk produziert dafür jedes Jahr 
Hunderttausende Sendeminuten. Er betreibt – noch – 
21 TV-Sender und fast 70 Radioprogramme, darunter 
viele regionale Sender und Spartenangebote. Zudem bie-
tet er Mediatheken und Informations- wie Bildungsange-
bote. Er berichtet aus den Kommunen ebenso wie aus 
aller Welt. Er berichtet unabhängig aus den Parlamenten 
aller drei Ebenen.

In den Streamingdiensten? Fehlanzeige. Zum gleichen 
Preis gibt es keine qualitätsgesicherten Nachrichten oder 
etwas zur Regionalität. Liveberichterstattung ist die ab-
solute Seltenheit. Einordnung, Diskussion oder Doku-
mentation ist Mangelware oder gar nicht vorhanden.
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Der öffentlich-rechtliche Rundfunk dagegen
(Martin Erwin Renner [AfD]: … indoktri-

niert!)
informiert rund um die Uhr, bietet zudem Bildung, Kul-
tur, Dokumentation, barrierefreie Angebote und Bericht-
erstattung in den Regionen, aus denen sich die Privaten 
längst zurückgezogen haben. Genau deshalb bemisst sich 
der Wert des öffentlich-rechtlichen Rundfunks eben nicht 
allein an Einschaltquoten oder Marktanteilen.

Streamingdienste dagegen verfolgen ein völlig anderes 
Geschäftsmodell. Ihr Geschäft ist Unterhaltung. Regio-
nale Berichterstattung gehört, wie schon gesagt, ebenso 
wenig dazu wie politische Informationen oder kulturelle 
Grundversorgung. Ihr Fokus ist der Markt und nicht das 
Gemeinwohl.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Staatsferne!)
Und das sei auch mal gesagt: Dabei schöpfen sie mas-

siv Gewinne ab – das ist richtig –, aber ohne entspre-
chende Jobs vor Ort zu schaffen oder auch nur fair Steu-
ern abzuführen. Netflix hat zum Beispiel laut Studien nur 
0,3 Prozent des in Deutschland erwirtschafteten Gewinns 
an Steuern abgeführt.

(Dr. Anna Lührmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wann kommt die Digitalabgabe?)

Auch deshalb sage ich: Es gibt keine gute Alternative 
zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk, der vor Ort Werte 
schafft und mehr als 40 000 Jobs.

(Zuruf von der AfD: Das sehen wir anders!)
Abseits dieses Antrags diffamieren Sie Journalistinnen 

und Journalisten regelmäßig als „Lügenpresse“. Sie er-
klären unliebsame Berichterstattung regelmäßig zur Pro-
paganda. Ihnen geht es nur darum, das Vertrauen in se-
riöse Medien zu untergraben. Wer aber parlamentarische 
Instrumente nutzt, um die Legitimation unabhängiger 
Medien grundsätzlich infrage zu stellen, der stärkt nicht 
die Demokratie, er schwächt sie. Genau deshalb lehnen 
wir Ihren Antrag ab.

Danke. 
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat das Wort der Abgeord-

nete David Schliesing.
(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Maja 

Wallstein [SPD])

David Schliesing (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Über den Ladenhüter der AfD, eine Enquete-Kommis-
sion zur Medienordnung und zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk einzusetzen, musste der Bundestag das letzte 
Mal im November 2022 debattieren – es wurde schon 
erwähnt. Inhaltlich hat sich seitdem allerdings wenig 
verändert. Aber dieses Mal versuchen Sie es zur Ab-
wechslung wenigstens einmal mit pseudoakademischer 
Sprache. Sie schwadronieren über die Krise der Medien-

ordnung und darüber, dass die Voraussetzungen der 
Nachkriegszeit durch den globalen digitalen Raum ent-
fallen seien.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Ja!)

Das hätten Sie wohl gerne. Ich habe es an dieser Stelle 
schon mehrfach gesagt und werde es auch gerne wieder-
holen: Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist in Deutsch-
land mit seiner staatsfernen

(Adam Balten [AfD]: „Staatsfernen“? – Martin 
Erwin Renner [AfD]: Staatsferne! Ja, ja!)

und föderalistischen Struktur nach dem Zweiten Welt-
krieg als Gegenentwurf zum zentralistisch organisierten 
Staats- und Propagandafunk der NS-Diktatur entstanden. 
Dass Sie diese Lehre aus der Geschichte abwickeln wol-
len, spricht für sich.

(Beifall bei der Linken und der SPD sowie des 
Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU])

Und natürlich erleben wir seit einigen Jahren eine sich 
verstärkende Krise der Medienlandschaft, die radikal im 
Umbruch ist, die sich größtenteils in den digitalen Raum 
mit allen damit verbundenen Konsequenzen verschiebt: 
Konzentrationsprozesse bei Zeitungen und Redaktionen, 
neue digitale Ausspielwege und Nutzungsgewohnheiten, 
Plattformen wie Google, Facebook, Youtube etc., die den 
Markt übernehmen, und die massive Zunahme von Hass-
botschaften und Fake News. Darauf müssen wir Antwor-
ten finden.

(Beifall bei der Linken)

Sie aber verschweigen geflissentlich, dass dieser digi-
tale Raum eben nicht frei und demokratisch ist, sondern 
von einigen wenigen profitorientierten, oft US-amerika-
nischen Techmonopolen kontrolliert wird. Und wer ernst-
haft glaubt, dass es Ihnen hierbei um eine ergebnisoffene 
Suche nach den besten demokratischen Regularien geht, 
der glaubt auch, dass der Fuchs in den Hühnerstall geht, 
um die Eier warm zu halten.

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Ihr Antrag ist kein ernsthafter Diskussionsbeitrag. Sie 
bedienen sich tatsächlich existierender Probleme – der 
Macht der Algorithmen, der Plattformökonomie, der 
Krise des öffentlich-rechtlichen Rundfunks –, zielen 
aber primär auf etwas völlig anderes: Sie wollen die 
Öffentlich-Rechtlichen zerschlagen, den Medienmarkt 
deregulieren und Profitinteressen über das Gemeinwohl 
stellen. Und Sie heucheln Sorge um die Beitragszahlerin-
nen und Beitragszahler. Sie beklagen, dass der öffentlich- 
rechtliche Rundfunk in direkte Konkurrenz zur privat-
wirtschaftlichen Presse tritt. Ja, was denn sonst?

(Zuruf des Abg. Martin Erwin Renner [AfD])

Wir brauchen ihn als Korrekturelement gegenüber dem 
privaten Medienmarkt, der eben aufgrund der Eigentums-
verhältnisse keine Gewähr für eine unabhängige Bericht-
erstattung bieten kann.

(Beifall bei der Linken)
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Sie wollen den gemeinwohlorientierten Sektor zer-
schlagen und dafür den privaten Medienbereich schran-
kenlos stärken, um Ihren rechten Millionärsfreunden Pro-
fite zu sichern.

(Beifall bei der Linken)
Sie wollen den Diskursraum privatisieren, um kulturelle 
Hegemonie zu gewinnen. In diesem Bereich, und das 
kann und muss man so deutlich sagen, entwickelt sich 
eine unheilige Allianz aus Kapital und der extremen 
Rechten.

(Beifall bei der Linken)
Was Sie uns als Sorge um den Wettbewerb verkaufen, 

hat mit Medienvielfalt überhaupt nichts zu tun. Im Ge-
genteil. Das ist eine totale Gefahr für unsere Demokratie.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Also, Ihre De-
mokratie!)

– Ja, meine Demokratie. Natürlich. –
(Martin Erwin Renner [AfD]: Ja, genau! Nicht 

unsere!)
Sie werfen dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk eine 
„weltanschauliche Schieflage“ vor, nennen das abfällig 
„Haltungsjournalismus“. Warum? Ja, weil kritischer, gut 
recherchierter Journalismus, der Rassismus, Rechtsextre-
mismus oder die Klimakrise klar benennt, das natürliche 
Gegengift zu Ihrem politischen Geschäftsmodell ist,

(Beifall bei der Linken)
das auf Desinformation, auf Hetze, auf der Spaltung der 
Gesellschaft basiert und auf dem Schüren von Panik in 
Ihren eigenen Echokammern. Deshalb darf unsere Ant-
wort auf die gegenwärtige Legitimationskrise des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks nicht in einer defensiven, un-
kritischen Bewahrung des Status quo bestehen. Wer will, 
dass der Rundfunk bleibt, muss ihn reformieren.

Dazu gehören aus unserer Sicht drei zentrale Punkte. 
Wir brauchen sozialverträglichere Rundfunkbeiträge. 
Wir müssen die prekären Beschäftigungsverhältnisse 
der Kreativen – insbesondere der festen Freien, die das 
eigentliche Programm machen – sofort beenden. Und wir 
brauchen technologische Souveränität. Der öffentlich- 
rechtliche Rundfunk muss seine Rolle als technologi-
scher Pionier annehmen und eine gemeinwohlorientierte 
europäische Plattform aufbauen. Mit dem „Streaming- 
OS“ Open Source geht beispielsweise das ZDF den 
Schritt in die richtige Richtung.

(Beifall bei der Linken)
Nur wenn der öffentlich-rechtliche Rundfunk refor-

miert wird, kann er seine lebenswichtige Funktion ver-
teidigen, nämlich die als Bollwerk gegen Populismus und 
Desinformation.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum gucken Sie 
uns an?)

– Ja, das fragen Sie sich. Wahnsinn. Es ist immer wieder 
erstaunlich. – Wer dem Erstarken der Autoritären und 
Demokratiefeinden etwas entgegensetzen will, muss au-
ßerdem für mehr Transparenz und für den Ausbau von 
Freiheitsrechten sorgen und nicht für weniger; denn ohne 
Transparenz kann es keine informierte Öffentlichkeit und 

keine Kontrolle staatlichen Handelns geben. Die geplante 
De-facto-Abschaffung des Informationsfreiheitsgesetzes 
durch die Koalition ist ein massiver Angriff auf die Pres-
sefreiheit und die Demokratie.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Linke fordert daher, dass alle Pläne zur Beschnei-
dung des IFG sofort beerdigt werden.

(Beifall bei der Linken)
Das IFG muss zu einem echten Transparenzgesetz aus-
gebaut und durch ein gesetzlich verankertes Auskunfts-
recht für Journalistinnen und Journalisten gegenüber 
Bundesbehörden ergänzt werden. Dagegen kann nur sein, 
wer etwas zu verbergen hat.

Den Kulturkampf der AfD lehnen wir ab. Stattdessen 
sollten wir mutig eine wahrhaft demokratische, vielfälti-
ge, soziale und moderne Medienlandschaft schaffen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-

neten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Michael Frieser.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Holger Mann [SPD])

Michael Frieser (CDU/CSU):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Ich weiß ja nicht, ob man in den Unterla-
gen nachschauen kann. Aber die AfD hat sich bei ihrem 
Antrag wahrscheinlich gedacht: Wir machen es so wie bei 
einem guten Wein. Wir lassen ihn einfach mal ein biss-
chen liegen, der wird schon irgendwann mal; dann holen 
wir ihn wieder aus der Schublade und reden noch mal 
drüber.

Wir haben genug in diesem Haus zur Frage der Zu-
ständigkeiten gehört. Wir könnten uns ja manchmal wün-
schen, dass wir mehr Zuständigkeiten beim öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk hätten. Das haben wir aber aus 
geschichtlichen Gründen nicht – Kollege Hoppenstedt 
hat dankenswerterweise darauf hingewiesen. Man muss 
ja, Hendrik, schon dankbar sein, dass nicht mit dem Don-
nerhall eines Untersuchungsausschusses gedroht wird,

(Stephan Brandner [AfD]: Das kommt noch! – 
Leif-Erik Holm [AfD]: Machen wir! Verspro-
chen!)

sondern mit der relativ bescheidenen Form einer En-
quete-Kommission. Insofern wollen wir das nicht zu 
ernst nehmen.

Ich weiß überhaupt nicht, worüber sich die AfD auf-
regt; denn ein Großteil ihrer Dämonisierungswolke speist 
sich auch aus der Berichterstattung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks. Insofern – das muss ich sagen – sollten 
Sie doch durchaus aufpassen, nicht in die falsche Rich-
tung zu keilen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Ist es wirklich so, dass wir ein echtes Erkenntnispro-
blem haben? Ich glaube, nicht. Wir wissen bereits all das, 
was Sie versuchen deutlich zu machen. Wir wissen auch: 
Ja, natürlich gibt es eine vollkommen veränderte Form – 
auch was den Inhalt betrifft – des Medienverhaltens und 
des Informationsbeschaffungsverhaltens. Das ist alles 
wahrlich nichts Neues. Die Frage ist, ob der politische 
Wille da ist, daraus etwas abzuleiten.

(Zuruf von der AfD: Ja!)
Man sollte vielleicht mal sagen: Wertschöpfung im 

öffentlich-rechtlichen Rundfunk gehört dazu, Kollege 
Mann. Aber wir machen im Kulturausschuss ja etwas 
miteinander: Das Mediendienste-Investitionsverpflich-
tungs-Gesetz soll gerade die Streamingplattformen dazu 
veranlassen, die Wertschöpfung vor Ort zu gewährleis-
ten. Diese Wertschöpfung vor Ort ist eben etwas, was der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk ja durchaus ermöglicht. 
Das wollen wir jetzt auch bei anderen Plattformen. Das 
ersetzt aber natürlich weitere Überlegungen nicht.

Ich glaube, eine Enquete-Kommission, die Sie einset-
zen wollen, ist das falsche Instrument. Denn der Erkennt-
nisprozess muss offen sein.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Ja!)
Es wäre für mich nicht vorstellbar, dass die AfD, nach-
dem sie auf fünf Seiten zur Ausgangslage alle Ergebnisse 
bereits vorweg formuliert hat, plötzlich zum Ergebnis 
kommt: Wenn wir eine Enquete-Kommission einsetzen,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: … ist 
der Erkenntnisprozess offen!)

dann ist der Erkenntnisprozess offen. – Das glaubt Ihnen 
wirklich kein Mensch.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Am Ende des Tages – Frau Präsidentin, Achtung, jetzt 
wird es gefährlich – kann ich es Ihnen nicht ersparen: Wer 
beim Beitragszahler den Eindruck erweckt, es wäre eine 
politische Mehrheitsentscheidung, einfach mal so auf den 
Rundfunkbeitrag zu verzichten, der – tut mir leid – lügt. 
Warum? Weil das Verfassungsgericht entschieden hat, 
dass sowohl die Beitragsart als auch die Beitragshöhe 
verfassungsgemäß sind. Das bedeutet: Wenn Sie das wi-
der besseres Wissen behaupten, dann – tut mir leid – 
lügen Sie

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: So ist es! – 
Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU]: Ja! – Zuruf des 
Abg. Martin Erwin Renner [AfD])

die Menschen in diesem Land bezüglich der Funktions-
fähigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks an.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ja, es ist nicht alles in Ordnung. Dafür gibt es die 
Politik. Dafür gibt es die Landesparlamente. Deshalb 
sollten Sie versuchen, den Kontakt mit Ihren Kolleginnen 
und Kollegen aufrechtzuerhalten. Wenn ich mir nur an-
schaue, wie viele Informationen in den Medien heut-
zutage produziert und über das Internet verbreitet wer-
den, dann muss ich mich manchmal fragen, wie das zu 

schaffen ist. Wird beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
auf einen Knopf gedrückt, sodass pro Tag Texte im Um-
fang einer Sonntagszeitung herauskommen?

Wir sind mal dafür angetreten, eine Arbeitsteilung zu 
etablieren. Das heißt: Der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
macht „Fernsehen und Funk“, und die private Medien-
anstalten machen „Textarbeiten“. Auch das funktioniert 
nicht mehr ganz richtig.

(Zuruf des Abg. Martin Erwin Renner [AfD])
Gerade bei der Frage nach der geänderten Mediennut-

zung und dem Rezeptionsverhalten der Bürgerinnen und 
Bürger muss man auch den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk konkurrenzfähig halten, aber das muss auch finan-
zierbar sein. Das ist unsere Verpflichtung. Mit Ihrem An-
trag, mit dem, was Sie hier vorschützen, werden Sie das 
nicht schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Leif-Erik Holm.
(Beifall bei der AfD)

Leif-Erik Holm (AfD):
Liebe Bürger! Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Das Thema öffentlich-rechtlicher Rundfunk be-
wegt sehr viele Menschen. Sie sind zu Recht unzufrieden 
mit einem extrem teuren Rundfunk, den wir alle finan-
zieren müssen und der gleichzeitig oftmals unausgewo-
gen berichtet. Wenn über 40 Prozent der Bürger dem 
ÖRR nicht mehr über den Weg trauen, dann ist klar: 
Wir müssen die Dinge ändern, und das werden wir tun. 
Das werde auch ich persönlich tun – in meiner Heimat in 
Mecklenburg-Vorpommern, wenn ich der nächste Minis-
terpräsident werden sollte.

(Beifall bei der AfD)
Es stellt sich eben die Frage: Braucht es im digitalen 

Zeitalter überhaupt noch so einen großen öffentlichen 
Rundfunk? Das Medienangebot ist mittlerweile riesig; 
es gibt viele freie Anbieter im Netz. Das ist auch gut so. 
Ich danke an dieser Stelle allen, die aktiv im Netz sind; 
denn damit hat sich auch ein Korrektiv zum sehr staats-
nahen öffentlich-rechtlichen Rundfunk herausgebildet. 
Ich sage dazu: Im Netz gefällt mir auch nicht alles. 
Aber es gibt einen Unterschied zum Öffentlich-Recht-
lichen: Ich muss es nicht bezahlen.

(Martin Erwin Renner [AfD]: So ist es!)
Und genau das ist es. Während wir im ZDF für alles 
zahlen müssen, auch für eine Giftspritze wie Böhmer-
mann, kann man die Dinge im Netz frei empfangen.

(Zuruf von der Linken)
Ich kann wirklich jeden verstehen, der Formate wie 
„Böhmermann“ und Co nicht mehr finanzieren möchte.

(Maik Brückner [Die Linke]: Ich möchte Sie 
auch nicht finanzieren!)

Das geht mir nämlich ganz genauso.
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(Beifall bei der AfD – Zuruf von der Linken)

Leider gibt es davon zu viele Beispiele.
Es ist immer wieder das Problem am Öffentlich-Recht-

lichen: Er berichtet eben nicht, wie es sein Auftrag wäre, 
objektiv und ausgewogen, sondern er hat immer wieder 
Schlagseite. Wir sehen das an den Talkshow-Einladun-
gen,

(Zuruf von der Linken: Da hocken Sie doch 
auch!)

an den immer wieder tendenziösen Berichten. Da wurde 
zum Beispiel gerade im NDR bei mir in Mecklenburg- 
Vorpommern behauptet, unser Regierungsprogramm 
hätte einen völkisch-nationalistischen Grundton – völlig 
absurd!

(Zuruf von der Linken)

Jeder, der das Programm gesehen hat, sieht das. Selbst 
andere Journalisten schütteln dabei den Kopf. Oder man 
sieht es an der „Correctiv“-Märchengeschichte oder an 
dem Vorwurf an Elon Musk, er hätte zur Jagd auf Mi-
granten aufgerufen. Das ist völlig an der Wahrheit vorbei. 
Deswegen: Der ÖRR muss sich über seinen Vertrauens-
verlust wirklich nicht beklagen.

(Beifall bei der AfD)

Die Bürger wollen nicht 9 Milliarden Euro bezahlen, 
um dafür dann auch noch betreutes Fernsehen zu bekom-
men. Sie wollen einen ehrlichen Dienstleister, der ihnen 
sagt, was ist, der ihnen das ganze Bild in einer Debatte 
zeigt, damit sich die Menschen selber eine Meinung bil-
den können. Und hier versagt der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk immer wieder.

(Beifall bei der AfD – Maik Brückner [Die 
Linke]: Schreien Sie doch nicht so!)

Dazu laufen die Kosten aus dem Ruder, wenn Intendan-
ten mehr als der Bundeskanzler verdienen – über 
400 000 Euro jährlich. Das kann man doch niemandem 
erklären. Das werden wir ändern.

Wir müssen auch die Parteienmacht in den Aufsichts-
gremien beenden. Ich finde es eine Dreistigkeit ohneglei-
chen, dass bei mir in Mecklenburg-Vorpommern die Mi-
nisterpräsidentin Schwesig zwei aktive Landtagspolitiker 
in den NDR-Rundfunkrat entsandt hat. Das, finde ich, 
gehört sich einfach nicht.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU])

Eines ist klar, meine Damen und Herren: Wenn die 
AfD im Herbst Verantwortung in Mecklenburg-Vorpom-
mern übernimmt, dann wird es Reformen geben. Denn 
der Rundfunk muss deutlich günstiger werden. Er muss 
eine ausgewogene Berichterstattung gewährleisten. Und 
das Parteiengeklüngel im Rundfunk- und Verwaltungsrat 
muss aufhören.

(Zuruf des Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt 
[CDU/CSU])

Deshalb mein Versprechen: Als Ministerpräsident 
werde ich direkt nach der Amtsübernahme den NDR- 
Rundfunkstaatsvertrag kündigen, –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Leif-Erik Holm (AfD):
– weil es notwendig ist.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Maja Wallstein.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Be-
sucher,

(Beatrix von Storch [AfD]: … allerlei Ge-
schlechts!)

schön, dass Sie da sind. Ich kann Ihnen sagen: Mein Ein-
druck ist, die AfD spricht von „unausgewogen“, aber sie 
meint „unangenehm“. Herr Holm, kann es vielleicht da-
ran liegen, dass Sie so sehr gegen unabhängige Medien 
sind,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Ich bin doch gar nicht 
gegen unabhängige Medien! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Staatsnah!)

weil die Medien eben berichten, dass einer Ihrer Kom-
munalpolitiker auf Rügen angekündigt hat, dass linke 
Parteien mit Razzien überzogen und verboten werden 
sollen, sobald Sie an der Macht sind?

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke] – 
Lachen der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Oder kann es daran liegen, dass unabhängige Medien 
berichten, dass die Erzählung, die Sie, Herr Holm – –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Herrn Holm?

Maja Wallstein (SPD):
Ich beende erst mal. Er kann sich danach gerne noch 

mal dazu äußern. Ich möchte es gerne ausführen. Hören 
Sie erst mal zu, vielleicht hilft Ihnen das dann.

Oder liegt es daran, dass die Medien darüber berichten, 
dass Ihre Erzählung, dass Ihnen angeblich wegen Ihrer 
AfD-Mitgliedschaft beim lokalen Radiosender gekündigt 
wurde, erfunden war? Oder liegt es daran, dass sie be-
richten, dass Sie, Herr Holm, den Steuerzahler dafür be-
zahlen lassen, dass Sie zu Parteiveranstaltungen mit 
Dienstwagen gefahren werden?

(Pascal Reddig [CDU/CSU]: Das ist ja bei der 
AfD nichts Neues!)

Ist es das, was Sie an den freien Medien stört? Ich frage 
mich, was in einem vorgeht, der so einen Antrag, der 
übrigens auch in einem sehr staatstragenden Ton daher-
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kommt, schreibt. Wenn man dann genau hinguckt, sieht 
man, dass die politische Realität beinahe komödiantisch 
ist.

Während die AfD hier im Plenarsaal per Antrag Trans-
parenz fordert, baut sie im Hinterzimmer – genauer ge-
sagt: in einer parteieigenen GmbH – an einer ganz eige-
nen softwaregestützten Realität. Das Projekt trägt den 
Namen „Alternita Studio“. Dabei handelt es sich um 
eine KI-gestützte Kampagnenmaschine, ein Tool, das da-
rauf optimiert ist, politische Inhalte vollautomatisiert, 
massenhaft und maßgeschneidert auf allen sozialen Platt-
formen gleichzeitig auszuspielen.

Und da wird es doch dann spannend, zu sehen, wie 
krass die AfD im Widerspruch lebt. Diesmal meine ich 
nicht die Tatsache, dass Sie sich Patrioten nennen, aber 
offenbar mit ausländischen Regimen paktieren. Ich meine 
auch nicht, dass Sie angeblich gegen die sich berei-
chernde Politikerkaste wettern, aber die Einzigen sind, 
die im großen Stil Familienmitglieder auf Kosten der 
Steuerzahler einstellen. Das meine ich nicht.

Ich meine, dass Sie hier eine Enquete-Kommission 
fordern, die die Bürger vor KI-gestützter Meinungslen-
kung schützen soll, aber im Hintergrund genau so eine 
Maschine aufbauen, um die Meinung von Bürgerinnen 
und Bürgern zu lenken.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wer die Bürgerinnen und Bürger vor KI-gestützter Ma-
nipulation schützen will, der sollte nicht einfach nur re-
den, sondern tun, was meine Vorrednerinnen und Vor-
redner gesagt haben, nämlich konkret anpacken und 
Reformen machen und nicht zeitgleich irgendeine Mani-
pulationssoftware im Keller zusammenschrauben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer die Demokratie 
schützen will, der sollte sie immer und überall verteidi-
gen. Das bedeutet im Übrigen auch, dass wir uns alle 
starkmachen müssen für die Überprüfung der Verfas-
sungsmäßigkeit der AfD vor dem Bundesverfassungs-
gericht, so wie es Artikel 21 unseres Grundgesetzes vor-
sieht. Und ich frage mich: Welche demokratische Partei 
fürchtet die Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit 
durch das höchste Gericht unseres Landes?

(Otto Strauß [AfD]: Dann müssen wir euch 
auch überprüfen!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Zu einer Kurzintervention hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Holm.

Leif-Erik Holm (AfD):
Vielen Dank für das Wort, Frau Präsidentin. – Liebe 

Kollegin Wallstein, ich hatte mir gewünscht, dass Sie ein 
bisschen mehr zum Thema reden – das ist ein wirklich 
wichtiges Thema –

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

und hier nicht mit persönlichen Vorwürfen um die Ecke 
kommen, die jeder Grundlage entbehren.

Da geht es allein schon um die Kündigung meines Ver-
trages, die Sie angesprochen haben. Die hat stattgefun-
den. Ich weiß nicht, wo Sie hernehmen, dass das nicht 
passiert sei. Sie stellen hier einfach eine Behauptung in 
den Raum, um andere Personen persönlich zu diskredi-
tieren. Das ist natürlich der falsche Umgang im Hohen 
Haus.

(Beifall bei der AfD)

Auch das Thema Sassnitz haben Sie angesprochen. 
Mittlerweile ist klargestellt: Es ging nicht darum, bei 
Linken Razzien durchzuführen, sondern darum, dass 
wir es mit einer terroristischen Vereinigung der Antifa 
zu tun haben, die natürlich verboten werden muss; das 
ist ein völlig klarer Punkt.

(Beifall bei der AfD)

Und jetzt sprechen wir noch mal über Erfurt, auch ein 
wichtiges Thema.

(Zurufe von der Linken)

Auch da reden Sie komplett am Thema vorbei. Wissen 
Sie eigentlich, was hier im Land los ist? Und dafür tragen 
Sie die Verantwortung, die Sie lange in Deutschland in 
der Regierung sind. Sie tragen die Verantwortung dafür, 
dass uns das BKA anruft und sagt: „Ihr könnt nicht mit 
dem Zug fahren.“ Und dann muss man andere Möglich-
keiten finden, und das geht einfach nicht. Was ist los in 
diesem Land?

(Beifall bei der AfD)

Diese Zustände verantworten Sie, und daraus müssen 
Sie mal die richtigen Konsequenzen ziehen. Es wäre end-
lich dafür zu sorgen, dass wir Sicherheit in unserem Land 
haben. Das wird die AfD tun, auf jeder Ebene.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Frau Kollegin, Sie können antworten, wenn Sie möch-

ten.

Maja Wallstein (SPD):
Frau Präsidentin, vielen Dank. – Ich verstehe vollkom-

men, dass Sie die unabhängigen Medien unseres Landes 
angehen, die über Ihre Widersprüche inhaltlicher Natur, 
aber vor allem auch über die zahlreichen Skandale Ihrer 
Mandatsträgerinnen und Mandatsträger berichten. Ich 
verstehe, dass Ihnen das unangenehm ist. Und ehrlich 
gesagt: Ich habe dafür Verständnis. Es gibt viele Dinge, 
die auch wir kritisch sehen; gar keine Frage. Aber das 
Grundsätzliche, nämlich dass ich, nur weil ich nicht 
mag, was die schreiben, immer alles verunglimpfe, dass 
ich immer versuche, es als Lüge darzustellen, dass ich 
keinen Respekt vor den Grundpfeilern unserer Demokra-
tie habe, das, Herr Holm, kann ich nicht verstehen.
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Ehrlich gesagt kann ich als großer Fan von Mecklen-
burg-Vorpommern nur sehr eindringlich hoffen, dass die 
Wählerinnen und Wähler dieses wunderschönen Bundes-
landes sich nicht für Sie entscheiden, sondern für die 
fantastische Manuela Schwesig.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD – Zuruf von der AfD: 

Dann geh mal zum Arzt!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Dr. Anna Lührmann.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir diskutieren hier über die Medienordnung 
der Zukunft. Was ist denn die größte Bedrohung für die 
Unabhängigkeit der Medien in Deutschland? Die AfD 
behauptet, es sei der öffentlich-rechtliche Rundfunk. 
Das ist natürlich völliger Quatsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Verlage, Journalistinnen und Journalisten und Medien-
schaffende geben eine andere Antwort: Die größte Be-
drohung für die Unabhängigkeit der Presse in Deutsch-
land sind die großen Digitalkonzerne.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Gabriela Heinrich [SPD])

Digitalkonzerne nutzen Inhalte, ohne dafür zu zahlen: für 
ihre KI-Modelle, für ihre Suchmaschinen. Sie monopoli-
sieren die Werbeeinnahmen und nehmen damit dem un-
abhängigen Journalismus die Geschäftsgrundlage. Sie 
steuern, was wem angezeigt wird, über intransparente 
Algorithmen. Einzelne Techoligarchen entscheiden also, 
welche Nachrichten eine Chance haben. Das gefährdet 
nicht nur Medienfreiheit, sondern auch unsere Demokra-
tie, genau wie die AfD. Deswegen verbünden Sie sich mit 
den Techoligarchen wie Elon Musk. Damit muss Schluss 
sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir müssen uns endlich aus dem Würgegriff der Tech-
oligarchen befreien. Dafür muss die Bundesregierung 
endlich die Digitalgesetze durchsetzen. Und wir brau-
chen eine Digitalabgabe auf Werbeumsätze, wie es im 
Koalitionsvertrag steht, die aber immer noch nicht als 
Entwurf im Plenum vorgelegt worden ist. Wir brauchen 
diese Digitalabgabe auch, um unabhängige soziale Me-
dien zu finanzieren, die wirklich frei und unabhängig 
berichten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es gibt bereits Alternativen zu den Big-Tech-Plattfor-

men, mit Mastodon und Eurosky; aber sie sind aktuell 
noch nicht groß genug. Deswegen haben wir heute in 
Berlin den Startschuss zur Open Social Web Alliance 
gegeben. Die Idee dahinter ist so einfach wie genial. Es 
funktioniert wie bei E-Mails: ein Protokoll, das alle So-
cial-Media-Accounts miteinander verbindet. Es ist dann 

ganz einfach, die Anwendung zu wechseln. Wenn man 
eine andere Anwendung nutzen möchte, kann man sein 
Profil, seine Kontakte und seine Inhalte einfach mitneh-
men. Man kann Nachrichten und Posts zwischen ver-
schiedenen Anwendungen hin- und herschicken. So 
kann es gelingen, dass niemand steuern kann, wie Social 
Media funktioniert, weder der Staat noch einzelne Tech-
oligarchen. Das heißt, wir haben eine digitale Infrastruk-
tur, die wirklich den Menschen gehört. Das sollten wir 
hier insgesamt im Hohen Hause unterstützen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Im Open Social Web gewinnen auch private Verlage 
und die öffentlich-rechtlichen Medien ihre Unabhängig-
keit zurück. Die Werbeeinnahmen fließen nicht in die 
USA, sondern finanzieren den unabhängigen Journalis-
mus. Links führen wieder zu den Originalquellen. Reich-
weite entsteht durch Glaubwürdigkeit und nicht durch die 
Manipulation von Big-Tech-Plattformen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch die öffentlich-rechtlichen Medien haben dabei 
eine neue Aufgabe. Sie können selbst Teil dieser neuen 
Infrastruktur werden, mit eigenen Anwendungen, mit of-
fenen Mediatheken, mit Community Management, das 
wirklich eine demokratische Debatte ermöglicht, so wie 
der Public Spaces Incubator, mit dem das ZDF schon 
arbeitet. So wird der öffentliche Auftrag zeitgemäß ins 
digitale Zeitalter übersetzt. Davon brauchen wir mehr. 
Das ist die Aufgabe für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk in diesen Tagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, eine Medienordnung, die 
wirklich unabhängig von Big Tech ist, ist möglich. Wir 
müssen uns aber jetzt auf den Weg zu einer Open Social 
Web Alliance machen. Die Bundesregierung kann das 
unterstützen, indem sie die digitale Infrastruktur staats-
fern unterstützt. Die Öffentlich-Rechtlichen müssen im 
21. Jahrhundert deutlich mehr im digitalen Raum aktiv 
sein. Und wir alle müssen wechseln, weg von den Big- 
Tech-Plattformen hin ins Open Social Web. Es kann nicht 
sein, dass der Bundeskanzler seine politische Kommuni-
kation immer noch vor allen Dingen auf der Plattform 
von Elon Musk führt. Wir brauchen Alternativen. Sie 
müssen wir jetzt gemeinsam groß machen, um unabhän-
gig zu werden –

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Ihre Redezeit ist zu Ende, Frau Kollegin.

Dr. Anna Lührmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– von den Big-Tech-Plattformen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort die Ab-

geordnete Dr. Ottilie Klein.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir sind in der letzten Sitzungswoche vor 
einer Landtagswahl, und natürlich macht die AfD die 
Öffentlich-Rechtlichen noch einmal zum Thema. Um es 
direkt zu sagen: Mit diesem Antrag streuen Sie den Men-
schen Sand in die Augen;

(Stephan Brandner [AfD]: Ostseesand!)

denn der Bundestag kann nicht in die Kompetenzen der 
Länder eingreifen.

(Beifall der Abg. Christina Stumpp [CDU/ 
CSU] und Maja Wallstein [SPD])

Dafür hätte schon ein kurzer Blick auf www.bundes-
tag.de gereicht. Da heißt es über Enquete-Kommissio-
nen – ich zitiere –:

„Sie legen dem Bundestag am Ende ihrer Arbeit 
Abschlussberichte vor, in denen die Arbeitsergeb-
nisse in der Regel in Empfehlungen für die Gesetz-
gebung festgehalten sind.“

Das Ziel ist klar: Enquete-Kommissionen sollen Themen 
aufarbeiten und Vorschläge für Gesetze machen. Die Ab-
schlussberichte sollen nicht zu Staubfängern verkommen, 
sondern wirklichen politischen Wandel ermöglichen. 
Deshalb stellt sich die Frage, was für Handlungsvor-
schläge hier entstehen sollen, wenn der Bund in vielen 
der aufgeführten Bereiche gar nicht zuständig ist.

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!)

Das Grundgesetz ist da eindeutig. Der Bund hat keine 
Kompetenzen bei den öffentlich-rechtlichen Medien. Er 
hat keine Kompetenzen bei der Medienaufsicht. Und er 
ist erst recht nicht dafür zuständig, welche Einigungen 
und Verträge die Länder zur Struktur unserer Medien-
landschaft treffen.

Letztlich ist der Antrag der AfD ein durchschaubares 
Manöver.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Der AfD geht es darum, ein Gremium zu schaffen – das 
haben wir gerade in den Beiträgen der AfD gehört –, mit 
dem Stimmung gemacht werden soll. Vor allem soll öf-
fentlich der Eindruck entstehen, dass die AfD die einzige 
Fraktion im Bundestag ist, die das Thema der Öffentlich- 
Rechtlichen adressiert.

(Stephan Brandner [AfD]: So ist es ja auch! 
Tatsache! – Weiterer Zuruf von der AfD: Hat 
Ihr Kollege doch gerade gesagt!)

Diesen billigen Trick werden wir Ihnen nicht durchgehen 
lassen. Da der Bundestag hier gar nicht handeln kann, ist 
das eine ziemliche Luftnummer, die Sie hier vorgelegt 
haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer sich die Plakate 
und Slogans der AfD für die kommenden Landtagswah-
len mal anschaut, der weiß, worum es hier eigentlich 
geht. Sie wollen den Wählern einen Bären aufbinden.

(Beatrix von Storch [AfD]: CDU: 9 Prozent in 
Mecklenburg, sage ich nur! 9 Prozent!)

In Sachsen-Anhalt zum Beispiel verspricht die AfD den 
Menschen, die Rundfunkgebühren abzuschaffen. Aber 
das kann die AfD gar nicht. Denn selbst wenn das Bun-
desland Sachsen-Anhalt aus sieben Staatsverträgen aus-
treten sollte, bleiben die Rundfunkbeiträge bestehen. Das 
betrifft übrigens auch die Beitragshöhe, die aktuell durch 
das Bundesverfassungsgericht festgesetzt ist; der ge-
schätzte Kollege Frieser hat das bereits erläutert. Also: 
Die Gebühren bleiben, egal was die AfD behauptet.

Auch bei den Rundfunkstaatsverträgen erzählt die AfD 
schlicht Märchen. Selbst eine sofortige Kündigung würde 
nicht dazu führen, dass ein Austritt schnell erfolgen 
könnte.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Hat ja auch keiner 
gesagt!)

Bei manchen dieser Verträge wäre sogar eine neue Re-
gierung schon wieder aus dem Amt, bevor die Kündi-
gungsfrist überhaupt abgelaufen wäre. Im Fall von Meck-
lenburg-Vorpommern würde das übrigens zutreffen. 
Also: Entweder hat die AfD keine Ahnung von Medien-
politik, oder sie verbreitet bewusst die Unwahrheit.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Wir erzwingen Ver-
handlungen! Wir erzwingen Verhandlungen!)

Ich vermute mal: Beides trifft hier zu.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, erst gestern haben 

wir hier im Plenum über die Bedeutung von Pressefrei-
heit und Medienvielfalt gesprochen. Die Medien stehen 
heute vor großen Herausforderungen. Auch die Öffent-
lich-Rechtlichen – ja, auch die – müssen sich weiterent-
wickeln. Von politischer Seite arbeiten deshalb die Me-
dienpolitiker in den Ländern, im Bund und in der EU auf 
ihren Ebenen daran, dass unsere Medienlandschaft auch 
morgen stark ist. Das passiert schon jetzt. Wir brauchen 
kein weiteres Gremium, kein Gremium ohne wirkliche 
Zuständigkeit, in dem die AfD ihre kruden Vorstellungen 
und Unwahrheiten über die Öffentlich-Rechtlichen aus-
breiten kann. Auch deshalb lehnen wir den Antrag ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Sven Wendorf.
(Beifall bei der AfD)

Sven Wendorf (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Liebe Gäste und Zuschauer 
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an den heimischen Empfangsgeräten! Ich erinnere mich 
gerne an den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in meiner 
Kindheit. Drei Fernsehsender – ARD, ZDF, NDR – und 
eine Handvoll Radiosender sorgten für eine Versorgung 
mit Nachrichten, Dokumentationen, Serien, Filmen, und 
alle paar Jahre gab es die Fußballweltmeisterschaft. Kri-
tik an den Sendungen des ÖRR gab es auch: in der Presse 
und für diejenigen, die in Grenznähe zur DDR wohnten, 
im „Schwarzen Kanal“.

Doch die Welt hat sich weitergedreht: Mittlerweile gibt 
es das Internet.

(Maik Brückner [Die Linke]: Potz Blitz!)

Die DDR gibt es nicht mehr. Und die Spiele der Welt-
meisterschaft werden nur teilweise im ÖRR übertragen. 
Mit dem Mobiltelefon haben wir heutzutage allgegen-
wärtigen Zugriff auf globale Informationen. Es gibt eine 
Vielzahl freier Medien, und jeder Bürger kann heutzutage 
selbst weltweit publizieren.

(Maik Brückner [Die Linke]: Cyberspace!)

Die Medienlandschaft hat sich also tiefgreifend ver-
ändert. Deshalb stellen wir den Antrag auf Einsetzung 
einer Enquete-Kommission, die endlich einmal prüfen 
soll, ob Medienordnung und ÖRR noch den heutigen 
Anforderungen entsprechen. Ziel ist es, den Bürgern 
künftig eine bessere Berichterstattung zu bieten, welche 
die erforderliche Neutralität wahrt und gleichzeitig zu 
einem höheren Bildungsniveau beiträgt.

(Beifall bei der AfD)

Und ein höheres Niveau ist dringend nötig. Ein Bei-
spiel: Der Bayerische Rundfunk produzierte kürzlich eine 
Reportage, in der die Journalistin im Rahmen eines so-
genannten Vulva-Watching-Kurses ihren Intimbereich 
vor anderen Teilnehmerinnen zeigte.

(Maik Brückner [Die Linke]: Skandal!)

Es stellt sich die Frage, ob man so was aus den Zwangs-
gebühren in Milliardenhöhe finanzieren muss, wenn man 
es auch umsonst haben kann, zum Beispiel auf dem Evan-
gelischen Kirchentag.

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD)

Für die Glücklichen, die es nicht wissen: Dort gab es ja 
mal den Workshop „Vulven malen“. – Dass die hart er-
arbeiteten Rundfunkbeiträge der Bürger für derartigen 
Unsinn verschwendet werden, ist ein Skandal.

Wenn ein mit Milliarden Euro finanzierter Rundfunk 
immer wieder Produktionen hervorbringt,

(Maik Brückner [Die Linke]: Bei Vulven hört 
der Spaß auf!)

die große Teile der Beitragszahler als befremdlich emp-
finden, dann darf sehr wohl gefragt werden, ob die Pro-
grammprioritäten noch dem eigentlichen Auftrag ent-
sprechen. Immer weniger Leute können nachvollziehen, 
warum sie für mittlerweile unzählige Spartensender mit 
Nischenthemen und dem allgegenwärtigen einseitigen 
Haltungsjournalismus bezahlen sollen, auch wenn sie 
das Angebot ablehnen und gar nicht konsumieren.

18 Millionen Mahnverfahren sprechen eine deutliche 
Sprache. Der ÖRR befindet sich in einer Krise, und das 
zu Recht. So kann es nicht weitergehen.

(Beifall bei der AfD)
Deshalb: Gehen Sie mit uns den ersten Schritt zur Än-
derung dieser Missstände, zu einer Modernisierung der 
Medienordnung! Haben Sie keine Angst vor Veränderun-
gen!

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])
Nehmen Sie die Wünsche der Bürger ernst! Lassen Sie 
uns gemeinsam konstruktiv an einer Reform des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks arbeiten!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Martin Rabanus.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Martin Rabanus (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
AfD beantragt die Einsetzung einer Enquete-Kommis-
sion zur Zukunft der Medienordnung und des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks. Es ist schon ein paarmal ge-
sagt worden: Dieser Antrag ist nicht neu. Er ist von 
2022 – ein bisschen neu lackiert. 2022 war die Sprache 
noch ein bisschen gröber. Es waren mehr Kampfbegriffe 
drin, mehr Ressentiments, mehr offene Angriffe gegen 
Journalistinnen und Journalisten. Heute ist die Sprache 
glatter; aber der Kern ist derselbe.

Ihre Redner haben ja unter Beweis gestellt, worum es 
Ihnen wirklich geht. Sie stellen die bewährte Medienord-
nung infrage, weil Sie eine entwaffnete Öffentlichkeit 
wollen. Das ist der Kern, um den es geht. Ja, natürlich 
müssen wir über Veränderungen in der digitalen Welt 
reden. Natürlich müssen wir über Plattformen, Such-
maschinen, künstliche Intelligenz, Desinformationen, 
neue Formen von öffentlicher Kommunikation reden. 
Wer heute Medienpolitik macht, darf nicht im Zeitalter 
des linearen Fernsehens stecken bleiben. Aber ehrlich: 
Wer tut das denn?

(Martin Erwin Renner [AfD]: Ihr!)
Die Länder – auch das ist schon öfter gesagt worden –, 
die in unserem föderalen System dafür zuständig sind, 
haben doch ein hohes Reformtempo. Die Sender moder-
nisieren sich fortwährend. Der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk ist kein Relikt vergangener Zeiten. Er ist In-
strument der Vielfaltssicherung, der Grundversorgung, 
der kulturellen Teilhabe und der demokratischen Öffent-
lichkeit, und das staatsfern. Ja, was denn sonst?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Gerade weil die Öffentlichkeit heute fragmentiert wird, 

weil Plattformen nach Aufmerksamkeitslogik sortieren, 
weil auch Ihre Desinformation, Ihr Hass, Ihre KI-gene-
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rierten Inhalte – Frau Kollegin Wallstein hat das aus-
geführt – das Vertrauen in Informationen angreifen, 
wird der Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
nicht kleiner; er wird wichtiger.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU])

Dafür entwickelt er sich weiter. Er wird effizienter, er 
wird transparenter,

(Martin Erwin Renner [AfD]: Wo denn?)
er wird digitaler. Fehler passieren, natürlich auch im Sys-
tem der Öffentlich-Rechtlichen.

(Martin Erwin Renner [AfD]: Ah!)
Aber sie werden eingeräumt, und sie werden aufgeklärt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Beatrix 
von Storch [AfD]: Aber nicht abgestellt! Das 
wird systematisch immer unterlassen!)

Strukturen werden fortwährend auf den Prüfstand ge-
stellt, werden verändert. Sie behaupten immer wieder 
das Gegenteil; aber dadurch wird es nicht richtiger.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Pascal Reddig [CDU/CSU])

Sie fordern Reformen und meinen die Demontage un-
serer Medienordnung. Sie sagen vielleicht „Freiheit“, 
meinen aber weniger unabhängigen Journalismus, weni-
ger qualitätsgesicherte Arbeit in unseren Häusern und am 
Ende auch weniger Kontrolle, weniger öffentliche Ge-
genmacht durch unabhängige Medien.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ste-
hen für eine moderne Medienordnung, für faire Regeln 
gegenüber Plattformen, für starke öffentliche und private 
Medien, für Lokaljournalismus, für Pressefreiheit und für 
einen reformfähigen, staatsfernen und starken öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Ottilie 
Klein [CDU/CSU])

Denn eine Demokratie braucht Debatten; aber diese De-
batten müssen auf verlässlichen Informationen beruhen. 
Und sie braucht die Kontrolle der Macht, übrigens auch – 
das ist von einigen angesprochen worden – mit einem 
starken Informationsfreiheitsgesetz.

(Maja Wallstein [SPD]: Richtig!)
Deswegen wird die SPD-Fraktion einer Absenkung oder 
Abschaffung des Transparenzniveaus nicht zustimmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken)

Sie braucht öffentliche Räume – nicht von den Stärksten, 
nicht von den Lautesten, sondern solide. Und deswegen 
werden wir Ihren Antrag ablehnen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Stephan Brandner.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein As-

pekt kam bisher etwas zu kurz, nämlich das Treiben der 
auch aus Zwangsgebühren finanzierten 14 Landesmedi-
enanstalten, deren Aufgabe es eigentlich ist, die Vielfalt 
der Medienangebote und der Meinungen zu sichern, die 
Medienfreiheit zu schützen und Privatsender zu beauf-
sichtigen. Damit, sollte man meinen, wären diese Anstal-
ten ausgelastet. Aber seit ein paar Tagen können wir 
lesen, was diese Anstalten noch so treiben. Sie durch-
wühlen mittels künstlicher Intelligenz lückenlos das 
Netz, bespitzeln also anlasslos alle Bürger und geben 
die so gewonnenen Erkenntnisse an die sogenannten Ver-
fassungsschutzämter, also die Inlandsgeheimdienste, 
weiter. Und was die damit so treiben, kann man sich in 
seinen düstersten Gedanken vorstellen.

Mit einer Software, die den schönen Namen KIVI 
trägt, durchforsten die Medienwächter das Netz. Wie 
was wo genau warum erhoben wird, bleibt ein Geheim-
nis. Wir wissen allerdings: Von 2022 bis heute hat KIVI 
bundesweit über 130 000 angebliche Rechtsverstöße 
identifiziert. Automatisiert wurden diese Verstöße auch 
an das Bundeskriminalamt gemeldet. Kontaktdaten, Fo-
to-, Audio-, Videoaufnahmen, Datum, Region, Reaktio-
nen, religiöse und weltanschauliche Überzeugungen, po-
litische Meinungen, Daten zur sexuellen Orientierung – 
all das filtern diese Landesmedienanstalten aus dem Netz. 
Man muss sich mal vorstellen, was da los ist, meine 
Damen und Herren.

Der gute George Orwell hat sich mal sinngemäß wie 
folgt geäußert: Man musste in dem Glauben leben, dass 
jedes Geräusch, das man machte, abgehört und jede Be-
wegung beobachtet wurde. – Düstere Worte von Orwell 
aus dem Roman „1984“, die inzwischen leider traurige 
Realität sind.

Der staatliche Überwachungsapparat wächst und ge-
deiht, ja, er floriert regelrecht. Der zwangsfinanzierte 
öffentlich-rechtliche Rundfunk dient faktisch der unkon-
trollierten Meinungsmache und der Propaganda. Die 
Landesmedienanstalten auf der anderen Seite überneh-
men die Meinungsüberwachung im Netz – wie genau 
und mit welchen Konsequenzen, bleibt im Dunkeln. 
Der Einschüchterungsapparat funktioniert in Deutsch-
land leider sehr gut.

Und nicht nur das: Freie Podcaster werden von den 
Landesmedienanstalten dazu angehalten, bei vermeint-
lich falschen Aussagen einzuschreiten und diese sofort 
als unwahr darzustellen oder einzuordnen. Anders in 
den Quasselshows und Nachrichtensendungen im Staats-
funk bei ARD und ZDF: Dort können Lügen und Propa-
ganda ungefiltert und ungeahndet verbreitet werden. 
Niemals habe ich mitbekommen, dass Lanz, Hayali und 
Konsorten aufgefordert wurden, bei Unwahrheiten zu 
widersprechen oder sich an die Wahrheit zu halten. Zwei-
erlei Maß! Auch das ist kaum vermittelbar, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)
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Meinungsfreiheit endet dort, wo der übergriffige Staat 
beginnt, und da sind wir schon zu weit. Die Landesmedi-
enanstalten machen sich als Teil dieses Apparates zum 
Helfershelfer und zum Zensurapparat. Sie alle wissen, 
dass ab September Leif-Erik Holm in Mecklenburg-Vor-
pommern und unser Freund Uli Siegmund in Sachsen- 
Anhalt aufräumen werden und dieses Konstrukt zum Ein-
sturz gebracht wird. Dafür arbeiten wir von morgens bis 
abends, meine Damen und Herren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Pascal Reddig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wie mit den grundlegenden Veränderungen in der 
Medienlandschaft in Zukunft umgegangen werden muss, 
ist sicherlich eine der großen gesellschaftlichen Fragen. 
Ich muss sagen, dass ich manche Grunddiagnosen, die in 
dem Antrag formuliert sind, sogar teile, teilweise auch 
den Aufgabenkatalog, was eine mögliche Enquete-Kom-
mission machen sollte. Wenn man jetzt mal davon ab-
sieht – wir haben es schon gehört –, dass der Bund mit 
einer Enquete-Kommission in dem Fall kompetenzrecht-
lich überhaupt nicht zuständig ist, könnte man an der 
Stelle schon sagen: Der Antrag enthält ausnahmsweise 
ein paar vernünftige und sachliche Dinge, die die AfD 
da fordert.

Trotzdem kaufe ich Ihnen das, was Sie da schreiben, 
ehrlich gesagt, nicht ab. Ihnen geht es nicht darum, dass 
wir eine konstruktive, ernsthafte Auseinandersetzung ha-
ben. Unter dem Anschein der Konstruktivität kommt ja 
das eigentliche Ziel hervor, um das es Ihnen immer wie-
der geht – man hat es eben bei Herrn Brandner wieder 
gehört –: Sie wollen den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
delegitimieren, um seine Abschaffung zu ermöglichen, 
und dafür überspitzen Sie, verzerren Sie und verkürzen 
Sie an diversen Stellen – und an ganz vielen Stellen 
erzählen Sie einfach nicht die Wahrheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Zuruf des Abg. Sven Wendorf 
[AfD])

Ich möchte auf ein paar Beispiele eingehen.
Sie zitieren Urteile des Bundesverfassungsgerichts und 

suggerieren, dass die Rechtfertigung für den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk dadurch entfalle, dass die tech-
nische Exklusivität des Rundfunks nicht mehr gegeben 
sei; Herr Wendorf hat das ein bisschen angedeutet. Es 
würde, ehrlich gesagt, helfen, wenn Sie Bundesverfas-
sungsgerichtsurteile nicht nur zitieren, sondern auch le-
sen würden. Dann hätten Sie gesehen, dass das Bundes-
verfassungsgericht die Sonderstellung des öffentlich- 
rechtlichen Rundfunks eben nicht nur darauf begrenzt, 

dass es in der Vergangenheit eine Frequenzknappheit 
gab, sondern dass er auch eine demokratieerfüllende 
Funktion hat,

(Maja Wallstein [SPD]: Hört! Hört!)
dass es um die verfassungsgerichtliche Legitimation im 
Funktionsauftrag geht, um Vielfaltssicherung, Grundver-
sorgung und Staatsferne, also eben nicht nur um die Ver-
knappung der Frequenzen in der Vergangenheit. Das ist 
kein Grund für seine Abschaffung, wie Sie es immer 
wieder fordern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Weiteres Beispiel: Sie behaupten, der öffentlich-recht-
liche Rundfunk werde gesellschaftlich mittlerweile breit 
abgelehnt. Auch das hat Herr Wendorf mit einer wirklich 
ganz hervorragenden Herleitung begründet, nämlich mit 
den Beitragskonten und den Mahnverfahren. Sie schrei-
ben in Ihrem Antrag, dass sich Ende 2025 3,65 Millio-
nen Beitragskonten im Mahnverfahren befunden hätten. 
Daraus leiten Sie her, dass das dafür spreche, dass es ein 
wachsendes Misstrauen gebe.

(Sven Wendorf [AfD]: Da gibt es Umfragen!)
Zum Vergleich: In den ersten Rundfunkbeitragsjahren, 
2014 und 2015, waren rund 4,5 bis 4,9 Millionen Bei-
tragskonten im Mahnstatus. Nach Ihrer Logik müsste in 
den letzten zehn Jahren bei ungefähr 1 Million Beitrags-
zahlern das Vertrauen in den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk gestiegen sein. Insofern ist das, glaube ich, keine 
seriöse Ausgangslage.

(Zuruf des Abg. Sven Wendorf [AfD])
Seriös wäre es gewesen, mal auf die Studienlage zu 
schauen. Danach sagten 62 bis 72 Prozent der Menschen 
in den letzten zehn Jahren, beispielsweise in einer Lang-
zeitstudie zum Medienvertrauen aus Mainz, dass sie dem 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk vertrauen. Der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk genießt bei aller Kritik, die 
heute schon angesprochen wurde, bei den Menschen 
das meiste Vertrauen. Ich habe in Reden schon darauf 
hingewiesen, dass wir vertrauensschädigendes Verhalten 
im öffentlich-rechtlichen Rundfunk hatten, dass wir mit 
der Situation an vielen Stellen nicht zufrieden sind und 
dass wir Reformen brauchen. Aber das, was Sie hier vor-
rechnen, ist absurd.

Ich könnte mit ganz vielen Beispielen weitermachen. 
Was ich mich aber vor allem frage, ist, ob Sie den Antrag 
schon nach Magdeburg, zu Ihrem Spitzenkandidaten 
Ulrich Siegmund geschickt haben. Sie tun hier so, als 
wollten Sie eine wissenschaftlich fundierte Debatte füh-
ren. In Sachsen-Anhalt sieht man aber, wie AfD-Medien-
politik tatsächlich aussieht. Dort gab es ja schon eine 
Enquete-Kommission zur Zukunft des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks, und die hat ihre Ergebnisse vorgestellt. 
Die haben sie nicht mal zur Kenntnis genommen. Trotz-
dem fordern Sie die Abschaffung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks.

Die AfD interessieren die Ergebnisse überhaupt nicht, 
weil aus Ihrer Sicht die Ergebnisse sowieso schon fest-
stehen. Sie wollen einen ominösen „Grundfunk“ grün-
den, sagen den Menschen aber nicht, was dann dazuge-
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hört. Ihnen geht es nicht um eine ergebnisoffene, wissen-
schaftliche, lösungsorientierte Debatte. Ihnen geht es vor 
allem um Tabula rasa und größtmögliche Zerstörung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen der AfD-Fraktion?

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Gerne.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Frömming.

Dr. Götz Frömming (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Vielen Dank, Herr 

Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Sie ha-
ben ja gerade gesagt, dass das Vertrauen in den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk groß sei. Die moderne Technik 
macht es möglich, das mal nachzuprüfen. Es gibt reprä-
sentative Studien dazu, beispielsweise von Media Tenor; 
„Die Welt“ berichtete darüber. Demnach gaben nur 
31 Prozent der Befragten an, dass sie den Programmen 
von ARD und ZDF Vertrauen schenken. Halten Sie 
31 Prozent Zustimmung für ausreichend für einen öffent-
lichen Rundfunk, der mit Zwangsgebühren am Leben 
erhalten wird, oder meinen Sie nicht, dass es eine deutlich 
höhere Zustimmung sein müsste?

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Sie haben gerade eine Studie zitiert. Ich habe darauf 

hingewiesen, dass der öffentlich-rechtliche Rundfunk in 
jeder Studie das größte Vertrauen der Menschen erhält, 
wenn es um die Frage geht, welchen Medien sie vertrau-
en. Das mag Ihnen nicht gefallen, aber es ist so; das ist die 
Faktenlage.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU])

Und wissen Sie, was Vertrauen schafft? Wenn man 
ehrlich mit den Menschen umgeht.

(Beifall des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit Blick auf Sachsen-Anhalt tun Sie so, als würden Sie 
in Zukunft nicht nur die Rundfunkstaatsverträge kündi-
gen, sondern auch den Rundfunkbeitrag abschaffen. Herr 
Brandner fordert das überall. Immer, wenn man „Stephan 
Brandner Rundfunkbeitrag“ googelt – das habe ich mal 
gemacht; das war nicht vergnügungssteuerpflichtig –, 
liest man: Rundfunkzwangsbeitrag abschaffen!

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Ehrlich gesagt: Es funktioniert doch gar nicht. – Selbst 
wenn Sie den Rundfunkstaatsvertrag in Sachsen-Anhalt 
kündigen würden – wir haben heute gehört, wie lang die 
Fristen sind –, würde das doch nicht dazu führen, dass der 
Rundfunkbeitrag entfällt.

(Zurufe der Abg. Stephan Brandner [AfD] und 
Beatrix von Storch [AfD])

Es gibt klare Urteile des Bundesverfassungsgerichts. Der 
Rundfunkbeitrag ergibt sich überhaupt nicht aus den 
Rundfunkstaatsverträgen, sondern aus Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Ottilie Klein [CDU/CSU] und Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es wäre gut, wenn Sie den Menschen auch mal die 
Wahrheit und nicht so einen Quatsch erzählen würden.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Sie können den Rundfunkbeitrag gar nicht abschaffen,

(Stefan Keuter [AfD]: Wir nicht! Die Bundes-
länder können das!)

und auch sonst können Sie nichts abschaffen. Auf die 
Kündigungsfristen sind wir an dieser Stelle schon ein-
gegangen.

Das Bundesverfassungsgericht hat im Grunde auch 
festgelegt, dass, wenn Sie einen Rundfunkstaatsvertrag 
kündigen würden, der verfassungsrechtliche Auftrag be-
stehen würde, eine lückenlose Ersatzlösung zu präsentie-
ren. Dafür haben Sie ja nicht mal eine Idee.

(Zuruf des Abg. Martin Erwin Renner [AfD])
Sie schreiben an manchen Stellen, Sie wollen irgendeinen 
ominösen Grundfunk gründen; keine Ahnung, was das 
sein soll, Sie wissen es wahrscheinlich selbst nicht.

(Zuruf des Abg. Sven Wendorf [AfD])
Diese Neuordnung müsste der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts entsprechen. Der Grundfunk, den 
Sie immer wieder propagieren, ist jedenfalls viel zu 
schwammig und würde diese Anforderung nicht erfüllen.

(Zuruf von der AfD: Das können Sie gar nicht 
sagen: „schwammig“!)

Ihre Vorschläge folgen der Vorschlaghammermethode 
und zielen auf maximale Zerstörung. Sie haben keinen 
Plan, wie Sie aus den möglichen Trümmern eines öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks wieder Vertrauen aufbauen 
wollen. Sie täuschen die Menschen vor allem mit der 
Aussage, dass es durch die AfD besser werden würde. 
Durch die AfD würde in diesem Land nichts besser wer-
den.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Deswegen stimmen wir dem Antrag auch nicht zu.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich jetzt die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/6929 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Die Federführung 
ist jedoch strittig. Die Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD wünschen Federführung beim Ausschuss für Wahl-
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prüfung, Immunität und Geschäftsordnung. Die Fraktion 
der AfD wünscht Federführung beim Ausschuss für Kul-
tur und Medien.

Ich lasse jetzt zunächst einmal abstimmen über den 
Überweisungsvorschlag der Fraktion der AfD. Wer 
stimmt für diesen Vorschlag? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen Fraktionen. 
Enthaltungen? – Sehe ich keine. Dann ist der Überwei-
sungsvorschlag abgelehnt.

Ich lasse nun abstimmen über den Überweisungsvor-
schlag der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD: Fe-
derführung beim Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung. Wer stimmt für diesen Vor-
schlag? – Die Unionsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, 
die SPD und die Fraktion Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich 
keine. Dann ist der Überweisungsvorschlag damit an-
genommen.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 28a 
bis 28f sowie zu den Zusatzpunkten 5a bis 5h: 

2 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Versorgungsausgleichs-
rechts 

Drucksache 21/6510
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Stefan Schmidt, Swantje Henrike Michaelsen, 
Matthias Gastel, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Klimafreundlich in den Urlaub – Nachhal-
tige Mobilität zum Standard machen

Drucksache 21/6930
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Verkehrsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christian Reck, Stephan Protschka, Peter 
Felser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Mehr Ernährungssouveränität für 
Deutschland – Agrarflächen sichern

Drucksache 21/6931
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ruben Rupp, Robin Jünger, Alexander 
Arpaschi, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Verbesserung des Sicherheitskonzepts der 
elektronischen Patientenakte

Drucksache 21/6932
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Christina Baum, Martin Sichert, Claudia 
Weiss, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Ablehnung jeglicher Impfpflichten – Auf-
hebung des Masernschutzgesetzes

Drucksache 21/6933
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Carina Schießl, Martin Sichert, Dr. Christina 
Baum, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Hamburger Modell der integrierten psy-
chiatrischen Versorgung bundesweit aus-
rollen und dauerhaft finanzieren

Drucksache 21/6934
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Haushaltsausschuss

ZP 5 a) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Rainer Kraft, Dr. Paul Schmidt, Rainer 
Galla, weiteren Abgeordneten und der Frak-
tion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Ent-
sorgungsfondsgesetzes (Endlagerfindungs-
gesetz) 

Drucksache 21/6908
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Thomas Stephan, René Springer, Peter 
Bohnhof, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 
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Altersversorgung der Freien Berufe si-
chern – Transparenz und Kontrolle bei 
den berufsständischen Versorgungswerken 
stärken

Drucksache 21/6936
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Götz Frömming, Martin Erwin Renner, 
Ronald Gläser, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 
Wissenschaftliche Untersuchung der Par-
teizugehörigkeit und Funktionärstätigkeit 
späterer Bundestagsabgeordneter in der 
SED-Diktatur

Drucksache 21/6937
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Kultur und Medien

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten Karl 
Bär, Dr. Zoe Mayer, Dr. Ophelia Nick, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 
Lebensmittelversorgung in Deutschland 
krisenfest und unabhängig gestalten

Drucksache 21/6663
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Ophelia Nick, Niklas Wagener, Dr. Zoe 
Mayer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Lebensmittelhandwerk erhalten – Vielfäl-
tige und krisenfeste Ernährungsversor-
gung sicherstellen

Drucksache 21/6664
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Niklas Wagener, Dr. Ophelia Nick, Dr. Zoe 
Mayer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Nationale Ernährungssicherung in Zivil-
schutz- und Katastrophenschutzfällen – 
Zusammenarbeit ermöglichen

Drucksache 21/6662
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Verteidigungsausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Niklas Wagener, Dr. Zoe Mayer, Karl Bär, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Wasserrückhalt und Resilienz stärken – 
Einkommensperspektiven für Landwirte 
schaffen und Moorschutzverfahren be-
schleunigen

Drucksache 21/6658
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen 
Haushaltsausschuss

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ines 
Schwerdtner, Desiree Becker, Janine Wissler, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 
Weltfriedenstag als europäischer Feiertag

Drucksache 21/6938
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Wenn das nicht der Fall ist, dann verfahren wir wie vor-
geschlagen.

Ich rufe jetzt auf die Tagesordnungspunkte 29a bis 29c 
und 29e bis 29v sowie die Zusatzpunkte 6a bis 6c und 23a 
bis 23m. Es handelt sich um die Beschlussfassung zu 
Vorlagen, zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Dann geht es jetzt los mit dem Abstimmungsmarathon.
Tagesordnungspunkt 29a: 

Zweite Beratung und Schlussabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu der Mehrseitigen Ver-
einbarung vom 15. Januar 2025 zwischen den 
zuständigen Behörden über den Austausch 
von GloBE-Informationen 
Drucksache 21/6497
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Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 21/6960

Der Finanzausschuss empfiehlt in seiner Beschlussfas-
sung auf Drucksache 21/6960, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 21/6497 anzunehmen.

Zweite Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das ist die Unionsfraktion, Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, SPD und Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Das ist die AfD-Fraktion. Dann ist der 
Gesetzentwurf damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 29b: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Preisangabenrechts zur 
Sanktionierung von Verstößen gegen nationale 
und europäische Regelungen über Preisanga-
ben 

Drucksache 21/5873

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Drucksache 21/6995

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/6995, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 
21/5873 anzunehmen. Ich bitte jetzt diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
ist dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer enthält 
sich? – Das sind die AfD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit in 
zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die Linke. Wer 
enthält sich? – Das sind die AfD-Fraktion und die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 29c: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrs-
unfallstatistikgesetzes 

Drucksache 21/6558

Beschlussempfehlung und Bericht des Verkehrs-
ausschusses (15. Ausschuss)

Drucksache 21/6991

Der Verkehrsausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/6991, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 21/6558 anzuneh-
men. Ich bitte jetzt diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Das sind die 
AfD, die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Das sind die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die 
Linke. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die AfD-Fraktion, die Unionsfraktion und die 
SPD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das sind die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Ge-
genstimmen gibt es damit keine. Der Gesetzentwurf ist 
damit angenommen.

Wir kommen jetzt zum Tagesordnungspunkt 29e:

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Umsetzung der Änderungen der 
Richtlinie (EU) 2014/30 und der Richtlinie 
(EU) 2014/53 durch die Richtlinie 
(EU) 2024/2749 in das Elektromagnetische- 
Verträglichkeit-Gesetz und in das Funkanla-
gengesetz in Bezug auf Notfallverfahren bei 
einem Binnenmarkt-Notfall 

Drucksachen 21/5439, 21/5876

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss)

Drucksache 21/6993

Ich nehme an, es ist für alle alles klar.

(Zuruf des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/6993, 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den Druck-
sachen 21/5439 und 21/5876 in der Ausschussfassung 
anzunehmen. Ich bitte jetzt diejenigen, die dem Gesetz-
entwurf in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. – Das sind die AfD-Fraktion, die Uni-
onsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen und die SPD-Frak-
tion. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Fraktion 
Die Linke. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
AfD-Fraktion, Unionsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen 
und SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Fraktion Die Linke. Damit ist auch dieser Gesetz-
entwurf angenommen.
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Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 29f:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Stefan 
Schmidt, Katharina Beck, Dr. Armin Grau, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Kostengünstige private Altersvorsorge sicher-
stellen – Öffentlich verwaltetes Standarddepot 
pünktlich an den Start bringen

Drucksache 21/6935

Wer stimmt für diesen Antrag? – Die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle 
übrigen Fraktionen. Dann ist der Antrag damit abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 29g: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Menschenrechte und 
humanitäre Hilfe (17. Ausschuss) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Martin Sichert, Dr. Rainer 
Rothfuß, Achim Köhler, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Kein Geld für das syrische Übergangsregime – 
Menschenrechte schützen, religiöse Minder-
heiten in Syrien vor Verfolgung bewahren

Drucksachen 21/5765, 21/6909

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 21/6909, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 21/5765 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Unionsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Frak-
tion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Enthaltungen? – Gibt es keine. Damit ist die 
Beschlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 29h: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verkehrsausschusses (15. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Wolfgang Wiehle, Martin Erwin 
Renner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Leistung erbringen, Neutralität wahren – Auf-
gabenfremde Maßnahmen wie die Regenbo-
genbeflaggung bei der Deutsche Bahn AG un-
terlassen

Drucksachen 21/6331, 21/6880

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 21/6880, den Antrag der Fraktion 
der AfD auf Drucksache 21/6331 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Unionsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, die SPD und 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Gibt es keine. Damit ist 
die Beschlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 29i: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verkehrsausschusses (15. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Stefan Henze, 
Wolfgang Wiehle, René Bochmann, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der AfD 
Das technische und kulturelle Erbe des wie-
dervereinigten Deutschlands schützen – Zu-
lassung von Export-Simson-Kleinkrafträdern 
erleichtern
Drucksachen 21/6351, 21/6986

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf der Drucksache 21/6986, den Antrag der Frak-
tion der AfD auf der Drucksache 21/6351 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die Uni-
onsfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Fraktion 
Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Frak-
tion. Es gibt keine Enthaltungen. Damit ist die Beschluss-
empfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkt 29j: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Verkehrsausschusses (15. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Wolfgang 
Wiehle, René Bochmann, Alexis L. Giersch, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Bestehende Verbrennerfahrzeuge wertschät-
zen – Günstige individuelle motorisierte Mobi-
lität für alle Bürger erhalten
Drucksachen 21/6349, 21/7002

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf der Drucksache 21/7002, den Antrag der Frak-
tion der AfD auf der Drucksache 21/6349 abzulehnen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind 
die Fraktion Die Linke, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und die Unionsfraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist 
die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Gibt es keine. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 29k:
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz (6. Ausschuss) 
Übersicht 3
über die dem Deutschen Bundestag zugeleite-
ten Streitsachen vor dem Bundesverfassungs-
gericht
Drucksache 21/6943

Wer stimmt für die Beschlussempfehlung? – Alle. Da-
mit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Tagesordnungspunkte 29l bis 29v. Wir kommen zu den 
Beschlussempfehlungen des Petitionsausschusses; jetzt 
kommen die Sammelübersichten.

Tagesordnungspunkt 29l: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 
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Sammelübersicht 281 zu Petitionen

Drucksache 21/6681

Es handelt sich um 85 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Alle Fraktionen. Die Sammelübersicht 281 ist damit an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 29m: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 282 zu Petitionen

Drucksache 21/6682

Es geht hier um 102 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Das sind auch alle. Sammelübersicht 282 ist damit an-
genommen.

Das klingt hier so locker. Aber der Petitionsausschuss 
hat sich vorher wirklich mit jeder einzelnen Petition be-
schäftigt – das muss man an dieser Stelle mal sagen –

(Beifall)
und sich mit den Anliegen der Bürgerinnen und Bürger 
intensiv auseinandergesetzt.

Tagesordnungspunkt 29n: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 283 zu Petitionen

Drucksache 21/6683

72 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Auch hier ist das 
einstimmig. Sammelübersicht 283 ist damit angenom-
men.

Tagesordnungspunkt 29o: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 284 zu Petitionen

Drucksache 21/6684

23 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die AfD, 
die Unionsfraktion, die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die Fraktion Die Linke stimmt 
dagegen. Enthalten tut sich keiner. Damit ist die Sammel-
übersicht 284 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29p: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 285 zu Petitionen

Drucksache 21/6685

15 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Unionsfraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, SPD-Fraktion, Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Enthaltungen? – Gibt es keine. Damit ist auch die Sam-
melübersicht 285 angenommen.

Tagesordnungspunkt 29q: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 286 zu Petitionen
Drucksache 21/6686

Vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Alle. Sammel-
übersicht 286 ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 29r: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 287 zu Petitionen
Drucksache 21/6687

Eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die AfD- 
Fraktion, die Unionsfraktion, die SPD und Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen. 
Niemand enthält sich. Die Sammelübersicht 287 ist damit 
angenommen.

Tagesordnungspunkt 29s: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 288 zu Petitionen
Drucksache 21/6688

14 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die AfD, 
die Union und die SPD. Wer stimmt dagegen? – Fraktion 
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen. Die Sammelüber-
sicht 288 ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 29t: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 289 zu Petitionen
Drucksache 21/6689

Sieben Petitionen. Wer stimmt dafür? – Unionsfrakti-
on, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Die 
Sammelübersicht 289 ist damit angenommen. Niemand 
hat sich enthalten.

Tagesordnungspunkt 29u: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 290 zu Petitionen
Drucksache 21/6690

20 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die Union, 
Bündnis 90/Die Grünen und die SPD. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die Linken und die Fraktion der 
AfD. Keine Enthaltungen. Die Sammelübersicht 290 ist 
damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 29v: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
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Sammelübersicht 291 zu Petitionen

Drucksache 21/6691

87 Petitionen. Ein Hinweis: Hierzu liegt eine Er-
klärung nach § 31 der Geschäftsordnung des Bundes-
tages vor.1)

Wer stimmt für diese Sammelübersicht? – Das sind die 
Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das sind die AfD-Fraktion, Bündnis 90/Die 
Grünen und die Fraktion Die Linke. Enthaltungen gibt 
es keine. Die Sammelübersicht 291 ist damit angenom-
men.

Zusatzpunkt 6a: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Julia Verlinden, Dr. Alaa Alhamwi, Lisa 
Badum, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Jetzt für den nächsten Winter vorsorgen – 
Gasverbrauch wirksam reduzieren und Gas-
unabhängigkeit voranbringen

Drucksachen 21/6007, 21/6526

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf der Drucksache 21/6526, den Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen auf der Drucksache 21/6007 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – AfD-Fraktion, Unionsfraktion und SPD-Frakti-
on. Wer stimmt dagegen? – Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Wer enthält sich? – Fraktion Die Linke. Damit 
ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Zusatzpunkt 6b: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz (6. Ausschuss) 

zu dem Streitverfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht 2 BvE 3/26

Drucksache 21/6944

Der Ausschuss empfiehlt, in dem Streitverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht Stellung zu nehmen und 
die Präsidentin zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten 
oder eine Prozessbevollmächtigte zu bestellen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Wer enthält sich? – Das sind die AfD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die Linke. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen, und ein 
Prozessbevollmächtigter kann bestellt werden.

Zusatzpunkt 6c: 

Verordnung der Bundesregierung 

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2024/1785 und zur Umsetzung des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2022/2427
Drucksache 21/5875

Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben be-
antragt, die Verordnung der Bundesregierung zur Umset-
zung der Richtlinie (EU) 2024/1785 und zur Umsetzung 
des Durchführungsbeschlusses (EU) 2022/2427 auf 
Drucksache 21/5875 an den Ausschuss für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit zurück-
zuverweisen. Wer stimmt dafür? – Alle. Dann kann der 
Ausschuss sich noch mal damit beschäftigen. Keine Ge-
genstimmen. Keine Enthaltungen. Der Antrag auf Zu-
rückverweisung ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 23a: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Recht und Verbrau-
cherschutz (6. Ausschuss) 
zu dem Streitverfahren vor dem Bundesver-
fassungsgericht 2 BvQ 47/26
Drucksache 21/6989

Der Ausschuss empfiehlt, in dem Streitverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht Stellung zu nehmen und 
die Präsidentin zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten 
oder eine Prozessbevollmächtigte zu bestellen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Die Unions-
fraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Bündnis 90/Die 
Grünen und Fraktion Die Linke. Die Beschlussempfeh-
lung ist damit angenommen.

Zusatzpunkte 23b bis 23m. Wir kommen jetzt zu wei-
teren Beschlussempfehlungen des Petitionsausschusses.

Zusatzpunkt 23b: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 
Sammelübersicht 292 zu Petitionen
Drucksache 21/6962

64 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Alle Fraktionen. 
Damit ist die Sammelübersicht 292 angenommen.

Zusatzpunkt 23c: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 293 zu Petitionen
Drucksache 21/6963

73 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind alle. 
Keine Gegenstimmen. Keine Enthaltungen. Damit ist 
die Sammelübersicht angenommen.

Zusatzpunkt 23d: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 294 zu Petitionen
Drucksache 21/69641) Anlage 3
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38 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die AfD, 
die Union, Bündnis 90/Die Grünen und die SPD. Wer 
stimmt dagegen? – Fraktion Die Linke. Die Sammelüber-
sicht 294 ist damit auch angenommen.

Zusatzpunkt 23e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 295 zu Petitionen

Drucksache 21/6965

19 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Unionsfrakti-
on, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Die 
Sammelübersicht 295 ist angenommen.

Zusatzpunkt 23f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 296 zu Petitionen

Drucksache 21/6966

102 Petitionen. Wer stimmt dafür? – AfD, Union, 
Bündnis 90/Die Grünen und SPD. Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Enthaltung bei der Fraktion Die 
Linke. Die Sammelübersicht 296 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 23g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 297 zu Petitionen

Drucksache 21/6967

74 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Unionsfrakti-
on, Bündnis 90/Die Grünen und die SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Die AfD. Wer enthält sich? – Die Fraktion 
Die Linke. Damit ist die Sammelübersicht 297 angenom-
men.

Zusatzpunkt 23h: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 298 zu Petitionen

Drucksache 21/6968

Sechs Petitionen. Wer stimmt dafür? – Alle. Die Sam-
melübersicht 298 ist angenommen.

Zusatzpunkt 23i: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 299 zu Petitionen

Drucksache 21/6969

Acht Petitionen. Wer stimmt dafür? – AfD, Union, 
Bündnis 90/Die Grünen, SPD. Wer stimmt dagegen? – 
Fraktion Die Linke. Die Sammelübersicht 299 ist damit 
angenommen.

Zusatzpunkt 23j: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 300 zu Petitionen

Drucksache 21/6970

Eine Petition. Wer stimmt dafür? – Die AfD, die Uni-
on, die SPD, die Linken. Wer stimmt dagegen? – Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Keine Enthaltungen. Die Sam-
melübersicht 300 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 23k: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 301 zu Petitionen

Drucksache 21/6971

19 Petitionen. Wer stimmt dafür? – AfD, Union, SPD. 
Wer stimmt dagegen? – Fraktion Die Linke und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Die Sammelübersicht 301 ist damit 
angenommen.

Zusatzpunkt 23l: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 302 zu Petitionen

Drucksache 21/6972

Zwölf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Union, 
Bündnis 90/Die Grünen, die SPD und die Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Die 
Sammelübersicht 302 ist damit ebenfalls angenommen.

Zusatzpunkt 23m: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 303 zu Petitionen

Drucksache 21/6973

53 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Union und SPD. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD und Bündnis 90/Die 
Grünen und die Fraktion Die Linke. Die Sammelüber-
sicht 303 ist damit angenommen.

So, das waren jetzt die Sammelübersichten, aber wir 
sind noch nicht am Ende. Der Petitionsausschuss hat jetzt 
aber, glaube ich, das meiste von dem, was er vorliegen 
hat, abgearbeitet. Danke an die Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall)

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 7a bis 7g. Wir kommen 
jetzt zu Wahlen zu Gremien, und wir beginnen mit den 
Wahlen, die mittels Handzeichen erfolgen. 

Zusatzpunkt 7a: 
Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD, der Fraktion der AfD und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
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Wahl von Mitgliedern des Stiftungsrates der 
Bundesstiftung Baukultur gemäß § 7 des Ge-
setzes zur Errichtung einer „Bundesstiftung 
Baukultur“

Drucksachen 21/6887, 21/6888, 21/6889

Hierzu liegen Wahlvorschläge der Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD auf der Drucksache 21/6887 
vor. Wer stimmt für diese Wahlvorschläge? – Das sind 
alle. Dann sind alle Wahlvorschläge damit angenommen.

Wahlvorschlag der Fraktion der AfD auf der Druck-
sache 21/6888. Wer stimmt für diesen Wahlvorschlag? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind alle übrigen Fraktionen. Der Wahlvorschlag ist da-
mit abgelehnt.

Wahlvorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf der Drucksache 21/6889. Wer stimmt für diesen 
Wahlvorschlag? – Das ist die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, die Union, die SPD und die Fraktion Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Der 
Wahlvorschlag ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 7b: 
Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD und der Fraktion der AfD 
Wahl von Mitgliedern des Stiftungsrates der 
„Stiftung Orte der deutschen Demokratiege-
schichte“

Drucksachen 21/6890, 21/6891

Hierzu liegen Wahlvorschläge der Fraktionen der 
Union und der SPD auf der Drucksache 21/6890 vor. 
Wer stimmt dafür? – Alle Fraktionen. Dann sind die 
Wahlvorschläge damit angenommen.

Wahlvorschläge der Fraktion der AfD auf der Druck-
sache 21/6891. Wer stimmt dafür? – Das ist die AfD- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen 
Fraktionen. Damit sind die Wahlvorschläge abgelehnt.

Zusatzpunkt 7c: 
Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD, der Fraktion der AfD, der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Fraktion 
Die Linke 
Wahl von Mitgliedern des Stiftungsrates der 
„Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Dikta-
tur“

Drucksachen 21/6892, 21/6893, 21/6894, 21/ 
6895

Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU und der 
SPD auf der Drucksache 21/6892. Wer stimmt dafür? – 
Das sind alle Fraktionen. Dann sind die Wahlvorschläge 
damit angenommen.

Die Wahlvorschläge der Fraktion der AfD auf der 
Drucksache 21/6893. Wer stimmt dafür? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind alle üb-
rigen Fraktionen. Dann sind die Wahlvorschläge damit 
abgelehnt.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das ist so eine 
Schande, was ihr macht! Das ist so eine Schan-
de, und Sie wissen das!)

– Also, ich will jetzt mal an der Stelle sagen: Es kann 
einen nicht freuen, aber es ist die Ausübung – –

(Beatrix von Storch [AfD]: Es ist eine Schan-
de, und Sie wissen das! – Gegenruf des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist Demokratie!)

– Ich sage ganz klar: Das Ausüben einer demokratischen 
Wahl, auch wenn einem das Ergebnis nicht gefällt, ist und 
bleibt keine Schande.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken – Beatrix von Storch 
[AfD]: Die Ausgrenzung der Opposition ist 
eine Schande! Das ist unser Recht, hier auch 
gewählt zu werden! – Gegenruf des Abg. 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, es ist nicht Ihr Recht, gewählt 
zu werden!)

– Ich weise das als unparlamentarisch zurück, Frau von 
Storch.

(Sven Wendorf [AfD]: Wie demokratisch sind 
denn Brandmauern? Der Bürger sieht das!)

So, wir kommen jetzt zu den Wahlvorschlägen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf der Drucksache 
21/6894. Wer stimmt dafür? – Das ist die Unionsfraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, die SPD und die Fraktion Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Die Wahlvorschläge sind damit angenommen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wenn ihr uns nicht 
wählt! Tausendmal treten wir an, aber es ist ja 
klar! – Weitere Zurufe von der AfD)

– Ich will an dieser Stelle noch mal ganz klar sagen: Das 
kann einem jetzt alles nicht gefallen. Es sind demokrati-
sche Wahlen, die können wir so – –

(Beatrix von Storch [AfD]: Nein, sind es 
nicht!)

– Natürlich sind es demokratische Wahlen!
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Katrin Fey [Die Linke])

Auch das, liebe Frau von Storch, hört der Bürger und die 
Bürgerin, wenn Sie sagen, das sind hier keine demokra-
tischen Wahlen, auch wenn Ihnen das Ergebnis nicht 
gefällt, so oder so.

(Beatrix von Storch [AfD]: Das sind keine de-
mokratischen Wahlen! Sie können uns auch 
rausschmeißen, ganz demokratisch! Oder das 
Rederecht entziehen, ganz demokratisch! 
Könnten Sie alles machen! Alles möglich! 
Ganz demokratisch! – Gegenruf des Abg. 
Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Luft holen! Das ist schlecht für den 
Blutdruck! – Zuruf von der AfD: Die SPD 
sieht ja, wo es hingeht!)
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So, dann setzen wir jetzt fort. Die Wahlvorschläge der 
Fraktion der Linken auf Drucksache 21/6895. Wer 
stimmt dafür? – Das sind die Fraktion Die Linke, die 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die Unionsfraktion. 
Wer stimmt dagegen, demokratisch? – Das die AfD-Frak-
tion.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Damit sind die Wahlvorschläge angenommen.
Wir kommen nun zu den offenen Wahlen mit Stimm-

zetteln und Wahlausweis.
Ich rufe auf die Zusatzpunkte 7d bis 7g:

d) Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/ 
CSU und SPD und der Fraktion der AfD 
Wahl von Mitgliedern des Kuratoriums 
der Stiftung „Archiv der Parteien und 
Massenorganisationen der DDR“

Drucksachen 21/6896, 21/6897
e) Wahlvorschläge der Fraktion der CDU/CSU 

und der Fraktion der AfD 
Wahl von Mitgliedern des Verwaltungs-
rates der Deutschen Nationalbibliothek ge-
mäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes 
über die Deutsche Nationalbibliothek

Drucksachen 21/6898, 21/6899
f) Wahlvorschläge der Fraktion der CDU/CSU 

und der Fraktion der AfD 
Wahl von Mitgliedern des Parlamentari-
schen Beirats der „Stiftung für das sorbi-
sche Volk“

Drucksachen 21/6901, 21/6902
g) Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/ 

CSU und SPD, der Fraktion der AfD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Wahl von Mitgliedern des Stiftungsrates 
der „Stiftung Humboldt Forum im Berli-
ner Schloss“

Drucksachen 21/6903, 21/6904, 21/6905

Für die Wahl von Mitgliedern des Kuratoriums der 
Stiftung „Archiv der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR“ erhalten Sie eine Stimmkarte in der Farbe 
Violett. Die entsprechenden Wahlvorschläge befinden 
sich auf den Drucksachen 21/6896 und 21/6897. – Ich 
empfehle kurzes Zuhören.

Des Weiteren erhalten Sie eine Stimmkarte in der 
Farbe Grün für die Wahl von Mitgliedern des Verwal-
tungsrates der Deutschen Nationalbibliothek. Auch diese 
Wahlvorschläge befinden sich auf Drucksachen, und 
zwar auf den Drucksachen 21/6898 und 21/6899.

Weiterhin erhalten sie eine Stimmkarte in der Farbe 
Weiß für die Wahl von Mitgliedern des Parlamentari-
schen Beirats der „Stiftung für das sorbische Volk“. Die 
entsprechenden Wahlvorschläge befinden sich auf den 
Drucksachen 21/6901 und 21/6902.

Schließlich erhalten Sie eine Stimmkarte in der Farbe 
Grau für die Wahl von Mitgliedern des Stiftungsrates der 
„Stiftung Humboldt Forum im Berliner Schloss“. Diese 
Wahlvorschläge befinden sich auf den Drucksachen 
21/6903, 21/6904 und 21/6905.

Den für die Wahl erforderlichen gelben Wahlausweis 
können Sie, soweit noch nicht geschehen, den Stimm-
kartenfächern in der Westlobby entnehmen. An den Aus-
gabetischen in der Abgeordnetenlobby erhalten Sie für 
die offenen Wahlen insgesamt vier Stimmkarten. Sie er-
halten keinen Wahlwahlumschlag, da es sich um offene 
Wahlen handelt. Sie können bei all diesen Wahlen zu 
jedem Vorschlag ein Kreuz bei „ja“, „nein“ oder „enthalte 
mich“ machen. Vor der Stimmabgabe übergeben Sie bitte 
der Schriftführerin oder dem Schriftführer an der Wahl-
urne Ihren Wahlausweis. Erst danach werfen Sie Ihre 
Stimmzettel in die farblich gekennzeichneten Wahlurnen. 
Der Nachweis der Teilnahme an der Wahl kann nur durch 
Abgabe des Wahlausweises erbracht werden. Bei allen 
Wahlen ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen er-
forderlich.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimmen 90 Minuten Zeit. 
Haben die Schriftführerinnen und Schriftführer ihre 
Plätze eingenommen? – Das ist so, das ist der Fall. Ich 
eröffne hiermit die Wahlen, und die Schließung der Wahl-
urnen erfolgt um 16:58 Uhr.1)

Ich rufe jetzt auf den Zusatzpunkt 8: 

Aktuelle Stunde 
auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD
Zukunft deutscher Automobilindustrie gestal-
ten – Erfolgreiche Reformschritte für Wett-
bewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Innova-
tion

Ich eröffne die Aussprache. – Ich bitte die Kolleginnen 
und Kollegen, die noch rausgehen wollen, zügig die 
Plätze zu verlassen, damit wieder ein bisschen Ruhe ein-
kehrt. – Die erste Rednerin in dieser Debatte ist für die 
Bundesregierung die Parlamentarische Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Wirtschaft und Energie, 
Gitta Connemann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gitta Connemann, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Deutsch-
land ist Autoland. Das ist kein Spruch, das ist Realität.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Automobilbranche steht für die größte Industrie in 
unserem Land,

(Zuruf von der AfD: Noch!)
für Mittelstand pur, für 700 000 direkte Arbeitsplätze, für 
insgesamt in allen Bereichen 3,2 Millionen Beschäftigte. 
Sie entwickeln, sie bauen, sie liefern, sie verkaufen. Sie 
sorgen dafür, dass unser Land mobil bleibt. Und mehr 

1) Ergebnisse Seite 10993 A
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noch: Die Autoindustrie sorgt dafür, dass es in vielen 
Regionen Wachstum, Wertschöpfung und Arbeitsplätze 
gibt. Sie hält damit auch unsere Demokratie stabil.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Deshalb muss uns die Lage unserer Autoindustrie um-

treiben. Und sie ist bitterernst, ohne Frage; aber nicht, 
weil die Branche den Anschluss verloren hätte. Im Ge-
genteil: Die Branche selbst ist hoch innovativ. Die meis-
ten Patentanmeldungen in Europa stammen aus der deut-
schen Automobilindustrie: Bosch, Mercedes Benz, 
BMW, Audi, Volkswagen, Porsche, Schaeffler, ZF. Viele 
Patente kommen aus strategischen Zukunftsfeldern: Fah-
rerassistenz, Elektromobilität, KI, Halbleiter. Das ist In-
novationskraft.

Diese Kraft hält an. Bis 2029 wird die deutsche Auto-
industrie 320 Milliarden Euro – ich wiederhole: 320 Mil-
liarden Euro – weltweit in Forschung und Entwicklung 
investieren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dazu kommen 220 Milliarden Euro für neue Werke und 
moderne Produktionen. Deutschland ist übrigens inzwi-
schen der zweitgrößte Produktionsstandort für Elektro-
mobilität weltweit. Das zeigt: Die Automobilindustrie 
und ihre Zulieferer, Konzerne und Mittelstand glauben 
an die Zukunft. Sie investieren, sie entwickeln neue Fahr-
zeugmodelle. Sie treiben Digitalisierung und Automati-
sierung voran. Sie gehen ins Risiko.

Aber die Investitionen gehen immer mehr ins Ausland; 
denn die Automobilindustrie braucht einen Standort, der 
mitzieht. Genau daran fehlte es bislang: zu hohe Energie-
preise, zu hohe Steuern, zu hohe Sozialabgaben, zu viel 
Bürokratie, zu wenig Tempo, zu wenig Vertrauen. Seit 
Jahren hören wir diese Warnungen, vorneweg vom Ver-
band der Automobilindustrie, der Stimme der Branche. 
Über Jahre wurden sie ignoriert – mit verheerenden Fol-
gen. Die Krise der Automobilindustrie ist keine Krise 
einzelner Unternehmen. Sie ist eine Standortkrise. Sie 
trifft Hersteller, Zulieferer, Handwerk und damit auch 
den Mittelstand ins Herz. Sie trifft ganze Regionen wie 
meine eigene Heimat: Ostfriesland ist VW-Land. Bei VW 
stehen Stellenabbau und in Emden, Hannover, Zwickau, 
Neckarsulm Werkschließungen im Raum.

Als Bundesregierung müssen wir natürlich unterneh-
merische Entscheidungen auch des Landes Niedersach-
sen akzeptieren. Aber wir müssen realisieren, dass dahin-
ter Menschen stehen – Familien, Schicksale –, die zurzeit 
jeden Tag bangen. Deshalb brauchen wir einen Kurs-
wechsel, auch politisch.

Es ist übrigens nicht damit getan, auf andere zu zeigen. 
Ja, der internationale Wettbewerb ist schärfer geworden, 
die Handelspolitik unsicherer. China ist inzwischen der 
größte Automobilmarkt der Welt. Deutsche Hersteller 
sind dort mit rund 3,8 Millionen verkauften Fahrzeugen 
und einer stark lokalen Produktion gut vertreten – noch. 
Gleichzeitig wächst aber der Export nach Deutschland, 
insbesondere im Bereich der Elektromobilität, manchmal 
zu Dumpingbedingungen. Die Antwort darauf kann aber 
übrigens nicht reine Abschottung sein. Wir brauchen 
faire Wettbewerbsbedingungen und offene Märkte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ja, die Automobilindustrie muss sich auch selbst von 
liebgewonnenen Selbstverständlichkeiten trennen.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Realitätsverweigerung ist das!)

Denn der Transformationsdruck ist weitreichend getrie-
ben durch Elektrifizierung, Digitalisierung und Vernet-
zung des Fahrzeugs. Nicht jedes Unternehmen hat seine 
Hausaufgaben gemacht. Unternehmen werden ihre Ge-
schäftsmodelle weiterentwickeln müssen. Sie müssen 
Kosten senken, um wieder wettbewerbsfähig zu werden.

(Zuruf des Abg. Maik Brückner [Die Linke])

Es kann nicht alles bleiben, wie es ist.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jede Bunkermentalität wäre unsozial, an erster Stelle ge-
genüber den Beschäftigten. Ich appelliere deshalb an die 
Tarifvertragsparteien, sich gemeinsam ihrer Verantwor-
tung für Wettbewerbsfähigkeit und Resilienz zu stellen.

Zur Wahrheit gehört aber auch: Wir als Staat müssen 
unsere Hausaufgaben machen. Deutschland gehört zu 
den teuersten Produktionsstandorten der Welt. Die Ar-
beitskosten in der Automobilindustrie liegen inzwischen 
bei knapp 65 Euro pro Stunde, deutlich über den meisten 
internationalen Wettbewerbern. Gleichzeitig belasten 
hohe Energiepreise – noch – und Bürokratie die Industrie 
zusätzlich. Deshalb brauchen wir einen Kurswechsel. 
Deutschland ist Autoland, und das wollen wir bleiben! 
Das sage ich für die Bundesregierung. Also packen wir 
an!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sorgen für Freiheit statt Formulare, für Vertrauen 
statt Vorschriften. Deshalb haben wir in der letzten Wo-
che beim Thema Bürokratie einen Paradigmenwechsel 
eingeleitet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir sorgen für die Abschaffung aller Berichts- und Do-
kumentationspflichten und den Erhalt von Pflichten nur 
bei expliziter Begründung der besonderen Erforderlich-
keit, also Beweislastumkehr. Und für die Zukunft gilt die 
Berichtspflichten-Bremse. All das sorgt dafür, dass 
Deutschland wieder Gas geben kann und der Bremsklotz 
Bürokratie verschwindet.

Und ich sage Technologieoffenheit statt ideologischer 
Vorgaben; denn die Zukunft entscheidet sich nicht am 
Schreibtisch eines Ministeriums. Sie entscheidet sich in 
Werkhallen, in Laboren, in Entwicklungszentren. Des-
halb setzen wir auf eine technologieoffene, flexible und 
realistische CO2-Flottenregulierung auf europäischer 
Ebene. Der Ausbau der Pkw- und Lkw-Ladeinfrastruktur 
wird mit dem Masterplan vorangetrieben. Wir haben die 
Förderung von Transformationsnetzwerken verlängert. 
Wir schaffen die Voraussetzungen für autonomes Fahren. 
Wir könnten 50 000 Arbeitsplätze sichern, wenn wir in 
Europa dem Plug-in-Hybrid eine Chance geben würden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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A und O ist bezahlbare Energie. Unsere Ministerin 
Katherina Reiche hat dieses Thema zur Chefinnensache 
gemacht und geliefert: Industriestrompreis erfolgreich 
verhandelt und eingeführt, Strompreiskompensation aus-
geweitet und nun sogar mit dem Industriestrompreis 
kombinierbar, Netzentgelte dauerhaft gesenkt, Strom-
steuer für die Energiebetriebe dauerhaft gesenkt, Gas-
speicherumlage abgeschafft. Und wir gehen an die Pro-
duktionskosten; denn wir erweitern das Angebot durch 
den Zubau neuer Gaskraftwerke, indem wir den Lei-
tungsausbau günstiger machen und die Erneuerbaren 
weiter ausbauen – ohne staatliche Subventionen und 
Überförderung. Denn Energie muss nachhaltig, sicher 
und bezahlbar sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir haben verstanden und packen an, denn wir wollen 
Autoland bleiben. Deutschland kann Automobil. 
Deutschland kann Innovation. Deutschland kann Zu-
kunft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Raimond Scheirich.

(Beifall bei der AfD)

Raimond Scheirich (AfD):
Frau Präsidentin! Geschätzte Damen und Herren! 

Heute sprechen wir auf Antrag der Regierungsfraktionen 
über die Zukunft der deutschen Automobilindustrie. 
Würden CDU/CSU und die SPD mal aus der Berliner 
Blase heraustreten, würden sie schnell erkennen, dass es 
dort bald gar nicht mehr so viel zu gestalten gibt, wie Sie 
es hier gerne vorgeben. Volkswagen plant den Abbau von 
100 000 Stellen. Quasi jeder Autohersteller hier in 
Deutschland schreibt rote Zahlen. Die mittelständische 
Zulieferbranche verzeichnet eine Insolvenz nach der an-
deren.

Der Verband der Automobilindustrie – er wurde schon 
erwähnt – warnt seit Jahren vor den wettbewerbsfeind-
lichen Bedingungen hier im Land. Die Verbandspräsiden-
tin Hildegard Müller zieht eine klare Bilanz Ihrer Regie-
rungsarbeit – ich zitiere –:

„Unsere Warnungen wurden zwar wahrgenommen, 
die Konsequenzen – also der notwendige Kurswech-
sel – blieben bisher bedauerlicherweise weitgehend 
aus.“

Der Verband forderte, die Dinge anzugehen, so wie die 
Alternative für Deutschland es schon seit Jahren fordert. 
Wir haben zu hohe Sozialabgaben, zu hohe Steuern und 
Energiepreise. Der enorme Bürokratieaufwand zwingt 
unsere Unternehmen in die Knie. Der überregulierte Ar-
beitsmarkt und die fehlende Technologieoffenheit geben 
ihnen den Rest. Friedrich Merz hat sich während des 
Wahlkampfs noch als der Wirtschaftskanzler verkauft. 

Nach über einem Jahr sehen wir heute ziemlich ein-
drucksvoll, was wir von dieser Regierungskoalition statt 
Taten erwarten können, nämlich Aktuelle Stunden.

Ich verrate Ihnen etwas – Sie wissen es ganz genau, Sie 
sollten es wissen –: Sie sind hier regierungstragend; Sie 
bestimmen die Bundesregierung und müssten, statt über 
die Probleme zu reden wie hier in der Aktuellen Stunde, 
eigentlich die Probleme lösen. – Das, was wir gehört 
haben, ist reine Makulatur. Die Unternehmen gehen alle 
in die Knie. Statt anzupacken, hören wir diese salbungs-
vollen Worte, die gar nichts bringen.

(Beifall bei der AfD)
„Erfolgreiche Reformschritte für Wettbewerbsfähig-

keit, Beschäftigung und Innovation“ lautet der Titel Ihrer 
Aktuellen Stunde. Dabei sind es doch gerade Ihre so-
genannte Mobilitätswende und Ihre sogenannte Energie-
wende hier in Deutschland, die ein reines Konjunktur-
programm für Peking sind statt für Wolfsburg, für 
München oder für Ingolstadt.

(Beifall bei der AfD)
Das ist nun mal die Wahrheit. Ob Akkuproduktion, ob 
Zellchemie, ob seltene Erden, Lithium, Kobalt, Graphit 
oder Solarpanels, alles Rohstoffe oder Produkte mit über 
80 Prozent chinesischem Marktanteil, und die wollen Sie 
hier in Deutschland etablieren.

Gleichzeitig schwadronieren Sie auch noch davon, un-
abhängig werden zu wollen von ausländischen Energie-
lieferungen, und tragen durch ebendiese politischen Fehl-
entscheidungen, die Sie Tag für Tag treffen, dazu bei, 
unser Steckenpferd, den hocheffizienten und zuverlässi-
gen Verbrennungsmotor, zu Grabe zu tragen.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, das ist nicht weniger als ein 
Skandal; das sage ich Ihnen ganz ehrlich.

Deutsche Autos haben maßgeblich zum Wirtschafts-
wachstum in diesem Land beigetragen, zum Wirtschafts-
wunder in diesem Land sogar, und haben uns einen guten 
Ruf in der gesamten Welt erarbeitet. Unsere Automobil-
industrie ist nämlich viel mehr als reines ökonomisches 
Zahlenwerk. Sie ist Teil unserer deutschen Identität. 
Diese Identität schützt man nicht mit einer Politik des 
Weiter-so oder Subventionen mit der Gießkanne. Nein, 
im Gegenteil: Wir brauchen nicht weniger als eine 180- 
Grad-Wende in der Politik, die Sie so vermasselt haben.

(Beifall bei der AfD)
Wir sagen: Weg mit dem Verbrennerverbot! Weg mit 

E-Subventionen und weg mit CO2-Flottengrenzwerten! 
Senkung der Lohnnebenkosten, Flexibilisierung des Ar-
beitsmarktes und nachhaltiger Abbau von Bürokratie! 
Dann noch zusätzlich: Runter mit den Unternehmensteu-
ern! Runter mit den Energiesteuern! Und – das ist das 
Allerwichtigste –: Schluss mit der katastrophalen Ener-
giewende in diesem Land!

(Beifall bei der AfD)
Dass die Bundesregierung hier viel zu wenig macht, 

sagen ja nicht nur wir von der AfD. Nein, das sagt auch 
die Union selbst mittlerweile; wir haben es ja schon ge-
hört. Manfred Weber zum Beispiel und auch Markus 
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Söder, sonst eher nicht die allerbesten Freunde, fordern 
beide die Aufweichung des Verbrennerverbots. Richtig 
so! In der Mainzer Erklärung fordert die CDU sogar die 
Abschaffung der Quoten bei der Flottenregulierung. 
Liebe Union, ich sage Ihnen eins: Das könnten Sie schon 
längst haben. Die Mehrheiten existieren in diesem Hause. 
Sie wollen das aber nicht wahrhaben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Tilman 
Kuban [CDU/CSU])

Ich kann Ihnen noch was sagen: Wenn Sie so weiterma-
chen, wird es nicht nur mit der Automobilindustrie immer 
weiter bergab gehen,

(Zuruf des Abg. Tilman Kuban [CDU/CSU])
nein, auch Sie und Ihre Wahlergebnisse werden immer 
weiter bergab gehen, bis sie irgendwann mal einstellig 
werden, so wie bei der SPD, die kurz davorsteht.

(Beifall bei der AfD – Enrico Komning [AfD]: 
Sie sind schon einstellig in MV! Bei 9 Pro-
zent!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, es gibt eine Zwischenfrage aus der Uni-

onsfraktion. Wollen Sie diese zulassen?

Raimond Scheirich (AfD):
Gerne.

Alexander Jordan (CDU/CSU):
Vielen Dank, lieber Herr Kollege Scheirich, dass Sie 

die Zwischenfrage zulassen. – Sie werfen hier mit vielen 
Behauptungen um sich. Jeder hier im Haus weiß – zu-
mindest in meiner Fraktion –, dass ich 20 Jahre in der 
Automobilindustrie tätig war. Sie haben eben behauptet, 
dass alle deutschen Automobilhersteller rote Zahlen 
schreiben würden. Mich würde interessieren, welche 
Hersteller Sie genau meinen in Bezug auf die Geschäfts-
zahlen 2025.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Uwe Schmidt [SPD] und Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Raimond Scheirich (AfD):
Bezogen auf die Geschäftszahlen 2025 ist natürlich der 

Fall, dass deutsche Hersteller noch Gewinne einfahren,
(Lachen bei der CDU/CSU – Alexander Jordan 

[CDU/CSU]: Alle! Alle! Alle!)
die aber mittlerweile so minimiert wurden, dass jeden 
Monat ein Personalabbau im fünfstelligen Bereich real 
ist in diesem Land. Den haben Sie mitverschuldet. Sie 
und Ihre Partei waren hier staatstragend in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten.

(Zuruf des Abg. Axel Müller [CDU/CSU])
Sie haben absolut nicht das Richtige getan für unser 
Land. Sie haben immer weiter die E-Mobilität gefördert. 
Bei Schlüsselkomponenten wie Motoren, die früher kom-
plett hier in Deutschland gefertigt wurden, die hoch kom-
plex sind und weltweit immer noch nachgefragt werden, 

haben Sie der Automobilindustrie eine Politik oktroyiert, 
sodass sie Schlüsselkomponenten wie jetzt die Akkumu-
latoren im Prinzip komplett aus dem Ausland

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Immer noch 
keine Zahlen!)

und jetzt aus chinesisch Fernost importieren lässt – aus 
einem Land wohlgemerkt, das gar nichts auf die Klima-
ziele gibt, einem Land, das über 1 000 Kohlekraftwerke 
betreibt

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Haben Sie die 
Frage verstanden?)

und nur unter diesen Bedingungen diese günstigen Pro-
duktionskapazitäten schaffen konnte.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Sie weichen der 
Frage aus!)

Bitte besinnen Sie sich wieder auf vernünftige Politik!
(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Zahlen wollen 

wir hören!)
Machen Sie das, was die Bürger da draußen von Ihnen 
erwarten! Dann geht es vielleicht mit Ihren Umfrageer-
gebnissen auch wieder bergauf.

(Beifall bei der AfD)
– Ich habe jetzt weit ausgeführt. – Sie sehen: Eine echte 
Wende, eine 180-Grad-Wende, die die deutsche Auto-
mobilindustrie braucht, wird es nur mit uns, mit der Al-
ternative für Deutschland geben.

(Lachen des Abg. Tilman Kuban [CDU/CSU])
Ich bitte Sie: Kommen Sie zur Vernunft, und machen Sie 
das Richtige für unser Land!

(Beifall bei der AfD – Enrico Komning [AfD]: 
Tapfer! 9 Prozent in Mecklenburg-Vorpom-
mern!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Sebastian 

Roloff für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU)

Sebastian Roloff (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Lage ist zu ernst für den Klamauk, den wir 
uns hier wieder von der AfD anhören mussten. Also 
kommen wir zur Sache zurück.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Lage der Autoindustrie ist seit Längerem heraus-
fordernd. Auch aktuell erreichen uns wieder dramatische 
Schlagzeilen. BMW hat eine Gewinnwarnung heraus-
gegeben. Der Mercedes-Chef will aufgrund der schlech-
ten Lage zur 40-Stunden-Woche zurück.

(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Recht hat er!)
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Und von VW hören wir Pläne für einen massiven Stellen-
abbau und Standortschließungen, wenn auch noch nicht 
offiziell; der Aufsichtsrat tagt in dieser Stunde. Hinter 
den großen Herstellern steht eine komplexe, zum großen 
Teil mittelständisch geprägte Zulieferindustrie.

Wenn man nach den Gründen sucht, ist interessant, zu 
erfahren, dass alle dieselben Gründe für diese Lage nen-
nen: die Absatzschwäche auf dem weltgrößten Markt in 
China, insbesondere übrigens im boomenden Hybrid- 
und Elektrosegment, die, ich sage es mal vorsichtig: er-
ratische Politik des amerikanischen Präsidenten, die zu 
milliardenschweren Zollhürden führt, und deutlich nied-
rigere Zulassungszahlen, die immer noch deutlich unter 
den Vor-Corona-Werten liegen. In dieser Phase muss die 
Branche massiv investieren in die Antriebswende, in au-
tomatisiertes Fahren, in die dazugehörige Software. Und 
sie muss sich damit arrangieren, dass neue Hersteller, 
insbesondere aus China, auf unsere und andere Absatz-
märkte in der Welt drängen, und das mit politisch unter-
stützten Überkapazitäten und einer künstlich abge-
werteten Währung. In dieser Situation muss man klug 
reagieren: die Politik, ja, aber auch die Vorstandsetagen.

Gerade für die Autoindustrie hat diese Koalition 
bereits einiges auf den Weg gebracht. Mit dem Wachs-
tumsbooster haben wir Verbesserungen für elektrische 
Dienstwagen beschlossen. Das hilft insbesondere den 
Premiumherstellern.

(Raimond Scheirich [AfD]: Linke Tasche, 
rechte Tasche!)

Mit der Kaufprämie machen wir E-Mobilität auch für 
Menschen mit kleinem und mittlerem Einkommen be-
zahlbar. Das unterstützt insbesondere die Massenherstel-
ler. Die Kfz-Steuerbefreiung für E-Autos wurde bis 2035 
verlängert.

(Zuruf des Abg. Adam Balten [AfD])

Auch die Mautbefreiung von E-Lkws wurde verlängert, 
und wir fördern den Ausbau von Depotladungen. Darüber 
hinaus haben wir uns als Koalition auf maßvolle Anpas-
sungen der 2035er-Regelung geeinigt – maßvoll, keine 
Abschaffung –, und wir wollen die Verschärfung des so-
genannten Utility Factor für Hybride aussetzen.

Es gibt aber noch einiges zu tun. Wir müssen den 
Ausbau der mittlerweile guten Ladeinfrastruktur weiter 
vorantreiben. Wir wollen den Industrial Accelerator Act, 
der uns „Made in EU“-Kriterien bei dieser Kaufprämie 
ermöglicht. Wir brauchen verlässliche und realistisch er-
reichbare Vorgaben für die CO2-Flottengrenzwerte, eine 
gesamteuropäische Strategie für Batteriezellentechnolo-
gie, einen wirksamen EU-Handelsschutz und langfristig 
verlässlich bezahlbare Energie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wie bereits erwähnt, brauchen wir auch kluge Ent-
scheidungen in den Vorstandsetagen. Investitionen sind 
die Voraussetzung für langfristigen Erfolg, da sie die 
nachhaltige Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens 
sichern. Ich verstehe das Ziel hoher Renditen. Aber bei 
Investitionen den Rotstift anzusetzen, ist genau die fal-
sche Reaktion. Lassen Sie es mich ganz deutlich sagen: 

Die schwierige Lage liegt nicht an den fleißigen Beschäf-
tigten. Deswegen ist die Erwartung, dass die jetzt anste-
henden Reformen gemeinsam mit ihnen und den Interes-
senvertretungen getroffen werden und nicht gegen sie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Alexander Jordan [CDU/CSU])

Ich sage für die SPD-Fraktion ganz deutlich, dass wir 
uns, was Volkswagen betrifft, klar zum Erhalt der Stand-
orte Emden, Hannover, Zwickau und Neckarsulm beken-
nen und überzeugt sind, dass wir im Rahmen der Sozial-
partnerschaft Wege finden werden, die notwendigen 
Reformen ohne Standortschließungen und ohne Massen-
entlassungen durchzuführen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dabei kann die Altersteilzeit eine wichtige Rolle spielen, 
insbesondere weil sie die Möglichkeit bietet, in der 
Transformation ohne Entlassungen auszukommen. Damit 
das gelingt, muss man sich auf Augenhöhe begegnen. Es 
hilft nicht, das VW-Gesetz oder die Mitbestimmung 
grundsätzlich anzugreifen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

genauso wie es übrigens wenig hilft, mal eben 6 Milliar-
den Euro in der Bilanz zu finden, damit das Management 
volle Boni ausbezahlt bekommt, und dann Sparpro-
gramme zu verkünden. So verspielt man die Glaubwür-
digkeit und auch das Vertrauen der Beschäftigten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die Autoindustrie ist das Herzstück der deutschen 
Wirtschaft. Sie schafft Wertschöpfung und damit Arbeits-
plätze sowie Steuereinnahmen. Ihre Stabilisierung ist 
nicht nur wirtschaftspolitisch wichtig, sondern auch 
Grundlage für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
und die Widerstandkraft gegen Populismus extremer 
Kräfte am rechten Rand.

Die SPD steht an der Seite der Beschäftigten

(Zuruf von der AfD: Schon lange nicht mehr!)

und unterstützt sie bei ihrem Protest zum Schutz ihrer 
Arbeitsplätze.

(Raimond Scheirich [AfD]: Das sieht man ja 
an Ihren Wahlergebnissen!

Wir stehen zu allen hilfreichen Maßnahmen bereit.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Dr. Sandra 

Detzer für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                  10954 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Sebastian Roloff 



Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Automobilindustrie befindet sich im wahr-
scheinlich tiefgreifendsten Wandel ihrer Geschichte.

(Stefan Keuter [AfD]: Und Sie sind schuld 
daran!)

Von den Autobauern über die Zulieferer bis hin zu den 
Handwerkern und Autohäusern gehen Geschäftsführung 
und Beschäftigte täglich mit dem Sturm um. Die Mel-
dungen über den Abbau von Jobs erschüttern die Repu-
blik. Es ändert sich einfach alles: von der Antriebsart über 
das Nutzungsverhalten, die Geopolitik, Wettbewerber. 
Diese Analyse fair zu machen, ist Grundlage dafür, dass 
wir über die wichtigen, richtigen Instrumente sprechen. 
Herr Scheirich, ich habe von Ihnen nichts von einer Ana-
lyse gehört, die uns hilft. Deswegen ist völlig klar: Die 
Instrumente, die wir diskutieren, sind andere als die, die 
Sie vorgeschlagen haben. Und das finde ich gut an dieser 
Debatte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es braucht in dieser schweren Zeit jetzt Klarheit, und 

wir Grüne sind klar. Deutschland und Europa sollen ein 
erfolgreicher Automobilstandort bleiben, und es sollen 
auch hier die Autos der Zukunft entstehen: mit innovati-
ven Technologien und viel Begeisterung der Ingenieu-
rinnen und Ingenieure.

Ich komme aus der Region Stuttgart. Wir wissen, dass 
das Auto nicht nur ein Produkt ist, sondern dass es auch 
ein Kulturgut ist. Und deswegen ist es wichtig, dass wir 
diese Transformation miteinander gestalten und die 
Megatrends Dekarbonisierung und Digitalisierung genau 
im Blick haben.

(Raimond Scheirich [AfD]: Wissen das auch 
die Grünen?)

Und, ja, es ist nicht einfach und, ja, es werden auch 
harte Einschnitte da sein. Aber auf alle Fälle ist klar: Wir 
wollen mit den Beschäftigten, mit den Autobauern, mit 
allen Beteiligten entlang der Wertschöpfungskette gute 
Lösungen finden, und dafür braucht es die politische 
Klarheit, die ich momentan bei der Bundesregierung so 
oft vermisse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ja, es stehen die Umstrukturierungen der Standorte an. 

Wenn man genau hinschaut, dann wissen wir, dass die 
deutschen Standorte schon länger ein Problem haben 
und diese Probleme vor allen Dingen durch die Renditen 
in China überdeckt wurden. Und diese Renditen in China 
werden so nicht weiter eingefahren werden. Diese Zeit 
kommt nicht wieder, in der wir einfach Kosten externa-
lisieren können. Deswegen braucht es jetzt die Sozial-
partner, dass sie sich zusammensetzen, dass sie gute 
Lösungen finden: für Werkserhaltungen, für eine Per-
spektive der Standorte, für gute Arbeitsplätze, aber vor 
allen Dingen für zukunftsfähige Technologien made in 
Deutschland, made in Europe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Jetzt ist es so, dass diese Transformation politische 

Leitplanken braucht, und da weiß ich nach wie vor nicht, 
was dieses Geschwätz vom effizienten Verbrenner soll.

(Raimond Scheirich [AfD]: Dass Sie das nicht 
verstehen, wundert mich gar nicht!)

Der Markt ist völlig klar. Wir haben dieses Jahr mehr 
chinesische Autos und Autoteile nach Deutschland und 
Europa importiert als nach China exportiert.

(Raimond Scheirich [AfD]: Das ist auch kein 
Wunder, wenn Sie auf Elektromobilität set-
zen!)

Und diese Autos sind keine hocheffizienten Verbrenner, 
das sind Elektroautos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und deswegen möchte ich allen, die an der Marktwirt-
schaft interessiert sind, von dieser Stelle aus zurufen: 
Lassen Sie die ökologisch-soziale Marktwirtschaft ihren 
Job machen. Lassen Sie uns auf die Produkte der Zukunft 
konzentrieren, und lassen Sie uns die Autohersteller und 
die gesamte Wertschöpfungskette daran ausrichten,

(Raimond Scheirich [AfD]: Sie sollen gar 
nichts ausrichten! Sie sollen die Kunden ent-
scheiden lassen!)

was wirklich erfolgreich ist auf den Märkten der Zukunft. 
Das ist der elektrische Antrieb beim Auto, das ist hier der 
Megatrend. Ob Ihnen das bei der AfD gefällt oder nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es gibt übrigens immer wieder gute Nachrichten in 

diesem Feld von vielen schwierigen und schlechten. Ich 
will ein Beispiel nennen, weil Mercedes in meinem Wahl-
kreis ist und weil die Region Stuttgart natürlich den Stern 
gut kennt. Die neuesten Verkaufszahlen am Beispiel Mer-
cedes machen Mut: 51 Prozent mehr abgesetzte Elektro-
autos als letztes Jahr, und europaweit sind es sogar 87 Pro-
zent mehr Autos, die Mercedes verkauft hat. Das sind 
gute Nachrichten, und deswegen ist es wichtig, dass die 
politischen Leitplanken stimmen und dass der Weg wei-
tergeht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir müssen jetzt weiter am Ökosystem für Batterien in 

Deutschland und Europa bauen. Wir müssen jetzt weiter 
den Ausbau der Ladeinfrastruktur fördern. Und jetzt 
braucht es eine E-Auto-Förderung, die auf kleine euro-
päische und deutsche E-Autos setzt und eben nicht, wie 
jetzt von der Bundesregierung auf den Weg gebracht, ein 
Förderprogramm für chinesische Hersteller. Ja, wo sind 
wir denn, meine Damen und Herren, dass wir deutsches 
Steuergeld für Drittländerimporte ausgeben!

(Zuruf von der AfD: Bei Solarmodulen doch 
auch!)

Das kann doch nicht im Sinne des Erfinders sein. Und bei 
aller Wertschätzung, Herr Roloff, erwarte ich eine Kurs-
korrektur an dieser Stelle.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Raimond Scheirich [AfD]: Dann schließen wir 
doch das Entwicklungshilfeministerium!)

Ich würde noch gerne etwas zum unfairen Wettbewerb 
in Europa sagen; denn wir wissen, dass insbesondere 
China durch die Währungsmanipulationen und Subven-
tionen einen unfairen Kostenvorteil gegenüber den deut-
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schen Herstellern hat. Ja, eine Bundesregierung muss an 
dieser Stelle zuerst Brüssel den Rücken stärken und muss 
für die europäische Einheit sorgen, für effektiven Han-
delsschutz. Und da ist es nicht in Ordnung, wenn eine 
Bundeswirtschaftsministerin sich vor dem EU-Kommis-
sar, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit.

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– der zuständig ist, mit der chinesischen Regierung 

tritt, um der Kommission in den Rücken zu fallen. Das 
sollte nicht wieder passieren, auch zum Wohle der deut-
schen Automobilindustrie.

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Für Die Linke ist der nächste Redner in dieser Debatte 

Cem Ince.
(Beifall bei der Linken)

Cem Ince (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Abgeordnete! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen in der Automobilindus-
trie! Am 18. September 2015 wurde der Dieselskandal 
bekannt, und die Automobilindustrie stürzte in eine 
Dauerkrise. Das Management hat betrogen, doch den 
Preis bezahlten die Beschäftigten.

(Zuruf von der Linken: So ist es!)
Milliardenstrafen erhöhten den Kostendruck, es folg-

ten Sparprogramme, jahrelange Unsicherheit. Tausende 
Arbeitsplätze wurden gestrichen. Den Beschäftigten 
wurde gesagt: Die Zukunft liegt in der E-Mobilität.

Meine Kolleginnen und Kollegen haben diesen Weg 
mitgetragen. Sie haben sich weitergebildet, neue Techno-
logien gelernt und die Transformation mit ihrer Arbeit 
ermöglicht.

Dann kamen Corona, Halbleitermangel, Energiekrise 
und Inflation. Wieder waren es die Beschäftigten, die mit 
Überschichten oder Kurzarbeit ihren Beitrag leisteten.

(Zuruf von der Linken: Genau!)
Doch dann, 2024, kündigte der Volkswagen-Vorstand 

einseitig zentrale Tarifverträge auf und brach mit dem 
erfolgreichsten Modell der Sozialpartnerschaft. Erst 
nach harten Auseinandersetzungen wurde ein Tarifkom-
promiss erreicht: Beschäftigungssicherung bis 2030, der 
Erhalt der Standorte, aber auch erhebliche finanzielle 
Zugeständnisse und Abbau von 35 000 Arbeitsplätzen.

Auch die zugesagte Eingliederung von VW Sachsen in 
den Haustarif wurde verschoben. Der angebliche Grund: 
Softwareprobleme. Ein weiterer Vertrauensbruch.

Ich selbst habe mein bisheriges Arbeitsleben bei Volks-
wagen verbracht. Ich weiß, wie hart meine Kolleginnen 
und Kollegen arbeiten. Ich weiß, welche Opfer sie in den 
vergangenen Jahren gebracht haben. Und was ist heute 

der Dank dafür? 100 000 Arbeitsplätze sollen wegfallen, 
vier deutsche Werke stehen vor dem Aus: Audi Neckar-
sulm, VW Zwickau, Emden und Hannover – die Stand-
orte, die Milliarden in den Umbau zur Elektromobilität 
investiert haben. Meine Kolleginnen und Kollegen fühlen 
sich da zu Recht verraten.

(Beifall bei der Linken)
Denn: Wie oft sollen sie noch für Managementfehler und 
politische Versäumnisse bezahlen? Wir sagen: Es reicht!

(Beifall bei der Linken)
An dieser Stelle sende ich solidarische Grüße an all 

meine Kolleginnen und Kollegen bei VW, Audi, Porsche, 
MAN und CARIAD, die heute vor den Werkstoren für 
ihre Zukunft kämpfen. Denn eines ist klar: Ihr seid nicht 
verantwortlich für diese Krise, und ihr seid nicht allein.

(Beifall bei der Linken)
Zehntausende Beschäftigte von Mercedes gingen 

letzte Woche auf die Straße. Die Kolleginnen und Kolle-
gen von BMW bringen sich in Stellung. Der Widerstand 
wächst, und wir kämpfen mit euch. Unser Parteivorsit-
zender Luigi ist in diesem Moment bei meinen Kollegin-
nen und Kollegen in Salzgitter und steht solidarisch an 
ihrer Seite. Grüße nach Salzgitter.

(Beifall bei der Linken)
Mit der Schließung von VW Zwickau wäre im Land-

kreis fast die Hälfte aller Arbeitsplätze in Gefahr; auch 
die Jobs der Kolleginnen und Kollegen von IAV sind 
bedroht. Dabei sind sie die Fachkräfte, die wir brauchen: 
für die Weiterentwicklung unserer Industrie, unserer Pro-
dukte, unserer Technologie wie dem autonomen Fahren. 
Unsere Zuliefer- und Automobilindustrie muss gestärkt 
werden.

Aber ich muss auch sagen: Volkswagen steht nicht vor 
der Pleite. Der Konzern erwirtschaftet weiterhin Gewin-
ne. In den vergangenen drei Jahren wurden rund 20 Mil-
liarden Euro an Aktionäre ausgeschüttet.

(Anne-Mieke Bremer [Die Linke]: Skandal!)
Es fehlt also nicht an Geld, es fehlt am Willen, dieses 
Geld in Beschäftigung, Innovation und Standorte zu in-
vestieren.

(Beifall bei der Linken – Jorrit Bosch [Die 
Linke]: Ganz meine Meinung!)

Deswegen brauchen wir weiterhin die Landesbeteiligung, 
die im Zweifel sogar ausgebaut werden muss. Daher sa-
gen wir in aller Deutlichkeit: Finger weg vom VW-Ge-
setz!

(Beifall bei der Linken – Maik Brückner [Die 
Linke]: So ist es!)

Hier prallen Interessen aufeinander: Die Eigentümer 
ins Salzburg sind auf maximale Profite aus, während 
meine Kolleginnen und Kollegen für eine verlässliche 
Zukunft kämpfen. Für uns ist klar, auf welcher Seite wir 
stehen. Und Sie, meine Damen und Herren von CDU/ 
CSU und SPD, auf welcher Seite stehen Sie?

(Maik Brückner [Die Linke]: Das ist eine gute 
Frage!)
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Zehntausende Industriearbeitsplätze werden gestri-
chen, und Sie fordern parallel längere Arbeitszeiten und 
nehmen den Kolleginnen und Kollegen die Möglichkeit, 
nach 45 Jahren harter Arbeit in den wohlverdienten Ru-
hestand zu gehen.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Unglaublich!)

Sie lassen die Beschäftigten im Stich. Dabei hätte die 
Bundesregierung alle Hebel in der Hand, um endlich 
die richtigen Weichen zu stellen.

(Anne-Mieke Bremer [Die Linke]: Richtig!)

Die aktuelle Krise zeigt schmerzhaft: Konzernen darf 
niemals freie Hand gelassen werden. Deshalb muss die 
Regierung jetzt starke Mitbestimmungsrechte für Be-
schäftige schaffen.

(Beifall bei der Linken)

Wir fordern eine zukunftsfähige, aktive Industriepolitik. 
Die Gewährung öffentlicher Fördergelder muss an Stand-
ortsicherung, Tarifbindung, Beschäftigungssicherung ge-
knüpft werden. Wer hier Autos verkaufen will, muss Be-
schäftigung sichern.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Bitte.

Cem Ince (Die Linke):
Machen Sie endlich Ihre verdammte Arbeit!

(Beifall bei der Linken – Maik Brückner [Die 
Linke]: Da hat er recht!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Tilman Kuban.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Enrico Komning [AfD]: So, 
jetzt kommen die Zahlen, Herr Kuban, die Sie 
gerade gefordert haben! – Gegenruf des Abg. 
Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Jetzt kommt Qualität! – Jorrit Bosch [Die 
Linke]: Herr Kuban, denken Sie daran, Ihr Vor-
redner war bei VW!)

Tilman Kuban (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 1886 hat Carl Benz in Deutschland das Auto 
erfunden. Seit 140 Jahren bauen wir dank der vielen 
Tüftler, Entwickler und Arbeiter in unserem Land die 
besten Autos der Welt.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, bald nicht mehr!)

Wir sind stolz darauf, das Auto einmal erfunden zu ha-
ben, und wir werden gemeinsam dafür sorgen, dass auch 
in Zukunft in Wolfsburg, Hannover, Emden, in Neckar-
sulm, Sindelfingen, Ingolstadt, Dingolfing und auch in 
Zwickau die besten Autos der Welt gebaut werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Aber dafür müssen sich ein paar Dinge ändern. Viele 
Jahre hat die deutsche Automobilindustrie von den hohen 
Exporten und auch den guten Erträgen aus anderen Teilen 
der Welt profitiert und gute Löhne zahlen können. Diese 
Zeiten sind vorbei, und sie werden auch nicht wieder-
kommen. Ein Blick zurück und zu sagen: „Schuld waren 
Managementfehler, oder möglicherweise waren es zu 
hohe Löhne“, hilft hier nicht.

(Raimond Scheirich [AfD]: Das sind die Zu-
kunftsperspektiven mit der Union!)

Nein, das Einzige, was hilft, ist, dass wir uns neue Ab-
satzmärkte suchen, dass wir die Energiekosten senken, 
die Produktivität steigern und den Regulierungsdschun-
gel lichten. Denn nur mit einem Schulterschluss von Ar-
beitgebern, Gewerkschaften und der deutschen Politik 
werden wir auch in Zukunft die besten Autos der Welt 
bauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Um den Absatz zu stärken, müssen wir zum einen den 
europäischen Markt wieder in Fahrt bringen. Seit der 
Pandemie verkaufen wir pro Jahr 3 Millionen Fahrzeuge 
weniger in Europa. Das ist ein Ausfluss dessen. – Und 
wenn man über viele Jahre vom Fahrradfahren und von 
Bus und Bahn predigt, dann kann man sich heute nicht 
allen Ernstes hinstellen und glaubhaft machen, man setze 
sich für die Arbeitsplätze in der Automobilindustrie ein.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das entschei-
den die Leute schon selber, was sie machen! – 
Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was für ein Bullshit!)

Der zweite Punkt ist: Wir leben vom Export in andere 
Teile der Welt. Und wir sehen eben, dass der chinesische 
und der US-amerikanische Markt für uns schwieriger 
geworden sind. Deswegen war es so wichtig, dass wir 
im Europaparlament endlich dafür gesorgt haben, dass 
das Mercosur-Abkommen in Kraft treten kann. Sie mit 
Ihren Freunden haben dagegen gewettert und sich da-
gegen eingesetzt. Dann kann man sich heute nicht hier-
hinstellen und allen Ernstes das Loblied auf die deutsche 
Automobilindustrie singen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Lesen Sie das 
noch mal richtig nach!)

Daneben werden wir die Regulierung zurückfahren müs-
sen.

Ja, in Zukunft werden die meisten Autos in Deutsch-
land elektrisch fahren,

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hört! Hört!)

aber nicht, weil man das von oben herab politisch vorgibt,
(Johann Saathoff [SPD]: …, sondern weil es 
am effizientesten ist! – Udo Theodor 
Hemmelgarn [AfD]: Und man schaltet die 
Atomkraftwerke ab! Das ist doch bescheuert! – 
Zuruf von der AfD: Weil man es subventioniert 
vielleicht!)
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sondern weil es sich für die Menschen rechnet. Daneben 
gibt es aber eben auch andere Modelle, wie die hoch-
effizienten Verbrenner oder auch Hybridfahrzeuge.

Und weil Sie, Frau Kollegin Detzer, China angespro-
chen haben: Schauen wir uns doch mal die Zahlen aus 
2025 an! China hat 13 Millionen Verbrenner, 7 Millionen 
batterieelektrische Fahrzeuge und 6 Millionen Hybrid-
fahrzeuge verkauft. Wer da allen Ernstes davon spricht, 
dass die Zukunft rein elektrisch ist, der hat etwas nicht 
verstanden. Egal wo sie hingucken – ob nach China, 
Südkorea, Japan –: Kein einziges Land auf dieser Welt 
verbietet den Verbrenner. Kein einziges Land sorgt dafür, 
dass man seine Automobilkonzerne auch noch mit Straf-
zahlungen belegt. Alle sorgen dafür, dass sie mehr Elek-
trofahrzeuge, aber auch einen Antriebsmix aus Hybrid-
fahrzeugen und hocheffizienten Verbrennern haben. Und 
deswegen werden wir die Flottenzielregulierung anfas-
sen. Wir wollen keinen ideologischen Alleingang, son-
dern einen Antriebsmix für Europa.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn genau das sichert auch Arbeitsplätze.
Nehmen wir mal das Beispiel des VW-Konzerns. Der 

VW-Konzern bringt momentan sechs E-Modelle auf den 
Markt. Kein einziges davon macht Marge. Der ID.7, das 
größte und schwerste Fahrzeug, geht als Einziger mit 
plus/minus null raus. Gerade in diesen Zeiten brauchen 
wir eben auch die margenträchtigen Verbrenner, die dafür 
sorgen, dass wir am Ende unsere Arbeitsplätze in diesem 
Land erhalten können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Sandra Detzer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Kauft nur keiner 
mehr! Nehmen Sie das doch zur Kenntnis!)

Deswegen ist es unsere Aufgabe als Politik, den Re-
gulierungsdschungel zu lichten und gemeinsam dafür zu 
sorgen, dass neue Absatzmärkte für unsere Automobil-
industrie möglich sind. Es braucht aber eben auch den 
Schulterschluss von Konzernen und Gewerkschaften.

Ich will Ihnen ein Beispiel aus dem Mittelstand mit-
geben. Ein Unternehmer aus dem Mittelstand hat mir 
neulich berichtet, dass er eigentlich kurz davor war, 
zwei Werke in Deutschland zu schließen; fast 4 000 Be-
schäftigte hätten dann ihre Arbeit verloren. Er hat sich 
gemeinsam mit seinem Betriebsrat hingesetzt und einen 
Deal gemacht, dass heute bei gleichem Lohn statt 
35 Stunden 38 Stunden gearbeitet wird und dass die 
Boni nicht mehr ausgezahlt werden, sondern erst dann 
wieder, wenn man aus den roten Zahlen raus ist.

Ich glaube, solche Deals schafft nicht nur der Mittel-
stand, sondern die können auch Großkonzerne schaffen. 
Und dann können wir gemeinsam dafür sorgen, dass wir 
auch die nächsten 140 Jahre die besten Autos der Welt 
bauen. Wir wollen gemeinsam darauf setzen, und darauf 
können sich die Arbeiter in diesem Land verlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Cem Ince [Die Linke]: Jetzt 
sind alle Arbeiter beruhigt, Herr Kuban!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste in dieser Debatte ist Mathias Weiser für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Mathias Weiser (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Die Beschäftigten in den VW-Wer-
ken Zwickau, Emden, Hannover und Neckarsulm haben 
heute erfahren, dass ihre Werke innerhalb der nächsten 
acht Jahre abgewickelt werden sollen. Das betrifft 40 000 
Arbeitsplätze.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
überhaupt nicht!)

Das ist eine Horrormeldung für die betroffenen Regio-
nen. Für meinen Wahlkreis und den ganzen Wirtschafts-
raum Südwestsachsen wäre die Schließung des VW- 
Werks in Zwickau eine Katastrophe – eine Katastrophe 
für Tausende Mitarbeiter, ihre Familien und die vielen 
Zuliefererbetriebe in der Region.

(Johann Saathoff [SPD]: Dann darf man nicht 
gegen die Elektromobilität wettern, wie Sie!)

Sie beantragen tatsächlich eine Aktuelle Stunde mit 
dem Titel „Zukunft deutscher Automobilindustrie gestal-
ten – Erfolgreiche Reformschritte für Wettbewerbsfähig-
keit, Beschäftigung und Innovation“. Was erlauben Sie 
sich eigentlich nach einem Jahr Ihrer Regierungsuntätig-
keit, so eine Diskussion zu führen?

(Beifall bei der AfD)
Die Menschen erwarten vorausschauendes Handeln 

und keine Gesprächskreise. Frau Connemann, Sie hätten 
diese Rede vor einem Jahr halten müssen, im Mai 2025, 
und dann ein Jahr mal entschiedenes Regierungshandeln 
zeigen müssen.

(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Sie haben of-
fenbar nicht zugehört!)

Das haben Sie nicht getan.
(Gitta Connemann [CDU/CSU]: Sie haben 

nicht zugehört!)
Sie machen keine tiefgreifende und schnelle Reformpoli-
tik von Tag eins an, wie versprochen von Herrn Merz, 
sondern die Menschen bekommen von Ihnen eine Regie-
rung des Wortbruchs und der Sonntagsreden. Diese Ak-
tuelle Stunde ist das beste Beispiel.

(Beifall bei der AfD)
Frau Connemann, überlegen Sie sich bitte mal, für was 

Sie sich hier feiern lassen. Sie lassen sich für niedrige 
Strompreise feiern, die Sie mit Milliarden Steuermitteln 
quersubventionieren, Milliarden Steuern, die Sie über 
Schulden finanzieren.

(Leif-Erik Holm [AfD]: So ist es!)
Das ist Geld, das die Kinder dieses Landes zurückzahlen 
müssen. Ja, Sie machen Politik auf dem Rücken der 
nächsten Generation in diesem Land.

(Beifall bei der AfD)
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Sie sollten sich schämen für solche Aussagen. Die CDU 
und die CSU sollten sich schämen, dass sie mittlerweile 
zum puren Sozialismus in der Energiepolitik übergegan-
gen sind.

(Beifall bei der AfD – Christian Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]: Wer hat denn Ihnen ge-
sagt, dass das beschlossen worden ist? Der 
Aufsichtsrat tagt doch noch! Der Beschluss 
kann doch noch gar nicht da sein!)

– Es stand heute in der Zeitung, dass diese Pläne vom 
VW-Vorstand vorgetragen worden sind. Das wurde heute 
schon in den Medien kolportiert, und ich bin davon über-
zeugt, dass diese Pläne demnächst in die Realität umge-
setzt werden.

(Tilman Kuban [CDU/CSU]: Sie kennen doch 
das Ergebnis gar nicht! Seit wann sitzen Sie im 
Aufsichtsrat? – Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: 
Zauberer!)

– Ich bin wirklich davon überzeugt; es wird schon länger 
davon gesprochen. – Und wie gesagt: Sie sollten diese 
Meldungen ernst nehmen; das erwarten die Menschen.

(Christian Freiherr von Stetten [CDU/CSU]: 
Deswegen sind wir heute hier! Weil wir die 
ernst nehmen!)

Die Menschen erwarten, dass Sie handeln und sich nicht 
hierhinstellen und irgendwelche Diskussionsrunden ab-
halten.

(Beifall bei der AfD – Nicklas Kappe [CDU/ 
CSU]: Sie sollten mit Fakten argumentieren!)

Es ist auch interessant, zu sehen, welches Narrativ Sie 
hier verbreiten wollen: dass der Niedergang der deut-
schen Automobilwirtschaft nichts mit Ihren politischen 
Entscheidungen zu tun hat. Das genaue Gegenteil ist 
der Fall: Der Niedergang der deutschen Automobilwirt-
schaft ist politisch, und er ist hausgemacht.

(Beifall bei der AfD)

Es sind genau Ihre politischen Vorgaben zur Umstel-
lung auf die Elektromobilität, die dazu geführt haben, 
dass die deutschen Automobilunternehmen in diese ka-
tastrophale Lage geraten sind. Man muss sich nur die 
weltweite Nummer eins bei der Automobilherstellung, 
Toyota, anschauen. Toyota hat eine Umsatzrendite von 
9,9 Prozent. Die haben nicht auf die Elektrostrategie um-
gestellt; die haben sich für Hybridlösungen entschieden, 
die haben am Verbrenner festgehalten.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die amerika-
nischen Hersteller genauso!)

VW, der zweitgrößte Automobilhersteller, hat sich für 
eine Elektrostrategie entschieden. Die machen nur noch 
2,8 Prozent Umsatzrendite. Auch die Automobilherstel-
ler in Amerika haben eine wesentlich bessere Umsatz-
rendite, weil man auch dort vom Elektrokurs weggekom-
men ist und wieder auf den Verbrenner setzt.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Sie tatsächlich die deutsche Automobilindustrie 
retten wollen, dann wäre die erste Maßnahme, Schluss zu 
machen mit CO2-Flottenbegrenzungen, Schluss zu ma-
chen mit dem damit verbundenen Verbrennermotorverbot 
und dem stetigen Verteuern von Diesel und Benzin.

(Beifall bei der AfD)

Und was wirklich am schlimmsten ist: Die AfD bringt 
seit Jahren immer wieder Anträge ein, um die deutsche 
Automobilindustrie zu retten und den Verbrennungs-
motor zu erhalten. Sie haben das immer wieder abge-
lehnt. Sie haben die deutsche Automobilindustrie sehen-
den Auges in den Brunnen fallen lassen.

(Zuruf des Abg. Tilman Kuban [CDU/CSU])

Sie machen unverantwortliche Politik.

(Beifall bei der AfD)

Es zeigt sich deutlich, dass die deutschen Automobil-
unternehmen unter großem Druck stehen. Sie produ-
zieren zu teuer und kämpfen gleichzeitig mit einer 
angespannten Wirtschaftslage in Europa, Zöllen in Ame-
rika und harter Konkurrenz in China. Das sind große 
Herausforderungen, aber Herausforderungen, die wir 
meistern können. Dazu müssen wir aber sofort Schluss 
machen mit der grünen Transformationspolitik, mit dem 
EU-Bürokratieschwachsinn aus Brüssel und mit hohen 
Steuern. Wir müssen wieder ein Land werden, das auf 
Marktwirtschaft, Freiheit und günstige Energie setzt.

Die Meldungen von VW sind das letzte Warnsignal, 
dass wir eine sofortige Wirtschaftswende in Deutschland 
brauchen. Die Alternative für Deutschland steht dazu 
bereit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Bun-

desregierung Elisabeth Kaiser, Staatsministerin beim 
Bundesminister der Finanzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Elisabeth Kaiser, Staatsministerin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Auto-
mobilbranche – das haben wir heute schon sehr oft ge-
hört – ist das industrielle Rückgrat unseres Landes. Fast 
jede zweite Patentanmeldung im Bereich der Spitzen- 
und Zukunftstechnologien kommt aus der Automobil-
branche. Wenn dieser Motor stottert, dann spürt das die 
gesamte Republik – von Emden über Wolfsburg nach 
München, von Stuttgart bis nach Zwickau.

Allerdings stimmt auch: Keine andere Region wäre so 
existenziell betroffen wie Ostdeutschland. In einer Regi-
on, die seit der Wende von Deindustrialisierung und 
Niedriglöhnen geprägt ist, ist die Automobilindustrie 
der Anker der Stabilität. Hier gibt es gute, fair bezahlte 
und vor allen Dingen gewerkschaftlich organisierte Ar-
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beitsplätze. Die Tarifverträge der IG Metall sind die 
Grundlage für die Lebensplanung von Zehntausenden 
ostdeutschen Familien.

Hinzu kommt: Ein Autowerk steht niemals allein. Um 
jedes große Werk herum existiert ein Netz von Zuliefer-
unternehmen, Logistikern, Dienstleistern, Handwerks-
betrieben. Stirbt ein Werk, dann bricht diese ganze Kette 
zusammen. Die lokale Kaufkraft sinkt ebenso wie die 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer. Es fehlt dann an 
Geld für Schulen, für Kitas, für Kultur. Fachkräfte gehen 
weg. Einer ganzen Region wird der Stecker gezogen.

Und nochmals: Wir sprechen hier über Regionen, die 
wirtschaftliche Erschütterungen nur zu gut kennen. Mit 
Flexibilität, Mut und Fleiß haben die Ostdeutschen den 
Strukturwandel nach 1990 gemeistert, und das mit einer 
gehörigen Portion Innovationskraft. Mittlerweile stehen 
in Ostdeutschland die modernsten und innovativsten 
Automobilwerke Europas.

Nehmen wir das beste Beispiel: das VW-Werk in 
Zwickau. Es ist das Vorzeigewerk für Elektromobilität.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Funktioniert ja su-
per! – Udo Theodor Hemmelgarn [AfD]: Des-
wegen wird es auch abgewickelt!)

Die Kolleginnen und Kollegen, die dort arbeiten, liefern 
ab, was die Konzernführung gefordert hat, und genau 
deshalb steht die Konzernleitung in einer moralischen 
und wirtschaftlichen Verantwortung. Die Tarifbindung 
und die Sozialpartnerschaft sind keine Schönwetteracces-
soires für Manager.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Sie sind verfassungsrechtlich geschützte Säulen unserer 
Wirtschaft.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Cem Ince [Die 
Linke])

Wer das antastet, der verspielt das wertvollste Gut, das 
Unternehmen haben: die Loyalität ihrer Mitarbeitenden.

Im Fall von Zwickau steht aber noch viel mehr auf dem 
Spiel, nämlich Deutschlands Zukunft als E-Mobilitäts-
standort. In Zwickau gibt es großes Know-how. Es wäre 
fahrlässig, das jetzt liegen zu lassen,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

vor allem auch, weil chinesische Autobauer natürlich 
bereits in den Startlöchern stehen, um freie Produktions-
kapazitäten in Europa übernehmen zu können. Und davor 
kann ich nur warnen. Wir Ostdeutsche wissen doch ganz 
genau, was es bedeutet, die verlängerte Werkbank zu 
sein. Das ist wirklich nicht erstrebenswert.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Carsten 
Körber [CDU/CSU] und Cem Ince [Die 
Linke])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundesregierung 
handelt bereits. Wir deckeln mit vielen Investitionen den 
Industriestrompreis.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der Arbeiter bringt 
das Geld mit auf die Arbeit, weil er seinen 
eigenen Strompreis subventionieren muss!)

Wir haben die Automobilprämie auf den Weg gebracht, 
um den Hochlauf für E-Mobilität weiter anzukurbeln. 
Wir setzen uns in Brüssel für eine Regulierung mit Au-
genmaß ein, und wir sorgen auch dafür, dass Maßnahmen 
getroffen werden für einen fairen internationalen Wett-
bewerb. Beim Automobilgipfel im Kanzleramt haben 
wir beschlossen, dass Elektromobilität weiter die Haupt-
straße für die Automobilindustrie bleiben muss.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Dann kann es nicht 
besser werden!)

Und ich habe zu einem Branchendialog Ost eingeladen; 
dort haben wir noch mal spezifisch die Herausforderun-
gen für die Automobilzulieferer diskutiert und zu unserer 
Aufgabe gemacht.

Jetzt sehe ich die Automobilkonzerne in der Pflicht. 
Sie müssen Innovationskraft entwickeln und zukunftsori-
entierte Konzepte für ihre Werke und für die Elektro-
mobilität entwickeln.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Johann Saathoff [SPD]: Rich-
tig!)

Vor allem aber müssen sie auch die Zusagen gegenüber 
ihrer Belegschaft einhalten.

(Johann Saathoff [SPD]: Ganz genau!)

Denn das waren Zusagen, die gemeinsam verhandelt 
worden sind, Zusagen, für die die Beschäftigten bereits 
weitgehende Zugeständnisse gemacht haben.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Carsten 
Körber [CDU/CSU] – Cem Ince [Die Linke]: 
Ganz richtig!)

Wenn die Konzernseite jetzt einseitig die Vereinbarungen 
aufkündigt, dann stellt sie die soziale Marktwirtschaft in 
Deutschland massiv infrage, und das gefährdet den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Cem Ince [Die 
Linke])

Und natürlich macht es was mit den Menschen, wenn 
sie plötzlich nicht mehr wissen, ob ihre Arbeitsplätze 
noch sicher sind, wenn ihre Lebensleistung infrage ge-
stellt wird. Um es ganz klar zu sagen: Die aktuelle Kom-
munikation des VW-Konzerns ist Gift für den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und Wasser auf die Mühlen 
der Populisten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Agnes Conrad 
[Die Linke])

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe gestern mit 
dem niedersächsischen Ministerpräsidenten sprechen 
können, und ich kann Ihnen versichern: Die Politik steht 
hinter der Automobilbranche. Die Politik steht fest an 
ihrer Seite, an der Seite der Beschäftigten – im Land, 
im Bund, im Westen genauso wie im Osten.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Raimond Scheirich [AfD]: 
Dann schaffen Sie die CO2-Steuer ab, und sen-
ken Sie die Energiesteuern, wenn Sie bei den 
Beschäftigten sind!)

Wir stehen entschlossen für jeden Arbeitsplatz ein, und 
wir verteidigen geltende Tarifverträge.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Swantje Henrike 
Michaelsen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Swantje Henrike Michaelsen (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! „Zukunft deutscher Automobilindustrie gestal-
ten – Erfolgreiche Reformschritte für Wettbewerbsfähig-
keit, Beschäftigung und Innovation“: Der Titel dieser 
Aktuellen Stunde klingt gut; nur mit der Realität hat er 
leider nicht so viel zu tun.

BMW gibt eine Gewinnwarnung raus, Mercedes-Benz 
kündigt drastische Sparmaßnahmen an, und bei Volks-
wagen reicht der erst 2024 vereinbarte Abbau von 
35 000 Stellen offenbar nicht mehr; jetzt ist von bis zu 
100 000 Stellen weltweit die Rede, vier deutsche Stand-
orte stehen auf der Kippe. Das klingt nicht gerade nach 
einer Erfolgsgeschichte deutscher Industriepolitik.

Jahrzehntelang haben deutsche Hersteller auf dem chi-
nesischen Markt hervorragend verdient. Doch chinesi-
sche Unternehmen haben technologisch aufgeholt. Sie 
bauen gute Elektroautos zu günstigeren Preisen und ver-
kaufen immer mehr davon weltweit, während die Ver-
käufe deutscher Konzerne drastisch zurückgehen. Aus-
gerechnet der Markt, der lange die Gewinne deutscher 
Konzerne gesichert hat, ist heute die größte Herausforde-
rung.

Auch in den USA wird der Wettbewerb härter: Zölle 
schlagen voll durch, hohe Energiekosten und geopoliti-
sche Krisen belasten die Industrie zusätzlich. Auf diese 
Herausforderungen bräuchte es strategische Antworten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und genau darüber müssten wir heute eigentlich reden, 
statt erneut den Mythos zu bedienen, das Verbrenner-Aus 
sei an allem schuld.

Strategische Antworten habe ich leider nicht so viele 
gehört. Stattdessen erleben wir vor allem eines: Stellen-
abbau und Werkschließungen. Dabei sind es doch nicht 
die Beschäftigten, die diese Entwicklung zu verantworten 
haben. Die IG Metall hat recht, wenn sie eine aktive 
Industriepolitik fordert – mit Investitionen, klaren Stand-
ortzusagen und guten Arbeitsplätzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Renditeinteressen dürfen doch nicht über die Zukunft 
ganzer Standorte gestellt werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wer jahrelang hohe Gewinne und Rekorddividenden ge-
feiert, gleichzeitig aber die Augen vor den weltweiten 
Herausforderungen und Entwicklungen verschlossen

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wo ist eigentlich 
Northvolt?)

und Zukunftsinvestitionen verschleppt hat und am Ende 
Stellen streicht, lässt die Beschäftigten die Zeche für 
falsche und kurzsichtige Konzernentscheidungen zahlen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das ist dann kein Kostenproblem, das ist ein Manage-
mentproblem.

Während andere, auch europäische, Hersteller Milliar-
den in Elektromobilität, Batterietechnik und Software 
investierten, hielten deutsche Konzerne viel zu lange 
am Verbrenner fest.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Der Dieselskandal wurde zum Symbol einer Industrie, 
die den Wandel unterschätzt und aktiv ausgebremst hat. 
Und die starke Abhängigkeit vom chinesischen Markt 
erwies sich als strategische Fehlentscheidung.

Gerade wenn Sie das Autoland Deutschland beschwö-
ren und immer sagen, dass die deutsche Autoindustrie 
eine Schlüsselindustrie ist, an der technologische Innova-
tionen, wirtschaftlicher Erfolg und Hunderttausende gute 
Arbeitsplätze hängen, müssen Sie doch wollen, dass die 
deutsche Automobilindustrie wieder investiert und nach-
haltig erfolgreich ist. Aber genau das gefährdet die Bun-
desregierung mit der aktuellen Politik.

Scheindiskussionen um die vermeintliche Techno-
logieoffenheit und das Aus vom Verbrenner-Aus blenden 
aus, dass die Entscheidung pro Elektromobilität weltweit 
längst gefallen ist. Die Automobilindustrie wird nur dann 
erfolgreich sein, wenn sie ihr Angebot auf die Automobi-
lität der Zukunft ausrichtet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und die wird nicht immer größer und schwerer sein und 
noch mehr PS haben, sondern elektrisch, effizient und 
ressourcenschonend.

(Raimond Scheirich [AfD]: Lastenrad!)
Dann braucht es Fahrzeuge, die in allen Teilen der Welt 
gefragt sind: kleine und innovative Elektroautos made in 
Europe, die für die Breite der Bevölkerung bezahlbar 
sind.

(Raimond Scheirich [AfD]: Rikschas! – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Aus grünem Stahl 
am besten noch!)

Kleinere Fahrzeuge schützen übrigens nicht nur das 
Klima, sie brauchen auch weniger Ressourcen, weniger 
Energie und erhöhen die Verkehrssicherheit, vor allem 
für Kinder und die Menschen, die zu Fuß und mit dem 
Fahrrad unterwegs sind.
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(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist Ihre Aufgabe in den Regierungsfraktionen, end-
lich einen klaren Rahmen für den Umstieg auf die Elek-
tromobilität zu setzen – für die Industrie und die Men-
schen. Kümmern Sie sich um den schnellen Ausbau der 
Ladeinfrastruktur, Investitionen in Speicher, wett-
bewerbsfähige Energiepreise für die Industrie

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

und die Qualifizierung für die Beschäftigten, damit diese 
den Wandel aktiv mitgestalten können!

Wer wie die Bundesregierung am Verbrenner-Aus rüt-
telt, die Elektromobilität schlechtredet und europäische 
und deutsche Klimaziele angreift,

(Adam Balten [AfD]: Haben Sie selbst ein 
Elektroauto, oder nicht? Gehen Sie doch mit 
gutem Beispiel voran!)

sorgt doch nicht für Innovationsfreude oder Wett-
bewerbsfähigkeit, sondern für Verunsicherung, Investiti-
onszurückhaltung und am Ende dafür, dass andere Player 
die steigende Nachfrage nach innovativen Produkten be-
dienen werden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Kirsten 
Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Während Sie noch darüber diskutieren, ob eine 
Technologie des letzten Jahrhunderts die Zukunft der 
Automobilindustrie retten kann, entwickelt die Konkur-
renz Batterien und bezahlbare Elektroautos. Die Frage ist 
doch nicht, ob sich die Automobilindustrie verändert, die 
Frage ist, ob Deutschland dabei ist. Wenn wir mit Still-
stand oder Rückwärtsgang antworten, verlieren wir. 
Wenn wir mit Innovationen antworten, dann hat die deut-
sche Automobilindustrie eine Zukunft.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Da wir bei 1 Uhr heute Nacht Sitzungsende stehen und 

mit einer halben Stunde im Verzug sind, lasse ich aktuell 
keine Zwischenfragen und Zwischeninterventionen zu.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-
onsfraktion Hans Koller.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Raimond Scheirich [AfD]: 
Schade, die Antworten sind immer spannend!)

Hans Koller (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir reden 
heute über des Deutschen liebstes Kind, wie wir das 
Auto früher auch genannt haben. Sie, liebe Kollegin 
Michaelsen, haben uns gerade referiert, warum sich hier 
etwas verändert hat. Sie haben viele Jahre das Auto 
schlechtgeredet,

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bitte? – Swantje Henrike Michaelsen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bitte?)

die individuelle Mobilität schlechtgeredet. Dabei ist die 
Automobilindustrie das Rückgrat der deutschen Indus-
trie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Meine Damen und Herren, wenn wir uns die Frage 
stellen: „Kann Deutschland noch Automobil?“, dann 
sage ich Ihnen ganz klar: „Ja, Deutschland kann noch 
Automobil, wenn wir wieder die richtigen Rahmenbedin-
gungen schaffen.“ Und darüber reden wir heute.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD – Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Jetzt hat er die Schuldige ge-
funden!)

Denn auch künftig sollten in Deutschland die besten Pre-
miummodelle gebaut werden, die weltweit konkurrenz-
fähig sind.

700 000 Arbeitskräfte arbeiten in der deutschen Auto-
mobilindustrie. Diese Industrie erlebt aber einen Umbau. 
Ja, wir sind mitten in einer Transformation; das zeigt die 
Realität. Aber gerade deshalb ist es unsere Aufgabe, dass 
wir die richtigen Rahmenbedingungen schaffen,

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann mal los!)

dass wir Innovationen, Investitionen und gute Arbeits-
plätze fördern, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Cem Ince [Die Linke]: Aber wann?)

Der internationale Wettbewerb ist härter geworden. 
Wir produzieren Premiumfahrzeuge.

(Christian Görke [Die Linke]: Wieder!)
Wir produzieren nach anderen Standards als manche 
Konkurrenten auf dem deutschen Automobilmarkt.

Wir sprechen dabei sicherlich über Energiekosten, aber 
auch über Arbeitskosten, meine Damen und Herren; auch 
das gehört zur Wahrheit. Wir haben beispielsweise in 
Deutschland Kosten von fast 65 Euro pro Arbeitsstunde,

(Adam Balten [AfD]: Ja, warum nur?)
in Frankreich von unter 50 Euro, in den USA von 44 Euro 
und in Japan von 23 Euro.

(Raimond Scheirich [AfD]: Das muss am ho-
hen Rentenniveau liegen in Deutschland!)

Ich glaube, wir sind uns hier einig, dass wir an den Stan-
dards für unsere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
nicht rütteln wollen. Aber das hat seinen Preis, meine 
Damen und Herren.

(Beifall des Abg. Axel Knoerig [CDU/CSU])
Unsere Fachkräfte und unsere innovativen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter sind unser größter Wettbewerbsvor-
teil, und den müssen wir nutzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Gestern hat die Präsidentin des Verbandes der Auto-
mobilindustrie noch einmal deutlich gemacht, worauf es 
jetzt ankommt: auf Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und 
Technologieoffenheit.

(Adam Balten [AfD]: Und, haben Sie zu-
gehört?)

Dies muss oberste Priorität haben, und genau an diesem 
Punkt setzen wir an, meine Damen und Herren.

(Raimond Scheirich [AfD]: Irgendwie haben 
wir das wohl nicht so richtig gemerkt!)

Wir verbessern die Rahmenbedingungen mit wett-
bewerbsfähigen Energiepreisen,

(Raimond Scheirich [AfD]: Wo sind denn die 
Energiepreise?)

mit schnellen Planungs- und Genehmigungsverfahren, 
mit konsequentem Bürokratieabbau und mit einem flexi-
blen Arbeitsmarkt. Wir werden mit dem Berichtsentlas-
tungsgesetz überflüssige Berichts- und Dokumentations-
pflichten abschaffen, führen eine Berichtspflichten- 
Bremse ein und machen die Genehmigungsfiktion zum 
Regelfall. Das muss jetzt aber auch im Land und in der 
Industrie umgesetzt werden, meine sehr verehrten Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Investitionen entstehen dort, wo Vertrauen in den 
Standort gesetzt wird.

(Raimond Scheirich [AfD]: Der Einzige, der 
hier noch investiert, ist der Staat mit unserem 
Steuergeld!)

Deshalb haben wir im Koalitionsvertrag vereinbart, fle-
xible Arbeitszeiten zu ermöglichen und die tägliche 
Höchstarbeitszeit durch eine wöchentliche Höchstar-
beitszeit zu ersetzen. Wir wollen dies in Einklang mit 
der europäischen Arbeitsschutzrichtlinie machen. Wir 
brauchen Flexibilität, und wir brauchen Innovations-
kraft – ich wiederhole mich – durch wettbewerbsfähige 
Energiepreise, durch weniger Bürokratie, durch schnelle 
Genehmigungen, durch mehr Flexibilität und durch 
Technologieoffenheit.

Wir werden den Automobilmarkt nicht schlechtreden, 
wie Sie das nach Ihrem Geschäftsmodell ständig tun. Mit 
Schlechtreden des Standortes Deutschland werden wir 
den Standort Deutschland nicht retten.

(Raimond Scheirich [AfD]: Was sagen denn 
die Zahlen? Die sind doch eindeutig! – Weitere 
Zurufe von der AfD)

Und es gibt auch positive Nachrichten in diesem Lan-
de, meine Damen und Herren.

(Raimond Scheirich [AfD]: Was? Dass Benz 
seine Motoren in China baut?)

In wenigen Wochen eröffnet BMW ein neues Batterie-
werk in Straubing mit 1 600 Arbeitsplätzen. Das heißt, 
es gibt Investitionen.

(Raimond Scheirich [AfD]: Southvolt 2!)

Es gibt auch positive Ansätze, aber die passen nicht in Ihr 
Geschäftsmodell.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir stehen für Aufbruch, für Innovation und für den 
Glauben an unsere Produkte.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit.

Hans Koller (CDU/CSU):
Und vielleicht appellieren wir auch ein Stück weit an 

den Stolz der Bürgerinnen und Bürger, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist vorbei!

Hans Koller (CDU/CSU):
– vermehrt deutsche Produkte zu kaufen.
Recht herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Adam Balten.

(Beifall bei der AfD)

Adam Balten (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Deutschland, die Automobilnation! Jemand 
sagte mal sinngemäß: Deutschland ist das Luxusauto der 
Welt. – Sie haben sich alle ans Steuer gesetzt und das 
Luxusauto Deutschland mit Vollgas, sehenden Auges, 
trotz Warnungen der AfD voll gegen die Wand gefahren, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Andreas 
Bleck [AfD])

Es knallt, Teile fliegen umher, das Ding ist Schrott. Und 
nun stehen Sie alle dumm rum und fragen sich: Wie 
kriegen wir das nun wieder hin? Das ist das, was jetzt 
gerade passiert. Und dass gerade Sie von der Koalition 
diese Aktuelle Stunde einberufen müssen, ist ein Ein-
geständnis dafür, dass Ihre Politik schlechte Politik ist.

(Beifall bei der AfD)

Eine Frage steht dabei im Raum: Wie konnte es so weit 
kommen? Nun, gehen wir einfach mal zum Anfang Ihrer 
wirtschaftsfeindlichen Politik. Deutschland hat die besten 
Automobile der Welt gebaut, mit Verbrennerantrieb, also 
angetrieben mit Diesel, Gas oder Benzin. Was die Präzi-
sion, Haltbarkeit, Zuverlässigkeit und Innovation an-
betraf, konnte kein anderes Land der Welt mithalten. 
Die Automobilbranche wurde zu einer tragenden Säule 
der Wirtschaft. Die daraus erzielten Steuereinnahmen 
sprudelten und waren fester Bestandteil des Haushalts-
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plans. Es wurden sichere Arbeitsplätze geschaffen, und 
die Menschen konnten sich günstige Automobile und ein 
Leben in Wohlstand leisten.

Was geschah dann? CO2, das Gas des Lebens auf dem 
Planeten, wurde von Ihnen zum Gift für den Planeten 
erklärt. Kleine verwöhnte Mädchen, grün hinter den Oh-
ren, die ihr Leben lang noch nicht ein einziges Mal etwas 
geschaffen bzw. produziert oder gearbeitet haben,

(Enrico Komning [AfD]: Ja! So ist es! – Zuruf 
der Abg. Katrin Fey [Die Linke])

wurden hofiert und von der Industrie gefördert bzw. von 
Ihnen, von der Politik. Horrorszenarien des Weltunter-
gangs durch CO2 kursierten täglich in den Nachrichten.

Sie, die veralteten Parteien, regierten in dieser Zeit 
nicht, sondern reagierten: mit abstrusen Gesetzen, mit 
Vorschriften und Verboten. Und selbst eine Autohasserin, 
Julia Willie Hamburg von den Grünen, zog in den Auf-
sichtsrat von VW ein. Da war mir klar: Der Laden ist 
erledigt.

(Beifall bei der AfD – Cem Ince [Die Linke]: 
Es ist armselig, dass Sie eine Geschlechter-
frage daraus machen! Das ist armselig! Das 
ist keine Geschlechterfrage!)

Die Transformation begann also. Der Anreiz zur 
Transformation wurde durch Steuergelder in Form von 
Subventionen geschaffen. Das Versprechen waren blü-
hende Landschaften und Wirtschaftswachstum, und das 
Ziel war die Erlösung vom Weltklimauntergang. Eine 
blamable und verwerfliche Fehleinschätzung von Ihnen 
allen hier!

(Beifall bei der AfD)

Die Folgen sind unausweichlich: Das Steuergeld ver-
pufft, der CO2-Weltuntergang ist abgesagt, die Wirtschaft 
ist im Niedergang. Und hier die brutalen Zahlen. Der 
VDA warnt: 225 000 Stellen fallen bis 2035 weg. 
100 000 Stellen sind bereits vernichtet – seit 2019. VW: 
35 000 Stellen weg – bis jetzt; es wird sich zeigen, was 
heute noch passiert. Bosch: 22 000 Stellen weg, ZF: 
14 000 Stellen weg. Nur noch 721 000 Beschäftigte gibt 
es in der Automobilindustrie. Das ist ein Tiefststand seit 
dem Jahr 2011. Ihre Politik hat uns also wirtschaftlich ins 
Jahr 2011 zurückkatapultiert.

(Beifall bei der AfD)

Lassen Sie das jetzt einfach mal kurz sacken. – Sehr 
schön.

(Sebastian Roloff [SPD]: Das hat nichts mit 
Ihrem Freund Trump oder mit China zu tun! 
Ist schon klar!)

– Ja, ich weiß, für Sie sind das alles nur abstrakte Zahlen.

(Sebastian Roloff [SPD]: Eben nicht! Das ist ja 
das Problem!)

Aber im Moment geht es hier gar nicht um die Zahlen; 
das verstehen Sie einfach nicht. Es geht hier um die 
Menschen. Es geht um Schicksale.

(Jürgen Coße [SPD]: Er hat von Trump gere-
det!)

Es geht hier um Existenzen: Menschen, die ihr Haus nicht 
mehr abbezahlen können, Menschen, die ihre Familien 
nicht mehr finanzieren können, Menschen, die jetzt 
dank Ihnen wissen werden, wie es sich anfühlt, wenn 
die Fabriktore ein für alle Mal schließen. Und für jedes 
einzelne dieser Schicksale sind Sie, liebe Brandmaueris-
ten, direkt verantwortlich.

(Beifall bei der AfD – Dirk Wiese [SPD]: Sie 
wollen doch raus aus der Europäischen Union, 
aus dem Binnenmarkt! Was ist das denn für ein 
Kampf für Arbeitsplätze?)

Aber übernehmen Sie jetzt Verantwortung? Nein, tun Sie 
nicht. Die Schicksale dieser Menschen sind Ihnen eigent-
lich völlig egal;

(Sebastian Roloff [SPD]: Haben Sie das vor 
dem Spiegel geübt?)

denn Sie machen genau so weiter.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist einfach unwahr! Unwahr und 
falsch!)

Ich sage Ihnen eins: Es ist noch nicht zu spät, der 
Schaden lässt sich noch reparieren. Und wir bieten Ihnen 
das nötige Werkzeug auf dem Silbertablett;

(Johann Saathoff [SPD]: Sie sind Teil des 
Problems, nicht der Lösung!)

Sie müssen nur zugreifen. Dazu gehört: Abkehr vom Ver-
brennerverbot, weg vom EU-Flottengesetz, CO2-Steuer 
am besten gänzlich abschaffen, das Lieferkettengesetz 
abschaffen und jegliche Subventionierung von Elektro-
mobilität abschaffen.

(Beifall bei der AfD – Dirk Wiese [SPD]: 
Leute, Leute, Leute!)

Das ist der Weg, der ökonomisch vernünftigste Weg für 
Deutschland.

(Dirk Wiese [SPD]: Austritt aus der Europäi-
schen Union: Ökonomisch Daumen hoch!)

Und eine AfD-geführte Reformregierung wird genau das 
umsetzen – mit Ihnen oder ohne Sie.

Und zur EU lässt sich sagen:

(Dirk Wiese [SPD]: Jetzt kommt’s!)

100 000 Rechtsakte wurden erlassen. Wenn man jeweils 
nur die erste Seite ausdrucken würde, hätten wir einen 
Stapel von 13 Metern Höhe. Das ist die Bürokratie, die 
wir komplett in die Tonne treten werden. Das verstehen 
Sie nicht; aber das ist das, was die AfD tun wird.

(Beifall bei der AfD – Dirk Wiese [SPD]: Dann 
machen Sie die Grenze zu, und machen Ab-
schottung für unsere Exporte! – Weitere Zurufe 
von der SPD)

– Ja, mit Grenzen kennen Sie sich aus. Verstecken Sie 
sich hinter der Brandmauer! Viel Spaß dabei! Wir werden 
gewinnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Carsten Körber.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Carsten Körber (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der 
Automobilbau prägt meine Heimatregion Zwickau seit 
nunmehr über 120 Jahren. Namen wie Horch, Audi, spä-
ter der Trabant und heute Volkswagen stehen nicht nur für 
die Geschichte, sondern auch für die Identität und das 
Selbstverständnis eines ganzen Landstriches. Die Stadt 
Zwickau wirbt mit dem Slogan „Automobilstadt“.

Wenn wir über Volkswagen Sachsen reden, dann reden 
wir über den zweitgrößten Arbeitgeber im Osten. Die 
Region zwischen Zwickau und Chemnitz hat die höchste 
Industriearbeitsplatzdichte Ostdeutschlands. Heute arbei-
ten von 300 000 Menschen gut 30 000 in der Automobil-
branche.

Wer das vor Augen hat, versteht: Eine Schließung des 
Volkswagenwerks dort würde den Strukturbruch einer 
ganzen Region nach sich ziehen. Aber sie wäre weit 
mehr als eine reine Personal- oder Standortentscheidung. 
Sie wäre ein herber Rückschlag in der beispiellosen wirt-
schaftlichen Aufholjagd Ostdeutschlands seit 1990. Wir 
reden hier über nichts weniger als darüber, ob die Region 
Südwestsachsen weiter industrielles Rückgrat für Sach-
sen, für Ostdeutschland und insgesamt für die Industrie-
nation Deutschland bleibt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich war am Montag vergangener Woche vor Ort im 
Volkswagenwerk in Zwickau. Die Niedergeschlagenheit 
und der Vertrauensverlust in der Belegschaft waren förm-
lich mit Händen zu greifen. Wir haben in der Vergangen-
heit gesehen, was ein planloser Bruch bei der E-Auto- 
Förderung anrichten kann. Der abrupte Habeck-Stopp 
im Jahr 2023 hat die Menschen verunsichert und die 
Zahl der Neuzulassungen von E-Autos einbrechen lassen.

Mit der aktuellen E-Auto-Prämie sehen wir gerade 
genau das Gegenteil: Die deutschen Autobauer, vor allem 
Volkswagen, nicht die Chinesen, profitieren aktuell von 
der neuen E-Auto-Prämie: die Chinesen mit 12, Volks-
wagen mit über 25 Prozent Marktanteil.

(Raimond Scheirich [AfD]: Schlimm genug!)
Ganz konkret steigt die Auslastung im Werk in 

Zwickau aktuell deutlich. Hier zeigt sich: Politik macht 
eben doch einen Unterschied,

(Udo Theodor Hemmelgarn [AfD]: Mit Sub-
ventionen!)

nicht indem der Staat selbst Unternehmer spielt, sondern 
indem er klare, vernünftige und vor allem verlässliche 
Rahmenbedingungen schafft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Raimond Scheirich [AfD]: 
Mit der Gießkanne, mit Steuergeld! Bravo!)

Gerade für Zwickau ist das entscheidend; denn Zwickau 
war das erste Werk im gesamten Volkswagenkonzern, das 
bereits 2019 komplett auf E-Mobilität umgestellt wurde.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Dann hätte es danach 
ja brummen müssen!)

Wer diesen Standort opfert, erklärt nicht nur ein Werk für 
verzichtbar; er stellt seine komplette Strategie für E-Mo-
bilität infrage.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Daher erwarte ich von Volkswagen vor allem eines: 
offene und ehrliche Kommunikation. Dazu gehört auch, 
sich an Abmachungen und Vereinbarungen zu halten. Die 
Betriebsvereinbarung mit Jobgarantie bis 2030 muss Be-
stand haben. Punkt!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Raimond Scheirich [AfD]: Wow! Noch drei-
einhalb Jahre! Das ist ja wirklich ein großer 
Wurf!)

Die betroffenen Regionen kämpfen jetzt zuallererst vor 
Ort dafür, dass weiter Volkswagen oder in Neckarsulm 
Audis gebaut werden. Emden, Hannover, Neckarsulm 
und Zwickau lassen sich in dieser Debatte nicht auseinan-
derdividieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wenn man allerdings die heutige Presselage zur Kennt-

nis nimmt und hört, was aktuell aus Aufsichtsratskreisen 
zu vernehmen ist, dann muss man sich schon mit der 
Frage befassen: Was tritt ein, wenn Volkswagen oder 
Audi sich tatsächlich von diesen Standorten zurückzie-
hen? Zumindest für die Region Zwickau kann ich sagen, 
dass wir dafür kämpfen, dass dort in jedem Fall weiter 
Autos gebaut werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Denn diese Region ist auch für andere Hersteller interes-
sant. Mit jedem Standort, den wir in Deutschland halten 
können, sichern wir Arbeitsplätze und Wohlstand im ei-
genen Land.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir können nicht über Jahre devot nach Wolfsburg 

schauen. Wir haben eines der effizientesten Zulieferöko-
systeme Europas. Wir sind und bleiben ein attraktiver 
Automobilstandort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Wir als Politik haben die Verantwortung, die Rahmenbe-
dingungen weiter zu verbessern. Und Volkswagen hat die 
Verantwortung, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Carsten Körber (CDU/CSU):
– wieder bezahlbare, attraktive und für die Massen 

verfügbare Autos herzustellen. Dann hat VW auch wieder 
eine Perspektive: in Zwickau, Emden, Neckarsulm –

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 10965 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



(Sebastian Roloff [SPD]: Hannover!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege.

Carsten Körber (CDU/CSU):
– und in ganz Deutschland.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Johann Saathoff.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Johann Saathoff (SPD):
Moin, Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glau-
be, ich habe es noch nie erwähnt: Ich komme aus Ost-
friesland; ich gebe es zu. Ich komme aus Emden, aus dem 
äußersten Nordwesten der Bundesrepublik. Emden ist ein 
Standort mit großer Geschichte und Bedeutung für VW 
seit 1964. Zuerst haben wir den Käfer gebaut, dann den 
Passat. Seit 2022 sind wir dem Modell Zwickau gefolgt 
und produzieren Elektroautos,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das klappt ja super!)
zunächst den ID.4 und auch jetzt den ID.7.

Meine herzlichen Grüße gehen nach Emden und alle 
Standorte, wo heute demonstriert wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Mir ist sehr wichtig, meine Solidarität mit den gut 7 700 
Beschäftigten in Emden und allen Beschäftigten der Au-
tomobilindustrie und der Zulieferer in Deutschland zum 
Ausdruck zu bringen.

(Raimond Scheirich [AfD]: Gut, dass die Sie 
nicht wählen, sondern uns!)

Sehr viele Kolleginnen und Kollegen hier haben in 
ihrem Wahlkreis einen Automobilstandort. Ich will die 
Standorte nennen, die gerade besonders im Fokus stehen: 
Hannover, Zwickau, Neckarsulm und eben Emden. Ich 
möchte auch einige sehr engagierte Kolleginnen und Kol-
legen nennen, die sich tagtäglich um die Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für diese Standorte kümmern: 
Adis Ahmetovic, Esther Dilcher, Dunja Kreiser, 
Hubertus Heil, Rasha Nasr. Wir alle stehen in sehr engem 
Austausch mit den Kolleginnen und Kollegen in den 
Werken. Und wir wissen: Eine gelebte Sozialpartner-
schaft ist keine Last. Sie ist wertvoll, gerade in diesen 
schwierigen Zeiten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Gegen Angriffe auf die Mitbestimmung werden wir 
uns wehren, und zwar mit aller Kraft. Für uns ist klar: 
Die Beschäftigten dürfen nicht weiter wegen Fehlent-

scheidungen der Konzernspitze die Zeche zahlen. Oder 
wie wir auf Platt sagen: Knooit hett lüttje Mann sük 
genuch!

(Beifall bei der SPD)
Dass sich die Situation der Automobilindustrie gerade 

schwierig gestaltet, ist bekannt; das haben wir auch eben 
noch mal gehört. Deshalb hatten im Dezember 2024 die 
IG Metall und Volkswagen nach harten Tarifverhandlun-
gen vereinbart, dass es bis 2030 Einsparungen geben soll 
und im Gegenzug der Bestand der Werke garantiert wird. 
Und jetzt kommen diese neuen Horrormeldungen über 
Personalabbau und Werkschließungen – mal wieder. Ich 
muss sagen: Ich bin schon sauer! Dass den Eigentümern 
und dem Vorstand nichts Besseres einfällt, als alle zwei 
Jahre Werke schließen und Personal abbauen zu wollen, 
ist, liebe Kolleginnen und Kollegen, nicht weniger als ein 
intellektueller Offenbarungseid.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Carsten 
Körber [CDU/CSU])

Denn die Verantwortlichen auf dieser Ebene haben 
VW über viele Jahre in eine strukturelle Schieflage ge-
bracht, nicht die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
den Hallen und an den Maschinen. Ich will dazu einige 
Beispiele nennen, weil das schnell in Vergessenheit gerät.

Zunächst der VW-Abgasskandal. Dafür hat VW über 
30 Milliarden Euro zahlen müssen. Man könnte auch 
sagen: 30 VW-Werke. Dass dieses Geld nicht investiert 
werden konnte, ist nach wie vor ein schweres Erbe. Das 
ist nicht in den Hallen entschieden worden, sondern auf 
der Vorstandsetage.

(Swantje Henrike Michaelsen [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: So ist es!)

Dann hat VW den Eintritt in die Elektromobilität im 
Grunde verschlafen. Auch das wurde nicht in den Hallen 
entschieden und versäumt, sondern auf der Vorstandseta-
ge.

Außerdem hat VW seine Identität ein Stück weit auf-
gegeben. Denn die neuen Modelle sollten nicht mehr 
Golf oder Passat heißen. Die neuen Modelle sollten wie 
Raumschiffe heißen. Wenn ich meiner Mutter erzähle: 
„Ich habe jetzt einen ID.7“, dann muss ich damit rechnen, 
dass sie sagt: „Gute Besserung!“, und: „Welche Medika-
mente helfen da eigentlich?“ Wenn ich ihr früher gesagt 
habe: „Ich habe einen Passat gekauft“, dann sagte sie: 
„Jung, du hast jetzt einen vernünftigen Wagen unterm 
Hintern.“

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Carsten 
Körber [CDU/CSU])

Ich bin froh, dass VW mittlerweile verstanden hat, dass 
das ein Fehler war. Dieser Fehler ist aber nicht in den 
Werkhallen entstanden, sondern auf der Vorstandsetage; 
das muss so klar gesagt werden.

(Beifall bei der SPD)
Auch der Markteintritt bei der Elektromobilität in 

China ist alles andere als gut gelaufen. Es sollte halt in 
Wolfsburg mal jemand den Hörer abnehmen, wenn ein 
Manager aus China mitteilen möchte, dass man in China 
auf jeden Fall im Auto Karaoke singen können muss. 
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Wenn man da nicht hinhört, verpasst man diesen Markt. 
Und das galt auch für den elektrischen Lieferwagen der 
Post. Die Chancen wurden einfach nicht gesehen. Wo 
sind die Fehler gemacht worden? In den Werkhallen? 
Nein, auf der Vorstandsetage.

(Beifall des Abg. Uwe Schmidt [SPD])
Und zuletzt vermisse ich immer noch den Volkswagen, 
und zwar den, den sich jeder leisten kann.

(Dunja Kreiser [SPD]: Ich auch!)
Die Verfehlungen sind also vielfältig. Die Probleme 

will die Konzernspitze nun aber erneut auf dem Rücken 
der Beschäftigten lösen und treibt damit alle Beschäftig-
ten auf den Baum. Wer Werke schließen will, Kollegin-
nen und Kollegen, der baut nicht nur Arbeitsplätze ab, der 
baut Vertrauen ab. Und das ist – mittlerweile kann man es 
nicht mehr anders sagen – demokratiegefährdend.

Alle zwei Jahre lassen Konzernspitzen Tausende Fa-
milien bangen und stürzen sie in große Unsicherheit, um 
dann harte Lösungen durchzudrücken, damit die Divi-
dende der Eigentümerfamilie erhöht werden kann. Es ist 
ja nicht so, dass der VW-Konzern sparen will, weil er 
riesige Verluste macht. Er will sparen, weil er nicht genug 
Gewinn macht. 3 Prozent reichen ihnen nicht. Gut, dass 
es das VW-Gesetz gibt und die Politik Einfluss nehmen 
kann. Das werden wir auch tun. Gemeinsam werden wir 
für den Erhalt aller Werke kämpfen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken und des Abg. Carsten Körber 
[CDU/CSU])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich darf zunächst darauf hinweisen, dass das Ende der 

Wahlen um 16:58 Uhr sein wird. Wer also noch nicht 
gewählt hat, den bitte ich, das noch zu tun.

Der letzte Redner in dieser Debatte ist jetzt für die 
Unionsfraktion Lars Rohwer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Raimond Scheirich [AfD]: 
Jetzt kommt die große Rede auf die Auto-
mobilindustrie!)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Zum Abschluss dieser Debatte möchte ich die 
Gelegenheit nutzen, den Blick ein Stück weit nach vorne 
zu werfen, während in der Vorstandsetage von Volks-
wagen diskutiert und vor den Werken demonstriert wird.

Neben aller berechtigter Sorge sollten wir uns wieder 
vor Augen führen, welche Chancen der Wirtschaftsstand-
ort Deutschland für den Automobilsektor hat und wie wir 
diese Potenziale weiter heben können. In meiner Fraktion 
bin ich jetzt nach Carsten Körber der zweite Kollege aus 
dem Sächsischen, der sprechen darf. Dafür bin ich meiner 
Fraktion ausgesprochen dankbar.

Schauen wir ganz kurz zurück. 1904 wurde in Sachsen 
zum ersten Mal ein Auto gebaut: Ein Horch-Wagen 
wurde in Zwickau montiert. Seitdem hat allein dieser 

Automobilstandort viele Transformationen überstanden 
und sich stets behauptet. Aus Horch wurde Audi. Es 
folgte der Sachsenring. Und nachdem auch der Trabant 
nach der Wiedervereinigung kein für die Ostdeutschen 
konkurrenzfähiges Auto mehr war, übernahm Volks-
wagen den Standort.

Heute ist das Autoland Sachsen eine der Topadressen 
in Deutschland in Sachen Automobilindustrie. Porsche 
und BMW sind ebenfalls in Sachsen vertreten. Jeder 
zweite vollelektrisch betriebene Wagen, der in Deutsch-
land vom Fließband rollt, ist „Made in Saxony“. Das 
zeigt, wie transformationsfähig unsere Automobilstand-
orte in Deutschland sind.

Wir durchlaufen im Automobilsektor einen Struktur-
wandel, wie wir ihn in Sachsen schon einmal erlebt ha-
ben. Dabei hilft es uns, auf Konstanten und Standortvor-
teilen aufzubauen: In den mehr als 120 Jahren, seitdem 
das erste Auto in Zwickau gebaut wurde, hat sich in 
Sachsen eine komplette Branche etabliert, die unabhän-
gig von der Entscheidung des Volkswagenkonzerns at-
traktiv für mögliche Produzenten ist.

Die Zulieferindustrie im Autoland Sachsen ist und 
bleibt unser großer Standortvorteil und eine echte Ver-
ankerung im Mittelstand. Über 800 Zulieferer, Ausrüster 
und Dienstleister im Automobilsektor zählt die Wirt-
schaftsförderung Sachsen. Diese Branche beschäftigt 
hier 80 Prozent der 95 000 Beschäftigten in der Auto-
mobilindustrie.

Vor diesem Hintergrund ist es unsere Aufgabe, den 
bevorstehenden Transformationsprozess im Automobil-
sektor aktiv mitzugestalten, statt resigniert hier am Red-
nerpult Reden zu schwingen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Daniel Walter [SPD])

Deutschland und insbesondere der Osten Deutschlands 
ist ein Transformationsstandort.

Was haben wir denn an Potenzialen? Vorhanden ist 
eine hervorragend ausgebildete Zulieferindustrie, die 
nur einen Abnehmer sucht. Damit bleiben wir attraktiv 
für Neuansiedlungen. Vorhanden ist ein Mittelstand, der 
sich unserem Standort verschrieben hat und für den wir 
die wirtschaftlichen Bedingungen verbessern müssen. 
Und vorhanden ist – gerade in Sachsen – ein hervorragen-
der Forschungsstandort, an dem an effizienten Antrieben 
und sicherer Fahrzeugelektronik gearbeitet wird. Die For-
schungsstandorte in Freiberg, Chemnitz, Leipzig, Dres-
den und weiteren Teilen von Sachsen und auch in der 
gesamten Bundesrepublik werden für die Vorreiter auf 
dem Automobilmarkt weiterhin spannend bleiben.

Für uns gilt deswegen, auf diesen Standortvorteil auf-
zubauen und Rahmenbedingungen zu verbessern, ohne 
etwas schönzureden. Der VDA hat eine Pressemitteilung 
herausgegeben und geschrieben: „Umfassende und ein-
schneidende Reformen sind notwendig, um zurück zu 
Wachstum zu finden.“ Zitat Ende.

Wir haben klare Aufgaben: Eine flächendeckende 
Stromsteuersenkung ist und bleibt ein Konjunkturpro-
gramm für den Mittelstand und die Verbraucherinnen 
und Verbraucher.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Mittelständischen Unternehmen sollten wir grundsätz-
lich durch den Erhalt von Förderprogrammen und die 
Absenkung von Bürokratie- und Berichtspflichten eine 
echte Erleichterung schenken, damit auch die Zuliefer-
industrie und die mit ihr verbundenen kleinen und mitt-
leren Unternehmen einen attraktiven Standort behalten.

Versorgungssicherheit und niedrige Energiepreise kön-
nen uns dabei unterstützen, Neuansiedlungen über ver-
schiedene Branchen hinweg nach Deutschland zu brin-
gen. Deshalb bin ich so froh, dass wir mit dem nächsten 
Tagesordnungspunkt ein wichtiges Gesetz für die Ver-
sorgungssicherheit beschließen werden. Wir handeln 
also bereits.

Lassen Sie mich abschließend sagen: Die Transforma-
tion des Wirtschaftsstandortes Deutschlands kann gelin-
gen. Dafür hat nicht zuletzt der Koalitionsausschuss ein 
ambitioniertes Programm vorgelegt. Gehen wir das ent-
schlossen an, um mit Blick auf alle Teile der Gesell-
schaft – die Angestellten, die Mittelständler und die 
Großkonzerne – die Rahmenbedingungen entscheidend 
zu verbessern.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. Glück auf!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aktuelle Stunde.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7a und 7b sowie die 
Zusatzpunkte 9 bis 11 auf: 

7 a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Sicherung der Versorgungs-
sicherheit Strom und zur Bereitstellung 
neuer Kapazitäten und zur Änderung der 
Besonderen Gebührenverordnung BNetzA 

Drucksachen 21/6279, 21/6563

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft und Energie (9. Aus-
schuss)

Drucksache 21/6998

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Energie (9. Ausschuss) 

– zu dem Antrag der Abgeordneten Katrin 
Uhlig, Michael Kellner, Dr. Alaa Alhamwi, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Effiziente Kapazitätsausschreibungen 
mit Zukunft – Für eine Versorgungs-
sicherheit ohne teuren fossilen Lock-In

– zu dem Antrag der Abgeordneten Jörg 
Cezanne, Lorenz Gösta Beutin, Janine 
Wissler, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Die Linke 

Energieversorgung sichern – Bezahlbar, 
erneuerbar und dezentral

Drucksachen 21/6369, 21/6360, 21/6998

ZP 9 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Bernd Schattner, Leif-Erik Holm, Steffen 
Kotré, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Strompreise für alle Unternehmen in Deutsch-
land senken

Drucksachen 21/5493, 21/6998

ZP 10 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Wirtschaft und Ener-
gie (9. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Dr. Paul Schmidt, Stefan Henze, Dr. Malte 
Kaufmann, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Anzahl staatlich subventioniert neu zu errich-
tender Gaskraftwerke durch den Wiederein-
stieg in die Kernenergie verringern

Drucksachen 21/4460, 21/5617

ZP 11 Erste Beratung des von den Abgeordneten Katrin 
Uhlig, Lukas Benner, Dr. Julia Verlinden, weite-
ren Abgeordneten und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes und weiterer Vor-
schriften zur Umsetzung unionsrechtlicher 
Vorgaben im Stromsektor 

Drucksache 21/6914
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie

Zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen vor.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache. Der erste Redner in 
dieser Debatte ist für die Unionsfraktion Sepp Müller.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Kein fließendes Wasser; Zapfsäulen, 
die nicht funktionieren; Ausfall der Kommunikation; 
Kühlketten, die reißen; Ampeln, die nicht funktionieren: 
Das ist die Realität eines Blackouts.

Diesen Blackout wollen wir nicht. Mit diesem Gesetz 
begegnen wir dieser Angst. Wir sorgen für Sicherheit in 
Deutschland, für Sicherheit in der Stromversorgung. Des-
wegen bringen wir dieses Gesetz heute in den Deutschen 
Bundestag ein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Armand Zorn [SPD])
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Wir reden nicht nur über ein kleines Detail in der Energie-
versorgung von Deutschland, sondern über Sicherheit: 
Sicherheit in der Versorgung von Menschen und Sicher-
heit in der Versorgung von Unternehmen mit Energie.

(Zuruf des Abg. Georg Schroeter [AfD])
Energie ist in einem modernen Industrieland, wie wir es 
sind, der Taktgeber. Strom ist die Lebensader und das 
Sicherheitsversprechen an die Bürgerinnen und Bürger.

Mit dem jetzt vorliegenden Gesetz legen wir unserem 
Stromsystem einen Sicherheitsgurt an. Mit diesem Ge-
setz schaffen wir die Grundlage, dass in Deutschland 
auch zukünftig sicher, verlässlich und bezahlbar Strom 
erzeugt wird und der Mittelstand sowie die Bürgerinnen 
und Bürger und die Industrie mit Strom versorgt werden 
und dass die Kraftwerke dafür jetzt bereitgestellt werden.

Herzlichen Dank an die Ministerin für den gesamten 
Prozess.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Armand Zorn [SPD])

Die Ministerin hat ein Gesetz vorgelegt. Wir haben dieses 
Gesetz in der Koalition natürlich noch ein wenig besser 
gemacht; weil wir diese Rückendeckung für die er-
neuerbaren Energien brauchen und gleichzeitig den Si-
cherheitsgurt für die erneuerbaren Energien, sodass in 
sogenannten Dunkelflauten – und mittlerweile auch Hit-
zeflauten – der Strom weiterhin fließt.

Dunkelflauten und Hitzeflauten sind kein Randthema 
der Energiewende, sie sind der Stresstest unseres Strom-
systems. Wir dürfen nicht nach dem Prinzip Hoffnung 
arbeiten, sondern müssen anpacken und diese Sorgen 
ernst nehmen.

Deswegen haben wir uns auf Folgendes verständigt. 
Bereits mit dem Energie-Monitoring-Bericht ist klar ge-
worden: Wir wollen zukünftig mehr Rechenzentren für 
künstliche Intelligenz. Wir wollen es den Stahlkochern 
im Ruhrgebiet, im Saarland, aber auch bei mir in Ost-
deutschland ermöglichen, dass sie zukünftig auf Strom 
umschalten können. Wir wollen mehr Wärmepumpen, 
wir wollen mehr E-Autos. Das bedeutet: Wir werden 
auch mehr Strom im Netz haben, und für mehr Strom 
brauchen wir auch mehr gesicherte Leistung.

(Bernd Schattner [AfD]: Aus Windmühlen!)
Dafür legen wir heute die Grundlage, und diesen Weg 
gehen wir gemeinsam als Koalition zwischen CDU, 
CSU und SPD.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Armand Zorn [SPD])

Wir hatten uns in der damaligen Koalition verständigt, 
dass die Kohlekraftwerke spätestens 2038 vom Netz ge-
hen. Daran halten wir in dieser Koalition weiterhin fest. 
Deswegen ist auch klar: Wenn die Bundesnetzagentur uns 
aufschreibt, dass bis 2035 36 Gigawatt, also bis zu 36 
große Kraftwerke, fehlen, dann müssen wir diesem be-
gegnen, um die Sicherheit im Stromsystem herzustellen.

Wenn etwas geht wie die Kohlekraftwerke, dann muss 
dafür etwas kommen. Wir werden jetzt knapp ein Drittel 
der fehlenden Leistung mit Ausschreibungen in diesem 
und im nächsten Jahr auf den Weg bringen. Darum habe 

ich vorhin gesagt: Dieses Gesetz haben wir besser ge-
macht. Wir haben den Bonus, der vorher im Gesetz stand, 
zu einem Netzbonus weiterentwickelt, einem Netzbonus, 
der dafür Sorge trägt, dass im Nordosten wie im Süd-
westen der Republik ausreichend Kraftwerkskapazität 
da ist, um die gesicherte Leistung voranzubringen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie sehen also: Wir im Parlament arbeiten an Lösun-
gen. Wir nehmen die Versorgungssicherheit ernst. Wir 
bringen Markt, Netz und Systemstabilität zusammen. 
Wir wollen Versorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und 
Klimaschutz in Einklang bringen. Wir sind der Maschi-
nenraum. Auch wenn’s mal knirscht: Wir haben Ergeb-
nisse. Diese liefern wir. Herzliche Einladung zur Zustim-
mung.

In diesem Sinne: Glück auf!
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich darf darauf hinweisen, dass nach dem nächsten 

Redner die Zeit für die Wahl vorbei sein wird und ich 
die Wahl dann schließen werde. Wer also im Haus seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat, hat jetzt noch einmal 
vier Minuten Zeit.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 
Fraktion Steffen Kotré.

(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Der Global Wealth Report der Schweizer 
UBS bescheinigt uns Deutschen nur den 30. Rang beim 
Vermögen pro Erwachsenem. Die Menschen aus 29 an-
deren Ländern haben also mehr Vermögen als wir Deut-
sche, die wir die drittgrößte Volkswirtschaft der Welt 
haben, die wir eine der größten Industrien haben und 
auch fleißige Menschen.

Und was macht die Bundesregierung in dieser Situati-
on? Sie gibt das Geld mit vollen Händen aus für die 
sogenannte Energiewende. Auch heute haben wir es wie-
der mit einem Gesetz zu tun, das uns weiteres Geld, bis zu 
50 Milliarden Euro, aus der Tasche zieht, meine Damen 
und Herren.

Was ist weiterhin die Folge dieser Politik? Viele Un-
ternehmen verlagern ihre Produktion ins Ausland oder 
stellen sie sogar ein, weil die Politik die Produktions-
kosten in Deutschland unter anderem mit den hohen 
Energiepreisen künstlich verteuert hat.

Und was macht die Bundesregierung? Sie zerstört wei-
ter Kernkraftwerke, verringert die Kohleverstromung und 
treibt unter Absenkung der Versorgungssicherheit die 
Energiekosten noch höher.

Herr Kollege Müller, Sie haben gerade gesagt, Sie 
wollen jetzt die Versorgungssicherheit wieder erhöhen. 
Das ist doch völliger Quatsch. Sie haben doch über Jahre 
die Versorgungssicherheit zerstört. Es wurden 15 Giga-
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watt an gesicherter Leistung, wahrscheinlich sogar 20 Gi-
gawatt, zerstört. Und jetzt haben Sie ein Gesetz vorgelegt, 
mit dem Sie gerade mal 10 Gigawatt wiederaufbauen 
wollen. Insofern ist das Kokolores und zeigt die völlige 
Fehlsteuerung Ihrer Energiepolitik.

(Beifall bei der AfD)

Was sind die weiteren Folgen Ihrer Energie- und Wirt-
schaftspolitik? Die Zahl der Insolvenzen ist so hoch wie 
nie. Der Mittelstand schrumpft schon seit Jahren und 
Jahrzehnten, und Sie unternehmen da nichts.

Was macht die Bundesregierung stattdessen? Sie bür-
det den Unternehmen noch CO2-Steuer und weitere Kli-
mamaßnahmen auf sowie Bürokratie und Bürokratie und 
Bürokratie. Und dann freut sich die Bundesregierung 
noch, dass sie weiterhin solche Projekte im Ausland 
wie die legendären Radwege in Peru oder die Hühner-
ställe in China finanziert.

In der freien Wirtschaft wären die Regierungsvertreter 
längst entlassen worden

(Bernd Schattner [AfD]: Bürgergeldempfän-
ger!)

oder stünden wegen Veruntreuung vor Gericht, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Was ist die weitere Folge dieser falschen Politik? Die 
Fachkräfte verlassen unser Land, mehr als 200 000 allein 
im letzten Jahr; sie fehlen natürlich der Wertschöpfung.

Und was macht die Bundesregierung in dieser Situati-
on? Sie entzieht dem Arbeitsmarkt noch zusätzlich Er-
werbstätige, indem sie sie in die Verwaltung steckt. Sie 
macht Deutschland mit hoher Kriminalität, Dreck in den 
Großstädten und Spaltung der Gesellschaft immer un-
attraktiver für uns Deutsche.

Und trotz dieses Fachkräfteexports lässt die Bundes-
regierung weitere Kostgänger aus aller Herren Länder in 
die Sozialsysteme bei uns einwandern, sodass der dumme 
Deutsche auch das noch bezahlen darf. Und das ist fast 
schon kriminell, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Die Bürger stöhnen unter hohen Preisen an den Tank-
stellen. Was macht die Bundesregierung? Sie führt die 
hohen Steuern auf Kraftstoffe wieder ein. Deutschland 
im Jahr 2026, das bedeutet Ausplünderung des eigenen 
Volkes und Verarmung Schritt für Schritt.

Der Markt will Verbrennerautos. Was macht die Bun-
desregierung? Sie zwingt und lockt die deutschen Auto-
mobilhersteller zur E-Mobilität und damit ins Abseits. 
Wir haben es gerade gehört.

Das produzierende Gewerbe und die Industrieproduk-
tion schrumpfen. Das sind die weiteren Folgen dieser 
falschen Energiepolitik. Aber ein Versprechen: Sobald 
die AfD den Wählerauftrag hat, wird sie die Energie- 
und Wirtschaftspolitik wieder –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit bitte.

Steffen Kotré (AfD):
– vom Kopf auf die Füße stellen.

(Beifall bei der AfD – Cem Ince [Die Linke]: 
Versprechen Sie nichts!])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich komme jetzt zurück zu den Wahlen. Ich schließe 

die Wahlen und bitte die Schriftführerinnen und Schrift-
führer, mit der Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis 
der Wahlen wird Ihnen später bekannt gegeben werden.1)

Jetzt rufe ich auf die nächste Rednerin in dieser Debat-
te, und das ist für die SPD-Fraktion Dr. Nina Scheer.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In der Tat haben wir heute ein Gesetzesvor-
haben auf dem Tisch, über das wir schon viele Jahre dis-
kutiert haben. In der letzten Koalition war auch hart da-
rum gerungen worden; letztendlich kam es nicht mehr zu 
einer Verständigung darüber. Bei diesem Thema ist auch 
eine enge Kooperation bzw. Abstimmung mit der EU- 
Kommission erforderlich, weil wir bei der Herstellung 
von Versorgungssicherheit auf keinen Fall den Fehler 
machen dürfen, zu viele Gaskraftwerke auf den Markt 
zu bringen; denn dies würde ein Hemmnis beim Umstieg 
auf die Erneuerbaren darstellen und Flexibilitäten ein-
schränken.

Zugleich muss gewährleistet sein, dass auf keinen Fall 
eine Lücke entsteht. Wir können es uns weder im Hin-
blick auf die Verbraucherinnen und Verbraucher noch im 
Hinblick auf die Industrie leisten, auch nur für eine Se-
kunde keine Energie verfügbar zu haben. Gerade im Ver-
stromungssektor wird das immer wichtiger; denn wir se-
hen, dass wir durch den Transformationsprozess, durch 
den Umstieg auf die erneuerbaren Energien verstärkt in 
allen Sektoren Strom nutzen. Fossile Moleküle werden 
verstärkt aus dem Energiesystem herausgedrängt. Inso-
fern werden lückenfüllende Kraftwerke und lückenfül-
lende Kapazitäten zur Stabilisierung des Stromsystems 
insgesamt immer wichtiger.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Damit einher geht aber natürlich auch – ich habe es 
anklingen lassen – die Kooperation, die Abstimmung 
mit der EU-Kommission. In unseren Regelungen für Bat-
terien, für Alternativen zu Gaskraftwerken dürfen keine 
diskriminierenden Elemente enthalten sein. An dieser 
Stelle haben wir im parlamentarischen Verfahren Ände-
rungen erreicht. Vermutete Diskriminierungen zulasten 
von Batteriespeichern, zulasten von Bioenergie konnten 
minimiert werden. Das haben wir jetzt hinbekommen 
durch eine veränderte Stundenanzahl bezüglich der Vor-
haltung von Leistung und auch der Abstände zwischen 
Versorgungszeiträumen. Das ist immerhin ein Fortschritt.

1) Ergebnisse Seite 10993 A
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Wir müssen aber noch dahin gehend vorankommen, 
dass wir weitere Diskriminierungen abbauen, damit die 
nächste Generation der vorhaltenden Kraftwerksstruktu-
ren eben nicht immer wieder nur aus Gaskraftwerke be-
steht. Wir wollen natürlich, dass es nicht bei den fossilen 
Gaskraftwerken bleibt, sondern dass die, die jetzt an den 
Markt gehen, auf grünen Wasserstoff umgestellt werden. 
Deswegen ist H2-Readiness natürlich ein ganz wichtiges 
Instrument.

(Beifall bei der SPD)
Das Pooling von Kleinanlagen sei noch kurz erwähnt. 

Das haben wir jetzt mit untergebracht. Mein Kollege 
Martin Kröber wird gleich noch auf die veränderten Rah-
menbedingungen zum Südbonus eingehen. Auch das ist 
eine Veränderung im parlamentarischen Verfahren.

(Beifall des Abg. Michael Kellner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Katrin Uhlig 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Es ist unstrittig, dass wir Back-up-Kapazitäten 
für die Zeiten brauchen, in denen die Sonne nicht scheint 
und der Wind nicht ausreichend weht. Sie hätten die 
Chance gehabt, hier ein Gesetz vorzulegen, das breite 
Unterstützung erfährt. Sie haben sich dagegen entschie-
den.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Sie sprechen von 
Ihrer eigenen Regierungszeit?)

Sie reden immer davon, dass alles technologieoffen sein 
soll. Gerade bei diesem Gesetz zeigen Sie, dass es Ihnen 
eigentlich, werte Kolleginnen und Kollegen von der 
CDU/CSU-Fraktion, nur dann um Technologieoffenheit 
geht, wenn Sie Klimaschutz und Umweltstandards 
schleifen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jörg Cezanne [Die Linke])

Sie hätten die Chance gehabt, unser Stromsystem nicht 
nur fit für die Zukunft zu machen, sondern auch einen 
guten Schritt Richtung Klimaneutralität weiterzuent-
wickeln.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Haben Sie den 
Gesetzentwurf überhaupt gelesen?)

Dass die Kraftwerke zwar Wasserstoff-ready sein müs-
sen, aber erst ab 2045 kein fossiles Gas mehr nutzen 
dürfen, ist für den Klimaschutz fatal.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Robert Habeck hat 
in seiner Strategie nichts anderes verlangt! Was 
erzählen Sie hier?)

Allerdings – so ehrlich muss man sein – ist das auch 
konsequent. Die Ministerin ignoriert als zuständige Mi-
nisterin für Energie die Notwendigkeit, endlich am Was-
serstoffhochlauf zu arbeiten. Und Sie als Koalition, egal 
welches Gesetz Sie anpacken, bauen Klimaschutz ab.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der Union?

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Frau Kollegin, vielen Dank, dass Sie die Frage zulas-

sen. – Ich habe eine ganz ehrlich gemeinte Zwischen-
frage.

(Bernd Schattner [AfD]: Das von der CDU/ 
CSU!)

Wir haben ja von Robert Habeck eine Kraftwerksstrate-
gie vorgelegt bekommen, und darin waren der Südbonus 
und die Versorgungssicherheit genau so enthalten. Wie 
passt Ihre Rede zu dem, was Sie in Ihrer eigenen Regie-
rungszeit in diesem Parlament vorgelegt haben?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Werter Kollege, ich erläutere Ihnen das gerne. Wir 

hätten im Gesetzentwurf einen wesentlich schnelleren 
Umstieg auf Wasserstoff vorgesehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir hätten auch – und dazu komme ich jetzt gleich – eine 
Gegenfinanzierung vorgelegt. Dieser Gesetzentwurf ent-
hält keine Gegenfinanzierung, ist nicht technologieoffen 
und sorgt dafür, dass es bis 2045 einen Freibrief gibt, 
fossiles Gas zu verwenden. Und der Gaspreis steigt ge-
rade wieder. Erläutern Sie den Menschen im Land, wa-
rum Sie uns durch dieses Gesetz abhängig machen von 
fossilem Gas bis 2045. Das wird Ihre Aufgabe sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich lasse die Uhr jetzt weiterlaufen.

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie wollen hier heute ein Gesetz beschließen, das Kos-

ten verursachen wird. Aber wer diese Kosten tragen wird, 
sagt das Gesetz nicht. Das wollen Sie irgendwann in 
einem zukünftigen Gesetz regeln. Das ist doch keine 
seriöse Politik. Wer sagt denn, dass es dieses andere 
Gesetz überhaupt geben wird? Ist das sicher angesichts 
des Zustands der Koalition? Was dann? Wer trägt dann 
die Kosten für die Ausschreibungen, die dieses Jahr auf 
den Weg gebracht werden sollen?
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Wir werden dieses Gesetz ablehnen, nicht weil wir ein 
solches Gesetz nicht grundsätzlich für wichtig halten – 
gerade mit Blick auf den Kohleausstieg wäre es wichtig –, 
sondern weil Sie sich noch nicht mal die Mühe gegeben 
haben, ein zukunftsfähiges und seriös gegenfinanziertes 
Gesetz vorzulegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Für das Stromsystem der Zukunft sind nicht nur Back- 

up-Kapazitäten unerlässlich, sondern auch ein schneller 
und ambitionierter Ausbau der Erneuerbaren. Dafür ist 
das EEG der zentrale Baustein. Ende des Jahres läuft 
die beihilferechtliche Genehmigung aus. Ohne Genehmi-
gung gibt es keine Förderung für neue Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen. Eine ganze Branche ist verunsichert, wie 
es weitergeht. Es gibt keine Planungssicherheit über den 
31. Dezember 2026 hinaus. Die zuständige Ministerin 
behauptet, sie sei sich der Dringlichkeit bewusst, und 
stellt eine EEG-Novelle für vielleicht irgendwann im 
Juli in Aussicht.

Dabei bräuchte es nur zwei Änderungen, damit ein 
Beihilfeverfahren für eine Verlängerung der Genehmi-
gung möglich wäre: ein Abschöpfungsmechanismus 
und Resilienzausschreibungen. Klingt einfach, scheint 
es aber mit Blick auf den Kabinettszeitplan nicht zu sein. 
Deshalb legen wir Ihnen hier Ihre Vorschläge mit genau 
diesen zwei Punkten heute vor. Mehr braucht es nicht, 
damit das Beihilfeverfahren bei der EU-Kommission ein-
geleitet werden kann. Sie als Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier haben jetzt die Wahl, ob die Erneuerba-
renbranche zeitnah wieder Planungssicherheit hat oder ob 
Sie die Energiewende abwürgen.

Abschließend, werte Kolleginnen und Kollegen von 
CDU/CSU und SPD, will ich mich bei Ihnen entschuldi-
gen. Ich bin die ganze Woche davon ausgegangen, dass 
Sie sich eine solche Planungsunsicherheit, ein solches 
Chaos, eine solche Verunsicherung nur bei den Erneuer-
baren erlauben würden. Da lag ich falsch. Seit dieser 
Woche wissen wir: Auch beim Mittelstand haben Sie 
kurzfristig mit dem ZIM das wichtigste Förderprogramm 
gestoppt, und seit gestern gibt es Chaos bei der Heizungs-
förderung.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wahnsinn!)

Sie stürzen also –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– diskriminierungsfrei – fair enough! – gleich mehrere 

zentrale Teile unserer Wirtschaft vor dem Sommer ins 
Chaos, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Katrin Uhlig (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und das mitten in einer Wirtschaftskrise.
Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wo kommt denn die 
Wirtschaftskrise her?)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jörg Cezanne 

für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Jörg Cezanne (Die Linke):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Der vorliegende Gesetzentwurf ist vor allen Dingen 
eine vertane Chance. Statt die zukünftige Stromversor-
gung konsequent an den Zielen Bezahlbarkeit, größtmög-
liche Unabhängigkeit und Klimaneutralität auszurichten, 
setzt Katherina Reiche in erster Linie auf den Bau neuer 
Gaskraftwerke. Das ist eine verheerende Entscheidung. 
Wir lehnen sie ab.

(Beifall bei der Linken)
Die enormen Möglichkeiten moderner Stromspeicher 

werden völlig unzureichend genutzt. Die intelligente 
Stromnutzung durch Flexibilisierung und regionale Ver-
netzung bleibt außen vor. Verbundkraftwerke kommen 
gar nicht zur Geltung, von Technologieoffenheit keine 
Spur. Hier muss dringend nachgebessert werden.

Stattdessen setzt die Koalition weiter auf Erdgas, die 
teuerste Form der Stromerzeugung, und macht den Strom 
damit perspektivisch teurer. Diese Gefahr wird noch ver-
schärft, weil die Bundesregierung die Umstellung der 
Gaskraftwerke auf klimaneutralen grünen Wasserstoff 
bis 2045, also bis ganz ans Ende der Umstellungsperiode, 
hinausschiebt. Es muss alles darangesetzt werden, die 
fossilen Kraftwerke so schnell wie möglich auf sauberen 
Wasserstoff umzustellen.

(Beifall bei der Linken – Bernd Schattner 
[AfD]: Quatsch!)

Die Bundesregierung formuliert die Ausschreibungen 
so, dass sich fast ausschließlich die großen Energiekon-
zerne bewerben können. Unsere Anfragen und Recher-
chen von Journalisten belegen, dass Katherina Reiche 
sich ausschließlich von Gaskonzernen wie RWE oder 
EnBW hat beraten lassen. Im Ergebnis werden Gaskraft-
werke von Konzernen gebaut werden, die bereits jetzt 
schon eine große Marktmacht am Strommarkt haben. 
Stadtwerke und kleinere Anbieter drohen auf der Strecke 
zu bleiben. Das ist einfach falsch und verheerend.

(Beifall bei der Linken)
Ich hoffe, die jetzt vorgelegte verbesserte Regelung bei 

der regionalen Verteilung wird greifen. Wir als Linke 
wollen in jedem Fall, dass Kraftwerkstandorte, energie-
wirtschaftliches Know-how und Arbeitsplätze auch im 
Osten Deutschlands erhalten bleiben.

(Beifall bei der Linken – Sepp Müller [CDU/ 
CSU]: Dann stimmen Sie doch zu!)

Ja, das Stromsystem muss so ertüchtigt werden, dass 
auch in den wenigen Stunden im Jahr, in denen die Sonne 
nicht scheint und kein Wind weht, ausreichend Strom zur 
Verfügung steht. Wir als Linke schlagen dafür eine öf-
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fentliche, dezentrale und primär von den Stadtwerken 
getragene Kraftwerksreserve vor. Die Stromversorgung 
muss Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge sein

(Beifall bei der Linken – Bernd Schattner 
[AfD]: Bei euch ist eh alles staatlich!)

und darf nicht der privaten Gewinnerzielung dienen. Das 
würde den Strom auch für alle billiger machen.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Andreas 

Lenz für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Frage der 
Bezahlbarkeit und die Frage der Versorgungssicherheit 
sind zentral für die Wettbewerbsfähigkeit dieses Landes. 
Die Bundesnetzagentur spricht hier von einem Bedarf bis 
2035 von bis zu 36 Gigawatt an gesicherter Leistung – 
andere Institute oder Verbände sogar von noch mehr. Wir 
ignorieren das nicht; wir handeln. Wir schaffen mit die-
sem Gesetz zusätzliche gesicherte Leistung. Das ist wich-
tig für diesen Industrie-, für diesen Wirtschaftsstandort, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben mittlerweile einen Anteil von rund 60 Pro-
zent an Erneuerbaren im Strombereich. Gleichzeitig de-
cken die Erneuerbaren an 140 Tagen lediglich unter 
40 Prozent des Strombedarfs, an 80 Tagen unter 30 Pro-
zent, an 40 Tagen unter 20 Prozent, und an bis zu 10 
aufeinanderfolgenden Tagen herrscht eine sogenannte 
Dunkelflaute. Wir brauchen einfach gesicherte Leistung 
und neue Kraftwerke, meine Damen und Herren, um 
dieser Dunkelflaute zu begegnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen der AfD?

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Ja.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön.

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Vielen Dank, Herr Kollege Lenz, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Wir haben ja vorgeschlagen, die 
zuletzt abgeschalteten Kernkraftwerke wieder zu reakti-
vieren. Die ehemaligen Kernkraftwerksleiter haben sich 
vor Kurzem zu Wort gemeldet und gesagt, dass das 
Ganze geht. Es gibt eine Studie der Radiant Energy 
Group, die genau das beinhaltet. Wir könnten 12 Gigawatt 

an Kernkraft für 18 Milliarden Euro innerhalb von zwei 
bis fünfeinhalb Jahren wieder in Betrieb nehmen. Das 
wären dann noch mehr als diese 11 Gigawatt zusätzliche 
Spitzenlastgaskraftwerke, die Sie planen. Die Kernkraft-
werke würden den Strompreis reduzieren. Sie sprachen 
von „bezahlbar“. Ihr Konzept würde dazu führen, dass 
der Strompreis weiter erhöht wird, weil die Bereitstellung 
dieser zusätzlichen Gaskraftwerke über eine Umlage auf 
den Strompreis bezahlt werden soll. Es würde etwa – ich 
habe es ausgerechnet – einen halben Cent zusätzlich für 
alle kosten, also die Strompreise werden dadurch nach 
oben getrieben und nicht reduziert.

Wir hätten mit den Kernkraftwerken die Möglichkeit, 
genau dieses Problem zu lösen. Wir haben in den letzten 
zehn Jahren mit den Druckwasserreaktoren für weniger 
als 3 Cent die Kilowattstunde Strom erzeugt. Wir könnten 
tatsächlich die Strompreise senken, und diese Kernkraft-
werke könnten ideal Wind und Sonne ergänzen, weil sie 
nämlich regelbare Grundlast liefern. Warum setzen Sie 
nicht auf dieses Pferd?

(Beifall bei der AfD – Martin Kröber [SPD]: 
Weil es ein totes Pferd ist!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Lenz, bitte.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Kollege, danke für Ihre Zwischen-

frage, die nicht von Kenntnis geprägt ist.
(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Es war unzweifelhaft ein großer Fehler, die Kernkraft-
werke gerade während einer der größten Energiekrisen 
nach dem Krieg abzuschalten. Das haben wir themati-
siert, auch in einem Untersuchungsausschuss. Die Di-
mension dieses Fehlers ist durch diesen Untersuchungs-
ausschuss zutage getreten und ist noch größer gewesen, 
als ursprünglich vermutet wurde. Das ist das Erste.

Das Zweite ist: Wenn man mit den Kraftwerksbetrei-
bern spricht, zeigt sich: Es ist eben nicht so, wie Sie 
sagen, dass man jetzt sozusagen mit einem Schnipp die 
Kernkraftwerke wieder reaktivieren könnte. Das ist leider 
nicht der Fall. Insofern müssen wir uns den Realitäten 
stellen, und das machen wir. Wir ersetzen diese ausgefal-
lenen Kapazitäten durch neue Kapazitäten und schaffen 
so die Versorgungssicherheit, die wir für dieses Land 
brauchen. Wir agieren nicht irgendwo im Ungefähren, 
sondern schaffen Fakten und Versorgungssicherheit. – 
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich lasse die Uhr weiterlaufen.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Wie gesagt, wir brauchen gesicherte Leistung und neue 

Kraftwerkskapazitäten. Jeder, der meint, dass das ledig-
lich mit Batteriespeichern geht, der streut den Leuten 
Sand in die Augen und ist unredlich. Auch wir wollen 
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Batteriespeicher; aber wir werden allein mit Batteriespei-
chern den Dunkelflauten an bis zu zehn aufeinanderfol-
genden Tagen nicht begegnen können, meine Damen und 
Herren. Deswegen ist es so zentral, dass wir heute dieses 
Gesetz verabschieden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die annähernd 10 Gigawatt neue Kraftwerkskapazitä-
ten – übrigens, in den USA werden Gaskraftwerke mit 
einer Leistung von ungefähr 10 Gigawatt im Jahr zu-
gebaut – werden regional verteilt. Ich möchte betonen, 
dass wir dort zubauen müssen, wo die gesicherte Leis-
tung auch gebraucht wird. Gebraucht wird die gesicherte 
Leistung in erster Linie im netztechnischen Süden zu 
zwei Dritteln. Hier gingen die entsprechenden Kraftwerk-
kapazitäten – Sie haben es genannt: Kernkraft, aber auch 
Kohle – vom Netz, aber hier sind hauptsächlich die 
großen Verbraucher. Deswegen werden wir darauf ach-
ten, dass zwei Drittel im sogenannten netztechnischen 
Süden, aber auch im tatsächlichen Süden zugebaut wer-
den. Das hat übrigens auch Gründe, die in den System-
kosten liegen, weil wir damit natürlich auch die Redis-
patch-Kosten minimieren möchten. Auch deswegen 
ergibt die Regelung, die einen Bonus für den Süden vor-
sieht, Sinn.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen auch die gesicherte Leistung, die im 
Land schon vorhanden ist. Wir als Fraktion wollen auch 
zukünftig Biogasanlagen fördern. Wir brauchen zudem 
die Kraft-Wärme-Kopplung genauso wie industrielle 
Kraftwerke. Wir werden die Voraussetzungen schaffen, 
diese in den zukünftigen Strommarkt zu integrieren, um 
die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. Schaut man 
sich die Zukunftsthemen an – künstliche Intelligenz, Re-
chenzentren, Industrie und Produktion –, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
– dann stellt man fest: Wir brauchen Versorgungs-

sicherheit. Wir leisten mit diesem Gesetz einen Beitrag 
für die Zukunftsfähigkeit dieses Landes, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Dr. Lenz.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
– indem wir die Versorgungssicherheit gewährleisten.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Bernd Schattner 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Deutsch-

land hat nicht einfach nur hohe Strompreise; Deutschland 
hat politisch gemachte Rekordstrompreise. Die Verant-
wortung dafür tragen nicht der Weltmarkt, nicht das Wet-
ter und nicht irgendein Zufall; die Verantwortung tragen 
diese Bundesregierung und ihre Vorgänger.

(Beifall bei der AfD)
Sie haben funktionierende Kraftwerke abgeschaltet, Ver-
sorgungssicherheit geschwächt, Strom künstlich verteu-
ert und verkaufen dieses Desaster den Bürgern auch noch 
als Fortschritt.

Private Haushalte zahlen in Deutschland rund 37 Cent 
je Kilowattstunde Strom. Familien, Rentner, Handwer-
ker, Bäcker und Mittelständler zahlen die Zeche Ihrer 
Politik. Und während die Menschen kaum noch wissen, 
wie sie ihre Rechnungen zahlen sollen, reden Sie von 
Transformation und Klimaneutralität.

Schauen Sie doch mal nach Finnland. Dort ist mit 
Olkiluoto 3 einer der modernsten Kernreaktoren Europas 
ans Netz gegangen. Dort setzt man auf Versorgungs-
sicherheit und bezahlbare Energie. In Deutschland da-
gegen wurden die letzten Kernkraftwerke abgeschaltet – 
mitten in der Krise. Das ist Vernichtung von Volksver-
mögen.

(Beifall bei der AfD)
Das ist absurd, verantwortungslos und ein Schlag ins 
Gesicht der Bürger und Unternehmen. Und den Unter-
schied sieht man auf der Stromrechnung: Deutschland 
rund 37 Cent pro Kilowattstunde, Finnland etwa 22 Cent.

Während andere Länder ihre Industrie stärken, ver-
treibt Deutschland seine Unternehmen mit Rekordprei-
sen, Bürokratie und ideologischem Starrsinn. Und wenn 
Wind und Sonne nicht liefern, dann kaufen wir teuren 
Strom aus dem Ausland, übrigens häufig Atomstrom 
aus Frankreich oder Tschechien. Im eigenen Land ver-
teufeln Sie die Kernenergie, im Ausland kaufen Sie genau 
diesen Strom dann teuer zu.

Sie zerstören erst die eigene grundlastfähige Stromver-
sorgung und wundern sich dann über explodierende Kos-
ten für Netzausbau, Reservekraftwerke und Ausgleichs-
mechanismen. Und wer bezahlt das alles? Genau, wieder 
der Bürger, wieder der Mittelstand, wieder die arbeitende 
Bevölkerung. Ihre Antwort auf die hohen Strompreise ist 
dann: neue Fördertöpfe, neue Subventionen und neue 
Bürokratie. – Erst machen Sie den Strom künstlich teuer, 
dann verteilen Sie Milliarden, um die Folgen Ihrer Fehl-
entscheidungen zu kaschieren. Deshalb sagen wir als 
AfD ganz klar: Dieser Irrweg muss beendet werden. 
Wir wollen die Stromsteuer auf das europäische Mindest-
maß senken, die Netzentgelte dauerhaft reduzieren und 
endlich Schluss machen mit einer Energiepolitik, die 
Bürger belastet, Unternehmen vertreibt und unseren 
Wohlstand gefährdet.

(Beifall bei der AfD)
Bezahlbare Energie ist eben kein Luxus. Sie ist die 

Grundlage unseres Wohlstandes, unserer Industrie und 
sicherer Arbeitsplätze. Deutschland braucht endlich eine 
Energiepolitik der Vernunft statt Ideologie, Versorgungs-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                  10974 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Andreas Lenz 



sicherheit statt Wunschdenken und Wettbewerbsfähigkeit 
statt Rekordstrompreise. Die Bürger haben genug von 
Ausreden, die Unternehmen haben genug von Belastun-
gen, und Deutschland hat keine Zeit mehr für grüne Ex-
perimente auf Kosten unseres Wohlstandes.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Martin Kröber 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Martin Kröber (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, auch auf der Tribüne! Was passiert eigentlich, 
wenn in fünf Jahren kein Wind weht und die Sonne wo-
möglich nicht scheint?

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: „Womöglich“? Jede 
Nacht ist das so!)

Die Antwort darauf liefern wir heute mit dem 
StromVKG, damit unser Land in Dunkelflauten nicht 
im Dunkeln steht.

Das Ministerium hat einen Entwurf vorgelegt, der – 
das muss man an der Stelle nach vorne stellen – heute 
eine klare Botschaft nach außen senden soll: Deutschland 
ist ein Wirtschaftsstandort, Deutschland ist ein Industrie-
land. – Und wir sorgen mit diesem Gesetz dafür, dass das 
auch so bleiben kann, dass sich die Chemieindustrie und 
die Stahlindustrie keine Gedanken darum machen müs-
sen, ob es in ihren Betrieben zu irgendwelchen Versor-
gungsengpässen kommt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Ich möchte mich ganz herzlich bei den Kolleginnen 

und Kollegen, aber auch beim Ministerium für die tollen 
Verhandlungen bedanken. Nichtsdestotrotz gab es natür-
lich ein paar Dinge, die wir im Laufe des Gesetzgebungs-
verfahrens noch mal geändert bzw. bei denen wir ein 
kleines bisschen nachgeschärft haben. Einen Punkt 
möchte ich ganz besonders hervorheben. Es gibt ein 
Wort – ich kämpfe inzwischen schon damit –, das wir 
immer wieder verwenden: Südbonus. Ich glaube, im 
Großen und Ganzen war das so gar nicht gemeint. Das 
Gesetz hat sich ursprünglich mal mit der Frage beschäf-
tigt, wo denn der größere Bedarf besteht. Und da hatte 
man zu Recht festgestellt, dass es im Süden einen etwas 
größeren Bedarf gibt als im Norden, weil wir im Norden 
und im Osten sehr fleißig darin waren, erneuerbare Ener-
gien aufzubauen, während andere das vielleicht nicht 
ganz in dem Umfang getan haben.

(Abg. Dr. Paul Schmidt [AfD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage)

Genau deshalb hat man diesen Bonus reingeschrieben. 
Wir haben aber gesagt, dass der Bonus diskriminierungs-
frei sein muss. Das Ganze muss auch so ausgestaltet sein, 
dass keine Region abgehängt wird. Genau deshalb haben 

wir den Bonus jetzt so umformuliert, dass im ersten Aus-
schreibungsprozess erst mal ein Drittel der Kapazitäten 
im Norden entsteht, bevor überhaupt irgendein Südbonus 
zieht. Damit werden wir keine Region benachteiligen. 
Alle Regionen werden bei der Energieversorgung gut 
aufgestellt sein.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Michael 
Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den 

Reihen der AfD?

Martin Kröber (SPD):
Nein danke, das brauche ich vor der Sommerpause 

nicht mehr. Wir haben, glaube ich, heute auch schon 
genug Blödsinn dazu gehört.

(Bernd Schattner [AfD]: Das würde ihn intel-
lektuell überfordern!)

– Ja, es überfordert mich tatsächlich, was Sie erzählen; da 
haben Sie völlig recht. Das hält mein Kopf nicht aus. Und 
ich habe auch noch nicht genug Kopfschmerztabletten 
genommen, um mir Ihren Blödsinn zu Atomkraftwerken 
anzuhören.

(Heiterkeit bei der SPD – Beifall bei der SPD 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Sepp 
Müller [CDU/CSU] und Nicole Gohlke [Die 
Linke])

Das brauche ich heute tatsächlich nicht mehr.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte mich 

noch mal für die Verhandlungen bedanken. Ich glaube, 
das heute zu verabschiedende gute Gesetz wird dafür 
sorgen, dass wir keine strukturellen Schwierigkeiten bei 
der Energieversorgung haben,

(Georg Schroeter [AfD]: Haben wir doch ge-
rade!)

und das vor allen Dingen in ganz Deutschland gleicher-
maßen.

Vielen Dank dafür.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Dr. Paul Schmidt von der 
AfD-Fraktion.

(Armand Zorn [SPD]: Hat der keine Redezeit 
bekommen? – Michael Kellner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Gleich zweimal in einer De-
batte? Komisch!)

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Herr Kröber, schade, dass Sie die 
Zwischenfrage nicht zugelassen haben.
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(Armand Zorn [SPD]: Nö, war gut eigentlich! 
War eine gute Entscheidung! – Michael 
Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach 
nö! Nicht so schlimm! – Zuruf der Abg. Nicole 
Gohlke [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Schmidt, Sie haben das Wort. Bitte setzen Sie 

fort.

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Ich verstehe nicht, was Sie uns jetzt erklären wollen zu 

diesem Wegfall des Südbonus. Ich habe das so verstan-
den: Es geht um Physik. Es geht darum, dass im Norden 
sehr viel Strom aus Windkraft eingespeist wird und im 
Süden einfach keiner eingespeist wird. Und es ist nicht 
überraschend, dass ab und zu die Sonne nicht scheint; 
jede Nacht ist das der Fall. Dann hat man auch keinen 
Strom durch Photovoltaik. Dieser Unterschied muss aus-
geglichen werden.

Ich habe das so verstanden, dass der Südbonus dazu 
dient, im Notfall die Stromerzeugung im Süden zu stär-
ken, damit die Stromleitungen von Nord nach Süd ein-
fach nicht mehr überlastet werden. Ich habe das so ver-
standen, dass es hier um ein physikalisches Problem geht. 
Und Sie erklären uns jetzt auf einmal: Es geht tatsächlich 
darum, alle Bereiche Deutschlands gleichermaßen – mal 
mehr, mal weniger – zu bevorteilen oder zu benachtei-
ligen. Könnten Sie mir das mal bitte noch genauer erklä-
ren? – Danke.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Mensch, Herr 
Schmidt, lesen Sie das Gesetz!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kröber, möchten Sie erwidern?

Martin Kröber (SPD):
Sehr gerne. – Gut, dass Sie eingangs gleich gesagt 

haben, dass Sie es nicht verstanden haben. Sie verstehen 
sehr häufig sehr vieles nicht.

(Lachen des Abg. Tobias Matthias Peterka 
[AfD] – Tobias Matthias Peterka [AfD]: Sagt 
der Richtige!)

Ich gebe mir aber Mühe, Ihnen das noch mal zu erklären.
Klar ist: Wir haben im Süden einen deutlich höheren 

Bedarf als im Norden – das habe ich sehr deutlich in 
meiner Rede erklärt –, und den bemessen wir in etwa 
auf zwei Drittel. Im Norden haben wir einen etwas nied-
rigeren Bedarf; der liegt wahrscheinlich bei etwa einem 
Drittel. Nach dem ursprünglichen Gesetzentwurf wäre es 
durchaus möglich gewesen, dass im Süden ein größerer 
Anteil als diese zwei Drittel zugebaut worden wären.

Ich habe übrigens nicht gesagt, dass wir den Südbonus 
abgeschafft haben. Ich habe gesagt, dass wir die Regel 
etwas verändert haben. Aber vielleicht hören Sie beim 
nächsten Mal ein kleines bisschen besser zu. Dann kön-
nen Sie auch etwas lernen und erzählen nicht so viel 
Quatsch.

(Lachen des Abg. Enrico Komning [AfD])

Danke schön.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Und 

der letzte Redner ist Dr. Klaus Wiener für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Heute ist in der Tat ein guter Tag hier im Parlament; 
denn wir verabschieden ein Gesetz, mit dem wir eine 
absehbare Lücke in der Stromversorgung abwenden.

(Georg Schroeter [AfD]: Wir haben keine Lü-
cke! Wir haben doch gar keine!)

Die Zahlen sind genannt worden. Warum gibt es diese 
Lücke? Weil die Strombedarfe schlicht steigen, weil wir 
aus der Kohle aussteigen werden – 2030 und 2038 sind 
hierfür die relevanten Daten –

(Zuruf des Abg. Georg Schroeter [AfD])

und weil wir aus der Kernenergie bereits ausgestiegen 
sind. Also brauchen wir schnell neue, steuerbare Leis-
tung, zum Beispiel in Form von Gaskraftwerken.

Was ist dieses Gesetz aber ausdrücklich nicht? Es ist 
keine Rückkehr ins fossile Zeitalter oder ins Zeitalter 
fossiler Lock-ins, wie hier links oder an verschiedener 
Stelle auch von den Grünen immer wieder behauptet 
wird, sondern die Gaskraftwerke, die wir auf den Weg 
bringen, werden perspektivisch mit Wasserstoff betrie-
ben. Und damit sind sie dann auch sauber.

(Zuruf des Abg. Georg Schroeter [AfD])

Allerdings, Frau Uhlig, wenn Sie sagen, Sie würden 
das früher machen, dann müssen Sie natürlich auch die 
Frage beantworten, wo Wasserstoff in solchen Mengen 
und vor allem zu bezahlbaren Preisen herkommen soll.

(Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wenn die Ministerin sich gar nicht kümmert, 
dann wird das ja auch nichts!)

Einfach umzustellen, das haben wir viel zu oft gemacht. 
Das hat nur dazu geführt, dass wir am Produktionsstand-
ort Deutschland keine bezahlbare Energie haben. Das 
machen wir eben nicht mehr mit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 

Michael Kellner, Bündnis 90/Die Grünen?

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Ja. Michael Kellner, bitte.
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Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ganz herzlichen Dank. – Uns eint ja das Ziel, bezahl-

bare Strompreise hinzubekommen. Jetzt haben wir hier 
diesen Gesetzentwurf. Sie sind ja Volkswirt, ein Mann 
der Zahlen. Jetzt wüsste ich gerne: Was kommt zusätzlich 
auf den Strompreis obendrauf? Die Schätzungen sind ein 
halber Cent bis ein Cent pro Kilowattstunde. Können Sie 
das bestätigen? Können Sie andere Zahlen nennen? Also, 
was kostet uns das zusätzlich? Das würde ich gerne wis-
sen wollen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Wiener, bitte.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Herr Kellner, das hängt natürlich ganz entscheidend 

davon ab, wie die Gebote reinkommen. Es ist ein Höchst-
preis definiert worden; den kennen Sie auch. Wir haben 
heute Morgen ja schon mal darüber gesprochen. Aber 
was wir natürlich nicht wissen, ist, wie die Bieter sich 
verhalten werden.

(Michael Kellner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr nah am Höchstpreis!)

Ich glaube, dass wir hier auch eine Konkurrenz im 
Markt haben. Wir wissen, dass da sehr viele Anbieter 
bieten wollen. Deswegen glaube ich nicht, dass wir an 
diesen Höchstpreis rankommen werden, sondern wir wer-
den da ordentliche Gebote kriegen. Und deswegen glaube 
ich auch nicht, dass es eine spürbare zusätzliche Belas-
tung ist. Im Gegenteil: Ich glaube, das wird dafür sorgen, 
dass die Redispatch-Kosten sinken – der Südbonus ist 
angesprochen worden – und dass der Strompreis damit 
in der Gesamtschau sogar sinken kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich lasse die Uhr jetzt weiterlaufen.

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Dieses Gesetz – das will ich auch noch mal betonen – 

ist ausdrücklich auch kein Versuch, die Erneuerbaren aus-
zubremsen; das wird hier ja auch immer wieder behaup-
tet. Das 80-Prozent-Ziel steht.

Fazit: Das hier ist ein gutes Gesetz. Ich bin auch dank-
bar, dass wir es heute noch vor dem Beginn der sitzungs-
freien Zeit verabschieden können. Und ich möchte mich 
auch dem Dank an alle Berichterstatter anschließen, dass 
wir hier wirklich gut vorangekommen sind. Auch danke 
an das Haus. Die Beratungen waren wirklich konstruktiv, 
und wir haben hier ein gutes Ergebnis zustande bekom-
men.

Sind damit alle Energieprobleme am Standort gelöst? 
Sicher nicht. Kein Zweifel: Die Energiebedarfe werden 
auch in den kommenden Jahren massiv steigen. Wir wol-
len weite Teile der Gesellschaft elektrifizieren. Auch der 
Bedarf für KI-Anwendungen, wo wir auch weltweit dabei 
sein wollen, wird steigen.

Wie schaffen wir das? Durch den konsequenten Aus-
bau der Erneuerbaren. Daran werden wir festhalten, Frau 
Uhlig,

(Katrin Uhlig [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wann kommt denn der Gesetzentwurf?)

aber nach strikt marktwirtschaftlichen Kriterien. Die Zeit 
der Endlossubventionen und der hohen zweistelligen Ei-
genkapitalrenditen auf Kosten der Unternehmen und der 
Verbraucher muss vorbei sein. Und ja, wir schaffen das 
auch durch Technologieoffenheit. Die Erneuerbaren wer-
den für die Energiewende ganz zentral sein. Aber wir sind 
auch offen für wirksame Übergangslösungen

(Zuruf von der AfD: Kernkraft!)
– das Gesetz heute ist das beste Beispiel –, auch für die 
Nutzung und Speicherung von Kohlenstoff und auch für 
Weiterentwicklungen in der zivilen Nutzung der Kern-
energie. Jens Spahn hat heute Morgen an dieser Stelle 
gesagt: Wir wollen, dass Deutschland der Standort ist, 
wo das erste Fusionskraftwerk steht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, „Whatever it takes“ 
gilt auch hier. Ich möchte unseren Unternehmen zurufen 
können: Wir sorgen am Standort Deutschland für sichere, 
saubere und bezahlbare Energie, und zwar in den 
Mengen, wie es gebraucht wird!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache.
Tagesordnungspunkt 7a. Wir kommen zur Abstim-

mung über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Sicherung der Versorgungssicherheit 
Strom und zur Bereitstellung neuer Kapazitäten und zur 
Änderung der Besonderen Gebührenverordnung BNet-
zA. Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt 
unter Buchstabe a seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/6998, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksachen 21/6279 sowie 21/6563 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustim-
men wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Unions-
fraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die AfD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke. Enthaltungen sehe ich nicht. Dann ist der 
Gesetzentwurf damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Jetzt 
bitte ich diejenigen, die dagegenstimmen wollen, sich zu 
erheben. – Das sind die AfD-Fraktion, Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke. Enthaltungen sehe ich nicht. 
Dann ist der Gesetzentwurf mit den beschriebenen Mehr-
heitsverhältnissen angenommen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)
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Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/6998 empfiehlt der Ausschuss, eine Ent-
schließung anzunehmen. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Die Unionsfraktion und die SPD-Frakti-
on. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke.

(Unruhe bei der AfD)
– Ist es richtig, dass Sie dagegenstimmen? Habe ich das 
richtig verstanden?

(Georg Schroeter [AfD]: Ja, klar!)
– Das war richtig?

(Peter Felser [AfD]: Ja!)
– Sie stimmen dagegen. Enthaltungen? – Dann fasse ich 
noch mal zusammen: Die Koalition hat für die Beschluss-
empfehlung gestimmt, AfD, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke dagegen. Damit ist die Beschlussempfehlung 
angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf 
Drucksache 21/6999. Wer stimmt dafür? – Das sind 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Das 
sind Union, AfD und die SPD-Fraktion. Enthaltungen? – 
Das ist die Fraktion Die Linke. Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag abgelehnt.

Wir setzen die Abstimmung zu der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie auf 
Drucksache 21/6998 fort. Tagesordnungspunkt 7b. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe d seiner Beschluss-
empfehlung die Ablehnung des Antrags der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 21/6369 mit 
dem Titel „Effiziente Kapazitätsausschreibungen mit Zu-
kunft – Für eine Versorgungssicherheit ohne teuren fos-
silen Lock-In“. Wer stimmt für diese Beschlussempfeh-
lung? – Das sind Union, AfD und die SPD. Wer stimmt 
gegen die Beschlussempfehlung? – Das sind Bündnis 90/ 
Die Grünen. Enthaltungen? – Die Fraktion Die Linke. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss unter Buchstabe e 
seiner Beschlussempfehlung die Ablehnung des Antrags 
der Fraktion Die Linke auf Drucksache 21/6360 mit dem 
Titel „Energieversorgung sichern – Bezahlbar, er-
neuerbar und dezentral“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Das sind die Unionsfraktion, die AfD- 
Fraktion und die SPD. Wer stimmt gegen die Beschluss-
empfehlung? – Das ist Die Linke. Wer enthält sich? – Das 
sind Bündnis 90/Die Grünen. Die Beschlussempfehlung 
ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 9. Beschlussempfehlung des Ausschusses 
für Wirtschaft und Energie zu dem Antrag der Fraktion 
der AfD mit dem Titel „Strompreise für alle Unterneh-
men in Deutschland senken“. Der Ausschuss empfiehlt 
unter Buchstabe c seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/6998, den Antrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/5493 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind Union, SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die AfD. Enthaltungen sehe ich nicht. 
Damit ist diese Beschlussempfehlung ebenfalls an-
genommen.

Zusatzpunkt 10. Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Wirtschaft und Energie zu dem Antrag der Frak-
tion der AfD mit dem Titel „Anzahl staatlich subventio-
niert neu zu errichtender Gaskraftwerke durch den 
Wiedereinstieg in die Kernenergie verringern“. Der Aus-
schuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/5617, den Antrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/4460 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Unionsfrak-
tion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion der 
AfD. Enthaltungen sehe ich nicht. Die Beschlussempfeh-
lung ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 11. Interfraktionell wird die Überweisung 
des Gesetzentwurfs auf Drucksache 21/6914 an den Aus-
schuss für Wirtschaft und Energie vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das sehe ich nicht. 
Dann verfahren wir wie vorgeschlagen. Damit verlassen 
wir diese Tagesordnungspunkte.

Bevor wir weitermachen, muss ich auf meine letzte 
Sitzungsleitung in der vergangenen Sitzungswoche zu-
rückkommen, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich habe 
das entsprechende Protokoll überprüft. Für die Aussage 
„Sie sollten sich hier als Vaterlandsverräter entschuldi-
gen“, personalisiert und herabsetzend an einen Kollegen 
gerichtet, in der Sitzung am 26. Juni 2026, Zusatz-
punkt 17, erteile ich dem Kollegen Kai Whittaker von 
der Union einen Ordnungsruf.

Wir setzen jetzt die Debatte fort. Ich rufe auf die 
Tagesordnungspunkte 12a und 12b: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ni-
cole Gohlke, Dr. Michael Arndt, Jorrit Bosch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Echte Perspektiven statt Kettenbefristun-
gen – Gute Arbeitsbedingungen für gute 
Wissenschaft

Drucksache 21/6103
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ayse 
Asar, Dr. Andrea Lübcke, Claudia Müller, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Gute Arbeit auf dem Campus – Maßnah-
menpaket für wissenschaftliche Karriere-
perspektiven vorlegen und Generationen-
wechsel als Reformchance nutzen

Drucksache 21/6345
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technik-
folgenabschätzung (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.
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Ich würde gerne die Aussprache fortsetzen, wenn hier 
Ruhe eingekehrt ist. Ich habe sogar extra einen Ord-
nungsruf dazwischengeschoben, damit es schneller geht. 
Ich bitte alle, die der Debatte beiwohnen wollen, sich 
schnell zu platzieren, und alle anderen, das Plenum zu 
verlassen. Wir haben heute noch einen ganz langen Tag 
vor uns. Das sollte alles ein bisschen schneller möglich 
sein, liebe Kolleginnen und Kollegen. – Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort Nicole 
Gohlke von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Nicole Gohlke (Die Linke):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Während 

die Bundesregierung vom Gesundheits- über den Bil-
dungsbereich bis hin zum Sozialen wirklich alles zusam-
menkürzt, was nicht bei drei auf den Bäumen ist, hat sie 
zumindest mal die Forschung zu einem wichtigen Zu-
kunftsfeld erklärt. Hier soll sich Deutschland profilieren 
und zur Weltspitze aufschließen. Forschung und Innova-
tion, das ist einer der wenigen Bereiche, in den diese 
Regierung noch investieren möchte. Wie absurd das 
aber ist, sieht man, wenn man sich anschaut, unter 
welchen Bedingungen die Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler die gewünschte Spitzenforschung er-
bringen sollen: Sie lehren und forschen wirklich in ein-
sturzgefährdeten Gebäuden, und sie arbeiten unter Bedin-
gungen von Kettenbefristung und Existenzangst.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Was macht die 
Linke denn in der Landesregierung damit?)

Ich brauche die Fakten dazu hier gar nicht lange herunter-
zubeten, weil wir das alles seit Jahrzehnten kennen. Allen 
hier ist bekannt, dass Familienplanung für viele Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler so gut wie unmöglich 
ist, dass Zukunftsängste immer präsent sind und dass die 
Frage, wo man in zwei Jahren wohnen wird und ob man 
sich dort die Miete leisten kann, von Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern unter mindestens 45 Jahren 
eigentlich nicht beantwortet werden kann.

Schuld daran ist auch das Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz. Die Wahrheit ist: Dieses Gesetz ist krachend ge-
scheitert, und es ist höchste Zeit, dass sich die Regieren-
den von damals und heute das endlich mal eingestehen.

(Beifall bei der Linken)

Denn weder die Reformen von 2015 haben dieses Gesetz 
verbessern können, noch konnte die Ampelregierung 
oder heute Schwarz-Rot etwas Substanzielles auf den 
Tisch legen. Es ist wirklich ein schlechtes Gesetz. Dass 
unsere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler seit 
20 Jahren schlaflose Nächte wegen ihrer ungewissen Zu-
kunft haben, ist das Versagen einer Politik, die das un-
sichere Arbeitsverhältnis zum Standard gemacht hat. 
Diese unsägliche Befristung ist der mit Abstand häufigste 
Grund, warum kluge Köpfe der Wissenschaft den Rücken 
kehren. Diese Politik blutet unsere Universitäten und 
Hochschulen intellektuell aus. Das ist die Situation.

(Beifall bei der Linken)

Und was das Ministerium vor ein paar Wochen als 
neue Reform vorgestellt hat, ist wirklich nur die nächste 
Schleife der Misere. Eine geplante Mindestvertragslauf-
zeit von drei Jahren vor der Promotion ist bei einer realen 
Promotionsdauer von fast sechs Jahren keine Hilfe, son-
dern institutionalisierte Existenzangst. Die soziale Ab-
sicherung bei Mutterschutz, Elternzeit oder anderen Aus-
fallzeiten bleibt eine Kannregel, ist also eben kein echter 
Rechtsanspruch. Und wieder verpassen Sie es, endlich 
die Promovierten aus der Qualifizierung auszunehmen. 
Dieser Entwurf schützt nicht die Beschäftigten, er ver-
waltet und schützt nur die Befristungspraxis der Arbeit-
geber. Wer so mutlos agiert, repariert dieses kaputte Ge-
setz kein Stück, nein.

(Beifall bei der Linken)
Wir, Die Linke, haben Ihnen heute einen Antrag 

vorgelegt, wie das Wissenschaftszeitvertragsgesetz ein 
Instrument werden kann, das Schluss macht mit der Be-
fristung nach der Promotion, das verlässliche Mindest-
vertragslaufzeiten definiert und die Tarifautonomie in 
der Wissenschaft endlich wiederherstellt. Es geht um 
Planbarkeit und um Perspektiven für die Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler. Ich sage Ihnen: –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Nicole Gohlke (Die Linke):
– Entweder Sie schaffen jetzt endlich echte Sicherheit, 

oder Sie schaffen dieses Gesetz einfach besser ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Frederik 

Bouffier für die Fraktion CDU/CSU.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Frederik Bouffier (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Ich versuche mal, ein bisschen die Emotionalität aus 
der Debatte wieder herauszunehmen.

(Zurufe von der Linken)
Wenn man die Anträge der Linken und der Grünen liest, 
dann fällt vor allen Dingen eines auf: Beide eint die Vor-
stellung, dass bessere Wissenschaft vor allem durch mehr 
gesetzliche Vorgaben entsteht: mehr staatliche Steuerung, 
mehr Detailregelungen, mehr Eingriffe in die Personal-
politik unserer Hochschulen. Genau an diesem Punkt 
unterscheiden wir uns grundsätzlich von Ihnen, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
Linken)

Denn wissenschaftliche Exzellenz lässt sich nicht verord-
nen. Sie entsteht dort, wo Wissenschaft Freiheit hat, wo 
Hochschulen Verantwortung übernehmen und wo die 
besten Ideen den Wettbewerb gewinnen.
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(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])
Meine Damen und Herren, wer Wissenschaftspolitik 

auf Arbeitsrecht reduziert, verliert aus dem Blick, worum 
es eigentlich geht, nämlich um die Zukunft unseres Wis-
senschafts- und Forschungsstandorts. Die Linke fordert 
faktisch die gesetzliche Entfristung nach der Promotion. 
Die Grünen möchten den Hochschulen Personalstruktu-
ren, Organisationsmodelle und Karrierewege bis ins De-
tail vorgeben. Das verkennt die Realität unseres Wissen-
schaftssystems. Wissenschaft lebt vom Wettbewerb der 
besten Ideen und deshalb auch vom Wettbewerb um die 
besten Köpfe. Nicht jede Promotion führt zur Professur, 
nicht jede wissenschaftliche Qualifizierung endet in einer 
Dauerstelle an der Hochschule. Das ist auch kein Mangel 
unseres Wissenschaftssystems, sondern Ausdruck seines 
Leistungsprinzips.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Unsere Hochschulen qualifizieren hochkompetente Men-
schen, die Verantwortung übernehmen: in Forschungs-
einrichtungen ebenso wie in Unternehmen, Start-ups, Be-
hörden oder internationalen Organisationen. Der Wechsel 
aus der Wissenschaft in andere Bereiche ist deshalb kein 
Scheitern, sondern in vielen Fällen ein normaler und ge-
lungener Karriereweg.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
Linken)

Entscheidend ist nämlich nicht, möglichst viele Men-
schen dauerhaft im Wissenschaftssystem zu halten. Ent-
scheidend ist, dass diejenigen, die dort dauerhaft Verant-
wortung übernehmen, zur internationalen Spitze gehören.

Natürlich heißt das nicht, dass alles vollumfänglich gut 
ist. Wir wissen, dass viele Nachwuchswissenschaftler 
sich mehr Planungssicherheit erwarten. Das nehmen wir 
auch ausdrücklich ernst; deswegen novellieren wir ja das 
sogenannte WissZeitVG. Der Referentenentwurf – es ist 
es eben gerade angesprochen worden – stärkt die Plan-
barkeit ganz konkret. Er ergänzt unter anderem erstmals 
gesetzliche Regelmindestlaufzeiten für Erstverträge vor 
und nach der Promotion. Das schafft mehr Verlässlich-
keit, ohne die notwendige Flexibilität des Wissenschafts-
systems aufzugeben. Deswegen ist es auch genau richtig 
so.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, gute Karrierebedin-

gungen entstehen natürlich nicht allein durch gesetzliche 
Regelungen. Sie entstehen im Zusammenspiel von Bund, 
Ländern, Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 
Deutschland konkurriert mit Boston, mit Zürich, mit 
Cambridge, mit Singapur und anderen internationalen 
Standorten. In diesem Wettbewerb entscheidet nicht, 
wer die längsten Gesetze schreibt oder ob wir uns hier 
in Berlin immer neue Detailregelungen einfallen lassen. 
Entscheidend ist, wer die besten Bedingungen für Spit-
zenforschung schafft. Unsere Hochschulen brauchen des-
halb wissenschaftliche Freiheit. Sie brauchen Gestal-
tungsspielräume, und sie brauchen die Möglichkeit, 
Personalentwicklungen an ihrem jeweiligen Forschungs-
profil auszurichten. Denn eine Exzellenzuniversität, eine 
Hochschule für angewandte Wissenschaften oder eine 
außeruniversitäre Forschungseinrichtung stehen vor un-

terschiedlichen Herausforderungen. Wer ihnen allen die-
selben Personalmodelle gesetzlich verordnet, schwächt 
genau jene Vielfalt, aus der wissenschaftliche Stärke ent-
steht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir alle wollen bessere Karriereperspektiven für 
Nachwuchswissenschaftler, aber wir unterscheiden uns 
in der Antwort auf die entscheidende Frage, wie dieses 
Ziel erreicht wird. Die Opposition setzt auf mehr staatli-
che Vorgaben. Wir setzen auf Verantwortung, mehr Wett-
bewerbsfähigkeit und mehr Vertrauen in die Hochschu-
len. Wir schaffen bessere Rahmenbedingungen. Wir 
stärken Planbarkeit, aber wir werden nicht den Irrweg 
mitgehen, wissenschaftliche Exzellenz durch gesetzliche 
Einheitlichkeit ersetzen zu wollen. Deshalb lehnen wir 
Ihre Anträge ab.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Debatte fortsetzen, 

möchte ich darauf hinweisen, dass ich dadurch, dass wir 
deutlich verzögert sind in den Zeitabläufen – wir würden 
schon jetzt erst relativ weit nach Mitternacht zum Sit-
zungsende kommen –, bis auf Weiteres erst mal keine 
Kurzinterventionen und Zwischenfragen mehr zulassen 
werde.

Der nächste Redner ist Dr. Ingo Hahn für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Ingo Hahn (AfD):
Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Ja, wir als 

Alternative für Deutschland sind daran interessiert, dass 
Forschung und Lehre verbessert, dass junge Wissen-
schaftler gefördert werden. Was Grüne und Linke im vor-
liegenden Antrag zu Arbeitsverträgen fordern, ist aber ein 
„Wünsch dir was“-Luftschloss: Langzeitbeschäftigung 
für Studenten, Sechsjahresverträge für Doktoranden und 
Dauerstellen für fast jeden. All die neuen Stellen, die 
Förderprogramme, die Bürokratie müssen aber finanziert 
werden, und am Ende muss wieder der Steuerzahler ble-
chen. Das lehnen wir entschieden ab!

(Beifall bei der AfD)

Johann Wolfgang von Goethe würde Ihnen, werte 
Links-Grüne, zurufen: Sie sind ein Teil von jener Kraft, 
die stets das Gute will und stets das Böse schafft.

(Beifall bei der AfD)

Denn Ihr Maßnahmenpaket erfordert nicht nur zusätzli-
che Steuern, sondern treibt uns auch in den Schulden-
haushalt. Die junge Generation wird dann allein durch 
die Zinsen dieser Schulden erdrückt werden. Das wäre 
fatal, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
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Robert Habeck schrieb einst: „Vaterlandsliebe […] 
fand ich stets zum Kotzen“. Vielleicht erklärt das ja, 
warum die Grünen so wenig Vertrauen in die erfolgreiche 
deutsche Wissenschaftsstruktur haben und stattdessen 
unpassende Organisationsformen aus dem Ausland im-
portieren wollen.

(Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aus den USA! Das ist der internationale Stan-
dard!)

Deutschland muss sich aber wissenschaftlich gar nicht 
verstecken, Frau Asar. Von Leibniz und Humboldt über 
Röntgen, Koch und Planck bis hin zu Heisenberg und 
Otto Hahn haben deutsche Forscher Geschichte geschrie-
ben – nicht weil Deutschland jedem internationalen 
Trend hinterherlief, sondern weil Forschung hier auf 
Freiheit, auf Leistung und auf bewährter Struktur beruht. 
Unzählige Nobelpreise belegen diese Erfolgsgeschichte, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Genau diese Struktur wollen die Grünen durch system-

fremde Departments – wir haben es gerade gehört – aus 
Amerika ersetzen. Hier werden Fördergelder mit der 
Gießkanne verschleudert, ohne Respekt vor der Auto-
nomie der Hochschulen. Doch damit nicht genug: Ob-
wohl ohnehin bald 18 000 Professuren neu besetzt wer-
den sollen, fordern die Grünen noch mal 1 000 neue 
Stellen. Was für ein Wahnsinn, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der AfD)
Dabei ist die Zahl der Professuren in den letzten drei 
Jahrzehnten bereits um 65 Prozent angestiegen und jetzt 
bei sage und schreibe 52 000 angekommen. Trotzdem 
wollen die Links-Grünen hier weitere Dauerstellen oben-
drauf, und zwar ohne solide Gegenfinanzierung. Das ist 
keine Förderung der Wissenschaft, sondern der Ausbau 
eines Beamten- und Behördenstaates, dessen Zeche wie-
der einmal der kleine Bürger zahlen muss. Nicht mit uns, 
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD)
Besonders deutlich wird Ihre krude Prioritätensetzung 

beim 1000-Köpfe-Plus-Programm. Während deutsche 
Nachwuchswissenschaftler um verlässliche Karriere-
wege kämpfen müssen, wollen Sie als Links-Grüne zu-
sätzliche Forscher aus dem Ausland importieren und 
ihnen sofort unbefristete Perspektiven eröffnen. Unsere 
Verantwortung muss jedoch zuallererst den eigenen Leu-
ten gelten. Ihnen müssen wir eine attraktive Zukunft bie-
ten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Wir als Alternative für Deutschland wollen für die 

Wissenschaft keine grünen Luftschlösser auf Pump, son-
dern finanzielle Vernunft, Exzellenz und Freiheit.

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Carolin 

Wagner für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Carolin Wagner (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Werte 

Damen und Herren! Im technologischen Fortschritt liegt 
die Zukunftsfähigkeit dieses Landes. Dafür braucht es 
kluge Köpfe, und wir wollen die besten Talente heben 
und fördern. Wir wollen sie halten und auch gewinnen.

Was es dafür nicht braucht, ist ein System, das den 
Wunsch von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, 
in ihrem Metier forschen, arbeiten und lehren zu dürfen, 
zu ihren Ungunsten ausnutzt. Wir sehen solche Struktu-
ren aber eben leider im Wissenschaftssystem. Als Bei-
spiel nenne ich hier nur die kostenlose Titellehre. Weil 
wir als SPD diese Strukturen sehen und die Meldungen 
der Betroffenen hören, sind wir bereit, die Arbeitsbedin-
gungen grundlegend zu ändern.

Die Anträge bieten da auch einige Punkte. Ich will aber 
den Blick auch auf die Schwächen in diesen Anträgen 
richten. Die Linken schlagen vor, für die studentischen 
Hilfskräfte eine Mindestvertragslaufzeit von zwei Jahren 
festzulegen. Zwei Jahre führen zum Beispiel bei Studie-
renden an den HAWs zu grundsätzlichen Problemen. Im 
ersten Semester hat man normalerweise noch keinen Hi-
wi-Job. Da kommt man erst mal an und muss sich auch 
erst in der Professorinnen- und Professorenschaft bekannt 
machen. Im zweiten Semester kann man vielleicht – es ist 
sehr früh – mit einem Hilfskraftvertrag starten. Nach zwei 
Jahren kommt man automatisch ins fünfte Semester. 
Dann ist das Pflichtpraktikum, in dem die Studierenden 
in ein Unternehmen gehen und damit weg von der Hoch-
schule. Das heißt, da sind die Studierenden gar nicht da.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Schön angele-
sen!)

An der Stelle würde man flächendeckend Mehrarbeit für 
die Personalabteilungen schaffen, die eh schon überlastet 
sind, weil man diese Verträge in Gänze auflösen müsste.

Daran sieht man: Die Vorschläge von den Linken sind 
hier schnell rausgerufen. Liebe Nicole Gohlke, Sie schla-
gen zum Beispiel die Abschaffung des Gesetzes in Gänze 
vor. Dann hättet ihr aber keine Möglichkeit mehr, Promo-
vierende über sechs Jahre einzustellen; denn das TzBfG 
bietet diese Möglichkeit nicht. Also da bitte erst aufpas-
sen. Das sind schnell rausgerufene Parolen, aber mit der 
Praxis, werte Kolleginnen und Kollegen, hat das eben 
nichts zu tun.

Die Grünen führen in ihrem Antrag einen Aspekt auf, 
der überhaupt keinen weiteren Regelungsbedarf benötigt. 
Aber sie festigen eine Legende, die immer noch kursiert. 
Sie schreiben:

„Es ist klarzustellen, dass Zeiten studentischer Ar-
beit nicht auf die Höchstbefristungsdauer nach dem 
Studium angerechnet werden.“

Dies ist in der Novelle 2016 klargestellt worden. Das 
ist auch nachzulesen in der Gesetzesbegründung. Der § 6 
WissZeitVG für studentische Hilfskrafttätigkeiten ist neu 
eingeführt worden, und § 2 Absatz 3 Satz 3 WissZeitVG 
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besagt, dass die entsprechenden Befristungsregelungen 
nicht für Arbeitsverhältnisse nach § 6 WissZeitVG, also 
für studentische Hilfskräfte, anzuwenden sind. Sie sind 
hier auszuklammern. Das heißt, hier muss nichts klar-
gestellt werden, liebe Kolleginnen und Kollegen. Es ist 
ganz klar geregelt.

Wir sehen, dass wir im Wissenschaftszeitvertrags-
gesetz einiges voranbringen müssen. Was ich insbeson-
dere als ganz dringend erachte, sind die Sollregelungen. 
Wir wissen, dass viele Unis und Forschungseinrichtun-
gen kreative –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Carolin Wagner (SPD):
– Wege finden, um diese Sollregelungen auf Kosten 

der Beschäftigten zu umgehen. Ich werde mich im wei-
teren Verfahren dafür einsetzen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Carolin Wagner (SPD):
– den Beschäftigten hier mehr Sicherheit zu geben.
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Die 

nächste Rednerin ist Ayse Asar für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! 90 Prozent befristete Verträge im 
Mittelbau, ein Durchschnittsalter von 42 Jahren bis zur 
Erstberufung auf eine Professur: Die klassische Post-
docbiografie in Deutschland ist eine Aneinanderreihung 
von Kettenverträgen, existenzieller Unsicherheit und ei-
ner Lebensplanung in der permanenten Warteschleife. 
Das sind keine Bedingungen für wissenschaftliche Best-
leistungen, sondern das ist ein Standortnachteil.

Was die Bundesregierung zum Wissenschaftszeitver-
tragsgesetz auf den Tisch gelegt hat, ist ein mutloser 
Minimalkompromiss, der die bestehenden Probleme nur 
zementiert. Wir müssen es mit aller Deutlichkeit anspre-
chen: Am deutschen Campus herrscht eben keine Besten-
auslese, sondern eine brutale soziale Selektion. Das Sys-
tem vererbt die Professur an Privilegierte und drängt viele 
erstklassige Talente, vor allem Frauen, systematisch ins 
Abseits. Das müssen wir ändern!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bis 2033 werden fast 18 000 Professorinnen und Pro-
fessoren pensioniert. Nutzen wir diese historische 
Chance für einen Kulturwandel weg vom feudalen Lehr-
stuhl hin zu flachen Departmentstrukturen!

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Das hat sich in 
München aber nicht bewährt!)

Ich möchte Ihnen dazu eine kleine Anekdote erzählen – 
Herr Birghan, hören Sie gut zu! –: Mit dem Forschungs-
ausschuss waren wir letztes Jahr in den USA und haben 
dort mit einem Spitzenquantenphysiker gesprochen, der 
aus Deutschland stammt. Er arbeitete an einer Eliteuni-
versität, und auf meine Frage, ob er sich denn vorstellen 
könnte, wieder nach Deutschland zurückzukehren, sagte 
er: Allein diese hierarchische Lehrstuhlstruktur sei weder 
international zeitgemäß noch attraktiv.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Hört! Hört!)

Allein deswegen käme Deutschland für ihn eben nicht 
mehr infrage.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Oh, anekdoti-
sche Evidenz! Das ist super!)

Wir wollen mit unserem Antrag einen Systemwechsel. 
Das ist übrigens genau das, was auch der Wissen-
schaftsrat empfohlen hat. Planbarkeit und Klarheit der 
Karrierewege müssen der Normalfall werden, nicht die 
Ausnahme. Wir fordern eine verlässliche zweijährige 
Orientierungsphase nach der Promotion, am besten unter-
füttert mit einer Personalentwicklungsstrategie der Uni-
versitäten. Diese Zeit soll genutzt werden, damit For-
schungsergebnisse verwertet werden können, zum 
Beispiel in der Gründung eines Start-ups oder um Karrie-
reoptionen innerhalb oder außerhalb des Wissenschafts-
systems zu eruieren.

Wir beenden die Mogelpackung bei Qualifizierungs-
verträgen. Die eigene Forschung darf an Universitäten 
nicht länger nur geduldet werden, während Postdocs als 
billige Allrounder für Daueraufgaben mit Kurzzeitverträ-
gen verheizt werden.

Wenn eine Spitzenwissenschaftlerin nach jahrelanger 
Postdocphase das System frustriert verlässt, weil sie 
keine Planungssicherheit für ihre Familie hat, ist das 
eine immense Verschwendung von Steuergeldern und In-
novationspotenzial.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir fordern die Regelentfristung nicht für alle, sondern 
für Daueraufgaben im Mittelbau und Anreize für die 
Schaffung von Departmentstrukturen über eine Bund- 
Länder-Modernisierungspauschale sowie – und das hatte 
die Koalition ja eigentlich auch versprochen – eine Mit-
telbaustrategie, unterfüttert mit Tenure-Track-Stellen, da-
mit man eben verlässliche, planbare international aner-
kannte Karrierewege schaffen kann.

Meine Damen und Herren, es ist schon bitter. Eigent-
lich sollten wir angesichts des demografischen Wandels 
darüber sprechen, wie wir eine attraktive und leistungs-
fähige Arbeitswelt schaffen. Wir sehen aber, dass 
Arbeitnehmerrechte durch diese Koalition zur Verhand-
lungsmasse werden. Was auf dem Unicampus „Ketten-
vertrag“ heißt, wird jetzt plötzlich durch die Ausweitung 
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der sachgrundlosen Befristung und die Einschränkung 
beim Kündigungsschutz zum Modell für die gesamte Ar-
beitswelt.

(Florian Müller [CDU/CSU]: Na ja! Das ist 
aber jetzt sehr verfälscht!)

Dass eine von der SPD getragene Koalition Arbeitneh-
merrechte derart einschränkt, Beschäftigte bei Krank-
schreibungen unter Generalverdacht stellt und das Unter-
nehmensrisiko auf die Arbeitnehmer verlagert, ist falsch 
und beschämend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Florian Müller [CDU/CSU])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Was für ein Land wollen wir sein?

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Ayse Asar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Eines, das auf exzellente Fachkräfte setzt,

(Florian Müller [CDU/CSU]: Leute! Leute! 
Leute!)

oder eines, das existenzielle Unsicherheit zum Modell 
macht?

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Adrian Grasse 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Adrian Grasse (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Ja, wir brauchen attraktive Arbeitsbedingungen in 
der Wissenschaft. Ja, wir müssen wissenschaftlichen 
Nachwuchs fördern. Und ja, wir müssen talentierten For-
scherinnen und Forschern verlässliche Karriereperspekti-
ven eröffnen. Was wir aber nicht brauchen, sind diese 
Anträge von Linken und Grünen; denn Ihnen geht es 
nur darum, die Sorgen und Nöte von Nachwuchswissen-
schaftlern für Ihre parteipolitischen Interessen zu miss-
brauchen. Sie verkennen, dass wissenschaftliche Karrie-
ren nicht immer linear verlaufen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Denn nach der Promotion folgen oft internationale For-
schungsaufenthalte, Drittmittelprojekte oder der Wett-
bewerb um Professuren.

Wer wissen möchte, wohin die Vorstellungen von 
Linken und Grünen in der Praxis führen, der muss 
nur aus dem Reichstag schauen und einen Blick nach 

Berlin werfen. Denn hier hat die damalige rot-rot-grüne 
Landesregierung versucht, durch Änderung des Landes-
hochschulgesetzes die Regelungen des Wissenschafts-
zeitvertragsgesetzes auszuhebeln und verpflichtende Ent-
fristungszusagen einzuführen. Um es vorwegzunehmen: 
Die Folgen für den Wissenschaftsstandort Berlin waren 
verheerend.

Schon damals warnten Hochschulen, Wissenschafts-
organisationen und Verfassungsrechtler vor den Folgen. 
Die Präsidentin der Humboldt-Universität trat aus Protest 
zurück, anschließend der Vizepräsident. Sie sollten am 
Ende alle recht behalten. Das Bundesverfassungsgericht 
erklärte die zentrale Regelung für rechtswidrig. Das 
Gericht gab Ihnen eine Klatsche und stellte unmissver-
ständlich klar: Zur Wissenschaftsfreiheit gehören auch 
Personalentscheidungen der Hochschulen und die För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses. Und genau 
das muss bei jeder Reform berücksichtigt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Folgen des Berliner Sonderweges waren verhee-
rend. Die Berliner Wissenschaft wurde über Jahre lahm-
gelegt.

(Lachen bei Abgeordneten der Linken)
Die Verunsicherung an den Hochschulen war so groß,

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
dass faktisch gar keiner mehr eingestellt wurde. Statt 
fairer Bedingungen haben Sie einen Einstellungsstopp 
herbeigeführt – übrigens nicht nur bei Mitarbeitern, son-
dern auch bei Berufungen.

(Zuruf der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
Der Wissenschaftscommunity wurde mit Ihrer linken Po-
litik ein echter Bärendienst erwiesen. Es ist so viel Ver-
trauen kaputtgemacht worden, dass es verantwortungslos 
ist, heute hier im Deutschen Bundestag so einen Antrag 
vorzulegen.

(Lachen der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])
Deshalb sage ich es hier einmal in aller Deutlichkeit: 

Der angerichtete Schaden war so groß, dass Die Linke in 
Berlin unter gar keinen Umständen erneut Regierungs-
verantwortung übernehmen darf:

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Nicole Gohlke [Die Linke] und Sonja Lemke 
[Die Linke])

nicht in der Wissenschaft, nicht in der Bildung, nicht bei 
der inneren Sicherheit und auch nicht in der Stadtent-
wicklung – in keinem Ressort. Deshalb ist es richtig, 
dass der Bund gegen die Vergesellschaftungsfantasien 
der Linken aktiv vorgeht.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Nicole 
Gohlke [Die Linke]: Meine Güte! – Zuruf des 
Abg. Timon Dzienus [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, wir brauchen keinen 
Flickenteppich unterschiedlicher Regelungen, sondern 
verlässliche, rechtssichere und wissenschaftsfreundliche 
Rahmenbedingungen.
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(Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie wissen auch nicht, was Sie wollen! Das 
ist komplett widersprüchlich zu dem, was Ihr 
Kollege gesagt hat! Was wollen Sie jetzt ei-
gentlich?)

Dafür gibt es das Wissenschaftszeitvertragsgesetz. Jeder 
Reformansatz für mehr Planbarkeit und Transparenz von 
Karrierewegen muss die notwendige Flexibilität für 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen wahren. Da-
für stehen wir als Union.

(Beifall bei der CDU/CSU – Christian Görke 
[Die Linke]: Deshalb werdet ihr auch abge-
wählt in Berlin!)

Hochschulen müssen weiterhin Talente fördern, auf 
neue Forschungsfelder reagieren und wissenschaftliche 
Exzellenz durch Wettbewerb und Bestenauslese sichern 
können. Wer dagegen einen weitgehenden Automatismus 
zur Entfristung fordert, riskiert genau das Gegenteil: we-
niger Chancen für den wissenschaftlichen Nachwuchs, 
weniger Flexibilität für unsere Hochschulen und weniger 
Innovationskraft für den Wissenschaftsstandort Deutsch-
land. Jede dauerhaft gebundene Stelle ist eine Stelle, die 
für den wissenschaftlichen Nachwuchs künftig nicht 
mehr zur Verfügung steht. Gute Arbeitsbedingungen 
und leistungsfähige Hochschulen gehören für uns als 
Union zusammen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Oliver Kaczmarek [SPD])

Die Anträge der Linken und Grünen wiederholen zen-
trale Fehler, die wir bereits in Berlin beobachten konnten,

(Zurufe der Abg. Ayse Asar [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und Nicole Gohlke [Die 
Linke])

mit allen negativen Folgen, die daraus entstanden sind. 
Wir lehnen daher die Anträge ab.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Christoph 

Birghan für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Hohes Präsidium! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der miserable Zustand der Regierung hat ja auch Vor-
teile. Wir reden jetzt vermehrt über junge Menschen, 
über Wissenschaft und Hochschulen, über Forschungs-
förderung und das BAföG – auch wenn die Regierung 
nicht stark vertreten ist, aber immerhin: Frau Staatssekre-
tärin, schön, dass Sie da sind! –, alles Themen, die bei den 
Altparteien Lückenbüßer sind, zwar gern gesehen auf 
Wahlplakaten, aber meist versteckt in den Tagesordnun-
gen des Plenums. Diese Themen sind aber die Zukunfts-
themen für unser Land.

Zu den Anträgen. Der Antrag der Linken ist gegenüber 
dem der Grünen qualitativ ein Witz. Beide verbindet 
jedoch der Irrglaube, dass eine Verbesserung in diesem 
Bereich nur mit Vollversorgung geht. Ja, wer wünscht 
sich das denn nicht? Dabei werden aber die völlig unter-
schiedlichen Fächerkulturen und Ausrichtungen von Fa-
kultäten und Instituten an unseren Hochschulen und For-
schungseinrichtungen missachtet. Sie sind sich auch 
nicht zu schade, hier wieder den Hochschulen Ihr „Wo-
ke-Virus“ als Dauerzustand verordnen zu wollen.

Statt Priorisierung und einem echten Verständnis für 
die Probleme junger Wissenschaftler soll frühzeitig jeder 
Leistungsanreiz wegfallen. Wissenschaftliche Einrich-
tungen sind Leistungszentren.

(Beifall bei der AfD)
Das vergisst unsere politische Klasse gerne. Statt aber 
junge Wissenschaftler von lästiger Bürokratie zu befrei-
en, soll einfach weiter Geld umverteilt werden und am 
Ende eine Beamtenmentalität gefördert werden. Hier 
kann man zudem nur mit einem bekannten Karnevalslied 
fragen: Wer soll das bezahlen?

(Holger Mann [SPD]: Jetzt verstehe ich es! 
Das ist eine Büttenrede!)

Wir wissen, dass Beschäftigungsverhältnisse in der 
Wissenschaft schwierig sein können.

(Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Tätä! Tätä! Tätä!)

– Sie wissen das als Außenstehende, oder? – Das ist die 
Kehrseite der großen Freiheiten, die ein Leben für die 
Wissenschaft auszeichnen. Zu einer erfolgreichen Kar-
riere in der Wissenschaft gehören aber Flexibilität, Leis-
tungswille und nicht zuletzt Risikofreude –

(Beifall bei der AfD)
ein Begriff, der Ihnen völlig fremd ist.

Will man Wissenschaftler in unkündbare Behörden-
mitarbeiter umwandeln, beraubt man die nachwachsen-
den Talente ihrer Karrierechancen. Man tut also nur ein-
malig etwas für den wissenschaftlichen Nachwuchs, 
verringert aber die Entwicklungsmöglichkeiten der 
nächsten Generationen. Das sollten Sie diesen jungen 
Menschen einmal deutlich sagen.

Unser Credo ist: So viel Geld für die Wissenschaft wie 
möglich – ja. Gute Rahmenbedingungen für junge Wis-
senschaftler – ja. Aber zugleich braucht es Augenmaß,

(Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ihre Haushaltsanträge haben was anderes ge-
sagt!)

Generationenfairness und entsprechende politische Re-
gelungen.

(Ayse Asar [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie wollen doch streichen!)

Das gibt es – Sie ahnen es – mit uns, mit der AfD,
(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
mit Ihnen nicht. Daher lehnen wir Ihre Anträge selbst-
verständlich ab.
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Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die letzte Rede in dieser Ausspra-

che erteile ich das Wort Dr. Lina Seitzl für die SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Lina Seitzl (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Wir sprechen heute 
über gute Arbeit auf dem Campus, und das ist richtig. 
Denn wer über die Zukunft des Wissenschafts- und For-
schungsstandorts Deutschland spricht, der muss über die 
Menschen sprechen, die diesen Standort tragen. Das sind 
selbstverständlich Professorinnen und Professoren. Das 
sind auch Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter, 
aber das sind vor allem auch Promovierende, Postdocs, 
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, stu-
dentische Beschäftigte, Lehrbeauftragte und viele mehr.

Für uns als SPD ist klar: Gute Arbeitsbedingungen sind 
keine Nebensache der Wissenschaftspolitik, sie sind Vo-
raussetzung für gute Forschung, gute Lehre und interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit. Und deshalb brauchen wir 
eine Reform des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes. Un-
ser Maßstab ist dabei eindeutig: Die Reform muss die 
Belange der Beschäftigten ins Zentrum stellen. Wir brau-
chen Mindestvertragslaufzeiten, bessere Schutzklauseln 
auch für Drittmittelbefristete und ein Gesetz, dessen 
Rechte tatsächlich durchgesetzt werden können. Gute 
Arbeit darf nicht nur auf dem Papier stehen.

Gleichzeitig ist aber auch klar: Das WissZeitVG allein 
löst nicht alle Probleme. Wir brauchen moderne Per-
sonalstrukturen an Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen. Wir brauchen klare Stellenprofile. Wir brauchen 
verlässliche Karrierewege, mehr Dauerstellen für Dauer-
aufgaben, weniger Abhängigkeiten und moderne Organi-
sationsformen.

Und ich will diesen Punkt bewusst erweitern – ich 
freue mich, dass sich der Kollege Müller auch so darauf 
freut –: Gute Arbeitsbedingungen in der Wissenschaft 
beginnen nicht erst mit dem ersten Arbeitsvertrag an 
der Hochschule, sie beginnen beim Zugang zur Hoch-
schule. Wer sich ein Studium nicht leisten kann, wird 
auch nicht promovieren. Wer wegen Miete, Nebenjob 
und finanzieller Unsicherheit das Studium abbricht, 
wird später nicht forschen, lehren oder Innovationen vo-
ranbringen. Deshalb gehören gute Arbeit in der Wissen-
schaft und ein starkes BAföG zusammen.

(Beifall bei der SPD)

Für uns als SPD ist das BAföG eines der wichtigsten 
Instrumente für Chancengleichheit in unserem Bildungs-
system, aber gleichzeitig auch eine Frage der Generatio-
nengerechtigkeit. Es muss die Mitte der Gesellschaft wie-
der erreichen: moderner, einfacher und auskömmlicher. 
Daher stellt auch die BAföG-Reform einen wichtigen 
Baustein in unserem Wissenschaftssystem dar. Ich be-

daure es sehr, dass es darum in den letzten Wochen eine 
Zitterpartie gab, und freue mich gleichzeitig sehr, lieber 
Kollege Müller, dass wir nun klar geklärt haben, dass die 
BAföG-Reform so wie vereinbart zeitnah kommt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wer gute Arbeit in der Wissenschaft fordert, muss 
jungen Menschen den Weg dorthin überhaupt eröffnen. 
Deshalb investieren wir in Studienausbildung, in verläss-
liche Karrierewege und in gute Beschäftigungsbedingun-
gen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/6103 und 21/6345 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann 
machen wir es so.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 11a und 11b 
sowie Zusatzpunkt 12: 

11 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Rechts der Wohn- und Ge-
schäftsraummiete 

Drucksache 21/6807
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Tourismus

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Caren Lay, Luigi Pantisano, Marcel Bauer, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion Die 
Linke 

Mietrechtsnovelle nachschärfen – Miete-
rinnen und Mieter wirklich schützen

Drucksache 21/6924
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen

ZP 12 Erste Beratung des von den Abgeordneten Dr. Till 
Steffen, Hanna Steinmüller, Helge Limburg, wei-
teren Abgeordneten und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Entwurfs 
eines … Gesetzes zur Änderung des Bürger-
lichen Gesetzbuchs – Rückführung und Wei-
terentwicklung des Rechts der Eigenbedarfs-
kündigung im privaten Wohnraummietrecht 

Drucksache 21/6915
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz (f) 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Bevor ich die Aussprache eröffne, möchte ich erstens 
darauf hinweisen, dass ich auch bei diesem Tagesord-
nungspunkt aufgrund der fortgeschrittenen Zeit keine 
Kurzinterventionen und Zwischenfragen zulassen werde. 
Und zweitens bitte ich alle, die sich platzieren wollen, das 
schnell zu tun, und alle anderen, alsbald zu gehen. Wir 
sehen uns alle heute noch mal wieder, weil die Sitzung ja 
so lange dauert. Bitte gehen Sie jetzt, damit wir eine 
fokussierte und in Ruhe vorgetragene Debatte miteinan-
der führen können. – Das geht alles ein bisschen schneller 
und ruhiger. Vielen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz 
Dr. Stefanie Hubig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Stefanie Hubig, Bundesministerin der Justiz und 
für Verbraucherschutz:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordnete! Fast auf den Tag genau 
vor einem Jahr hat der Deutsche Bundestag hier die Ver-
längerung der Mietpreisbremse verabschiedet. Das war 
ein wichtiger Schritt. Gleichzeitig sehen wir natürlich: 
Die hohen Mieten bleiben weiterhin ein Problem. Des-
halb bin ich froh und dankbar – ich möchte mich an dieser 
Stelle besonders bei den Regierungsfraktionen von SPD 
und von CDU/CSU für die gute Zusammenarbeit bedan-
ken –, dass wir heute ein weiteres Mietrechtspaket auf 
den Weg bringen können, damit wir die Frage des sozia-
len Mietrechtes weiterbearbeiten können. Was steht da-
drin? Vier Punkte sind mir besonders wichtig.

Erstens: möblierte Vermietung und Kurzzeitvermie-
tung. Wir sehen, dass sie mancherorts mittlerweile Instru-
mente sind, um die Mietpreisbremse auszuhebeln. Des-
halb begrenzen wir bei der Kurzzeitmiete den Spielraum 
auf sechs Monate. Länger soll man im Regelfall nicht 
mehr kurzzeitvermieten dürfen. Und beim möblierten 
Wohnen sorgen wir dafür, dass der Zuschlag für die Möb-
lierung künftig angemessen ist und er vor allen Dingen 
transparent ausgewiesen wird. So kann man dann eben 
auch gucken, wo die Wohnung im Mietspiegel steht und 
ob sie eine ortsübliche Vergleichsmiete hat oder nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Zweitens: Indexmieten. Die können bei hoher Inflation 
geradezu durch die Decke gehen. Mieterinnen und Mieter 
leiden dann doppelt: einmal durch die Preissteigerungen 
bei Lebensmittel- und Energiekosten sowie durch die 
hohen Mieten. In solchen Phasen wollen wir die Index-
mietsteigerung deckeln, damit die Miete am Ende nicht 
zur Armutsfalle wird.

Drittens: Schonfristen. Wer mit seiner Miete erstmals 
in Verzug gerät, darf nicht sofort die Wohnung verlieren. 
Er darf nicht obdachlos werden. Bisher konnten Mieter 
mit einer Nachzahlung nur die fristlose Kündigung ab-

wenden. Künftig können sie auch eine ordentliche Kün-
digung einmal verhindern; denn jeder Mensch hat eine 
zweite Chance verdient.

(Beifall bei der SPD)

Viertens. Mieter und Vermieter brauchen sich gegen-
seitig; und das ist mir wirklich wichtig. Wir haben ganz 
tolle Vermieterinnen und Vermieter in diesem Land. Wir 
brauchen sie, und deshalb muss das Vermieten attraktiv 
bleiben. Wir nehmen die Modernisierung von Wohn-
bestand in den Blick und stärken hier vor allem Klein-
vermieter, kleinere Modernisierungen. Neue Fenster bei-
spielsweise dürfen nicht an Kosten oder bürokratischem 
Aufwand scheitern. Hier hilft die vereinfachte Umlage 
auf die Miete, und die weiten wir aus auf einen Grenzwert 
von 20 000 Euro.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist völlig 
klar: Mehr Wohnraum entsteht nur durch Neubau. Des-
halb bin ich dankbar, dass die Kollegin Verena Hubertz 
den Bauturbo in Gang gesetzt hat und wir jetzt gemein-
sam den Gebäudetyp E als Möglichkeit für einfaches, für 
günstigeres Bauen vorgestellt haben.

Es gibt im Mietrecht nach wie vor einiges zu tun. Ich 
freue mich auf die Diskussionen, auf das parlamentari-
sche Verfahren, und ich freue mich, wenn wir gemeinsam 
viel erreichen für Mieterinnen und Mieter und Vermieter 
und Vermieterinnen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Der nächste Redner ist 

Thomas Fetsch für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Fetsch (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Ministerin Hubig! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Nicht nur der Titel der 
hier zu diskutierenden Regierungsvorlage ist sperrig, 
sondern abseits der Detailregelungen leider auch der 
Kerngedanke.

Meine Damen und Herren der Koalition, Ihre Zu-
standsbeschreibung der aktuellen Misere im Entwurf ist 
zwar richtig, mit Ihrem einseitigen und ideologisch auf-
geladenen Instrumentarium werden Sie jedoch allenfalls 
punktuell Abhilfe schaffen.

(Carmen Wegge [SPD]: Lassen Sie mich ra-
ten? Weil die Ausländer …!)

– Nein, das hat nichts mit den Ausländern zu tun.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Längerfristig werden Sie damit die Wohnungsnot eher 
verschärfen als lösen. Statt sinnvolle Anreize zu schaffen, 
erschweren Sie Vermietung durch komplexe Regelungen 
und durch weitere Beschränkungen für Vermieter. Damit 
beweisen Sie abermals: Sie sind nicht Treiber, sondern 
der Bremsklotz für einen neuen Aufbruch Deutschlands.
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Im Koalitionsvertrag ist das Ziel ausgegeben, für alle 
Menschen Wohnen bezahlbar und verfügbar zu machen 
angesichts der in den letzten Jahren stark gestiegenen 
Mieten; wir haben es gehört. Ich behaupte, durch Ihre 
bisherigen und die noch geplanten Maßnahmen, auch 
durch den hier vorliegenden Entwurf, wird sich der ste-
tige Mietanstieg gerade nicht aufhalten lassen. Dabei 
sollten Sie wissen, dass andere Maßnahmen erforderlich 
sind, statt das Vermieten und damit auch wohnbauliche 
Aktivitäten immer unattraktiver zu machen; denn not-
wendig und vor allem wirksam wäre eine deutliche Er-
höhung des Mietangebots. Stattdessen hat sich die Zahl 
der Wohnungsneufertigstellungen in den letzten Jahren 
immer stärker verringert. 2025 – wir alle haben es schon 
mal gehört – wurden nur noch 207 000 Wohneinheiten 
fertiggestellt, gemessen am Ziel der Bundesregierung 
von 400 000 Wohneinheiten pro Jahr also nur eine Ziel-
erfüllungsquote von 50 Prozent. Eine wesentliche Bes-
serung ist auch 2026 kaum in Sicht.

Zu einigen Regelungsinhalten des Entwurfs: Mit dem 
Entwurf wird die Erhöhung von Indexmieten bei einer 
Inflation von über 3 Prozent auf die Hälfte des darüber-
liegenden Teils begrenzt. Die Kappungsgrenze wird zwar 
im Vergleich zum Referentenentwurf entschärft, führt 
aber dennoch weiterhin dazu, dass der Vermieter bei hö-
heren Inflationsraten einen fortschreitenden Kaufkraft-
verlust seiner Mieterträge erleidet. Der Kaufkraftverlust 
macht die Vermietung im Laufe der Zeit immer unren-
tabler und führt letztlich zu einem realen Wertverlust 
seiner Immobilie.

Auf der Mieterseite wird hingegen inflationsbedingter 
Kaufkraftverlust des Einkommens durch Anpassung in 
der Regel ausgeglichen. Die Begrenzung ist daher ein-
seitig belastend. Damit werden aber gerade viele private 
Kleinvermieter getroffen, die Immobilien häufig als 
Geldanlage und Alterssicherung halten.

Außerdem fehlen Vermietern dann auf Dauer die nöti-
gen Mittel für sinnvolle oder gar notwendige Sanierun-
gen, insbesondere weil Modernisierungsmieterhöhungen 
bei Indexmietvereinbarungen in der Regel ausgeschlos-
sen sind. Nicht zuletzt reduziert die Regelung die Bereit-
schaft zur Schaffung von Wohnraum noch weiter. Das, 
meine Damen und Herren der Koalition, ist weder ein 
fairer Interessenausgleich noch fördert es die Schaffung 
von Wohnraum, sondern ist schlicht wohnungswirt-
schaftspolitischer Unfug.

(Beifall bei der AfD)

Eine weitere geplante Neuerung ist die vorgeschlagene 
Ausweitung der Schonfristregelung auf die ordentliche 
Kündigung; auch das haben wir von Ministerin Hubig 
gehört. Diese Regelung führt jedenfalls zur Verlagerung 
des Kostenrisikos für bereits eingeleitete Räumungsmaß-
nahmen auf den Vermieter. Die Einbringlichkeit dieser 
Kosten ist nämlich gerade in Fällen aufgetretener Miet-
rückstände, die häufig auf wirtschaftliche Probleme der 
Mieter zurückzuführen sind, deutlich reduziert – eine 
Regelung, die Vermietungen ihrerseits unattraktiver 
macht und daher ebenfalls langfristig negative Auswir-
kungen auf das Mietangebot haben dürfte.

Die Regelungen zur von der Mietpreisbremse befreiten 
Kurzzeitvermietung werden trotz der eingeschränkten 
Möglichkeit einer Verlängerung von sechs auf acht Mo-
nate nach dem jetzigen neuen Entwurf den praktischen 
Bedürfnissen nicht gerecht. Die Regelungen zu Möblie-
rungszuschlägen erscheinen zu kompliziert und bergen 
die Gefahr, dass gerade unbedarfte private Kleinvermie-
ter einseitig belastet werden. Längerfristig droht die Re-
duzierung des Angebots möblierter Wohnungen, für die 
ja doch ein nicht unerheblicher Bedarf besteht.

Im Ergebnis schaffen Sie weitere Reglementierungen 
für Vermietung von Wohnraum, also weitere Hindernisse 
statt Anreize für potenzielle Vermieter und Bauherren. 
Das wird die bestehenden erheblichen Probleme mit Si-
cherheit nicht lösen. Auch deshalb wird die AfD weiter 
an Zuspruch gewinnen.

(Zuruf der Abg. Caren Lay [Die Linke])
Ihr Gesetzentwurf dürfte am Ende der Beratungspro-

zesse abzulehnen sein.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Susanne Hierl 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Susanne Hierl (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Be-

zahlbares Wohnen, das ist eine der zentralen sozialen 
Fragen unserer Zeit. Das Mietrecht kann soziale Härten 
abfedern und Missbrauch verhindern. Gleichzeitig gilt 
aber: Mehr Regulierung allein schafft keinen einzigen 
zusätzlichen Quadratmeter Wohnraum.

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt mehrere Vor-
haben aus dem Koalitionsvertrag um, soll Vermietung 
möblierter Wohnungen transparenter machen, Kurzzeit-
vermietungen klarer regeln und Mieterinnen und Mietern 
mit Indexmietverträgen in angespannten Wohnungs-
märkten besser vor außergewöhnlichen Preissprüngen 
schützen.

Der Wohnungsmarkt besteht aber nicht nur aus großen 
Immobilienkonzernen. Es gibt Genossenschaften und 
kommunale Unternehmen. Über 60 Prozent sind private 
Kleinvermieter; viele von ihnen erzielen nur vergleichs-
weise geringe Nettomieten von unter 5 000 Euro im Jahr.

Die gesamte Wohnungswirtschaft, auch die Kleinver-
mieter, stehen vor erheblichen Herausforderungen: stark 
gestiegene Bau- und Betriebskosten, höhere Zinsen und 
zunehmend regulatorische Unsicherheit. Der Bundesrat 
hat deshalb in seiner Stellungnahme zu Recht auf das 
Risiko einer Investitionszurückhaltung hingewiesen.

Für uns als Union ist klar: Bezahlbares Wohnen 
braucht den Schutz von Mieterinnen und Mietern, aber 
es braucht auch Eigentümer, die investieren, modernisie-
ren und vermieten können und auch wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Nur wenn beides zusammenkommt, kann der Wohnungs-
markt dauerhaft funktionieren.

Der vorliegende Regierungsentwurf wurde gegenüber 
dem Referentenentwurf an mehreren Stellen nachgebes-
sert. Beim Möblierungszuschlag wurde mit einer Pau-
schale von bis zu 10 Prozent der Nettokaltmiete für voll-
möblierte Wohnungen ein praktikablerer Weg gewählt. 
Auch bei den Kurzzeitmietverträgen wurde der Entwurf 
flexibler ausgestaltet. Diesen konstruktiven Weg sollten 
wir in den weiteren Beratungen fortsetzen, zum Beispiel 
bei der Schonfristzahlung. Nach geltendem Recht kann 
eine fristlose Kündigung wegen Mietrückständen durch 
vollständige Nachzahlung innerhalb der Schonfrist un-
wirksam werden. Künftig soll dies einmalig auch für 
eine ordentliche Kündigung gelten.

Der Gedanke dahinter ist richtig: Wer unverschuldet in 
eine kurzfristige finanzielle Notlage gerät, der soll nicht 
unmittelbar seine Wohnung verlieren. Zugleich sollten 
wir aber sorgfältig darauf achten, dass diese Regelung 
ihrem Charakter als Härtefallregelung gerecht wird und 
das ausgewogene Verhältnis von Mieterschutz und be-
rechtigten Interessen der Vermieter wahrt.

Ein weiterer Punkt betrifft die Kurzzeitmietverträge. 
Solche Verträge dürfen natürlich nicht missbräuchlich 
dazu verwendet werden, die Mietpreisbremse zu umge-
hen. Gleichzeitig erfüllen diese Kurzzeitvermietungen 
aber einen wichtigen Zweck. Sie werden benötigt für 
befristete berufliche Projekte, für Studium, für die Aus-
bildung oder für familiäre Übergangsphasen. Und nicht 
jede befristete Vermietung ist ein Missbrauch. Häufig 
ermöglicht sie überhaupt erst die notwendige Flexibilität 
auf dem Wohnungsmarkt. Wir sollten diskutieren, ob die 
vorgesehene Regelgrenze von sechs Monaten mit einer 
Verlängerungsmöglichkeit auf bis zu acht Monate der 
Lebenswirklichkeit in allen Fällen gerecht wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, unser gemeinsames 
Ziel sollte ein Gesetzentwurf sein, der Mieterinnen und 
Mieter wirksam schützt, der praktikabel bleibt und Inves-
titionen in Wohnraum nicht unnötig erschwert.

Ich freue mich auf die weiteren Beratungen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Till Steffen 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um eines 

vorweg ganz klar zu sagen: Selbstverständlich müssen 
wir bauen. In Wohnungsmärkten, wo es hohe Nachfrage 
gibt, muss natürlich auch zusätzlicher Wohnraum entste-
hen.

Aber Bauen allein reicht nicht. Hier will ich auf das 
Beispiel von Hamburg verweisen. Über viele Jahre wurde 
ja gesagt: So muss man es machen. – Die Förderung von 
Bautätigkeit, wie sie in Hamburg geglückt ist, war für 

viele andere Städte beispielhaft, und es schien auch tat-
sächlich den gewünschten Erfolg zu zeigen; denn die 
Mieten in Hamburg stiegen weniger schnell als in ver-
gleichbaren Städten. Aber dieser Effekt, der hat sich jetzt 
aufgebraucht. Jetzt steigen die Mieten schneller als in 
anderen Städten, und deswegen sehen wir, dass mehr 
Bauen alleine nicht reicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum reicht das nicht? Was passiert in solchen Situa-
tionen? Solche Situationen nutzen einzelne Unternehmen 
aus, um Übergewinne zu erzielen. Sie erzielen Überge-
winne auf Kosten der Schwächsten, auf Kosten von Stu-
dierenden, die endlich ihr eigenständiges Leben beginnen 
wollen, auf Kosten von Familien, die endlich mit der 
wachsenden Familie aus der viel zu kleinen Wohnung 
raus wollen. Deswegen sind gerade diese Gruppen Tricks 
ausgesetzt, mit denen man ihnen das Geld aus der Tasche 
ziehen will, indem man ihnen absolut überteuerte Woh-
nungen zur Vermietung anbietet. Da haben wir die möb-
lierten Wohnungen, wir haben die Atelierwohnungen – 
Überraschung, da gilt dann das Gewerbemietrecht –, oder 
wir haben befristete Verträge – alles Umgehungen des 
normalerweise geltenden Mietrechts.

Deswegen muss man auch ganz klar sagen: Regelun-
gen, wie sie jetzt auf dem Papier stehen, die reichen nicht, 
die nützen nichts, wenn sie tatsächlich so ausgenutzt wer-
den können. Und sie reichen eben auch nicht, wenn man 
solche komplizierten Regelungen vorlegt, wie sie jetzt 
die Koalition uns auf den Tisch des Hauses legt. Es darf 
doch nicht Voraussetzung sein, dass man erst mal BWL 
studieren muss, bevor man die Regelungen anwenden 
kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und da will ich Ihnen Negativbeispiele aus den Rege-
lungsvorschlägen nennen:

Bei der möblierten Wohnung soll es so sein, dass mo-
natlich höchstens 1 Prozent des geschätzten Zeitwerts der 
Einrichtungsgegenstände zugrunde gelegt werden darf. 
Muss erst ein teurer Gutachter beauftragt werden, bevor 
Mieterrechte durchgesetzt werden können? Das kann es 
nicht sein.

Oder die Indexmiete: Übersteigt die Entwicklung des 
Preisindexes innerhalb eines Jahres 3 Prozent, soll die 
Hälfte des darüberhinausgehenden Teils – laut Entwurf 
der Bundesregierung – bei der Berechnung der Mieterhö-
hung unberücksichtigt bleiben. Das ist ja noch kompli-
zierter als Ihre Biotreppe.

(Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Die geht 
immer! Die beschließen wir morgen!)

Wir brauchen einfach klare Regelungen, die auch prak-
tisch durchsetzbar sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zu möblierten Wohnungen haben wir hervorragende Vor-
schläge des Deutschen Juristentages vorliegen, zum Bei-
spiel den Vorschlag, dass man die Möglichkeit haben soll, 
die Möblierung isoliert zu kündigen, sodass es nur noch 
auf die unmöblierte Wohnung ankommt. Ich finde, das ist 
durchaus bedenkenswert.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Vor allem brauchen wir endlich wirksame Maßnahmen 

gegen den üblichen Vermieterjoker: die Eigenbedarfs-
kündigung. Wir haben ganz viele mietrechtliche Re-
gelungen, die gut gemeint sind; wenn sie aber zur An-
wendung kommen, reagieren viele Vermieter mit der 
Eigenbedarfskündigung. Damit laufen diese mieterrecht-
lichen Regelungen leer.

Wir haben deswegen noch mal einen Gesetzentwurf 
vorgelegt. Wir schlagen hier ganz klare Regelungen vor, 
und zwar soll bei einem durch ein Gericht festgestellten 
Verstoß gegen die Mietpreisbremse eine Sperrfrist für 
Kündigungen wegen Eigenbedarf von fünf Jahren gelten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und wir müssen endlich den Eigenbedarf auf den Kreis 

beschränken, für den diese Regelung wirklich gedacht ist, 
also auf die Eigentümerinnen und Eigentümer selbst oder 
ihre nahen Angehörigen, und zwar für eine dauerhafte 
wirkliche Wohnnutzung. Darauf müssen wir das be-
schränken, um diesem Vermieterjoker endlich einen Rie-
gel vorzuschieben, sodass er nicht gegen jede mietrecht-
liche Regelung genutzt werden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir brauchen einen wirksamen Schutz von Mieterin-

nen und Mietern. Das werden wir in den Beratungen 
deutlich machen; das wird unser Anspruch sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Caren Lay für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Caren Lay (Die Linke):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! In den letzten zehn Jahren stiegen die Mieten in 
Rostock um 83 Prozent, in Leipzig um 70 Prozent und 
in Mönchengladbach um 65 Prozent. Damit wurden die 
Mieten also deutlich stärker angehoben als die Löhne und 
Einkommen.

Wird der Gesetzentwurf der Bundesregierung diese 
unglaubliche Mietenexplosion stoppen? Nein.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Meine Güte! 
Wirklich!)

Was die Bundesregierung heute vorlegt, ist nicht ganz 
falsch; aber es ist absolut unzureichend, um den Mieten-
wahnsinn endlich zu beenden. Okay, es ist deutlich mehr, 
als die Ampel hinbekommen hat – das muss man sagen –; 
aber das kann jetzt wirklich nicht der Maßstab sein.

(Beifall bei der Linken)
Wohnungen werden möbliert oder auf Zeit vermietet. 

Das sind Gelddruckmaschinen für rücksichtslose Inves-
toren, die sich auf dem Rücken von Wohnungslosen be-
reichern. Ein altes Bett, ein kaputter Schrank, befristet 
vermietet für sechs Monate: Schon werden locker mal 
40 Euro pro Quadratmeter verlangt. Dieses Geschäfts-
modell muss endlich beendet werden.

(Beifall bei der Linken)
Insofern ist es gut, dass möbliertes Wohnen endlich 

reguliert wird – immerhin. Aber wenn ein Vermieter ver-
gessen hat, den Möblierungszuschlag auszuweisen, darf 
er nachmelden. Das öffnet Tür und Tor für Tricksereien.

Wohnen auf Zeit wird eingeschränkt – immerhin. Aber 
auch hier bleibt eine Grauzone. Besser wäre es, zu sagen: 
Auch für Kurzzeitvermietung muss die Mietpreisbremse 
gelten.

(Beifall bei der Linken)
Viele Vermieter bieten nur noch Indexmietverträge an, 

mit denen sie die Miete dann automatisch mit der Infla-
tion erhöhen können. Das war in den letzten Jahren ein 
sehr lukratives Geschäft. Diese Ausbeutung von Miete-
rinnen und Mietern schränken Sie nur bedingt ein; das ist 
wirklich halbherzig.

Unsere größte Kritik ist das, was gar nicht im Gesetz-
entwurf steht: Eine wirkungsvolle Begrenzung von Ei-
genbedarfskündigungen? Fehlanzeige. Reform der Miet-
spiegel, damit diese nicht ständig steigen? Fehlanzeige. 
Sanktionen für Vermieter, die sich nicht an die Mietpreis-
bremse halten? Fehlanzeige. „Verlangt weiter illegale 
Mieten! Wir lassen es zu!“ – das ist die zynische Bot-
schaft der Bundesregierung an diejenigen, die Mieterin-
nen und Mieter mit viel zu hohen Mieten abzocken. Das 
darf doch wohl nicht wahr sein.

(Beifall bei der Linken – Christian Görke [Die 
Linke]: Das darf doch wohl nicht wahr sein!)

Und den klitzekleinen Verbesserungen stehen massive 
Einschränkungen für Mieterinnen und Mieter gegenüber: 
bei der Grundsicherung, bei den angekündigten Kürzun-
gen, beim Wohngeld und bei der Abschaffung des Hei-
zungsgesetzes. Auf dem Rücken der Mieterinnen und 
Mieter heute zu sagen: „Wir tun ja was für den Mieter-
schutz“, ist wirklich nur die halbe Wahrheit.

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Schweinerei!)
Der neueste Schlager der Bundesregierung: die Ver-

gesellschaftung von großen Wohnungskonzernen verbie-
ten, obwohl das Grundgesetz das ja ermöglicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Jan-Marco Luczak [CDU/CSU]: Sehr 
gute Idee! Sehr gute Initiative! – Sebastian 
Steineke [CDU/CSU]: Gute Idee! Guter Vor-
schlag!)

– Da freut sich die Union, und es freuen sich die Aktio-
näre.

(Sebastian Steineke [CDU/CSU]: Nein, die 
Mieter freuen sich, weil endlich wieder mehr 
gebaut werden kann!)

Ein fettes Plus von 6 Prozent nach der Ankündigung von 
Friedrich Merz – das spricht wohl für sich.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das ist Politik für Aktionäre; das ist Politik für Konzerne,
(Sebastian Steineke [CDU/CSU]: Nein, das ist 
Politik für die Mieterinnen und Mieter! Nur, 
die machen Sie gar nicht!)
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aber nicht für Mieterinnen und Mieter.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Hakan Demir 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hakan Demir (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich glaube, man muss erst mal an-
erkennen, dass wir hier ein Mietpaket haben, wie es seit 
20 Jahren nicht mehr hier im Haus besprochen worden 
ist; es ist das größte Paket der letzten 20 Jahre. Wir be-
schränken die Indexmieten, die Kurzzeitvermietung, das 
möblierte Wohnen, und wir erweitern die Schonfristzah-
lung. Das sind schon mal vier große Punkte, die den 
Mieterinnen und Mietern helfen werden. Das muss man 
einmal am Anfang sagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Und ich werde das auch erklären. Zu den Indexmieten: 
2022/2023, als die Inflation hochging auf 7,8 Prozent, 
gingen auch diese Mieten hoch und gleichzeitig die Kos-
ten für Nahrung. Für uns ist natürlich klar, dass wir die 
Indexmieten beschränken müssen für den Fall, dass die 
Inflation steigt. Beim möblierten Wohnen versuchen wir 
jetzt, den Möblierungszuschlag auszuweisen – das ist ein 
wichtiger Punkt –, und bei der Kurzzeitvermietung ist das 
Problem, dass nicht klar ist, was eine Kurzzeitvermietung 
ist. Wir regeln das in diesem Gesetz grundsätzlich: Bei 
bis zu sechs Monaten spricht man von einer Kurzzeitver-
mietung, und man kann sie auf maximal acht Monate 
verlängern. Ich glaube, dass das eine Rechtssicherheit 
schafft, für die wir uns hier einsetzen.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Ralph 
Edelhäußer [CDU/CSU])

Bei der Schonfristzahlung will ich noch auf einen Ge-
danken aufmerksam machen: Ja, wir geben Mieterinnen 
und Mietern eine zweite Chance – das ist, glaube ich, 
auch wichtig –, wenn sie innerhalb einer gewissen kurzen 
Zeit den Mietrückstand zahlen können. Nicht nur die 
fristlose Kündigung kann dann geheilt werden, sondern 
auch die ordentliche Kündigung, und wir sorgen dann 
dafür, dass diese Menschen beispielsweise nicht in der 
Obdachlosigkeit landen. Auch das ist soziale Gerechtig-
keit, die wir mit diesem Gesetzespaket voranbringen.

(Beifall bei der SPD)

Letzter Gedanke. Wir sagen natürlich nicht: „Das ist 
jetzt alles, was wir machen können“, sondern wir müssen 
weiter in die Zukunft gucken. Wenn wir uns die Inserate 
bei ImmoScout anschauen, sehen wir beispielsweise, 
dass 80-Quadratmeter-Wohnungen im Altbau teilweise 
für 2 000 Euro Nettokaltmiete angeboten werden. Nicht 
alle Vermieter machen das, aber einige schon, und da 
muss man natürlich klar sagen, dass das mindestens 
100 Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete ist. 

Das ist keine Lappalie; das ist Mietwucher. Deshalb müs-
sen wir in diesem Haus natürlich den Mietwucherpara-
grafen wieder scharfstellen.

(Beifall bei der SPD – Sonja Lemke [Die 
Linke]: Macht mal! – Caren Lay [Die Linke]: 
Da bin ich gespannt!)

Letzter Gedanke, weil wir morgen kurz vor der Som-
merpause stehen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, die Gedanken sind frei, aber passen nicht 

immer in jede Redezeit.
(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und des Abg. Thomas Fetsch [AfD])

Außerdem haben Sie den letzten Gedanken schon vor 
einer Minute angekündigt.

Hakan Demir (SPD):
Ich danke Frau Hubig für dieses gute Gesetzespaket. 

Wir werden in den Verhandlungen das eine oder andere 
noch hinbekommen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Rainer Galla für 

die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Rainer Galla (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Sehr geehrte Damen und Herren Kollegen! Liebe 
Landsleute! Was haben wir hier? Einen Gesetzentwurf 
der Bündnisgrünen zur Einschränkung der Eigenbedarfs-
kündigung und einen Antrag der Linken mit einer so-
genannten Nachschärfung zur Mietrechtsnovelle.

(Caren Lay [Die Linke]: Jo! Notwendig!)
Also, auf eines kann man sich immerhin verlassen: Bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit versuchen unsere links- 
grünen Kollegen eine einseitige Verschiebung des bislang 
fein austarierten Gleichgewichts im Mietrecht zugunsten 
ihrer Klientel.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: „Fein aus-
tariert“! – Zuruf der Abg. Caren Lay [Die 
Linke)

Würde dies und noch weitere Ideen wie Mietendeckel, 
Räumungsstopp, die Verschärfung des Mietwucherpara-
grafen oder das im Berliner Wahlkampf propagierte Si-
cher-Wohnen-Gesetz der Partei Die Linke Realität, wäre 
es nicht mehr weit bis zu einer Wohnraumbewirtschaf-
tung der zu Recht untergegangenen DDR, meine Damen 
und Herren!

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD und der Linken – Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Kein 
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Bier vor vier, sage ich mal! – Zurufe der Abg. 
Derya Türk-Nachbaur [SPD] und Christian 
Görke [Die Linke])

Aber niemand mit Verstand will eine Wiederherstel-
lung des Sozialismus à la DDR. Niemand mit Verstand 
will eine Neuauflage des Sozialismus überhaupt – 
niemand mit Verstand! Liebe Linke, haben Sie das ver-
standen? – Dann ist ja gut.

(Zurufe der Abg. Caren Lay [Die Linke] und 
Luigi Pantisano [Die Linke])

Meine Damen und Herren, der Behandlung des Ge-
setzentwurfs der Bundesregierung im Ausschuss sehen 
wir mit Skepsis, aber auch mit Interesse entgegen. Zu 
den beiden genannten Initiativen unserer links-grünen 
Kollegen halte ich fest:

(Luigi Pantisano [Die Linke]: Wir sind keine 
Kollegen!)

Für jede Partei, die sich „Freiheit statt Sozialismus“ auf 
die Fahne geschrieben hat, kommt schon jetzt nur eine 
Ablehnung in Betracht, jedenfalls für uns von der AfD.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Aussprache 

ist Dr. Jan-Marco Luczak für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Hakan Demir [SPD] – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Da jetzt einen oben-
drauf setzen!)

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen und 

Kollegen! Ich hatte mir eigentlich vorgenommen, zu un-
serem Gesetzentwurf hier zu sprechen und nicht zu den 
Dingen, die von der Opposition gefordert werden. Aber 
mindestens zum Thema Vergesellschaftung, Frau Kolle-
gin Lay, muss ich doch etwas sagen.

Wir haben im Koalitionsausschuss in der letzten Wo-
che unter Ziffer 18 des Beschlusspapiers in der Tat das 
sehr klare Signal gesetzt, dass wir als Bundesgesetzgeber 
verhindern werden, dass private Wohnungsbestände in 
Deutschland verstaatlicht werden. Ich finde das richtig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Und es ist auch notwendig, ein solches Signal zu setzen; 
denn, ganz maßgeblich durch Sie in Berlin getriggert, 
findet hier eine Diskussion über Vergesellschaftung in 
Berlin statt.

(Zurufe von der Linken)
Wozu führt diese Diskussion? Diese Diskussion führt 

dazu, dass sich all diejenigen, die Geld in die Hand neh-
men wollen, die bezahlbare Wohnungen in Berlin bauen 
wollen und damit vielen Menschen, die jetzt in Schlangen 
bei den Wohnungsbesichtigungen stehen, ein Dach über 
dem Kopf geben wollen,

(Zurufe von der Linken)

sich zurückziehen, weil über ihnen das Damoklesschwert 
der Vergesellschaftung schwebt.

Das kann doch nicht unser Weg sein. Wir brauchen 
Rahmenbedingungen, dass Menschen sich angereizt füh-
len, dass sie sich aufgefordert fühlen, bei uns im Land 
und auch in Berlin neue, bezahlbare Wohnungen zu bau-
en.

(Nicole Gohlke [Die Linke]: Es schafft aber 
keiner bezahlbare Wohnungen!)

Wenn ihnen aber eine Verstaatlichung angedroht wird, 
werden sie das nicht machen. Deswegen ist es gut, dass 
wir als Bundesgesetzgeber ein klares Signal setzen, dass 
wir das in unserem Land nicht machen werden, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Andreas Mattfeldt 
[CDU/CSU]: So nämlich!)

Jetzt komme ich aber zu unserem Gesetzentwurf zu-
rück.

(Christian Görke [Die Linke]: Zu Vonovia!)
Wir haben im Koalitionsvertrag eine ganze Reihe von 
Dingen verabredet. Das ist gut. Die Kollegin Hierl hat 
es gerade schon gesagt: Bezahlbares Wohnen ist eine 
der ganz zentralen Fragen unserer Zeit,

(Caren Lay [Die Linke]: Haben Sie ja ziemlich 
lange tatenlos zugesehen!)

eine Frage, bei der die Menschen auch bis weit in die 
Mitte der Gesellschaft Ängste haben. Deswegen brau-
chen wir starke soziale Leitplanken im Mietrecht. Da 
haben wir in den letzten Jahren schon sehr viel auf den 
Weg gebracht; das war gut, das war richtig.

(Zurufe von der Linken)
Wir haben auch mit der Verlängerung der Mietpreis-
bremse am Anfang dieser Legislaturperiode schon 
Rechtssicherheit gegeben, damit die Menschen durch-
schnaufen können.

Jetzt stehen wir vor einer neuen Stufe. Wir haben ein 
neues Mietrechtspaket II zu den hier schon angesproche-
nen Punkten, das sich jetzt im parlamentarischen Verfah-
ren befindet. Da müssen wir in der Tat genau hinschauen: 
Sind die Regelungen so gestaltet, dass wir am Ende unser 
Ziel erreichen? Und da gibt es viele Punkte, die man sich 
noch mal genau anschauen muss.

Zum Beispiel bei den Indexmieten. Wir haben mit-
einander im Koalitionsvertrag die Verabredung getroffen, 
dass wir die Indexmieten weiter regulieren. Das ist so, 
und daran müssen wir jetzt anknüpfen. Ich will gar nicht 
so sehr die Frage aufwerfen, ob der Bedarf jetzt noch 
besteht. Die Idee ist damals aufgekommen, weil wir 
sehr hohe Inflationsraten hatten; sie sind mittlerweile 
runtergegangen. Ich finde nur, wir müssen sehen, dass 
die Indexmiete in den vergangenen Jahren ein Instrument 
war, das sehr transparent und rechtssicher gewesen ist, 
das den Mieterinnen und Mietern auch Schutz gegeben 
hat, zum Beispiel vor Modernisierungsmieterhöhungen; 
eine solche Erhöhung ist mit Indexmieten nämlich nicht 
möglich. Deswegen müssen wir so regulieren, dass In-
dexmieten nicht verschwinden; denn sie haben an vielen 
Stellen ihre Berechtigung.
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Ich würde eher die Frage stellen, welchen Anknüp-
fungspunkt wir eigentlich wählen: Ist es richtig, an die 
allgemeine Preisentwicklung anzuknüpfen? Oder ist es 
möglicherweise sinnvoll, an die Baukosten anzuknüpfen 
und sich daran zu orientieren, welche Mietsteigerungen 
am Ende möglich sind?

Ein Punkt, der mir wichtig ist, ist die Schonfristrege-
lung. Hier ist gerade davon gesprochen worden, dass wir 
Mieterinnen und Mietern eine zweite Chance ermögli-
chen wollen. Ja, natürlich gibt es immer Fälle, in denen 
Menschen durch unvorhergesehene wirtschaftliche 
Schwierigkeiten nicht in der Lage sind, ihre Miete zu 
zahlen. Dafür muss man Regelungen finden. Dafür hat 
das Gesetz heute schon eine Regelung gefunden: Wenn 
man fristlos gekündigt wird, weil man zwei Mieten im 
Rückstand ist, wird die Kündigung, wenn die Miete nach-
gezahlt wird, wieder aufgehoben.

Jetzt geht es um die Frage: Übertragen wir das auf die 
ordentliche Kündigung? Und dazu haben wir verabredet, 
dass wir das machen wollen. Ich würde aber schon dafür 
werben wollen, dass wir berücksichtigen, was eine Miet-
zahlung ist: Sie ist die Hauptleistungspflicht eines Ver-
trages. Eine Nichtzahlung der Miete ist ein Verstoß gegen 
die Hauptleistungspflicht.

Weil das so ist und weil viele Vermieterinnen und Ver-
mieter – wir reden hier nicht über die großen Konzerne 
wie Vonovia, sondern wir reden über die vielen kleinen 
privaten Vermieter – oftmals existenziell darauf angewie-
sen sind, dass sie ihre Mietzahlungen bekommen – um 
Kredite zu bedienen, aber manchmal auch, um ihren Le-
bensunterhalt zu finanzieren –,

(Caren Lay [Die Linke]: Man kann sie aber 
auch nicht als Vorwand nehmen, um die Inte-
ressen von Vonovia zu vertreten!)

finde ich, dass diese Schonfristregelung – also dass auch 
eine ordentliche Kündigung beseitigt wird, wenn man die 
Miete nachzahlt – die absolute Ausnahme bleiben muss. 
Das haben wir im Koalitionsvertrag so miteinander ver-
abredet.

(Zuruf des Abg. Hakan Demir [SPD])

Wir haben gesagt: Es soll ein Härtefall sein, um Ob-
dachlosigkeit zu vermeiden. Und da muss ich auch tat-
sächlich sagen: Darüber müssen wir im parlamentari-
schen Verfahren, Frau Ministerin, noch einmal 
sprechen. Ich sehe nicht, dass diese Regelung, die ja 
generell gilt, tatsächlich als Härtefallregelung ausgestal-
tet ist. Ich persönlich finde: Wann ist es ein Härtefall? 
Wenn Obdachlosigkeit droht. In welchen Gebieten droht 
Obdachlosigkeit? Dort, wo ich nicht auf eine andere 
Wohnung ausweichen kann. Das ist zum Beispiel der 
Fall, wenn ich meine Wohnung in einem angespannten 
Wohnungsmarkt habe. Da kann ich in der Tat nicht so 
schnell an der nächsten Straßenecke eine neue Wohnung 
finden. Deswegen würde ich dafür plädieren, dass wir 
den Anwendungsbereich bei der Schonfristregelung auf 
angespannte Wohnungsmärkte begrenzen. Das würde je-
denfalls unseren Verabredungen im Koalitionsvertrag 
entsprechen, meine Damen und Herren.

Ich will noch einen letzten Punkt nennen: die Kurzzeit-
vermietung. Da ist glücklicherweise auf dem Weg vom 
Referentenentwurf zum Kabinettsentwurf noch einiges 
passiert. Wir haben jetzt die Regelung: grundsätzlich 
sechs Monate Befristung, eine Verlängerung um zwei 
Monate ist möglich. Ich will aber schon noch mal die 
Frage in den Raum stellen, ob es richtig ist, bei so einer 
starren, unflexiblen Regelung mit festen Monatszahlen 
festzuhalten.

Wenn jemand kurzzeitig eine Wohnung braucht, weil 
er zum Beispiel für zwei Semester zum Studieren in eine 
andere Stadt ziehen muss oder weil er beruflich bedingt 
an einem Projekt mitarbeitet, dann kommt es doch nicht 
so sehr auf die starre Monatszahl an, sondern darauf, ob 
er einen Bedarf für die kurzzeitige Anmietung einer in 
aller Regel möblierten Wohnung hat. Deswegen würde 
ich dafür plädieren, dass wir da noch mal gucken, ob 
wir eine flexible Regelung finden, die sich klar am Bedarf 
orientiert. Denn es gibt diesen Bedarf, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Dr. Jan-Marco Luczak (CDU/CSU):
– und der darf am Ende nicht wegreguliert werden. 

Insofern freue ich mich auf die parlamentarischen Bera-
tungen. Es gibt noch einiges zu tun.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 

nicht vor. Ich schließe damit die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/6807, 21/6924 sowie 21/6915 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 13: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Birgit 
Bessin, Alexander Arpaschi, Adam Balten, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Bundesprogramm „Demokratie leben!“ sofort 
einstellen – Parteipolitische Neutralität wah-
ren

Drucksache 21/6925

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Bevor ich diese eröffne, möchte ich noch einmal die 
Ankündigung erneuern, dass ich aufgrund der weiterhin 
sehr späten Uhrzeit, zu der wir heute noch tagen werden – 
bis in die ersten Stunden des neuen Tages –, auch weiter-
hin keine Zwischenfragen und Kurzinterventionen zulas-
sen werde.
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(Abg. Birgit Bessin [AfD] geht in Richtung des 
Rednerpults)

– Frau Bessin, ich werde hier noch ein paar Sachen vor-
tragen müssen.

Bevor ich die Aussprache eröffne, komme ich zu den 
von den Schriftführerinnen und Schriftführern ermittel-
ten Wahlergebnissen.1)

Protokoll über die Wahl von Mitgliedern des Stiftungs-
rats der „Stiftung Humboldt Forum im Berliner Schloss“: 
abgegebene Stimmzettel 603. Von den abgegebenen 
Stimmen entfielen auf Michael Frieser 499 Jastimmen, 
52 Neinstimmen, 41 Enthaltungen und 11 ungültige 
Stimmen. Auf Dr. Ottilie Klein entfielen 495 Jastimmen, 
61 Neinstimmen, 34 Enthaltungen und 13 ungültige 
Stimmen. Auf Awet Tesfaiesus entfielen 376 Jastimmen, 
166 Neinstimmen, 36 Enthaltungen sowie 25 ungültige 
Stimmen. Auf Michael Kießling entfielen 499 Jastim-
men, 51 Neinstimmen, 39 Enthaltungen und 14 ungültige 
Stimmen. Auf Johannes Volkmann entfielen 496 Jastim-
men, 57 Neinstimmen, 38 Enthaltungen sowie 12 ungül-
tige Stimmen. Auf Matthias Helferich entfielen 100 Ja-
stimmen, 454 Neinstimmen, 18 Enthaltungen und 31 
ungültige Stimmen. Auf Nancy Faeser entfielen 468 Ja-
stimmen, 95 Neinstimmen, 22 Enthaltungen und 18 un-
gültige Stimmen. Damit sind die Abgeordneten Michael 
Frieser, Dr. Ottilie Klein, Awet Tesfaiesus, Michael 
Kießling, Johannes Volkmann und Nancy Faeser ge-
wählt. Der Abgeordnete Matthias Helferich ist mit dem 
Wahlergebnis nicht gewählt.

Ich setze gleich fort, die anderen Ergebnisse noch vor-
zulesen. Ich bitte vorher um ein bisschen Ruhe; denn es 
ist kompliziert, das hier vorzutragen. Und möglicher-
weise wollen ja alle Kolleginnen und Kollegen alle Er-
gebnisse mitbekommen.

Protokoll über die Wahl von Mitgliedern des Verwal-
tungsrates der Deutschen Nationalbibliothek gemäß § 6 
Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über die Deutsche Na-
tionalbibliothek: abgegebene Stimmzettel 603. Von den 
abgegebenen Stimmen entfielen auf Johannes Volkmann 
463 Jastimmen, 100 Neinstimmen, 33 Enthaltungen und 
7 ungültige Stimmen. Auf Nicole Hess entfielen 160 Ja-
stimmen, 406 Neinstimmen, 16 Enthaltungen und 21 un-
gültige Stimmen. Auf Dr. Anja Weisgerber entfielen 
468 Jastimmen, 95 Neinstimmen, 34 Enthaltungen und 
6 ungültige Stimmen. Auf Sven Wendorf entfielen 158 Ja-
stimmen, 402 Neinstimmen, 18 Enthaltungen und 25 un-
gültige Stimmen. Damit sind die Abgeordneten Johannes 
Volkmann und Dr. Anja Weisgerber gewählt, und Nicole 
Hess und Sven Wendorf sind nicht gewählt.

Protokoll über die Wahl von Mitgliedern des Par-
lamentarischen Beirats der „Stiftung für das sorbische 
Volk“: abgegebene Stimmzettel 603. Von den abgegebe-
nen Stimmen entfielen auf Florian Oest 472 Jastimmen, 
87 Neinstimmen, 36 Enthaltungen und 8 ungültige Stim-
men. Karsten Hilse erhielt 162 Jastimmen, 405 Neinstim-
men, 15 Enthaltungen sowie 21 ungültige Stimmen. Knut 
Abraham bekam 475 Jastimmen, 89 Neinstimmen, 

32 Enthaltungen sowie 7 ungültige Stimmen. Thomas 
Ladzinski erhielt 163 Jastimmen, 399 Neinstimmen, 
18 Enthaltungen und 23 ungültige Stimmen. Damit sind 
die Abgeordneten Florian Oest und Knut Abraham ge-
wählt, und die Abgeordneten Karsten Hilse und Thomas 
Ladzinski sind nicht gewählt.

Letztes Ergebnis, das ich Ihnen vorlesen möchte. Pro-
tokoll über die Wahl von Mitgliedern des Kuratoriums 
der Stiftung „Archiv der Parteien und Massenorganisa-
tionen der DDR“: abgegebene Stimmzettel 603. Auf 
Johannes Volkmann entfielen 456 Jastimmen, 101 Nein-
stimmen, 38 Enthaltungen sowie 8 ungültige Stimmen. 
Auf Dr. Götz Frömming entfielen 174 Jastimmen, 
389 Neinstimmen, 17 Enthaltungen und 23 ungültige 
Stimmen. Auf Holger Mann entfielen 463 Jastimmen, 
104 Neinstimmen, 21 Enthaltungen und 15 ungültige 
Stimmen. Auf Michael Frieser entfielen 466 Jastimmen, 
85 Neinstimmen, 43 Enthaltungen und 9 ungültige Stim-
men. Auf Sven Wendorf entfielen 161 Jastimmen, 
398 Neinstimmen, 17 Enthaltungen und 27 ungültige 
Stimmen. Auf Helge Lindh entfielen 434 Jastimmen, 
127 Neinstimmen, 27 Enthaltungen und 15 ungültige 
Stimmen. Damit sind die Abgeordneten Johannes 
Volkmann, Holger Mann, Michael Frieser und Helge 
Lindh gewählt, und die Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming und Sven Wendorf sind nicht gewählt.

Wir fahren jetzt in der Tagesordnung fort. Ich habe den 
Zusatzpunkt 13 ja bereits aufgerufen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort der 
Abgeordneten Birgit Bessin von der AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Birgit Bessin (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Anwesende Kollegen! 

Liebe Gäste! Es wird Zeit, dass linker Staatsaktivismus 
und der Aufbau eines linken Vorfeldes, finanziert durch 
unser aller Steuergeld, beendet wird. Denn „Demokratie 
leben!“ hat den Verfall demokratischer Werte gerade 
nicht gestoppt, sondern unsere Gesellschaft tief gespal-
ten. Deshalb ist das Programm sofort einzustellen. Und 
was die Ministerin als Reform ausgibt, ist nichts anderes 
als ein paar Bauernopfer; es wird weiter links geblinkt.

(Beifall bei der AfD)

Stellen Sie sich einmal vor, Sie bekommen bei Ihrer 
Geburt aus Klimaschutzgründen ein sogenanntes Res-
sourcenbudget zugeteilt. Und angenommen, dieses Res-
sourcenbudget ist mit 20 Jahren schon aufgebraucht – 
dann werden Sie eliminiert. Nach der sogenannten Kli-
mahinrichtung wird dann auch noch Ihr letztes Geld ge-
nommen, um Klimaschutz zu finanzieren. Das, meine 
Damen und Herren, ist kranker Wahnsinn.

(Nyke Slawik [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Haben Sie wieder schlecht geträumt? – Zuruf 
der Abg. Nicole Gohlke [Die Linke])

Dafür steht eine Mitarbeiterin, die im Landkreis Cux-
haven für das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ zu-
ständig ist. Sie fand das eine gute Filmidee mit der Be-

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Wahlen 
siehe Anlage 4
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gründung, es hätte „den Vorteil, dass die Reichen, die die 
meisten Ressourcen verbrauchen, auch am schnellsten tot 
sind“.

Ein anderes Beispiel. Auf der Denunziantenplattform 
„Recherche Nord“ wird der Heuchelkampf gegen angeb-
liche Rechtsextremisten geführt – wobei ich nicht ver-
stehen kann, dass immer Fotografen auf den AfD-Partei-
tagen sind, uns fotografieren und dann auf eine Art 
Fahndungsliste im Internet stellen. Der Gründer dieser 
Plattform arbeitet für das Meldeportal „Mobiles Bera-
tungsteam gegen Rechtsextremismus“, das auch von 
„Demokratie leben!“ finanziert wird.

Und, meine Damen und Herren, in Heidelberg geht es 
ja richtig krass zur Sache. Über Partnerschaften für De-
mokratie wurden Werbeveranstaltungen für die isla-
mische Verschleierung sowie die Durchführung eines 
„Black History Month“ mit einer Podiumsdiskussion 
zum Thema „Schwarz sein in politischen Institutionen“ 
gefördert. Teilnahmeberechtigt an der Podiumsdiskus-
sion waren – jetzt müssen Sie aufpassen – nur Menschen, 
die sich als schwarz positionieren. Kann mir jemand mal 
erklären, wie man sich als schwarz positionieren kann?

(Felix Döring [SPD]: Sie würden es nicht ver-
stehen! Daher macht es keinen Sinn!)

Weiße Menschen waren nicht zugelassen.

(Zuruf des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])

Und zwei ganz schlaue Menschen aus Heidelberg führen 
eine NGO, die für die Verteilung der Gelder aus dem 
„Demokratie leben!“-Topf verantwortlich ist, während 
sie gleichzeitig eine weitere NGO leiten, die Gelder aus 
genau diesem Topf bekommt.

Demokratie ist aber nicht queer und auch nicht objek-
tophil – da braucht man erst mal eine Weile, um das aus-
zusprechen –, sondern Demokratie muss freiheitlich und 
rechtsstaatlich sein.

(Beifall bei der AfD)

Mit Ihrer sogenannten Demokratie erleben wir lediglich 
Einschüchterungen, Diffamierung unbescholtener Bürger 
als heimliche Faschisten, Drohungen, Stigmatisierung 
und widerlichen linken Gesinnungsterror. Aber, meine 
Damen und Herren, ich kann Ihnen versprechen: Wenn 
es mit den Umfragewerten für uns so weitergeht, dann 
wird es keinen einzigen Cent mehr für diesen Linksruck 
in Deutschland geben,

(Beifall bei der AfD)

keinen Cent mehr für Antifa-Fotografen und für die ge-
samte linke Gesinnungsdiktatur in diesem Staat.

Wenn auf Indymedia anlässlich unseres Parteitages zu 
Gewalt aufgerufen wird und durch genau diese Gewalt 
sogar Tote in Kauf genommen werden, dann kann man 
von geplantem Terror sprechen. So etwas ist nur in Ihrer 
Demokratie möglich. In unserer würde es so etwas näm-
lich nicht geben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Jede Organisation, die genau so etwas unterstützt, macht 
sich übrigens mitverantwortlich.

Und wie weit Ihr linker Gesinnungsterror reicht, merkt 
man mittlerweile an Schulen. In meinem Wahlkreis ist 
eine 15-jährige Schülerin von ihrem Lehrer als „Fick-
objekt“ und „Gebärmaschine für Rechtsradikale“ be-
schimpft worden. So ein Lehrer ist Opfer Ihrer Politik, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ihre Redezeit ist zu Ende, Frau Kollegin.

Birgit Bessin (AfD):
– Opfer Ihrer linken Gedankenpolizei, und ein solcher 

Lehrer hat an einer Schule nichts zu suchen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Birgit Bessin (AfD):
Es ist verwerflich, dass so jemand im Staatsdienst auf 

unsere Schüler losgelassen wird, meine Damen und Her-
ren.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Bessin, Sie müssen jetzt zum Ende kommen, 

bitte.

Birgit Bessin (AfD):
Ich hoffe, dass dieser Mensch schnellstmöglich –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Birgit Bessin (AfD):
– von der Schule entfernt wird.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Marvin Schulz 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Marvin Schulz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men! Meine Herren! SpongeBob Schwammkopf singt 
dschihadistische Kampflieder – frei im Netz verfügbar, 
gemacht für unsere Kinder, erstellt mit künstlicher Intel-
ligenz. Das ist kein verrückter Science-Fiction-Film, son-
dern die Realität, in der wir uns heute bereits befinden. 
Denn Sympathisanten des „Islamischen Staates“ nutzen 
die technologischen Möglichkeiten von künstlicher Intel-
ligenz, um Zeichentrickfiguren, die unsere Kinder lieben, 
Gesänge in den Mund zu legen, die dann den Märtyrertod 
verherrlichen.
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Das ist nur ein Beispiel, das zeigt, dass Ihr Antrag, 
meine Damen und Herren, eindimensional ist; denn er 
beschränkt sich auf eine Form von Extremismus. Sie 
reden von Linksextremismus

(Birgit Bessin [AfD]: Das wird ja damit fi-
nanziert!)

und bringen ihn in Zusammenhang mit „Demokratie le-
ben!“. Es gibt aber viele Richtungen, aus denen Extre-
mismus kommt. Und wenn man nur in eine Richtung 
schaut, dann wird man irgendwann von der anderen über-
rascht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Birgit Bessin [AfD]: Müssen 
Sie ja gerade erzählen! – Martin Reichardt 
[AfD]: Wie viele Programme gegen Extremis-
mus des Islam gibt es denn in diesem so-
genannten „Demokratie leben!“?)

Trotzdem, meine Damen und Herren, stelle ich fest, 
dass die AfD durchaus einen berechtigten Punkt hat in 
dem Moment, in dem sie sagt, dass „Demokratie leben!“ 
in der Vergangenheit einen zu großen Schwerpunkt auf 
Rechtsextremismus gelegt hat. Deshalb hat die Ministe-
rin in der Vergangenheit ja dafür gesorgt, dass wir bei der 
Neuaufstellung von „Demokratie leben!“ alle Formen des 
Extremismus in den Blick nehmen: Linksextremismus, 
Rechtsextremismus, islamistischen Extremismus, Anti-
semitismus. Alles wird mittlerweile in den Blick genom-
men, einfach weil es – bedauerlicherweise – Teil unserer 
Lebensrealität ist.

Meine Damen, meine Herren, ich will noch einen 
Punkt in aller Ehrlichkeit ansprechen. Sitzung für Sitzung 
reden wir über das Bundesförderprogramm „Demokratie 
leben!“. Ich habe die Vermutung, dass Teile dieses Hau-
ses das brauchen, um ihre parteipolitische Kommunika-
tion am Laufen zu halten.

Mein Eindruck ist aber auch, dass das vergebene Lie-
besmüh ist; denn das Bundesförderprogramm „Demokra-
tie leben!“ macht einen winzigen Anteil des gesamtstaat-
lichen Haushaltes der Bundesrepublik Deutschland aus: 
170 Millionen Euro bei 550 Milliarden Euro Gesamtaus-
gaben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Peanuts!)

Das sind 0,03 Prozent. Von 1 000 Euro, die der Bund 
investiert, fließen 30 Cent Euro in das Bundesförderpro-
gramm „Demokratie leben!“.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie wollen ja wohl 
nicht Propagandamaßnahmen mit Sozialleis-
tungen und Ähnlichem gleichstellen! Was ist 
denn das für ein Unfug?)

Und über diese 30 Cent diskutieren wir hier – initiiert von 
links wie rechts – Woche für Woche, während die großen 
Fragen unserer Zeit, Verteidigung, wirtschaftliche Pros-
perität,

(Martin Reichardt [AfD]: Da leisten Sie ja 
auch nichts!)

vernünftige Regeln für künstliche Intelligenz, mit keiner 
Silbe beantwortet werden.

Ich würde mir einfach wünschen, dass wir mit der 
gleichen Intensität, mit der Sie über „Demokratie leben!“ 
reden, auch über die wirklich wichtigen Probleme unse-
res Landes reden würden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber das tun wir nicht. Wir reden erneut über „Demokra-
tie leben!“. Ich sage erneut: Es gibt eine Neuaufstellung 
des Programmes. Richtigerweise ist in der Vergangenheit 
kritisiert worden, dass Ziel und Wirkungsanalyse von 
Förderprojekten unzureichend waren. Da haben wir 
nachgeschärft. Wir haben im Haushaltsplanentwurf die 
Mittel substanziell gekürzt; denn wir sagen: Es muss 
mit weniger Geld mehr gemacht werden. Wir haben 
neue Programmebenen geschaffen, beispielsweise den 
digitalen Raum, um die Gefahrenpotenziale zu tackeln, 
von denen ich eingangs gesprochen habe.

Unterm Strich ist mein Eindruck, dass es auf der einen 
Seite Menschen gibt, die „Demokratie leben!“ per se 
abschaffen wollen, weil sie nicht in der Lage sind, 
Schwarz-Weiß-Schattierungen auch im Graubereich zu 
erkennen. Auf der anderen Seite führen wir Debatten 
mit Menschen, die sagen: Jedwede Kritik an „Demokratie 
leben!“ und jeder Euro weniger für dieses Programm ist 
bereits ein Angriff auf die Demokratie selbst. Beides ist 
falsch. Wer Verantwortung übernehmen will, muss genau 
prüfen: Was sich bewährt hat, das wird fortgeführt. Was 
sich nicht bewährt hat, muss gekürzt werden. – Das ist 
unangenehm. Das ist nicht einfach, aber das gehört zur 
Verantwortungsübernahme dazu. Wir machen nicht 
mehr, aber auch nicht weniger.

Meine Damen, meine Herren, ich komme zum Schluss 
und sage: Lassen Sie uns diese 30 Cent auf 1 000 Euro 
einfach mit Verstand investieren und dann doch bitte über 
die relevanten Probleme dieses Landes sprechen! Meine 
Generation und die derjenigen, die jünger sind, würden es 
Ihnen allen danken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Maja Wallstein [SPD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Nyke Slawik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Nyke Slawik (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es vergeht keine Woche ohne bahnbrechende 
Enthüllungen im Deutschen Bundestag. Diese Woche 
wird anscheinend der Deep State enthüllt und das Bun-
desprogramm „Demokratie leben!“ mal wieder kritisiert, 
das natürlich unter den Linken ins Leben gerufen wurde – 
nein, unter Angela Merkel;

(Martin Reichardt [AfD]: Also! Stimmt doch!)

wir erinnern uns alle.
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Die AfD fordert hier erneut, dieses Bundesprogramm 
abzuschaffen. Erneut werden krude Theorien über Ver-
bindungen zwischen der vermeintlich linksextremisti-
schen Szene und NGOs, die staatliche Förderungen für 
demokratiefördernde Projekte erhalten, gesponnen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Alles frei erfunden, 
nicht wahr? Alles frei erfunden!)

Inzwischen hat die AfD übrigens in einer Arbeitsgruppe 
zur NGO-Aufklärung ein Rechercheprojekt ins Leben 
gerufen. Dadurch sollen vermeintliche Skandale des so-
genannten NGO-Sumpfes aufgedeckt werden.

(Beatrix von Storch [AfD]: Gute Sache!)
Geheime Verbindungen und Staatsaktivismus werden an-
geprangert. Die Erkenntnisse, die dort zutage gefördert 
werden, sind wirklich bahnbrechend. Ich habe mir das 
mal angeguckt. Wussten Sie zum Beispiel schon, dass 
das Bundesamt für Verfassungsschutz aus Steuergeldern 
finanziert wird? Wow!

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Maja Wallstein 
[SPD])

Oh, mein Gott! Bundesämter, die durch Steuermittel fi-
nanziert werden – das ist anscheinend ein waschechter 
Skandal in der AfD-Welt. Die AfD reimt sich hier mal 
wieder Skandale zusammen, die keine sind, um dann eine 
Forderung aufzustellen, die diesem Land und dieser De-
mokratie schaden würde – ein bekanntes Muster dieser 
Partei.

Doch jetzt mal im Ernst: Was stört die AfD denn ei-
gentlich am Bundesprogramm „Demokratie leben!“

(Beatrix von Storch [AfD]: Alles! Eigentlich 
alles!)

so sehr, dass sie nahezu jede Sitzungswoche hier eine 
Debatte dazu aufsetzt? Die Antwort ist eigentlich sehr, 
sehr leicht: Die AfD hat ein zentrales Problem mit dem 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“; denn es be-
kämpft Rechtsextremismus.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Die Einführung von „Demokratie leben!“ 2015 war eine 
Lehre aus den rechtsterroristischen NSU-Morden.

(Martin Reichardt [AfD]: Wo ist die Lehre aus 
den linksterroristischen RAF-Morden? Die ist 
ausgeblieben!)

Viele Projekte, die über „Demokratie leben!“ gefördert 
werden, haben das Ziel, junge Menschen vor Radikalisie-
rung zu schützen und Prävention durch Demokratiebil-
dung zu betreiben.

Sie fordern hier, die demokratische Resilienz junger 
Menschen quasi abzuschaffen. Eigentlich wollen wir 
jungen Menschen Werkzeuge an die Hand geben, um 
sich gegen die Versuche der Vereinnahmung durch anti-
demokratische Kräfte zu wehren.

(Martin Reichardt [AfD]: Das ist in Sachsen- 
Anhalt sehr erfolgreich! Da haben die Grünen 
noch 2 Prozent! Da sind die Linksextremisten 
stark zurückgedrängt!)

Aber daran haben Sie als AfD offensichtlich kein Interes-
se. Ihre Zwischenrufe zeigen ja mal wieder, wie sehr es 
Sie triggert, wenn man hier Stellung gegen den Rechts-
extremismus in Deutschland bezieht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der SPD – Martin Reichardt [AfD]: Sie wählt 
überhaupt niemand! Darauf können Sie sich 
verlassen!)

Das wirft natürlich die Frage auf, warum Sie kein In-
teresse daran haben, dass sich junge Menschen nicht ra-
dikalisieren. Denn eigentlich sollte es ja im Interesse aller 
Demokratinnen und Demokraten sein, die demokratische 
Resilienz junger Menschen zu stärken, oder nicht?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Martin 
Reichardt [AfD]: Die ist doch stark!)

Für mich liegt die Antwort auf der Hand: Ihre Partei ist im 
Kern keine demokratische Partei, sie ist in weiten Teilen 
rechtsextrem.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schwachsinn!)
Den Abgeordneten der AfD würde ich daher sehr emp-
fehlen, selbst mal einen Workshop zur Deradikalisierung 
und Ausstiegsarbeit von „Demokratie leben!“ zu be-
suchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Lachen der Abg. Birgit Bessin [AfD])

Für Prävention ist es ja bei Ihnen leider bekanntlich schon 
zu spät.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Martin Reichardt [AfD]: Gehen Sie 
mal zu Frau Kaddor, und fragen Sie sie, was 
ihre Freunde bei den Grünen da so machen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Felix Döring.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Felix Döring (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nach dem Motto: „Wöchentlich grüßt das Murmeltier“ 
sitzen wir dienstags immer in unserer AG und sind dann 
ganz überrascht: Huch, es steht noch gar nichts von der 
AfD zu „Demokratie leben!“ auf der Tagesordnung. Und 
dann kommt doch die Nachricht: Jetzt wurde ein Antrag 
aufgesetzt.

(Birgit Bessin [AfD]: Der stand aber schon 
vorher drauf!)

Im Plenum muss man dann immer die gleiche Rede hal-
ten. Sie melden ja wirklich in jeder Sitzungswoche dieses 
Thema hier an.
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Der Kollege Schulz hat darauf aufmerksam gemacht, 
welches Volumen das Ganze im Haushalt einnimmt. Wir 
reden hier tatsächlich von 1,2 Prozent des Etats, aber 
nicht des Bundeshaushalts, sondern von 1,2 Prozent des 
Familien- und Bildungsetats.

(Birgit Bessin [AfD]: Das ist immer noch zu 
viel!)

Wenn wir in den Gesamthaushalt schauen, nimmt das 
Programm 0,038 Prozent ein.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hunderte Millio-
nen zur Verblödung der Jugend!)

Sie haben außerdem kürzlich eine Arbeitsgruppe ge-
schaffen mit dem Themenschwerpunkt NGO-Beobach-
tung. Sie stellen dort fleißig Leute ein. Sie schreiben 
fleißig Leitfäden zum Umgang mit den Demokratiepro-
jekten vor Ort. Sie haben da wirklich so einen kleinen 
Fetisch, möchte man fast meinen. Ich will hier eines 
ganz klar sagen: Für jeden Antrag, den Sie

(Martin Reichardt [AfD]: Mit Fetischen ken-
nen Sie sich ja aus, oder?)

– besonders Sie, Herr Reichardt – einbringen, für jede 
Aktuelle Stunde, die Sie anmelden, für jeden Leitfaden, 
den Sie schreiben zum Umgang mit Demokratieprojek-
ten, werden wir uns noch entschlossener hinter unsere 
demokratische Zivilgesellschaft stellen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

werden wir noch entschlossener staatliche Programme 
gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit unter-
stützen. Diese Linie ziehen wir hier in den Sand, und 
davon rücken wir auch nicht ab.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Birgit 
Bessin [AfD]: Machen Sie mal so weiter! – 
Martin Reichardt [AfD]: Ihre Linie geht Rich-
tung 5 Prozent, habe ich das Gefühl!)

Das Grundmuster in Ihrem Antrag ist ja immer das 
Gleiche: Eine Person aus einer geförderten Organisation 
war irgendwie in der Nähe eines vermeintlichen Skandals 
oder in der Nähe einer vermeintlichen Straftat, und des-
halb soll das ganze Bundesprogramm eingestellt werden. 
Wir reden hier von über 300 Partnerschaften für Demo-
kratie, von 16 Landesdemokratiezentren, von 125 Inno-
vationsprojekten, 15 Projekten im Strafvollzug, 14 Ko-
operationsverbünden. Das sind über 3 000 Projekte mit 
mehreren Tausend Menschen, die dort arbeiten.

(Martin Reichardt [AfD]: Arbeiten tut da gar 
keiner!)

Sobald dort einer mal schief guckt, wollen Sie gleich das 
gesamte Programm einstampfen. Das macht keinen Sinn. 
Sie liefern keinen einzigen Beleg dafür, dass das Pro-
gramm Straftaten verursacht oder gefördert hätte. Sie 
liefern nur Assoziationen. Das ist keine Beweisführung, 
das ist politische Stimmungsmache.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und Sie tun so, als würden wir hier über „Demokratie 
leben!“ reihenweise kriminelle Aktivitäten fördern. Tat-
sächlich machen Sie das aber im eigenen Laden: Laut 
Recherchen des Bayerischen Rundfunks haben Sie über 
100 rechtsextreme Mitarbeiter allein in Ihren Bundes-
tagsbüros. Die Immunitätsfälle häufen sich. Allein in 
der 20. Wahlperiode gab es zwölf Immunitätsaufhebun-
gen, die meisten davon bei AfD-Abgeordneten. Erst vor 
wenigen Tagen wurde ein Landtagsabgeordneter aus 
Bayern wegen Volksverhetzung zu einer teuren Geld-
strafe verurteilt.

(Zuruf von der CDU/CSU: Hört! Hört!)
Im Gegensatz zu „Demokratie leben!“ reden wir bei 
Ihnen nicht über lose Assoziationen, wir reden über ein 
strukturelles Problem.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wenn Sie auch nur einen Bruchteil der Maßstäbe, die 
Sie an „Demokratie leben!“ anlegen, hier auf sich selbst 
anwenden würden, dann müssten Sie konsequenterweise 
die Selbstauflösung Ihrer Partei verlangen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Martin Reichardt [AfD]: Sie lö-
sen sich von ganz allein auf! Das ist auch gut 
so!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Mandy Eißing.
(Beifall bei der Linken)

Mandy Eißing (Die Linke):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 

AfD will die Demokratieförderung in diesem Land ka-
puttmachen;

(Martin Reichardt [AfD]: Nö!)
das ist ein Fakt. Mit den Demokratinnen und Demokraten 
hier im Raum

(Beatrix von Storch [AfD]: „Deutsche Demo-
kratische Republik“!)

bin ich mir wahrscheinlich einig, dass das, was die AfD 
hier vorlegt, absolut bodenlos ist.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Dass die AfD fast wahnhaft keine Möglichkeit auslässt, 
unsere demokratische Zivilgesellschaft anzugreifen,

(Zuruf von der AfD: Mauermörderpartei!)
ist nichts Neues. Deswegen verschwende ich meine Re-
dezeit nicht lange damit.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken – Martin 
Reichardt [AfD]: Wiederhören!)

Bitter wird’s, wenn ich zu den Regierungsfraktionen 
schaue; denn worüber wir uns komischerweise gar nicht 
mehr so einig sind, ist, wie eine gute und verlässliche 
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Demokratieförderung aussieht. Vor ein paar Jahren war 
man sich noch einig darüber – auch in der Union übri-
gens –, dass die größte Bedrohung für unsere Demokratie 
der Rechtsextremismus ist.

(Martin Reichardt [AfD]: Dass jeder linke La-
den Geld kriegt!)

Diese Zeiten sind eindeutig vorbei. Ausgerechnet jetzt, 
wo die Zahl der rechtsextremistischen Straftaten einen 
traurigen Rekord erreicht, da dachten Sie sich: Hammer-
zeitpunkt, um das Programm „Demokratie leben!“ mal so 
richtig umzubauen und finanziell zu kürzen.

Ich rede seit Monaten mit Trägern von Projekten, die 
Angst haben, Angst um ihre Arbeit,

(Lachen des Abg. Martin Reichardt [AfD] – 
Beatrix von Storch [AfD]: Sehr gut!)

Angst um unsere Demokratie. Aber Ihnen ist das ja of-
fensichtlich egal.

(Martin Reichardt [AfD]: Angst haben? Wovor 
denn? Davor, dass sie nicht arbeiten müssen? 
Davor haben die Angst, ja!)

Letzte Woche kamen dann neue Förderaufrufe für „De-
mokratie leben!“. Monatelang haben die Träger gezittert. 
Jetzt wissen sie, dass sie künftig massenhaft vom Ver-
fassungsschutz durchleuchtet werden sollen, anlasslos, 
wie Kriminelle,

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD] – Zuruf 
von der AfD: Na ja, „widersetzen“?)

vom Verfassungsschutz, einer Behörde, die, wenn es um 
Rechtsextremismus geht, auch eine gewisse Historie hat. 
Dazu kommen Kofinanzierungspflichten, die sich kleine 
Träger schlichtweg nicht leisten können. Wer die Ver-
teidiger der Demokratie erst austrocknet und sie dann 
durchleuchtet, der hat den Schuss nicht gehört.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Awet Tesfaiesus 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Und weil es sonst wieder hinten runterfällt, ein Wort zu 
Ostdeutschland: Für die Demokratiearbeit vor Ort, die 
sogenannten Partnerschaften für Demokratie, muss die 
Kommune immer einen Eigenanteil mitzahlen. Wir sehen 
jetzt schon, was passiert, wenn im Stadt- oder Kreistag 
die AfD eine Mehrheit hat: Die blockieren einfach diesen 
Anteil.

(Beifall bei der Linken – Beifall bei der AfD – 
Martin Reichardt [AfD]: Also so was aber 
auch! Demokratische Mehrheiten! Die blockie-
ren einfach irgendwas! Das war in der Ostzone 
anders! Das hat Ihnen besser gefallen!)

– Ich musste Ihren Reden auch zuhören. Können Sie mal 
kurz Ihren Mund halten? Oder haben Sie überhaupt keine 
Kinderstube?

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Kein Geld von der Kommune,
(Birgit Bessin [AfD]: Das nennt man übrigens 

Demokratie!)

keine Förderung vor Ort! Irgendeine Idee aus dem Mi-
nisterium, wie man das verhindert? Leider Fehlanzeige!

Dazu kommt noch eine zweite Regel: Gefördert wird 
jetzt nur noch, wer in mindestens drei Bundesländern 
aktiv ist. Auch das trifft vor allem den Osten; denn hier 
arbeiten die meisten Träger klein und lokal, nicht bundes-
weit vernetzt. Mit dieser Vorgabe brechen Sie der ost-
deutschen Zivilgesellschaft das Genick.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, die Redezeit.

Mandy Eißing (Die Linke):
Meine Damen und Herren, den Antrag der AfD lehnen 

wir selbstverständlich ab.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Das ist ja ein Kindergarten hier. – Der nächste Redner 

in dieser Debatte ist für die Unionsfraktion Dr. Konrad 
Körner.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Antrag der AfD zum Programm „Demo-
kratie leben!“ enthält zum wiederholten Male viele Auf-
zählungen, aber ignoriert das Wesentliche, nämlich die 
Neuausrichtung des Programms.

(Zuruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])
Letzte Woche hat Karin Prien als zuständige Ministerin 
aufgeräumt mit Fehlentwicklungen, aber das Programm 
auch erhalten. Wir stellen Fehlentwicklungen ab und füh-
ren „Demokratie leben!“ in die Zukunft.

Sinnbildlich für Ihren Antrag ist eigentlich schon die 
Begründung. Als erste Fußnote für eine angeblich ein-
seitige Förderpraxis zitieren Sie einen fast zehn Jahre 
alten Zeitungsartikel, von 2017. Wir schreiben das Jahr 
2026 und diskutieren nun die Förderrichtlinie ab 2027. 
Wer sich die neue Förderrichtlinie einmal anschaut und 
nicht einfach nur Konserven wiederaufwärmt, der merkt 
schnell: Die Schwerpunkte haben sich verändert. Ja, wir 
haben klargestellt: Es darf kein Geld an Extremisten flie-
ßen – Punkt, aus, Ende.

(Zuruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])
Deshalb wird vor einer Förderung geprüft, ob Extremis-
musverdachtsmomente bestehen. Dafür wird das Haber- 
Verfahren angewendet. Auch Erkenntnisse des Verfas-
sungsschutzes können dabei berücksichtigt werden, 
wenn es Verdachtsmomente gibt.

Wir haben außerdem klargestellt – das halte ich fast für 
das Wichtigste –: Die Fördergelder müssen dort ankom-
men, wo sie wirken, bei den Menschen vor Ort. Frau 
Eißing, ich will nicht geringschätzen, dass es Leute gibt, 
die sich auch in den professionellen Strukturen für De-
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mokratie einsetzen. Aber wenn Sie sagen, dass nur pro-
fessionelle Strukturen der Zivilgesellschaft die Verteidi-
ger der Demokratie sind, dann haben Sie ein fundamental 
anderes Staats- und Gesellschaftsverständnis als ich. 
Denn ich bin der Meinung: Jeder einzelne Bürger ist ein 
Verteidiger dieser Demokratie, und das hat nichts damit 
zu tun, von wem er bezahlt wird oder woher das Förder-
geld kommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir wollen uns mehr an den Regelstrukturen ausrich-
ten. Was sind diese Regelstrukturen? Wir wollen Demo-
kratiebildung dorthin lenken, wo die Menschen ohnehin 
zusammenkommen: im Sportverein, im Musikverein, bei 
der Feuerwehr, im Heimatverein, in Gedenk- oder Bil-
dungsstätten. Dort erreicht man die Menschen – auch 
die jungen Leute –, die das Land jeden Tag am Laufen 
halten, und nicht in irgendwelchen Parallelstrukturen. 
Auch deswegen wird die Programmebene „Entwicklung 
einer bundeszentralen Infrastruktur“ so nicht weiterge-
führt. Nicht Verbandszentralen wollen wir fördern. Wir 
wollen garantieren, dass mehr Geld in der Fläche an-
kommt.

Wenn ich in meine eigene Region schaue, dann sehe 
ich, dass wir bei „Demokratie leben!“ ein sehr großes 
Stadt-Land-Gefälle haben. Städte bewerben sich schnel-
ler für dieses Programm als ländliche Strukturen. Das 
wollen wir beheben.

Und ja, es werden natürlich auch Millionen eingespart 
werden müssen. Wenn überall im Bundeshaushalt gespart 
wird, dann gilt das selbstverständlich auch für dieses 
Programm. Deswegen ist es auch richtig, dass bei Durch-
führung der Partnerschaften für Demokratie die kom-
munale Selbstverwaltung mitbestimmen muss. Es ist 
doch demokratisch nicht zu erklären, dass zum Beispiel 
in meiner Heimatstadt Erlangen eine Partnerschaft für 
Demokratie, ein Begleitgremium, einen Beschluss über 
die Geldverteilung fasst mit den Leuten, die am Ende das 
Geld erhalten. Am Ende muss vor Ort jemand demokra-
tisch verantwortlich sein; das halte ich persönlich für eine 
Selbstverständlichkeit, und es ist gut, dass wir das jetzt 
einführen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sie sprechen in Ihrem Antrag auch den Linksextremis-
mus an. Da haben Sie völlig recht: Linksextremismus ist 
ein ernstes Problem. Die Zahl der linksmotivierten Ge-
walttaten stieg um 42,7 Prozent. Wer diese Zahlen kennt, 
kann das Problem nicht länger kleinreden. Deswegen 
werden wir „Demokratie leben!“ nicht nur am Rechts-
extremismus, sondern auch an Themen wie Antisemitis-
mus, islamistischer Extremismus – der Kollege Schulz 
hat es erwähnt – und Linksextremismus ausrichten. Ge-
nau deswegen wollen wir hier mit der Vorgabe einer 
Tätigkeit in mindestens drei Bundesländern auch keine 
weiteren Hürden aufbauen. Wir brauchen mehr Arbeit 
gegen den Linksextremismus.

Und wenn die AfD das Beispiel der militanten Ham-
merbande erwähnt, täte sie gut daran, besser zu recher-
chieren. Denn ich kann Ihnen etwas verraten: Ein For-
schungsprojekt zur linken Militanz befindet sich bereits 
in der Antragstellung. Und das Bundesinnenministerium 

arbeitet gemeinsam mit den Ländern an einer Strategie 
zur konsequenten Bekämpfung von linksextremistischen 
Strukturen. Deswegen passt Ihr Antrag schlicht nicht zur 
Wirklichkeit.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

– Herr Reichardt, Sie sollten ganz still sein; denn von 
Ihnen brauche ich keine Fotos vom AfD-Parteitag, son-
dern bekanntlich nur von Grillfesten.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Zum Schluss noch ein Hinweis, Frau Bessin. Sie haben 
ein wirklich skandalbehaftetes Beispiel eines vielleicht 
sehr linken Lehrers genannt. Ich finde, er sollte nicht 
weiter Lehrer sein. Aber Sie sollten vorsichtig sein. 
Denn wenn ein Lehrer sagt: „Das große Problem ist, 
dass Hitler als absolut böse dargestellt wird“, dann sollte 
auch er nicht Lehrer sein, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ihre Zeit.

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
– und das war Bernd Höcke.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD 

Sebastian Maack.

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Maack (AfD):
Hohes Präsidium! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauer! Artikel 20 Absatz 2 unseres Grund-
gesetzes legt unmissverständlich fest: „Alle Staatsgewalt 
geht vom Volke aus.“ Da steht nicht: Die Regierung be-
zahlt NGOs, um das Meinungsbild in der Bevölkerung zu 
beeinflussen. – Da steht auch nicht: Die Regierung be-
zahlt NGOs, um Gewalt auszuüben. – Und da sehen wir 
schon das Grundproblem des Programms „Demokratie 
leben!“. Es ist nämlich eine Umkehrung des Artikels 20 
und damit verfassungswidrig.

(Beifall bei der AfD)

Wenn wir hier von Staatsgewalt und Gewalt reden, 
kann man das durchaus wörtlich nehmen. Denn bei un-
serem Parteitag am Wochenende in Erfurt hat ja ein brei-
tes Bündnis „widersetzen“ zur Blockade aufgerufen, und 
nachdem die Widersetzer ihre eigene Blockade verschla-
fen haben,

(Heiterkeit des Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD])

haben sie aus lauter Frust ein paar Journalisten verprü-
gelt. Unter denen, die zu dieser Gewalt aufgerufen haben, 
sind auch eine ganze Reihe von NGOs, die Gelder aus 
„Demokratie leben!“ bekommen.
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Ich könnte jetzt noch ganz viele solcher Beispiele nen-
nen. Ich könnte wahrscheinlich noch drei Stunden lang 
darüber reden, wie diese Gelder missbraucht werden. Ich 
habe aber nur drei Minuten Redezeit.

(Zuruf von der Linken: Gott sei Dank!)
Deswegen kann ich an dieser Stelle nur an die Webseite 
verweisen, für die Frau Slawik gerade schon Werbung 
gemacht hat: ngofiles.de ist jetzt online. Da können Sie 
neben der ein oder anderen bekannten Information auch 
sehr viele spannende Hintergrundinformationen zu 
NGOs kriegen. Also, Frau Slawik, noch mal vielen 
Dank für den kurzen Werbeblock in Ihrer Rede.

(Beifall bei der AfD – Nyke Slawik [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben die Rede 
nicht verstanden!)

Die Bürger können sich das gerne anschauen.
Ich will an dieser Stelle noch zwei Beispiele nennen. 

Meine Vorrednerin, Birgit Bessin, hat ja schon ein paar 
sehr gute Beispiele genannt. Die Fluchthelferin des 
Sechsfachmörders von Stade wurde von einer Organisa-
tion bezahlt, die über „Demokratie leben!“-Mittel finan-
ziert wird.

(Beatrix von Storch [AfD]: Hört! Hört!)
Und in Göttingen gibt es ein Jugendzentrum „Innen-
stadt e.V.“. Die haben ein Plakat verbreitet, auf dem zu 
sehen ist, wie Björn Höcke mit einem Maschinengewehr 
in den Kopf geschossen wird. Natürlich wird dieses Ju-
gendzentrum mit „Demokratie leben!“-Mitteln finan-
ziert. Das sind sicher Extrembeispiele, aber sie zeigen, 
dass wir hier keine neuen Förderrichtlinien brauchen. 
Das Programm hat einen grundsätzlichen Webfehler: Es 
ist einfach verfassungswidrig. – Wir brauchen also keine 
neuen Förderrichtlinien. Dieses Programm sollte einfach 
abgeschafft werden.

(Beifall bei der AfD)
Wer Angst um die Sicherheit und die Demokratie in 

Deutschland hat: Für Extremisten sind die Polizei und der 
Staatsschutz zuständig. Dafür brauchen wir kein Pro-
gramm „Demokratie leben!“.

Wir stellen fest: Die AfD ist die einzige Partei, die 
diese Steuergeldverschwendung einhegen will und ver-
hindern möchte. Es ist Zeit, dass wir an die Regierung 
kommen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Maja Wallstein 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Be-
sucher, schön, dass Sie bei dieser Debatte da sind, in der 
die AfD die sofortige Einstellung des Bundesprogramms 

„Demokratie leben!“ fordert. Dieser Antrag – ich habe 
ihn gelesen – ist unseriös, stellt haltlose Behauptungen 
auf,

(Birgit Bessin [AfD]: Nein! Die sind ja alle 
belegt!)

nutzt willkürliche Pseudofälle und gibt sogar zu, dass ein 
Zusammenhang zu „Demokratie leben!“ nicht hergestellt 
werden kann.

Ich zitiere mal ein paar Sätze aus dem Antrag: „Nach 
dem derzeitigen Erkenntnisstand ist jedoch weder ein 
strafrechtlich relevanter Tatbeitrag [...] festgestellt [...]“, 
oder: „Unabhängig davon ist zwischen den [...] Inhalten 
[...] sowie den [...] beteiligten Organisationen zu unter-
scheiden.“ Ach so?

(Birgit Bessin [AfD]: Sie sollten mal alles 
vorlesen!)

Also, wenn es hart auf hart kommt, geben Sie zu: So 
richtig gibt es den Zusammenhang zwischen „Demokra-
tie leben!“ und diesen Pseudofällen dann doch nicht. Sie 
wollen das Programm streichen, weil es genau die Zivil-
gesellschaft stärkt, die sich Ihrem Hass und Ihrer Hetze 
mutig in den Weg stellt.

Frau Präsidentin, die letzten Monate zeigen allein in 
meinem Wahlkreis, in Cottbus und Spree-Neiße in Süd-
brandenburg, eine beispiellose Welle der Gewalt und Ein-
schüchterung. Die Täter greifen gezielt Menschen an, die 
sich für die Demokratie engagieren.

Anfang Dezember 2025: Der Briefkasten des Hauspro-
jektes „Zelle 79“ wird gesprengt, ein Auto in der Nähe 
wird beschädigt. Ende Dezember 2025: wieder Spreng-
sätze gegen Hausprojekt „Zelle 79“. Türen fliegen aus 
den Angeln und weit entfernte Autos werden beschädigt. 
März 2026: nächtlicher Angriff auf das Büro der Partei 
Die Linke.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ist bei uns auch 
so!)

April 2026: Am 16. wird eine bei der Linksjugend po-
litisch aktive Person von Neonazis auf offener Straße 
angegriffen. Ein evangelischer Pfarrer, der sich gegen 
Rechtsextremismus engagiert, wurde mehrfach von Neo-
nazis bedroht und angefeindet.

(Martin Reichardt [AfD]: Wir werden auch 
regelmäßig angefeindet!)

Am 16. April drangen Angreifer in sein Wohnhaus und 
randalierten. 26. April: Unbekannte werfen brennende 
Fackel in das Hausprojekt „WK51“. 27. April: Haken-
kreuze auf der Cottbusser Synagoge. Und erst letzte Wo-
che, am 2. Juli: nächtlicher Molotowcocktail-Angriff 
wieder auf die „Zelle 79“ und in der gleichen Nacht auf 
den Jugendklub „Chekov“ ebenfalls ein Brandanschlag. 
Die Polizei ermittelt mittlerweile wegen des Verdachts 
auf versuchten Mord gegen Tatverdächtige aus dem 
rechtsextremen Spektrum. Nur einen Tag später, 3. Juli: 
nächtlicher Angriff auf das Büro von Bündnis 90/Die 
Grünen, Schaufensterscheibe zerschlagen, Regenbogen-
fahne entfernt.
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Natürlich solidarisiert sich die Zivilgesellschaft dann 
jedes Mal. Aber wir dürfen – und das ist wichtig – nicht 
abstumpfen, diesen Terror niemals als Normalität abtun.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wir müssen unsere Demokratie überall schützen, und das 
bedeutet im Übrigen auch, dass wir uns alle starkmachen 
müssen für die Überprüfung der AfD auf ihre Verfas-
sungsmäßigkeit,

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie der Abg. 
Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU])

so wie es Artikel 21 unseres Grundgesetzes von uns ver-
langt. Ich frage mich: Welche demokratische Partei 
fürchtet die Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit 
durch das höchste Gericht unseres Landes?

(Zurufe von der AfD: Wir nicht!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe hiermit die Aussprache.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 

der Fraktion der AfD auf der Drucksache 21/6925 mit 
dem Titel „Bundesprogramm ‚Demokratie leben!‘ sofort 
einstellen – Parteipolitische Neutralität wahren“. Wer 
stimmt für diesen Antrag? – Das ist die AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen Fraktionen. 
Enthaltungen? – Gibt es keine. Der Antrag ist damit abge-
lehnt.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 13: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1785 
zur Änderung der Richtlinie 2010/75/EU über 
Industrieemissionen 
Drucksache 21/4786
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit (16. Ausschuss)
Drucksache 21/6988

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Der erste Redner in dieser Debatte ist Daniel Rinkert 
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Rinkert (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrter Herr Minister! Meine Damen und 
Herren! Manchmal entsteht aus einer Pflicht auch eine 
Chance. Genau das ist heute der Fall. Wir setzen die 

europäische Industrieemissionsrichtlinie – kurz: IED – 
in deutsches Recht um. Das müssen wir tun. Wir nutzen 
die Umsetzung aber auch, um die noch offenen Punkte 
aus dem Deutschlandpakt für mehr Tempo des ehema-
ligen Bundeskanzlers Olaf Scholz umzusetzen. Damit 
bauen wir Bürokratie für Unternehmen und Behörden 
ab, vermeiden Doppelführungen, setzen klare Fristen, 
vereinfachen die Verfahren und digitalisieren sie voll-
ständig. Damit treiben wir die Beschleunigung von Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren massiv voran, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)
Die Richtlinie betrifft rund 10 000 Industrieanlagen in 

Deutschland. Für all diese Betriebe sind schnelle und 
verlässliche Genehmigungen entscheidend. Wer heute 
in neue Anlagen investiert, investiert auch in eine klima-
freundliche Zukunft unseres Landes. Wer Produktions-
prozesse modernisiert, senkt Emissionen. Wer neue 
Technologien einsetzt, sichert Arbeitsplätze. Deshalb, 
meine Damen und Herren, möchte ich heute zwei Bot-
schaften senden.

Die Erste richtet sich an unsere Industrie. Wir sehen 
ihre Herausforderungen.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Aber sie sind 
uns egal!)

Wir wissen, dass lange Verfahren Investitionen ausbrem-
sen. Wir wissen, dass jede unnötige Schleife Zeit kostet, 
und Zeit ist heute ein echter Wettbewerbsfaktor. Deshalb 
haben wir im parlamentarischen Verfahren zahlreiche 
Verbesserungen vorgenommen. Unternehmen mit be-
währten Umweltmanagementsystemen müssen Daten 
künftig nicht mehr mehrfach in unterschiedlichen Syste-
men nachweisen; das spart Aufwand. Außerdem ermög-
lichen wir den vorzeitigen Maßnahmenbeginn bei ganz 
neuen Produktionsstätten. Die Behörde muss spätestens 
innerhalb von acht Wochen eine Prognoseentscheidung 
treffen, und wer alle Voraussetzungen erfüllt, kann früher 
starten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir beschleunigen Genehmigungsverfahren außer-

dem, indem wir künftig für alle genehmigungsbedürfti-
gen Anlagen eine Stichtagsregelung für die Sach- und 
Rechtslage einführen. Ab dem Abschluss der Behörden-
beteiligung bleiben spätere Änderungen der Sach- und 
Rechtslage grundsätzlich außer Betracht. Das schafft Pla-
nungssicherheit für Unternehmen und Behörden.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Ein Genehmigungsverfahren muss künftig nicht mehr 

neu aufgerollt werden, nur weil sich während des laufen-
den Verfahrens eine Rechtsvorschrift ändert. Investitio-
nen können dadurch schneller umgesetzt werden. Was 
uns dabei sehr wichtig war, liebe Kolleginnen und Kol-
legen: Das gilt nicht für den Arten- und Habitatsschutz. 
Wir schützen unser Umweltrecht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Der Erörterungstermin findet künftig nur noch statt, 

wenn er vom Antragsteller auch beantragt worden ist. 
Denn der Vorhabenträger hat ein Interesse, dass sein An-
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trag entsprechend positiv entschieden wird. Das spart 
Zeit, aber nicht Qualität. Die Beteiligung der Öffentlich-
keit bleibt natürlich bestehen. Aber wir schauen eben 
genau, dass wir nur noch die beteiligen, die auch tatsäch-
lich betroffen sind. Wer gegen eine Windanlage in Gre-
venbroich Einwände erhebt, sollte auch einen Bezug zu 
diesem Vorhaben haben. Einwendungen aus Mönchen-
gladbach helfen den Menschen vor Ort nun wirklich nicht 
weiter.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine zweite Bot-
schaft richtet sich an alle, die sich um unsere Umwelt 
und das Klima sorgen: Sie können sich auf uns verlassen. 
Wir senken keine Umweltstandards,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und auch nicht die 
Steuern!)

nicht einen einzigen Standard. Wir schleifen kein Um-
weltrecht.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Das hohe Schutzniveau bleibt erhalten, und wir sorgen 
dafür genau mit diesem Gesetz. Diese Koalition zeigt, 
dass moderne Industriepolitik und konsequenter Umwelt- 
und Klimaschutz keine Gegensätze sind; sie gehören zu-
sammen.

Herzlichen Dank für die gute Zusammenarbeit an den 
Kollegen von der Union! Das war sehr gut.

Alles Gute.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Marcel Queckemeyer.

(Beifall bei der AfD)

Marcel Queckemeyer (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Worüber wir heute entscheiden, kommt zu spät und 
trifft hart. Die Frist lief am 1. Juli ab. Jetzt zwingt Brüssel 
jeden Betrieb zum eigenen Umweltmanagement; es gibt 
Berichtspflichten und immer schärfere Grenzwerte.

(Daniel Rinkert [SPD]: Stimmt doch überhaupt 
nicht!)

Morgen bejubelt die Regierung sich selbst für mehr Um-
weltschutz, während sie dem letzten Rest deutscher In-
dustrie den Todesstoß versetzt.

Um das geht es hier heute: die Richtlinie 2024/1785,

(Daniel Rinkert [SPD]: Richtlinien sind keine 
Verordnungen!)

betroffen: 40 000 Industrieanlagen europaweit, 10 000 
davon in Deutschland – nicht in Brüsseler Amtsstuben, 
sondern bei uns in Niedersachsen, in Sachsen-Anhalt, in 
Deutschland, dort, wo Menschen morgens noch zur Ar-
beit fahren, statt Bürgergeld zu beziehen. Was ist die 
einzige belastbare Zahl, die uns die Bundesregierung 
hierzu liefert? 326 000 Euro Erfüllungsaufwand pro 

Jahr für 10 000 Anlagen – läppische 32 Euro pro Anlage. 
Das ist keine Gesetzesfolgenabschätzung; das ist Kaffee-
satzleserei.

(Beifall bei der AfD)

Das Beste kommt jetzt. Die Frage nach den Kosten hat 
2022 die CDU/CSU-Fraktion in einer Kleinen Anfrage 
selbst gestellt. Die Antwort damals: im Einzelnen noch 
nicht abschätzbar. – Und heute, vier Jahre später, sitzt 
genau diese Fraktion in der Regierung und drückt genau 
diesen Murks durch, ohne die eigene Frage von damals 
beantwortet zu haben. Das ist an Dreistigkeit, liebe CDU, 
nicht mehr zu überbieten.

(Beifall bei der AfD)

Und wer hat diesem Machwerk sein Gütesiegel ver-
passt? Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Ent-
wicklung, und zwar am 25. Februar! Er übernimmt prak-
tisch Wort für Wort die Hausaufgabenbewertung der 
Bundesregierung, zählt sechs SDGs auf, stellt keine Ziel-
konflikte fest und verzichtet sogar auf eine Prüfbitte. Das 
ist keine parlamentarische Kontrolle; das ist Lobhudelei 
mit Bundestagsbriefkopf.

(Beifall bei der AfD)

Und was macht diese Regierung? Sie verzichtet frei-
willig auf genau die Ausnahmeregelung, die Brüssel 
selbst anbietet. Das haben die eigenen Sachverständigen 
bei der Anhörung am 15. April festgestellt.

(Daniel Rinkert [SPD]: Sie haben immer noch 
nicht den Änderungsantrag gelesen!)

Deutschland schafft damit Wettbewerbsnachteile für 
deutsche Unternehmen, während Frankreich, Polen und 
die Niederlande ihre Industrie schonen. Sie reden von 
einem EU-Umwelt-Omnibus zur Entbürokratisierung 
und beschließen im gleichen Atemzug genau das Gegen-
teil.

(Daniel Rinkert [SPD]: Was denn? Wie wäre es 
denn mal mit Details?)

Das ist nationaler Selbstmord in vorauseilendem Gehor-
sam.

(Beifall bei der AfD – Mark Helfrich [CDU/ 
CSU]: Blödsinn!)

Wer zahlt die Zeche? Die Industriestandorte in Nieder-
sachsen, die die Gewerbeaufsicht selbst als besonders 
betroffen nennt: Wolfsburg, Braunschweig, Hannover. 
Die Lackierstraßen, die Gießereien, die Zulieferbetriebe 
sollen jetzt Umweltmanagementsysteme aufbauen und 
jährlich berichten – mitten in der schlimmsten Krise der 
deutschen Automobilindustrie.

(Dunja Kreiser [SPD]: Die sind schon da, die 
Umweltmanagementsysteme!)

Selbst die achtjährige Ausnahme für tiefgreifende indus-
trielle Transformation gilt nur für Betriebe, die Millionen 
in Neubauten stecken. Für alle anderen rund um Wolfs-
burg gilt ab 1. Juli: Friss oder stirb!

(Daniel Rinkert [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht! Das ist eine Richtlinie!)
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Obendrauf gibt es Bußgelder von bis zu 3 Prozent des 
Jahresumsatzes, ohne dass irgendjemand geprüft hätte, 
was das für Investitionen bedeutet.

Wir lehnen dieses Gesetz ab, nicht weil wir gegen 
saubere Luft wären, sondern weil Sie ein Gesetz durch-
drücken, dessen Kosten Sie seit Jahren selbst nicht ken-
nen, abgesegnet von einem Beirat, der lieber abschreibt 
als kontrolliert. Jeder Betrieb, der jetzt dichtmacht, jeder 
Arbeitsplatz, der abwandert, geht auf Ihr Konto, nicht auf 
unseres.

(Beifall bei der AfD)
Beenden Sie diesen Kurs der industriellen Selbstzerstö-
rung, sonst wird der Wähler es Ihnen dieses Jahr schon 
noch zeigen!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Bun-

desregierung Gitta Connemann, Parlamentarische Staats-
sekretärin bei der Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gitta Connemann, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Manchmal ist der größte Erfolg der Politik das, was sie 
nicht tut, nämlich keine zusätzlichen Hürden aufbauen, 
keine neuen Vorschriften erfinden, keine Bürokratie 
draufsatteln und dennoch Rechts- und Planungssicherheit 
schaffen. Genau das tun wir heute, und dazu gratuliere ich 
uns gemeinsam.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Mit diesem Gesetz setzen wir die novellierte Industrie-

emissionsrichtlinie in nationales Recht um – schnell, pra-
xistauglich, eins zu eins im Kern. Damit erfüllen wir eine 
Zusage aus dem Koalitionsvertrag und halten ein Ver-
sprechen. Für viele Unternehmen ist dieses Gesetz keine 
Randnotiz. Es ist absolut entscheidend; es ist ein wichti-
ges Gesetz. Davon sind rund 13 000 Industrieanlagen in 
Deutschland betroffen. Für sie geht es um Genehmigun-
gen, um Investitionen und um Planungssicherheit. Ja, 
ohne Frage, die novellierte Richtlinie bringt neue Anfor-
derungen mit sich. Gerade deshalb war unser Maßstab 
von Anfang an klar: europäisches Recht umsetzen, aber 
keine unnötigen nationalen Belastungen schaffen. Gold- 
Plating gibt es mit uns nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deshalb haben wir bereits, lieber Herr Bundesminister 
Schneider, im Regierungsentwurf konsequent auf natio-
nale Verschärfung verzichtet. Wir nutzen die europäi-
schen Spielräume, und wir beschleunigen Genehmi-
gungsverfahren. Davon profitieren nicht nur Behörden, 
sondern auch Betriebe und ihre Mitarbeiter. Denn es 
geht am Ende auch um die Sicherung von Industrie in 

Deutschland. Verfahren werden einfacher, Investitionen 
können schneller umgesetzt werden, gerade auch Inves-
titionen in Transformation und Modernisierung.

Ein Beispiel: Wir beschränken die Öffentlich-
keitsbeteiligung auf das unions- und völkerrechtlich not-
wendige Maß. Das macht Genehmigungen schneller und 
einfacher. Die Umweltstandards bleiben aber selbstver-
ständlich erhalten. Gleichzeitig greifen wir heute schon 
Erleichterungen auf, die auf europäischer Ebene dis-
kutiert werden. So verzichten wir beispielsweise auf die 
nationale Umsetzung des Transformationsplans und des 
Chemikalienmanagementsystems. Das schafft Klarheit 
und verhindert unnötige Vorgriffe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das parlamentarische Verfahren hat den Gesetzent-
wurf noch einmal verbessert: mehr Digitalisierung, 
mehr Berücksichtigung von Sicherheitsinteressen, Er-
örterungstermine künftig nur auf Antrag. Das bedeutet: 
weniger Bürokratie, schnellere Verfahren und mehr Pra-
xistauglichkeit.

Dafür haben unsere Berichterstatter Daniel Rinkert 
und Sascha van Beek gesorgt. Sie haben gezeigt: Gute 
Gesetze entstehen im Miteinander zwischen Parlament 
und Regierung. Und dafür darf ich, auch im Namen un-
seres Bundesumweltministers Carsten Schneider, Danke 
schön sagen!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir bleiben dran. In Brüssel werden wir weiter für 
weniger Bürokratie und mehr Wettbewerbsfähigkeit wer-
ben. Denn wir wissen: Unsere Unternehmen brauchen 
keinen Staat, der ihnen Steine in den Weg legt. Sie brau-
chen einen Staat, der Wege frei macht, und das tun wir 
hiermit heute.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Jan-Niclas 

Gesenhues für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Jan-Niclas Gesenhues (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich würde gern mit dem Wert der 
europäischen Industrieemissionsrichtlinie anfangen, 
weil dieses Gesetz so wunderbar zeigt, dass Umweltpoli-
tik erfolgreich sein kann. Die Industrieemissionsrichtlinie 
hat unser Leben in ganz Europa besser gemacht. Sie hat 
unsere Luft spürbar besser gemacht. Sie hat dafür gesorgt, 
dass weniger Menschen an schweren Lungenerkrankun-
gen leiden. Und sie hat dafür gesorgt, dass wir weniger 
vorzeitige Todesfälle aufgrund von Lungenerkrankungen 
haben. Denn die europäische Industrieemissionsrichtlinie 
hat für bessere Luft in ganz Europa gesorgt.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 11003 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Marcel Queckemeyer 



Aber nicht nur das: Sie hat ein Level Playing Field für 
die europäische Wirtschaft geschaffen, also faire Wett-
bewerbsbedingungen für die Unternehmen in ganz Euro-
pa. Sie hat dadurch auch dazu beigetragen, dass zum Bei-
spiel die Verlagerung von Umweltzerstörungen in andere 
Länder mit einer schlechteren Regulierung nicht mehr 
stattfindet. Und sie hat Innovationen angereizt. Denn 
durch eine kluge Regulierung können wir es schaffen – 
auch das hat diese Richtlinie geschafft –, dass Unterneh-
men in Zukunftstechnologien investieren, dass sie Inno-
vationen vorantreiben. Auch das ist hier passiert; denn 
gerade in Deutschland wurde dadurch Zukunftstechnolo-
gie geschaffen, und es sind Geschäftsmodelle entwickelt 
worden, die mittlerweile international zu den Führenden 
gehören. Deswegen ist diese europäische Richtlinie öko-
logisch, ökonomisch und, was die Innovationen angeht, 
ein voller Erfolg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen sollte sie in Deutschland auch konsequent um-
gesetzt werden.

Was ich bei der Umsetzung allerdings kritisch sehe, ist, 
dass wichtige Errungenschaften aus der Verbesserung der 
europäischen Industrieemissionsrichtlinie leider nicht in 
nationales Recht umgesetzt werden. Problematisch ist 
zum Beispiel, dass die Transformationspläne, die nach 
europäischem Recht eigentlich vorgesehen sind, wie be-
züglich der Umweltmanagementsysteme, für einen 
großen Teil der Anlagen jetzt doch nicht umgesetzt wer-
den müssen. Ich glaube, Sie bestrafen damit ausgerechnet 
die Unternehmen, die vorangehen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Nee, die sind schon 
längst pleite!)

Sie bestrafen ausgerechnet die Unternehmen, die in öko-
logische Geschäftsmodelle investiert haben. Das ist 
falsch, und das ist, so wie Sie das als Koalition hier vor-
schlagen, nicht gut umgesetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch einen weiteren Punkt ansprechen, den 
wir auch hier wieder sehen: Dadurch, dass für einen 
Großteil der Anlagen das abgeschwächte Verfahren gel-
ten soll, sorgen Sie dafür, dass es für einen Großteil der 
Anlagen in Zukunft keine Umweltverträglichkeitsprü-
fung mehr geben wird und dass die Beteiligung der Bür-
gerinnen und Bürger nicht mehr stattfinden wird. Das 
wird dazu führen, dass, ich sage mal, wenn in meiner 
Nachbarschaft zum Beispiel eine neue Industrieemis-
sionsanlage – eine neue Industrieanlage, die die Luft ver-
schmutzt – gebaut wird, ich dann als Bürger dagegen 
keine Einwendungen mehr machen und mich im Verfah-
ren nicht mehr beteiligen kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte das für 
undemokratisch. Und das ist auch für die Umwelt schäd-
lich. Ich finde, dass das einmal mehr davon zeugt, dass 
Sie offensichtlich glauben, dass Bürgerbeteiligung die 
Verfahren schlechter macht. Und das, finde ich, zeigt 
ein sehr kritisches Demokratieverständnis bei Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen sagen: Bürgerbeteiligung macht Verfahren 
besser, und sie macht Genehmigungen rechtssicherer.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer hat die denn bei 
den LNG-Terminals ausgesetzt? Wer war denn 
das? Wer hat da die Bürgerbeteiligung aus-
gesetzt? – Zuruf des Abg. Daniel Rinkert 
[SPD])

Deswegen halte ich es für einen großen, großen Fehler, 
dass Sie hier die Bürgerbeteiligung mal wieder so massiv 
schwächen.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen, können 
wir dem Gesetzentwurf so auch nicht zustimmen, und 
wir werden auch die Entschließung ablehnen. Ich hoffe 
wirklich sehr, dass die Bundesregierung endlich davon 
wegkommt, ständig an allen möglichen Stellen Bürger-
rechte zu beschneiden,

(Zuruf des Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD])
wie sie das jetzt auch beim Informationsfreiheitsgesetz 
plant, und dass sie endlich auf den Weg zurückkehrt, 
die Bürgerinnen und Bürger zu unterstützen und unseren 
Rechtsstaat zu verteidigen. Denn das ist die Aufgabe 
einer Bundesregierung.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Ingo Hahn [AfD]: Das ist sehr scheinhei-
lig!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Violetta Bock.
(Beifall bei der Linken)

Violetta Bock (Die Linke):
Frau Präsidentin! Verehrte Zuhörende! Es geht um 

circa 13 000 Industrieanlagen in Deutschland: chemische 
Industrie, Nahrungsmittelindustrie, Abfallverbrennung, 
Textilindustrie. Und es geht darum, welche Anforderun-
gen bezüglich der Umweltleistung gestellt werden, also 
wie effizient etwa Wasser, Energie und Materialien ein-
gesetzt werden oder wie stark diese Industrien unsere 
Umwelt und damit unsere Gesundheit belasten dürfen.

Es geht also um den Zugriff auf lebensnotwendige 
Grundlagen durch Unternehmen und Konzerne. Und 
weil Sie die Richtlinie umsetzen müssen, weil es von 
der EU so vorgegeben ist, verpflichten wir jetzt erstmals 
Anlagenbetreiber, aktiv auf eine bessere Umweltbilanz 
hinzuarbeiten. Die Industrie muss ihre Umweltdaten 
künftig von sich aus offenlegen, und es gibt Bußgelder, 
die sich am Umsatz orientieren – bis zu 3 Prozent –, ein 
Instrument mit echter Lenkungswirkung. So weit, so gut, 
und vor allem notwendig.

Immerhin sind die betroffenen Industrieanlagen für 
etwa 5 Prozent der Schadstoffemissionen und 10 Prozent 
der Treibhausgasemissionen in der EU sowie für jähr-
liche Gesundheits- und Umweltkosten in Höhe von 
rund 69 bis 108 Milliarden Euro verantwortlich.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer hat das ge-
schätzt?)
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Aber: Die Koalition nutzt die Gelegenheit, um im sel-
ben Aufwasch die Umweltverträglichkeitsprüfung weiter 
zu schleifen. Sie sagen, dass Sie Umweltrecht schützen, 
aber Sie schleifen es wieder; das wurde gerade schon 
erwähnt.

(Zuruf des Abg. Daniel Rinkert [SPD])

Sie schleifen also die Verfahren, durch die bewertet wer-
den soll, welche Umweltauswirkungen ein Projekt hat, 
ohne jeden inhaltlichen Zusammenhang mit der eigentli-
chen Richtlinie.

Das reiht sich ein in die Welle an Verfahrensbeschleu-
nigungen, die zulasten der Umwelt geht. Allmählich sind 
alle Aspekte der Infrastruktur durch, fast alles im beson-
deren öffentlichen Interesse: noch mehr Anlagen aus der 
UVP-Pflicht entlassen und das UVP-Recht so weit ein-
gedampft, dass sich das nur noch als Eklat bezeichnen 
lässt.

Es wirkt, als sei die Umweltverträglichkeitsprüfung für 
diese Regierung nicht ein Instrument des Interessenaus-
gleichs, sondern ein Ärgernis, das hier Stück für Stück 
abgeschwächt wird – zusammen mit den Mitwirkungs-
rechten von Umweltverbänden und Öffentlichkeit. Sie 
fürchten die Kritik, statt sie als Bereicherung zu sehen.

Wir haben das bereits bei der Einbringung kritisiert; 
aber Sie haben mit Ihren Änderungen alles noch schlech-
ter gemacht. Sie nennen die 150 Änderungen, die Sie 
kurzfristig vorgelegt haben, teils redaktionell. Und dann 
sagen Sie wieder, dass Sie ja ganz viel aus den Anmer-
kungen in der Anhörung mitgenommen haben. Wer saß 
denn da bei der Anhörung als Sachverständige? Wer hatte 
noch mal Verbesserungsvorschläge genannt? Es waren 
der Verband der Chemischen Industrie, thyssenkrupp 
Steel Europe, der Bundesverband der Energie- und Was-
serwirtschaft und Berater von Industriebetrieben. Auf 
deren Anmerkungen sind Sie eingegangen, an deren Seite 
stehen Sie. Für uns ist klar: Wir stehen an der Seite von 
Beschäftigten und von Umwelt und Natur.

Deswegen an dieser Stelle zum Abschluss noch mal 
viele Grüße an die Kolleginnen und Kollegen bei VW, 
die heute vor den Toren standen. Nehmt nicht hin, wenn 
die Krise auf eurem Rücken ausgetragen wird!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Dunja 

Kreiser für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Linda Heitmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Unser An-
spruch war, diese europäische Richtlinie möglichst eins 
zu eins umzusetzen – klar und rechtssicher –; denn das 
schafft Planungssicherheit für unsere Industrie, stärkt die 
Wettbewerbsfähigkeit und sorgt gleichzeitig dafür, dass 
die hohen europäischen Umweltstandards konsequent 

eingehalten werden. Und das möchte unter anderem 
auch die Industrie.

Gerade im Bereich des Gewässerschutzes ist es wich-
tig, europäische Vorgaben präzise und systemgerecht in 
nationales Recht zu überführen. Mit den Anpassungen 
stellen wir sicher, dass Emissionen in Gewässer weiterhin 
streng reguliert bleiben, gleichzeitig aber Verfahren 
klarer und effizienter gestaltet werden. Das sind Verfah-
rensvereinfachungen.

Wir haben hier ein sehr technisches Gesetz. Hier ein 
kleiner Einblick: Die Richtlinie schreibt für Direkteinlei-
tung von Abwasser eine Umsetzung der BVT-Schluss-
folgerungen innerhalb von vier Jahren vor. Diese legen 
den Stand der Technik in der EU für alle Anlagen fest, die 
von Industrieemissionen betroffen sind. Bei vorhandenen 
Einleitungen ist es in der Vergangenheit bei der Umset-
zung zu Defiziten gekommen, und die Vierjahresfrist 
wurde verfehlt. Darum ist nun eine unmittelbare Anwen-
dung vorgesehen, wenn keine Anpassung in der Frist 
erfolgt ist. So schaffen wir Rechtssicherheit und Pla-
nungssicherheit für Anlagenbetreiber. Wir erleichtern 
Verfahren, ohne das Schutzniveau abzusenken.

Mir sind Aussagen zu Ohren gekommen, wonach die 
Umsetzung der Richtlinie dazu führe, dass Wasser eine 
Industrieanlage sauberer verlassen muss, als es eingelei-
tet bzw. bezogen wurde. Das stimmt natürlich nicht. Aber 
mit Blick auf Klimawandel, zunehmende Wasserknapp-
heit und steigende Nutzungskonflikte kommt dem Schutz 
unseres Wassers eine immer größere Bedeutung zu. Des-
halb dürfen wir keine Abstriche bei der Qualität machen.

Ich bedanke mich an dieser Stelle bei meinem Kolle-
gen Leif Bodin für die konstruktiven Gespräche und für 
die Verhandlungen und auch bei den Hauptberichterstat-
tern – unter anderem Daniel – und natürlich bei den 
Ministerien.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Thomas Korell.

(Beifall bei der AfD)

Thomas Korell (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Während in Leuna, in Schkopau und in Piesteritz 
die Lichter ausgehen, beschließt diese Koalition aus 
Union und SPD unter Kanzler Merz das nächste Büro-
kratiemonster aus Brüssel:

(Daniel Rinkert [SPD]: Ui!)

die verschärfte Industrieemissionsrichtlinie, verpflich-
tende Umweltmanagementsysteme, immer strengere 
Grenzwerte,

(Daniel Rinkert [SPD]: Das stimmt doch gar 
nicht!)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 89. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 9. Juli 2026                                                                                                                                                                                                 11005 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Violetta Bock 



immer neue Berichtspflichten – und das ausgerechnet 
jetzt, mitten in der schwersten Krise unserer Industrie 
seit Jahrzehnten.

(Beifall bei der AfD)
Selbst der Verband der Chemischen Industrie spricht 

von einem Schildbürgerstreich. Selbst der Bundesrat hält 
Ihre Umsetzung für überzogen. Sie aber setzen noch ei-
nen drauf und belasten die Betriebe zusätzlich. Und diese 
Betriebe stehen überall in unserem Land. Ob im Chemie-
dreieck Mitteldeutschlands, im Ruhrgebiet, im Saarland 
oder in Bayern – überall verlieren fleißige Menschen ihre 
Arbeit.

Besonders hart trifft es mein Bundesland Sachsen-An-
halt. Das Chemiewerk in Leuna – erst gerettet, dann 
erneut in die Insolvenz getrieben – mit 439 Beschäftigten 
steht am Abgrund. Das amerikanische Unternehmen 
Dow schließt in Schkopau, 550 Arbeitsplätze fallen 
weg. Meyer Burger in Thalheim, 331 Arbeitsplätze weg.

(Dunja Kreiser [SPD]: Das hat aber nicht mit 
der EU-Richtlinie zu Industrieemissionen zu 
tun!)

Das süddeutsche Kalkstickstoffwerk Piesteritz drosselt 
die Produktion. Über 63 000 Arbeitsplätze hängen allein 
an unserer mitteldeutschen Chemie.

(Janina Böttger [Die Linke]: Die AfD hat kei-
nen einzigen Vorschlag in Sachsen-Anhalt ge-
macht!)

Und Sie in Berlin stapeln Vorschrift auf Vorschrift.
(Beifall bei der AfD – Dunja Kreiser [SPD]: 
Sie sind auch in Berlin! Hallo? Wo sind Sie 
denn?)

– Ich stehe vor Ihnen.
(Dunja Kreiser [SPD]: Sie wissen auch gar 
nicht, wie Ihre Mitarbeiter heißen! Dann weiß 
man auch nicht, wo man gerade ist, ne?)

– Ja, genau. Kümmern Sie sich um sich; da haben Sie 
genug zu tun.

(Beifall bei der AfD – Dr. Jan-Niclas 
Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Kümmern Sie sich mal um Ihre Mitarbeiter, 
die Sie nicht kennen! – Zuruf der Abg. Dunja 
Kreiser [SPD] – Gegenruf des Abg. Marcel 
Queckemeyer [AfD]: Wenn man so dicht in 
Wolfenbüttel bei VW wohnt, sollte man ganz 
ruhig sein!)

Die Menschen wissen längst, wer die Verantwortung 
trägt. Eine ideologische Energie- und Klimapolitik macht 
Strom und Gas in ganz Deutschland unbezahlbar.

(Dr. Jan-Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der weiß noch nicht mal, welche 
Familienangehörigen er selber beschäftigt!)

Die SPD hat diesen Karren mit in den Dreck gefahren, 
und die Union spannt sich willig davor. Unser zukünfti-
ger Ministerpräsident Ulrich Siegmund stellt in Magde-
burg die richtige Frage: Wie lange sollen unsere Unter-
nehmen unter dieser Politik noch durchhalten?

(Beifall bei der AfD – Janina Böttger [Die 
Linke]: Aber Vorschläge macht ihr nicht! Kei-
nen einzigen Vorschlag! – Zuruf des Abg. 
Jakob Blankenburg [SPD])

Unsere Betriebe brauchen keine neuen Vorschriften 
aus Brüssel. Sie brauchen bezahlbare Energie, weniger 
Bürokratie und die Freiheit, wieder wettbewerbsfähig 
zu produzieren. Deutschland darf sich diese Politik nicht 
länger vorschreiben lassen. Wir sagen Nein zu dieser 
Richtlinie und Nein zu einer Klimapolitik, die unsere 
Industrie zerstört. Wir entscheiden selbst, was gut für 
unser Land ist. Und die Menschen in Sachsen-Anhalt 
werden am 6. September genau dafür ein Zeichen setzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Dunja Kreiser [SPD]: 
Wissen Sie denn, wie Ihr Ministerpräsident 
heißt? – Gegenruf des Abg. Thomas Korell 
[AfD]: Das weiß ich! Sie wissen das wohl 
nicht!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Sascha van Beek.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sascha van Beek (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Wer wie ich am 
Rande des Ruhrgebiets lebt, hat von klein auf erlebt, 
wie Industrie unser Land geprägt hat. Erst kamen die 
Industrieanlagen, dann kamen die Arbeitsplätze, dann 
entstanden Wohngebiete, Schulen, ganze Städte; eine 
Metropolregion ist entstanden. Heute liegen Industrie, 
Wohnbebauung und schützenwerte Natur, historisch ge-
wachsen, oft nebeneinander. Deswegen brauchen wir 
hohe Umweltstandards. Daran gibt es auch überhaupt 
keinen Zweifel.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Aber wir brauchen eben auch eine starke Industrie; 
denn diese schafft Wohlstand. Sie schafft Arbeitsplätze, 
und sie erwirtschaftet den Wohlstand, mit dem wir Um-
welt- und Klimaschutz überhaupt finanzieren können. 
Und darum geht es heute. Wir setzen die Anpassungen 
zur europäischen Industrieemissionsrichtlinie in deut-
sches Recht um. Sie regelt den Betrieb großer Industrie-
anlagen, sie schützt Luft, Wasser und Boden, sie sorgt 
dafür, dass europaweit vergleichbare Umweltstandards 
gelten.

Rund 13 000 Industrieanlagen in Deutschland fallen 
unter diese Richtlinie. Sie betrifft damit in wesentlichen 
Teilen unseren Industriestandort. Und ja, auch uns wäre 
es sicherlich lieber gewesen, mit der Umsetzung auf den 
europäischen Umwelt-Omnibus zu warten; dafür haben 
wir uns in den vergangenen Monaten eingesetzt. Dann 
hätte man das im nächsten Jahr in einem Schritt umsetzen 
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können. Aber die Europäische Kommission hat deutlich 
gemacht: Die Umsetzungsfrist gilt. Deswegen müssen 
wir handeln.

Genau darum geht es bei Dingen aus Brüssel ja manch-
mal auch: Man hat manchmal das Gefühl, man bekommt 
Steine in den Weg gelegt. Man kann darüber klagen, oder 
man baut daraus etwas Sinnvolles. Das haben wir getan. 
Unser Anspruch war von Anfang an klar: Wir setzen die 
Richtlinie eins zu eins um, betreiben kein Gold-Plating, 
und wir nutzen jede Möglichkeit, Planungs- und Geneh-
migungsverfahren schneller und einfacher zu machen. 
Genau das haben wir erreicht. Wir haben jeden Spielraum 
genutzt, den Europa eröffnet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

An der Stelle vielleicht mal ein Hinweis an die AfD: 
Wenn Änderungsanträge und Entschließungen vorliegen, 
sollte man diese auch lesen. Denn damit haben wir im 
Wesentlichen alles abgeräumt, was Sie kritisieren; wir 
haben das geregelt, um der Industrie entgegenzukommen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben auch die Erleichterungen aus dem geplanten 
Umwelt-Omnibus bereits berücksichtigt. Wir haben mit 
Unternehmen, mit Verbänden und mit Ländern gespro-
chen. Und wir haben auch die Vorschläge des Bundes-
rates übernommen. Das kann sich am Ende sehen lassen; 
denn wir beschleunigen Planungs- und Genehmigungs-
verfahren. Wir erweitern das vereinfachte Genehmi-
gungsverfahren. Wir schaffen mit einer Stichtagsrege-
lung mehr Planungssicherheit. Wir begrenzen die 
Beteiligungsverfahren auf die tatsächlich betroffene Öf-
fentlichkeit. Wir stärken den Schutz von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen. Wir übernehmen die europäi-
schen Ausnahmeregelungen vollständig in deutsches 
Recht. Kurz gesagt: eins zu eins, kein Gold-Plating, 
mehr Tempo, mehr Planungssicherheit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Für mich ist das auch keine theoretische Debatte, die 
wir hier in Berlin führen. Ich habe viele Unternehmen 
besucht, die unter die Industrieemissionsrichtlinie fallen. 
Wenn man die besuchen würde, würde man auch fest-
stellen, dass die schon seit vielen Jahren Umweltmanage-
mentsysteme haben,

(Daniel Rinkert [SPD]: Ja, genau!)
die sie jetzt weiternutzen können – auch eine Änderung, 
die wir eingebracht haben. Und diese Unternehmen in-
vestieren. Sie wollen klimafreundlicher produzieren. Sie 
brauchen Planungssicherheit.

Ein Beispiel aus meinem Wahlkreis zeigt das sehr 
deutlich. In Wesel entsteht derzeit eine Anlage zur 
Schiffsentgasung durch einen mittelständischen Famili-
enbetrieb, ein wichtiges und innovatives Projekt für den 
Umwelt- und Klimaschutz. Dort werden Schiffe von Ga-
sen gereinigt; ansonsten haben die das immer so gemacht, 
dass sie die Luke aufgemacht haben. Das Unternehmen 
saugt die Gase jetzt ab. Dieses Verfahren hat zwölf Jahre 
gedauert – zwölf Jahre, bis diese Anlage in Betrieb gehen 

konnte. Wir machen das jetzt anders und beschleunigen 
dieses Verfahren. Deswegen ist es gut, mit weniger Büro-
kratie, mit mehr Planungssicherheit und schnelleren Ver-
fahren ranzugehen. Deswegen ist es auch gut, was wir 
heute hier machen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ich möchte mich zum Schluss auch beim Bundes-
umweltministerium, bei der Parlamentarischen Staats-
sekretärin Bettina Hagedorn, bei meinem Kollegen 
Daniel Rinkert, aber auch beim Bundeswirtschaftsminis-
terium bedanken. Wir haben von Anfang an sehr kon-
struktiv zusammengearbeitet. Vielen Dank für diesen gu-
ten Prozess! So machen wir weiter in dieser Koalition.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht für die Unions-

fraktion Christian Moser.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Christian Moser (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 

einem Punkt möchte ich dem Kollegen Dr. Gesenhues 
recht geben. Wir sind ja nicht oft einer Meinung; aber 
eins möchte ich betonen: Die Industrieemissionsrichtlinie 
gibt es schon sehr lange. Sie hat unsere Umwelt und auch 
unsere Umweltbeziehungen zum Menschen und zur Na-
tur besser gemacht. Es ist auch ein Ziel kluger Wirt-
schaftspolitik, dass man für gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse und für guten Umweltschutz sorgt. Das sind 
wir unseren Bürgern schuldig, das sind wir unserer Land-
schaft, unserer Natur schuldig. Das ist erst mal gut; das 
möchte ich hier bei dieser Gesetzesnovelle noch mal 
betonen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich muss aber auch sagen: Die letzte Novelle der In-
dustrieemissionsrichtlinie aus dem Jahr 2024 war in vie-
lerlei Hinsicht etwas unglücklich; man muss das so sa-
gen. Es wurden viele und teilweise auch zur falschen Zeit 
überzogene Umweltvorschriften eingeführt, die wir jetzt 
teilweise umzusetzen haben. Es ist gut, dass auch die EU- 
Kommission das erkannt hat und wesentliche Teile dieser 
überzogenen Umweltvorschriften im Rahmen des EU- 
Umwelt-Omnibus zur Änderung vorschlägt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der AfD: Hört! 
Hört!)

Mein Kollege van Beek hat es schon gesagt: Wir hätten 
gerne darauf gewartet, damit wir das nicht zweimal um-
setzen müssen, sondern das in einem Rutsch machen 
können und somit auch der Wirtschaft und der Industrie 
einen doppelten Erfüllungsaufwand ersparen können. 
Das ist trotz der umfangreichen Gespräche, die wir ge-
führt haben, leider nicht möglich. Nun lag die Richtlinie 
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so da, und wir hatten sie umzusetzen. Und ich möchte wie 
meine Vorredner aus der Koalition betonen: Wir haben 
etwas Gutes daraus gemacht. Wir haben die Umweltstan-
dards gehalten, wir haben aber Verfahren vereinfacht. 
Wir machen es der Industrie und der Wirtschaft mit die-
sem Gesetz leichter, und es ist gut, dass wir das heute 
beschließen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Einen Punkt möchte ich herausstellen. Viele Unterneh-
men, die ich besucht habe, wollen investieren. Sie wollen 
sich verbessern, sie wollen sich transformieren, sie wol-
len effizienter werden. Dafür brauchen sie aber auch 
Hilfe in Form von einfachen Verfahren, in Form von 
Stichtagsregelungen, diese ganzen Dinge, die der Bun-
desrat gefordert hat, die wir jetzt im parlamentarischen 
Verfahren zusammen mit der Bundesregierung – das 
möchte ich betonen – in diesem Gesetz umsetzen. Dann 
gibt es auch wieder die Möglichkeit, dass Unternehmen 
investieren.

Es ist ein gutes Gesetz. Deswegen sollten wir es so 
schnell wie möglich umsetzen. Ich freue mich, dass wir 
es heute beschließen. Vielen Dank an alle Mitwirkenden, 
insbesondere Daniel Rinkert von der SPD und Sascha van 
Beek. Ihr habt das super gemacht. Ich freue mich darauf.

Danke schön.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den von der 

Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Um-
setzung der Richtlinie (EU) 2024/1785 zur Änderung der 
Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen. Der 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und 
nukleare Sicherheit empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf der Drucksache 21/6988, den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf der Drucksache 
21/4786 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
jetzt diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind alle übrigen Fraktionen. 
Enthaltungen? – Gibt es keine. Der Gesetzentwurf ist 
damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das ist die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Fraktion Die Linke. Enthaltungen 
gibt es keine. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung auf 
der Drucksache 21/6988 empfiehlt der Ausschuss, eine 
Entschließung anzunehmen. Wer stimmt für diese Be-
schlussempfehlung? – Das ist die Unionsfraktion und 
die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – AfD, Bünd-

nis 90/Die Grünen und Fraktion Die Linke. Enthaltungen 
gibt es keine. Die Beschlussempfehlung ist damit an-
genommen.

Ich rufe jetzt auf Tagesordnungspunkt 15: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Kerstin 
Przygodda, Martin Reichardt, Sebastian Maack, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Verhinderung von Zwangsverheiratungen 
und Kinderehen in Deutschland

Drucksache 21/6926
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Kultur und Medien

Für die Aussprache wurde eine 30-minütige Dauer ver-
einbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache und bitte die Kol-
leginnen und Kollegen, zügig die notwendigen Platz-
wechsel vorzunehmen. Die erste Rednerin in dieser De-
batte ist für die AfD-Fraktion Kerstin Przygodda.

(Beifall bei der AfD)

Kerstin Przygodda (AfD):
Frau Präsidentin! Anwesende Damen und Herren! 

Zwangsehen sind Menschenhandel, der Anfang von le-
benslanger Vergewaltigung und Demütigung. Zwangs-
ehen sind Gewalt. Zwangsehen enden oft in einem Ehren-
mord, nämlich dann, wenn die Frauen es wagen, sich 
daraus zu befreien. Das passiert alles mitten in Deutsch-
land im Jahre 2026, und das ist ein himmelschreiender 
Skandal!

(Beifall bei der AfD)

Deshalb debattieren wir heute unseren Antrag „Verhin-
derung von Zwangsverheiratung und Kinderehen in 
Deutschland“. Wir als Alternative für Deutschland wol-
len den betroffenen Mädchen und Frauen eine Stimme 
geben, weil ihr Leiden in diesem Hause keine Stimme 
mehr hat.

(Beifall bei der AfD)

Denn Sie alle hier haben sich seit Jahrzehnten entschlos-
sen, feige wegzuschauen. Sie alle tragen Ihren politischen 
Kampf für Gleichstellung, Ihren Kampf gegen Gewalt 
gegen Frauen wie eine Monstranz vor sich her. Ihr oft 
schrilles Geschrei verkommt zum Schutz von Tätern, 
wenn die Täter aus frauenverachtenden Kulturen kom-
men, die eindeutig nicht zu Deutschland gehören.

(Beifall bei der AfD)

Ihre Realitätsverweigerung findet in der Aussage der 
SPD-Abgeordneten Sippel im EU-Parlament ihren Höhe-
punkt. Sie behauptete allen Ernstes: In Deutschland gibt 
es keine Gruppenvergewaltigungen. – Die SPD ist also 
die Gruppenvergewaltigungsleugnerpartei.

(Beifall bei der AfD)
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Ihr permanentes Gefasel von Frauenrechten endet dort, 
wo Sie Mitschuld tragen: bei der millionenfachen Ein-
wanderung von Männern, für die Frauen nichts, aber 
auch gar nichts wert sind.

(Beifall bei der AfD)
Die Opfer ihrer Feigheit sind Frauen und Mädchen, und 
das tausendfach. Sie schweigen, leugnen, relativieren – 
und dafür verachte ich Sie alle.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!)

„Zwangsehen sind die Folge einer verfehlten Ausländer-
politik“, so titelte die „NZZ“ vor einem Jahr mit Blick auf 
Deutschland und sprach damit völlig zu Recht von „be-
schämenden Zuständen für eine liberale Demokratie“. 
Ihnen allen ist das offensichtlich egal. Seit 15 Jahren 
will keine Bundesregierung wissen, wie groß das Dunkel-
feld von Zwangsverheiratungen wirklich ist. Sie wollen 
offensichtlich nicht, dass die Öffentlichkeit erfährt, wie 
groß das Ausmaß der nach islamischen Riten geschlos-
senen Zwangsehen in Deutschland ist.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann nennen Sie doch mal das Aus-
maß! – Zuruf von der CDU/CSU: Ziemlich 
krude, das!)

Unser Antrag soll dazu beitragen, die Schweigespirale, 
die hier in diesem Hause ihren Anfang genommen hat, zu 
durchbrechen. Wir fordern eine bundesweite Abfrage von 
Schutzstellen, Schulen und Beratungsstellen, um endlich 
verlässliche Zahlen zu Zwangsheiraten zu bekommen. 
Zudem fordern wir eine bundesweite Aufklärungskam-
pagne an Schulen und sozialen Medien. Zeigen wir den 
Betroffenen, dass Deutschland auch für sie ein Land der 
Freiheit ist. Sagen wir laut und deutlich: Frauen sind 
keine Handelsware, die wie Vieh verschachert werden 
können!

(Beifall bei der AfD)
Frauen sind niemandes Eigentum. Sagen wir laut und 
deutlich: Hier herrscht das Grundgesetz, nicht die Scha-
ria.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gut, dass Sie das nochmals wieder-
holen! Sonst hätte ich es fast wieder verges-
sen!)

Ich fordere die Fraktionen von CDU/CSU und SPD auf – 
die anderen, die können wir gerne vergessen –, unserem 
Antrag zuzustimmen. Beenden Sie Ihr Schweigen, Ihr 
Leugnen, Ihr Relativieren. Kehren Sie endlich um!

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Seien Sie bitte ruhig! – Und gegen das Vergessen: Leila, 
verheiratet nach marokkanischem Recht, wurde 2020 er-
stochen. Der Täter: ihr 16 Jahre älterer Vergewaltiger.

Vielen Dank.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Michael Breilmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Breilmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Hinter jeder Zwangsverheiratung, hin-
ter jeder Kinderehe stehen Schicksale von Menschen. 
Zwangsverheiratung und Kinderehen sind Menschen-
rechtsverletzungen.

(Zuruf von der Linken: Jawohl!)

Deswegen kann die Debatte so, wie sie die AfD mit ihrer 
Vorrednerin gerade begonnen hat, nicht stattfinden. Das 
wird der Würde dieses Hauses nicht gerecht!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Ich unterstelle keinem Abgeordneten hier, dass er bei 
diesem Thema feige wegschaut.

Und tun Sie auch nicht so, als wenn hier die Politik in 
den letzten Jahren nicht gehandelt hätte. Ja, es gilt, noch 
weiter zu handeln, aber hier im Parlament wurde das 
Gesetz zur Bekämpfung von Kinderehen im Juli 2017 
verabschiedet. Seitdem sind auch im Ausland geschlos-
sene Ehen nach deutschem Recht unwirksam, wenn einer 
der Beteiligten zum Zeitpunkt der Eheschließung das 
16. Lebensjahr nicht vollendet hat.

(Birgit Bessin [AfD]: Gemacht wird es aber 
trotzdem! – Weitere Zurufe von der AfD)

– Vielleicht hören Sie bei dieser wichtigen Debatte ein-
fach mal zu. Es war für mich gerade auch schwer erträg-
lich, Ihnen zuzuhören; aber ich würde mich freuen, wenn 
Sie das bei uns auch tun würden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Natürlich gibt es auch Konsequenzen – aber das führen 
Sie nicht mal im Ansatz an in Ihrem Antrag – für vor-
genommene Eheschließungen im sozialen Kontext, also 
vor allem vertragliche, religiöse oder traditionelle Ehe-
schließungen. Diese erfüllen zwar nicht den Tatbestand 
des § 237 StGB, aber gegebenenfalls den einer Nötigung 
in § 240 StGB. Um solchen Fällen einer Zwangs-
verheiratung durch eine soziale Eheschließung vorzubeu-
gen, wurde auch ein bußgeldbewehrtes Verbot vertragli-
cher, religiöser oder traditioneller Eheschließungen in 
Deutschland normiert. Natürlich stellt uns auch die 
Dunkelziffer vor große Herausforderungen, das ist klar. 
Deswegen braucht es auch in Zukunft den Abbau daten-
schutzrechtlicher Hürden bei einer behördenübergreifen-
den Zusammenarbeit, zum Beispiel einer Meldepflicht 
der Ausländerbehörden an die Jugendämter bei bekann-
ten Fällen.

So, und jetzt gehe ich noch einmal auf den Antrag der 
AfD-Fraktion ein. Wenn ich hier lese, dass Sie mit diesem 
Antrag eine gezielte öffentliche Abfrage bei öffentlichen 
Schulen durchführen wollen, um den Umfang der von 
Zwangsverheiratung Bedrohten und Betroffenen zu 
eruieren, und wenn ich dann lese, dass Sie eine bundes-
weite Aufklärungskampagne auch an öffentlichen Schu-
len fordern, die das Ziel hat, jegliche Form der Zwangs-
verheiratung von Minder- und Volljährigen künftig zu 
verhindern,
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(Birgit Bessin [AfD]: Ja!)
dann frage ich mich, ob Sie sich nicht mit Ihren Kollegen 
aus den Bundesländern unterhalten haben. Sie als AfD 
fordern mittlerweile in mehreren Bundesländern die Ab-
schaffung der allgemeinen Schulpflicht. Widersprüchli-
cher kann ein Antrag hier im Bundestag, hier in diesem 
Hause, nicht sein!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])

Widersprüchlicher, unglaubwürdiger geht es nicht. Denn 
Sie haben offensichtlich nicht erkannt: Schulen blicken 
sehr sensibel auf die Bedürfnisse von Kindern und Ju-
gendlichen. Die Lehrerinnen und Lehrern haben sehr ge-
nau im Blick, was es für Bedrohungen gegenüber Kin-
dern und Jugendlichen gibt.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
Und da wollen Sie jetzt die allgemeine Schulpflicht 

abschaffen, fordern aber gleichzeitig, dass die öffent-
lichen Schulen aufklären sollen, dass es Informations-
kampagnen geben soll und dass Daten erhoben werden 
sollen, um den Umfang und die Bedrohungslage eruieren 
zu können? Sie glauben doch selber nicht, was Sie in 
Ihrem Antrag hier schreiben und einbringen! Das glauben 
Sie doch selber nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Das ist kein Widerspruch! – 
Zuruf der Abg. Birgit Bessin [AfD])

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Wir brauchen hier keine 
heiße Luft, dafür ist das Thema viel zu wichtig.

(Martin Reichardt [AfD]: Heiße Luft produ-
ziert die CDU ja hinreichend!)

Wir müssen weiterhin die Prävention stärken, Betroffene 
schützen und Täter konsequent zur Verantwortung zie-
hen. Ihre Anträge helfen bei dem Thema nicht weiter.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Lamya Kaddor.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Besucherinnen und Be-
sucher auf den Tribünen! Ja, wir sind tatsächlich im 
21. Jahrhundert immer noch mit dem alten Phänomen 
der Zwangsheirat konfrontiert. Es betrifft in erster Linie 
Mädchen, aber eben auch Jungen. Bei der Zwangsheirat 
geht es nicht um eine arrangierte Ehe, der in der Regel 
eine Vermittlung durch Bekannte oder Familie voraus-
geht. Die Politik darf vor erzwungenen Eheschließungen 
nicht die Augen verschließen – wie übrigens vor keinem 
Problem, das das Zusammenleben in dieser Gesellschaft 
in diesem Land aufwirft, ganz besonders, wenn Kinder 
betroffen sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Besonders ihnen sind wir es daher schuldig, bei den 
Fakten zu bleiben. Und beim Blick auf die Fakten fällt 
auf, dass die Polizei für das Jahr 2024 68 Fälle von 
Zwangsverheiratung registriert hat und jährlich etwa 
3 000 vorwiegend junge Frauen Beratungsangebote auf-
suchen.

(Beatrix von Storch [AfD]: Wo kommen die 
denn her?)

Zwangsehen sind weltweit verbreitet – in Niger ge-
nauso wie in Indien, Eritrea oder der Zentralafrikanischen 
Republik.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

Also stellt sich erst einmal wieder die Frage, warum eine 
Partei in diesem Hohen Hause davon abweicht und sug-
geriert, Kinder- und Zwangsehen seien ein Problem des 
Islams. Warum die Verengung auf den Fokus? In sämtli-
chen Studien können Sie nachlesen, dass Zwangsverhei-
ratung und Kinderehen ein Problem patriarchalisch ge-
prägter Familienstrukturen sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Zurufe von der AfD: Ja!)

Durch die Fokusverengung aber zwingt uns die AfD, 
wieder einmal über den Islam zu sprechen, anstatt einmal 
gemeinsam Lösungsmöglichkeiten für ein wirklich 
ernstes Problem zu erarbeiten.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Religion spielt 
eine Rolle.

(Manuel Krauthausen [AfD]: Also, Christen 
machen so was nicht!)

– Hören Sie doch einfach zu, statt zu brüllen! – Religion 
spielt eine Rolle und damit selbstverständlich auch der 
Islam. Glaubensvorstellungen werden, ebenso wie Tradi-
tion, Kultur oder alles andere, herangezogen, um so mo-
ralisch verwerfliche Absichten wie Zwangsehen irgend-
wie zu legitimieren. Das ist schlimm, aber – und das sage 
ich jetzt hier traurig – es ist nichts Neues. Betrachtet man 
es rein theologisch, so ist es, egal ob im Islam, im Chris-
tentum, im Hinduismus oder Buddhismus oder wo auch 
immer, verboten, jemanden gegen seinen Willen zu ver-
heiraten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die explizite und freie Zustimmung beider Ehepartner ist 
Voraussetzung jeder Eheschließung.

Auch ein Blick in muslimisch geprägte Staaten, meine 
Damen und Herren, zeigt ein anderes Bild, als Sie uns 
weismachen wollen. In den meisten Ländern sind 
Zwangsehen verboten und strafbar. In der Türkei zum 
Beispiel liegt das gesetzliche Mindestheiratsalter auch 
bei 18 Jahren. Für Deutschland gilt ohnehin, dass eine 
Ehe ausschließlich – das hat der Kollege ausgeführt – 
auf der freien Willensentscheidung zweier volljähriger 
Menschen beruhen darf. Mit dem Gesetz zum Schutz 
Minderjähriger bei Auslandssehen wurde diese Schutz-
regelung erst vor zwei Jahren gestärkt.
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Warum also dieser Antrag? Und warum ausgerechnet 
jetzt? Sie haben ihn wochenlang immer wieder auf die 
Tagesordnung gesetzt und dann wieder runtergenommen. 
So dringend scheint Ihnen das Problem offensichtlich gar 
nicht zu sein.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Könnte sein, dass Wahlkampf ist!)

Und jetzt, am ersten Tag der Schulferien hier in Berlin 
und Brandenburg, kramen Sie es doch wieder hervor. 
Warum? Weil es Ihnen – wenig überraschend – nie um 
Kinder- oder Zwangsehen ging.

Ich kann Ihnen sagen: Wir sehen Ihre Obsession beim 
Thema Islam. Wir sehen, wie Sie Frauenrechte instru-
mentalisieren, um Stimmung zu machen, und wir sehen 
auch, wie Sie Menschen zum politischen Werkzeug Ihrer 
Ideologie machen. Wir sehen das hier im Parlament, wir 
sehen das im Netz, und wir sehen es auch auf unseren 
Straßen.

Und wissen Sie was? Auch die AfD-Gutachten sehen, 
was wir schon lange über das Politikkonzept der AfD 
sagen. Das Gutachten der Gesellschaft für Freiheitsrechte 
bescheinigt Ihnen – und ich zitiere das –:

„Die AfD verfolgt gegenüber Muslim*innen und 
Menschen mit Migrationsgeschichte Ziele, die mit 
der Menschenwürdegarantie“

– nach Artikel 1 Absatz 1 Grundgesetz –

„unvereinbar sind.“

Zitat Ende.
(Martin Reichardt [AfD]: Das ist doch eine 
NGO von Ihnen! Das Gutachten ist doch das 
Papier nicht wert, auf dem es steht! – Karsten 
Hilse [AfD]: Zwei Grüne im Vorstand! Herr-
lich! Super! Absolut neutral!)

Traurig und tragisch bleibt am Ende, wie rücksichtslos 
Sie mit dem Leid und dem Schicksal von Menschen in 
diesem Land umgehen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Martin Reichardt [AfD]: Das Gut-
achten haben Sie doch selber geschrieben! 
Das haben sich doch die Grünen selbst ge-
schrieben! Das wissen wir doch! – Gegenruf 
der Abg. Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Das muss aber sehr wehtun, dass 
Sie sich jetzt hier aufregen! – Gegenruf des 
Abg. Martin Reichardt [AfD]: Ach, das ist 
nicht so schlimm! Sie müssen gar nichts auf-
klären! – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Heulen Sie 
leiser!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Jasmina Hostert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher! Die AfD – 
eine Partei, vor der Frauenrechtsorganisationen wie Terre 
des Femmes, der Deutsche Frauenrat oder auch das Deut-
sche Institut für Menschenrechte eindringlich warnen – 
legt hier einen Antrag vor, in dem sie sich angeblich für 
die Rechte und die Selbstbestimmung von Frauen und 
Mädchen einsetzt. Das glauben Sie doch selber nicht. 
Wir glauben es Ihnen auf keinen Fall.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Kathrin Gebel [Die Linke] – Martin 
Reichardt [AfD]: Uns glauben aber die Wäh-
ler! Die glauben Ihnen nicht mehr!)

– Jetzt regen Sie sich nicht so auf.

(Martin Reichardt [AfD]: Ich rege mich gar 
nicht auf!)

Sie hatten oft Gelegenheit, hier wirklich mal zu zeigen, 
dass Sie sich gegen Gewalt an Frauen einsetzen. Ich er-
innere an das Gewalthilfegesetz, das wir im Jahr 2025 
hier gemeinsam parteiübergreifend auf den Weg gebracht 
haben. Raten wir doch mal, wer diesem Gesetz nicht 
zugestimmt hat: Das war natürlich die AfD.

(Rasha Nasr [SPD]: Aha! – Martin Reichardt 
[AfD]: Tja, dann wird wohl irgendwas daran 
falsch gewesen sein!)

In diesem Gesetz ging es darum, Frauen und ihren Kin-
dern einen Rechtsanspruch auf Beratung und Schutz zu 
gewährleisten. Da hätten Sie ja ruhig mal mitstimmen 
können. Aber man sieht auch hier wieder, dass es Ihnen 
nur darum geht, Frauenrechte zu instrumentalisieren, 
wenn es Ihnen in den Kram passt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Das Gleiche gilt für die Istanbul-Konvention, einem 
der wichtigsten völkerrechtlichen Instrumente im Kampf 
gegen Gewalt an Frauen und ihren Kindern. Auch hier 
zeigt die AfD, dass ihr der Schutz von Frauen und Mäd-
chen egal ist. Während sich zahlreiche Staaten und die 
Europäische Union mit der Istanbul-Konvention zu mehr 
Schutz, Prävention und Strafverfolgung verpflichten, for-
dert die AfD den Austritt Deutschlands aus diesem inter-
nationalen Menschenrechtsabkommen.

(Birgit Bessin [AfD]: Ja!)

Wir sagen aber ganz klar: Wer Frauen vor Gewalt schüt-
zen will, stellt sich hinter die Istanbul-Konvention und 
nicht gegen sie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Martin 
Reichardt [AfD]: Wer Frauen vor Gewalt 
schützen will, schützt die Grenzen!)
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Eine Zwangsverheiratung ist eine schwere Menschen-
rechtsverletzung, und Zwangsverheiratungen sind in 
Deutschland verboten. Sie sind Ausdruck patriarcha-
lischer Strukturen und gehen fast immer mit häuslicher 
oder sexualisierter Gewalt einher. Betroffene sind vor 
allem Frauen und Mädchen. Zwangsheiraten sind ge-
schlechtsspezifische Gewalt, und diese muss mit aller 
Härte und auf allen Ebenen bekämpft werden.

(Birgit Bessin [AfD]: Da sind wir mal einer 
Meinung! – Kerstin Przygodda [AfD]: Super!)

Wer Frauen vor Gewalt schützen will, muss in Schutz, 
Beratung, Prävention und Strafverfolgung investieren. 
Genau dafür haben wir beispielsweise das Gewalthilfe-
gesetz verabschiedet. Genau deshalb setzen wir die Istan-
bul-Konvention um. Genau deshalb stärken wir Hilfe-
strukturen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Martin Reichardt [AfD]: Wa-
rum nehmen eigentlich diese Straftaten expo-
nentiell zu?)

Wir müssen alles dafür tun, jegliche Zwangsverhei-
ratung zu verhindern. Dafür dürfen aber Frauenrechte 
niemals zum politischen Instrument werden. Mädchen 
und Frauen brauchen keinen Kulturkampf. Sie brauchen 
einen Staat, der sie schützt, der ihnen zuhört und ihnen 
konkrete Hilfe bietet. Genau dafür stehen wir, und genau 
dafür arbeiten wir weiter.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Kerstin Przygodda [AfD]: 
Aber Sie schützen die Frauen und Mädchen 
gar nicht! – Gegenruf des Abg. Martin 
Reichardt [AfD]: Die SPD arbeitet ja auch 
seit Jahren erfolglos! Das ist das große Pro-
blem!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Reichardt, lassen Sie sich beim nächsten Mal 

doch einfach Redezeit geben. Wenn Sie solche Anträge 
stellen, dann müssen Sie auch aushalten, dass es zu diesen 
Anträgen tatsächlich Reden der Kolleginnen und Kolle-
gen der anderen Fraktionen gibt. Wenn Sie das nicht 
hören wollen, dann dürfen Sie den Antrag hier auch nicht 
stellen. Das funktioniert halt so nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Danke 
schön!)

Ich war wirklich die ganze Zeit geduldig, aber jetzt reicht 
es auch mir hier vorne irgendwann mal.

(Sven Wendorf [AfD]: Dann müssen sie halt 
vernünftige Reden halten!)

– Richtige und falsche Reden? Das ist ja ein tolles De-
mokratieverständnis!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Was sind denn hier richtige und falsche Reden? Das ist ja 
spannend! Ehrlich. Ganz klasse finde ich den Einwurf. 
Richtige und falsche Reden, richtige und falsche Abstim-
mungen, oder?

(Sven Wendorf [AfD]: „Vernünftig“, habe ich 
gesagt!)

Einen Antrag stellen und nicht zuhören wollen. Das ist ja 
echtes Demokratieverständnis von der AfD. Spitzenleis-
tung! Ganz klasse!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 
Fraktion Jasmina Hostert.

(Jasmina Hostert [SPD]: Nein, ich war schon!)
– Sorry, ich war falsch. Mareike Hermeier für Die Linke. 
Jasmina Hostert hat gerade gesprochen.

(Beifall bei der Linken)

Mareike Hermeier (Die Linke):
Danke schön. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir behandeln mal wieder 
ein rechtsideologisches Pamphlet in Antragsform der 
Kolleginnen und Kollegen der AfD. Es geht mal wieder 
darum, Kinder- und Jugendschutz in der Überschrift zu 
nennen und Rassismus zu meinen. Sie tun so, als seien 
den demokratischen Fraktionen des Hauses Kinderehen, 
Zwangsverheiratung und Kindesmissbrauch egal.

(Beifall bei der Linken)
Dem ist offensichtlich gar nicht so. Das sind gravie-

rende Menschenrechtsverletzungen – Herr Breilmann hat 
es bereits gesagt –, nicht mehr und nicht weniger, die in 
Deutschland rechtssicher verboten sind. Aber wie immer 
bei solchen Anträgen geht es der AfD hier nicht um 
Kinder, die Jugend, Frauen oder deren Schutz. Es geht 
Ihnen darum, Ihre kulturrassistischen Narrative zu ver-
breiten und wieder in das Hohe Haus einzubringen.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Was wird hier also gefordert? Sie wollen eine groß 

angelegte Studie zu Kinder- und Zwangsehen. Das 
scheint erst mal eine ganz noble Forderung zu sein und 
wissenschaftlich notwendig. Dennoch tun Sie dies ja nur, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, weil Sie krampfhaft ver-
suchen, das Thema an Herkunft und Religion zu koppeln. 
Das ist wirklich niederträchtig.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Kerstin Przygodda [AfD]: Genau diese Studie 
fordert Terre des Femmes!)

Sie fordern dann Aufklärung und entsprechende Kam-
pagnen. Das ist wirklich blanker Zynismus, wenn es von 
der Partei kommt, die auf kommunaler Ebene flächen-
deckend die Finanzierung von Frauenhäusern, Sozial-
arbeit, Antidiskriminierungsprojekten und weiteren 
Schutzräumen sabotiert und zu verhindern versucht.

(Birgit Bessin [AfD]: Genau! – Martin 
Reichardt [AfD]: Die leisten ja nichts!)
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Unfassbar dabei ist die Begründung, dass es genügend 
Mittel und Plätze gäbe, wenn nicht so viele Migrantinnen 
und Migranten hier in Deutschland wären, während die 
Zielgruppe, die Sie hier vorgeben schützen zu wollen, aus 
den ja so verhassten Kulturkreisen stammen könnte. Für 
wie blöd halten Sie uns eigentlich?

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

– Danke, das brauche ich nicht.
Was würde den Mädchen und Frauen in solchen Situa-

tionen wirklich helfen?
Erstens: Schutz gewährleisten in und durch genau die 

Institutionen, die Sie sonst als Geldverschwendung dar-
stellen: mehr Schutzräume, Frauenhausplätze, Bera-
tungsstellen und anonyme Kriseneinrichtungen.

Zweitens: finanzielle Unabhängigkeit für die Frauen 
und Mädchen, inklusive der Kinder, die aus solchen Ver-
bindungen hervorgegangen sind, flächendeckend mög-
lich machen. Solche finanziellen Unterstützungen sabo-
tieren Sie hier regelmäßig.

Drittens: das Verhindern solcher ekelhaften Unterstel-
lungen in deutschen Parlamenten, egal in welcher In-
stanz. Das ist rassistisch, das ist sexistisch und einfach 
grundlegend menschenverachtend. Das wird keiner Frau, 
keinem Mädchen und keinem Kind hier in Deutschland 
oder sonst irgendwo in irgendeiner Form helfen. Eine 
Lösung dafür wäre zum Beispiel ein AfD-Verbot.

(Beifall bei der Linken)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist heute meine 
letzte Rede vor einer Pause, die etwas länger dauern wird 
als der Sommer. Ich möchte die verbleibende Redezeit 
nutzen, um mich zu bedanken: einmal bei meiner wun-
derbaren Fraktion für die ganze Unterstützung und den 
Zuspruch. Ich bedanke mich auch bei der Präsidentin 
Frau Klöckner und dem ganzen Präsidium für die vielen 
Verbesserungen, die Sie hier für uns Eltern, vor allem für 
die Mütter und ihre Babys, geschaffen haben und noch 
ausbauen werden; das meine ich ganz ernst. Vielen lieben 
Dank dafür! Die Antragsteller/-innen können sich bei der 
Wirksamkeit solcher Maßnahmen wirklich mal eine 
Scheibe abschneiden. Wenn bei mir im Kreißsaal etwas 
zum Stehen kommen sollte, dann denke ich einfach an 
Anträge wie diesen und dann wird es schon.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lamya 
Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bes-
ser nicht!)

Ich bedanke mich wirklich von Herzen und freue mich 
auf eine Wiederkehr, dann mit meinem Sohn.

In diesem Sinne: Schöne Sommerpause! Bis dann!

(Beifall bei der Linken, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Alles Gute für Sie!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Konrad Körner.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist schon bezeichnend, wie schwierig es ist, 
wenn Extreme sprechen. Frau Przygodda wirft allen vor, 
dass sie das Thema „Zwangsverheiratung und Kinder-
ehen“ nicht ernst nehmen würden. Die AfD vergiftet die 
Debatte.

Frau Hermeier sieht absolut keinen Zusammenhang zu 
Herkunft oder Religion. Frau Kaddor hat gut erklärt, dass 
es da einen Zusammenhang gibt, den man aber nicht ver-
allgemeinern darf. Deswegen ist es so wichtig, dass wir 
ernst über dieses Thema sprechen. Kinderheirat ist immer 
eine Zwangsheirat. Und Zwangsheirat ist immer eine 
schlimme Menschenrechtsverletzung und eine Form 
von geschlechtsspezifischer Gewalt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Deswegen ist sie auch in Deutschland unter Strafe ge-
stellt. Deswegen lässt diese Bundesregierung bei 
Zwangsehen keinen Zentimeter Raum. Wir dulden diese 
in Deutschland nicht.

(Birgit Bessin [AfD]: Und trotzdem gibt es 
sie!)

Hier gibt es keine Toleranz gegenüber Intoleranten.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Aber die Darstellung der AfD, dass gegen Zwangshei-
rat nichts unternommen wird, ist halt einfach falsch. Kur-
zer Faktencheck:

Erstens. Wir verschärfen die Vorschriften im Gesetz 
zur stärkeren strafrechtlichen Verfolgung des Menschen-
handels, welches hier vor zwei Wochen in erster Lesung 
diskutiert wurde.

Zweitens. Wir beraten ein Gewalthilfegesetz, das die 
Länder verpflichtet, ein bedarfsgerechtes Netz an Schutz- 
und Beratungsangeboten bereitzustellen. Und ich verrate 
Ihnen was: Ich befürchte, da werden auch linke Sozial-
pädagogen arbeiten. Aber wenn sie eine ordentliche Ar-
beit machen, dann habe ich damit kein Problem.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Ab 2032 besteht zudem ein Rechtsanspruch auf Schutz 
und Beratung für von Gewalt betroffene Frauen, ein-
schließlich Betroffener von Zwangsheirat.

Drittens. Der Bund unterstützt bundesweite Strukturen 
wie das Hilfetelefon „Gewalt gegen Frauen“, das rund um 
die Uhr anonym und kostenfrei berät – übrigens etwas, 
das Sie auch schon mal als „Quatsch“ bezeichnet haben. 
Zudem fördern Bund und Länder spezialisierte Bera-
tungsstellen, auch eine Onlineanlaufstelle.

Viertens. Sie fordern in Punkt 1 Ihres Antrags, eine 
Studie in Auftrag zu geben, um das Ausmaß zu ermitteln. 
Ich darf Ihnen verraten: Das Familienministerium hat ein 
Projekt mit dem Titel „Wie viele Zwangsehen gibt es in 
Deutschland?“ bereits gefördert.
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(Kerstin Przygodda [AfD]: Seit 2011 gibt es 
keine neuen Zahlen!)

Fünftens. Sie fordern in Punkt 2 bundesweite Aufklä-
rungskampagnen an öffentlichen Schulen und – der Kol-
lege Breilmann hat es bereits erwähnt – fordern gleich-
zeitig die Abschaffung der Schulpflicht und stattdessen 
Homeschooling, damit Islamisten ihre zwangsverheirate-
ten Töchter dann auch noch zu Hause unterrichten kön-
nen. Das ist der Geist der AfD. Ja, Sie wollen kleine 
Gruppen bilden. Sie sollen raus aus dem öffentlichen 
Leben; das wollen Sie. Wir wollen das nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Sechstens. Sie fordern in Punkt 3 eine Aufklärungs-
kampagne – Achtung! – in den sozialen Medien. Ja, 
sind es nicht Sie, die Mädchen in den sozialen Medien 
als „Taugenichtse“ beschimpfen? Sind es nicht Sie, die 
Extremismusprävention, auch gegen Islamismus, als „In-
doktrinierung“ diffamieren?

Das alles sind Sie. Sie sind auf keinen Fall der Küm-
merer für die Frauen und Mädchen in diesem Land.

(Kerstin Przygodda [AfD]: Doch! Die einzigen 
Kümmerer!)

Das ist nur die politische Mitte.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Dr. Götz Frömming.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Beruhi-

gen wir uns vielleicht mal alle wieder ein bisschen! Sie 
haben sich jetzt brav an der AfD abgearbeitet,

(Michael Breilmann [CDU/CSU]: An Ihrem 
Antrag!)

sich aber damit auch selbst um eine Chance gebracht, 
nämlich hier tatsächlich zur Sache zu sprechen.

Herr Breilmann, Sie haben das Gesetz von 2017 zitiert. 
Leider ist es für verfassungswidrig erklärt worden.

(Michael Breilmann [CDU/CSU]: Es ist doch 
verbessert worden 2024!)

Das ist schon mal ein handwerklicher Mangel;

(Michael Breilmann [CDU/CSU]: Das stimmt 
nicht! Das ist doch gar nicht wahr! Das ist doch 
2024 ergänzt worden!)

so viel zu dem Thema „Grundgesetz und Verfassungs-
widrigkeit“. Sie legen hier ein Gesetz nach dem anderen 
vor, das dann vor dem Bundesverfassungsgericht korri-
giert werden muss.

(Beifall bei der AfD)

Sie haben ein paar Jahre später versucht, es nachzubes-
sern. Aber, meine Damen und Herren, auch dadurch ist 
das Phänomen nicht verschwunden. Es ist lediglich ins 
Dunkelfeld gerückt. Es ist nach wie vor da. Wir wollen 
mit unserem Antrag dieses Dunkelfeld aufhellen, Sie 
scheinbar nicht. Sie haben sich einmal mehr an uns abge-
arbeitet. Das hilft aber den betroffenen Mädchen wenig.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
Meine Damen und Herren, ich möchte noch mal kurz 

darstellen, um was es geht, und Ihnen einen kurzen Aus-
schnitt vorlesen aus einem Buch von Necla Kelek. „Die 
fremde Braut“ heißt es;

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, klar!)

vielleicht kennen Sie es.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Ja, das kenne ich!)
– Dann zur Erinnerung:

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau! Und wie ich das kenne!)

„Nilüfers Mutter ist 31 Jahre alt. Sie kam mit 15 als 
Importbraut nach Deutschland, aus demselben Dorf 
wie Ibrahim, und hat hier vier Kinder geboren, von 
denen Nilüfer das älteste ist. Ihre Schwester, die ein 
Jahr jünger ist, wird im nächsten Jahr heiraten und 
auch ihren Import-Damat, ihren Import-Bräutigam, 
bekommen. Dann ist Nilüfer sicher schon schwan-
ger.“

Alle leben sie hier in Deutschland. Sie leben von der 
Sozialhilfe.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lesen Sie doch einfach mal Studien, 
Herr Frömming, statt irgendwelche Bücher 
mit krasser Schlagseite!)

„[…] kein Familienmitglied wird in den nächsten 
Jahren arbeiten.“

Weiter schreibt Frau Kelek – und das ist genau das Pro-
blem, das wir beobachten können, auch hier in Berlin in 
bestimmten Bezirken –: Die

„[…] Zwangsheirat und arrangierte Ehen“

das sind genau die, die

„den unseligen Kreislauf“

– hören Sie gut zu, Frau Kaddor! –

„der immerwährenden Erneuerung“

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Lesen Sie mal die Promotion von Frau 
Kelek! Dann werden Sie sich aber wundern, 
was sie da schreibt!)

„der eigenen kulturellen Herkunft betreiben.“
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Das ist genau das, was Sie wollen. Ich unterstelle Ihnen, 
dass Sie diese Parallelgesellschaft nicht beseitigen wol-
len. Das ist genau der Unterschied.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie arbeiten immer mit Unterstellun-
gen! Das ist genau das, was Sie können: nur 
unterstellen!)

Wir wollen, dass Menschen auch aus der Türkei und 
aus den arabischen Ländern sich bei uns integrieren, dass 
sie zu Hause Deutsch sprechen, dass sie deutsche 
Freunde haben; haben die meisten nämlich nicht.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie kommen Sie darauf? In welcher 
Welt leben Sie eigentlich! Ganz ehrlich!)

Und genau dadurch verfestigen sich die Parallelgesell-
schaften. Genau dadurch werden sie kein Abitur machen. 
Genau dadurch scheitern sie beruflich. Genau dadurch ist 
die Häufigkeit der Sozialhilfebezieher in dieser Klientel 
überdurchschnittlich groß. Insofern geht es uns – Sie 
haben recht – nicht nur um den Schutz der betroffenen 
Mädchen. Es geht uns auch um unseren gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und um den Schutz unserer Kultur.

Ich bedanke mich. Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Widerlich! Es ist wi-
derlich, was Sie sagen! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Ich kann Ihnen das 
Buch mal ausleihen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Bemerkungen zu Kollegen wie „Es ist widerlich, was 

Sie sagen“, wie Sie riefen, Herr Kollege, sind auch keine 
angemessene Wortwahl hier im Parlament. Das will ich 
an der Stelle auch mal sehr deutlich sagen.

Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 
Fraktion Helge Lindh.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Przygodda, Sie sagten ja, dass Sie uns verachten. 
Ich kann für uns andere feststellen, dass wir Menschen 
eben nicht verachten. Was wir verachten, ist ein politi-
scher Stil, der Menschen verachtet. Wir verachten auch 
ein politisches Geschäftsmodell, dass das Schicksal von 
Mädchen, Jungen und Frauen in Zwangsehen politisch 
missbraucht und benutzt, um damit rassistischen Kultura-
lismus zu betreiben. Das verachten wir.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Martin Reichardt [AfD]: „Rassis-
tischer Kulturalismus“ – das ist ja auch eine 
tolle Wortschöpfung!)

Sie sprachen dann auch – da haben Sie ja offenbart, 
worum es Ihnen geht – von Kulturen, die nicht zu 
Deutschland gehören. Wissen Sie, was Sie damit Mäd-
chen, Jungen und Frauen sagen, die sich diesen Kulturen 
verbunden fühlen? Sie sagen ihnen: Ihr gehört auch nicht 

dazu. – Das heißt: Sie haben es in dem Versuch, angeblich 
Frauen und Mädchen unterstützen zu wollen, geschafft, 
ihnen Ihre Verachtung auszudrücken. Das muss man erst 
mal schaffen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Sascha Wagner [Die Linke])

Ja, Kinderehen und Zwangsverheiratungen gibt es. Un-
sere Aufgabe ist es, Antworten darauf zu geben und Lö-
sungen zu finden,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ah! Wann denn? 
Welche?)

indem wir die Frauen, Mädchen und Jungen, die davon 
betroffen sind, unterstützen und stärken,

(Zurufe der Abg. Dr. Götz Frömming [AfD] 
und Martin Reichardt [AfD])

statt wie Sie Stereotype und Stigmatisierung zu betreiben 
und zu fördern.

Und Sie betreiben auch Missbrauch mit den Daten von 
Terre des Femmes. Terre des Femmes macht uns ja deut-
lich, dass es im Sommer und besonders in den Sommer-
ferien zu häuslicher Gewalt, aber eben auch zu Zwangs-
verheiratungen kommt. Zynisch wäre es, das zu 
leugnen – auch wenn die AfD es benennt. Denn auch 
wenn sie es benennt, ist es immer noch Fakt. Genauso 
zynisch ist es im Übrigen aber, sich um das Schicksal und 
das Leben der Betroffenen nicht wirklich zu kümmern,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wer regiert denn?)

sondern das nur zu benutzen, um Stimmung zu machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
Wie sieht es denn in Neukölln aus? Gehen Sie 
mal nach Neukölln! Alles kaputt!)

Deutlich wird das ja in Ihrem Antrag. Ihre Antwort ist 
eine Aufklärungskampagne. Hätten Sie mal Kant gele-
sen! Da geht es darum, dass der Mensch rauskommt aus 
seiner selbstverordneten Unmündigkeit. Sie sind aber die 
personifizierte selbstverordnete Unmündigkeit; denn in 
dieser Aufklärungskampagne geht es Ihnen ja gerade 
nicht um Aufklärung, sondern um Effekthascherei.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie haben doch Kant 
überhaupt nicht begriffen! Den können Sie 
doch gar nicht durchdringen, Mensch!)

Gefragt wäre aber Jugendsozialarbeit, gefragt wären Ju-
gendarbeit, gestärkte Jugendämter.

Sie sagen, Ihnen geht es um Prävention; denn in dem 
Antrag geben Sie ja selbst zu, dass gesetzgeberisch schon 
alles geschehen ist. Warum bekämpfen Sie dann die Zi-
vilgesellschaft, wenn es Ihnen um Prävention geht? Denn 
Prävention braucht die Zivilgesellschaft. Warum wenden 
Sie sich nicht an Organisationen wie BFmF in Köln, eine 
Organisation muslimischer Frauen, die Frauen dabei un-
terstützt, Arbeit zu finden, empowert zu werden, gestärkt 
zu werden?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
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Warum sprechen Sie nicht darüber, dass es darum geht, 
Frauen, Mädchen, Jungen aus den Communitys an-
zusprechen, die eben nicht die Botschaft bekommen: 
„Ihr, eure Kultur und eure Religion, seid nichts wert“, 
sondern die Botschaft: „Ihr seid es wert.“ Darum geht 
es. Wenn es Ihnen nur einen Hauch darum ginge, Mäd-
chen, Frauen, Kinder, Betroffene zu unterstützen, würden 
Sie nicht diesen verachtenswerten Kampf gegen Kulturen 
führen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nicht gegen, für 
unsere Kultur!)

sondern sich kümmern und sich beschäftigen und aus-
einandersetzen mit den Fällen, um die es geht. Sie haben 
sich selbst widerlegt. Schande über Sie!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Tijen Ataoğlu für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Tijen Ataoğlu (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Insbesondere für Mädchen haben Kin-
derehen weitreichende Folgen – gesundheitlich, sozial 
und natürlich auch wirtschaftlich. Mädchen erleiden 
nicht nur große psychische Belastungen, sondern auch 
körperliche Belastungen, meistens aufgrund von viel zu 
frühen Schwangerschaften. Mädchen verlieren durch 
Kinderehen jegliche Chance auf eine gute Ausbildung 
und eine gute Bildung allgemein. Mädchen verlieren 
schlicht ihre Selbstbestimmung. Und deshalb ist es die 
Pflicht dieses Staates, alles in seiner Macht Mögliche zu 
tun, Kinderehen zu bekämpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Nun ist es heute aber so, dass mit dem Antrag der AfD 
abermals suggeriert werden soll, dass dieser Staat im 
Bereich der Kinderehen oder der Zwangsehen untätig 
ist bzw. wegschaut. Inwieweit das mit der Realität über-
einstimmt, möchte ich einmal darlegen.

Es war die Große Koalition unter Bundeskanzlerin 
Dr. Angela Merkel, die im Jahr 2017 das Gesetz zur 
Bekämpfung von Kinderehen beschlossen hat.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: War verfassungs-
widrig!)

Seitdem sind Ehen unter 18 Jahren in Deutschland ver-
boten – ausnahmslos. Das Ehemündigkeitsalter von 
18 Jahren gilt unabhängig davon, ob die Ehe im Inland 
oder im Ausland geschlossen worden ist. Die Rechts-
mäßigkeit dieses Verbots wurde durch das Verfassungs-
gericht auch im Jahre 2023 bestätigt.

Herr Dr. Frömming, erlauben Sie bitte den Leuten, die 
Volljuristen sind, hier Urteile vom Bundesverfassungs-
gericht vorzutragen, weil Sie es einfach falsch vorgetra-

gen haben. Es ging ausschließlich um die Folgen der 
Unwirksamkeit, nicht um das Verbot als solches. Das 
musste nachgebessert werden bis zum 30. Juli 2024.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Dann hätte man es 
ja nicht ändern müssen!)

Und das ist auf politischen Druck und mit Unterstützung 
meiner Fraktion in der vergangenen Legislaturperiode im 
Bundestag auch geschehen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wenn wir uns die Zahlen der vergangenen Jahre einmal 
anschauen, dann sehen wir einen signifikanten Rückgang 
der Kinderehen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Der sichtbaren! Es 
gibt ein Dunkelfeld! – Birgit Bessin [AfD]: Sie 
können keine Zahlen lesen! Das ist das Pro-
blem!)

Laut Ausländerzentralregister waren es zum Stichtag 
31.07.2016 insgesamt 1 475 junge Menschen in Deutsch-
land, die eine solche Ehe geführt haben. Zum Stichtag 
31. Dezember 2024 waren es 279 Minderjährige.

Verstehen Sie mich nicht falsch: Ich möchte diese Zah-
len nicht beschönigen – insbesondere in Anbetracht des 
Dunkelfeldes. Jede einzelne Kinderehe ist eine zu viel. 
Wir geben uns mit diesen Zahlen auch nicht zufrieden, 
und wir haben seinerzeit mit einer Mehrheit in diesem 
Haus vereinbart, dass das Gesetz Mitte 2027 ganz genau 
auf den Prüfstand gestellt wird. Eine besondere Dring-
lichkeit aufgrund dieser Zahlen, die ich gerade vorgetra-
gen habe, sodass wir die Prüfung jetzt vorziehen sollten, 
sehe ich aber nicht. Das haben Sie auch nicht vorgetra-
gen, und der Bedarf dafür ist auch nicht ersichtlich aus 
den Zahlen.

Seien Sie unbesorgt. Wir als CDU/CSU-Bundestags-
fraktion erinnern uns noch sehr gut an unsere Kritik an 
dem Ampelgesetz von vor zwei Jahren – ob es um die 
Zusammenarbeit mit den Ländern und den ausreichenden 
Austausch von Daten, um weitere Beratungsmöglichkei-
ten durch die Länder, um Schutzregelungen oder darum 
geht, was mit den Menschen passiert, die bei einer infor-
mellen Weiterführung einer solchen Ehe weiter in diesem 
System gefangen sind.

Erlauben Sie mir zuletzt einen Appell: Bedauerlicher-
weise wissen wir, dass Jugendliche gerade während fa-
miliärer Auslandsreisen in den Sommerferien gegen ih-
ren Willen im Herkunftsland der Eltern verheiratet 
werden. Lassen Sie uns gemeinsam wachsam sein, um 
mögliche Warnsignale zu sehen, ob in Schulen, Jugend-
zentren, der Nachbarschaft oder den Arbeitsstätten. Kind-
heit statt Kinderehen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – 
Helge Lindh [SPD]: Ja, sehr schön!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe hiermit die Aussprache.
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Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
der Drucksache 21/6926 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Da das nicht der Fall ist, 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf Tagesordnungspunkt 14: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Vereinsgesetzes 

Drucksache 21/6805
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache wurde auch hier eine Dauer von 
30 Minuten vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache, und die erste Red-
nerin in dieser Debatte ist für die Bundesregierung 
Daniela Ludwig, Parlamentarische Staatssekretärin 
beim Bundesminister des Innern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Daniela Ludwig, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister des Innern:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In 
Zeiten verstärkter hybrider Bedrohungen müssen unsere 
Sicherheitsbehörden insbesondere Einflussnahmen aus 
dem Ausland, die unsere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung gefährden können, aufmerksam im Blick 
halten. Das Ausländervereinsregister hat dabei eine aus-
gesprochen wichtige Funktion. Es schafft Transparenz 
über Ausländervereine und ausländische Vereine, ihre 
organisatorischen Strukturen und ihre Finanzierung.

Wir debattieren heute deshalb einen Entwurf zur Än-
derung dieses Vereinsgesetzes, der das bestehende Aus-
ländervereinsregister fortentwickelt und insbesondere auf 
solide datenschutzrechtliche Grundlagen stellt. Außer-
dem werden mit dieser Änderung Vorkehrungen dafür 
getroffen, dass über die bestehenden Anmelde- und Aus-
kunftspflichten von Ausländervereinen zukünftig besser 
informiert wird, diese Pflichten dann aber auch erforder-
lichenfalls eingefordert werden.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, bei auslands-
bezogenem Extremismus und Spionage spielt die Finan-
zierung aus dem Ausland eine zentrale Rolle. Uns geht es 
um Aufdecken, Aufklären, Abstellen. Einflussnahme 
ausländischer Regierungen über hier gemeldete Vereine 
nehmen wir dabei deutlich stärker in den Blick als bisher.

Für Ausländervereine und ausländische Vereine be-
steht ein erhöhtes Risiko, dass sie von Konfliktlagen in 
Herkunftsländern und politischen Auseinandersetzungen 
dort beeinflusst werden und diese auch – wir erleben das 
übrigens jetzt auch ständig – nach Deutschland tragen. In 
Zeiten, in denen sich die sicherheitspolitischen Bedro-
hungen vielfältig und dynamisch weiterentwickeln, ist 
es deshalb von herausragender Bedeutung, dass wir 
auch solche Entwicklungen engmaschig im Blick haben 
und gegebenenfalls dagegen vorgehen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die jetzt vorliegenden geplanten Veränderungen des 
Ausländervereinsregisters tragen dazu bei – wenn sie so 
beschlossen werden –, Netzwerke besser zu analysieren 
und Verantwortliche zu identifizieren. Es ist damit übri-
gens auch ein wichtiges Instrument für Vereinsverbots-
verfahren, so diese anstehen sollten.

Wir gehen mit diesem Gesetz zudem gegen die illegi-
time Einflussnahme ausländischer Regierungen hier in 
Deutschland vor. Künftig müssen Ausländervereine und 
ausländische Vereine offenlegen, wenn sie mehr als 
10 000 Euro jährlich von Drittstaaten erhalten. So sollen 
Sicherheitsbehörden staatliche Finanzströme aus dem 
Ausland besser nachvollziehen können. Und diese Nach-
vollziehbarkeit sorgt dann später in gegebenenfalls an-
stehenden Ermittlungsverfahren auch für deutlich mehr 
Transparenz und Durchschlagskraft.

(Beifall der Abg. Dr. Katja Strauss-Köster 
[CDU/CSU])

Zum Ende möchte ich aber auch ausdrücklich sagen: 
Hier geht es nicht um ein pauschales Misstrauen gegen 
solche Vereine; das hegen wir ausdrücklich nicht. Es geht 
darum, entsprechende Vereinigungen frühzeitig im Blick 
zu haben, Finanzströme zu identifizieren, gegebenenfalls 
auch Vorsichtsmaßnahmen schneller treffen zu können, 
als wir das bisher tun konnten, um unser friedliches Zu-
sammenleben mit denen, die hier gerne leben wollen und 
auch Wert darauf legen, sich an unsere Grundordnung zu 
halten, sicherzustellen.

Hier gehen wir wieder einen wichtigen Schritt, und es 
wäre schön, wenn wir hier im parlamentarischen Verfah-
ren zusammenkommen könnten.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Ulrich von 

Zons für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich von Zons (AfD):
Frau Präsidentin! Geschätzte Kollegen! Wie verteidigt 

man ein Land? Die Bundesregierung gibt heute ihre Ant-
wort: mit einem Formular – einem Formular von 1966, 
mit dem sich die Gefährder bitte selbst bei uns melden 
sollen. Man verteidigt ein Land nicht mit einem Formu-
lar! Macht dieses Gesetz Deutschland sicherer? Geht es 
den Menschen damit besser? Nein, zweimal nein!

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Die Bedrohung ist real. Fremde Staaten regieren in 
unser Land hinein. Sie entsenden ihr Personal und be-
stimmen, was hier gepredigt wird. Unter dem Deckman-
tel des Vereinslebens entstehen Strukturen, die unsere 
Gesellschaft gezielt beeinflussen sollen. Das räumt Ihre 
Gesetzesbegründung ein. Religiöse Extremisten nutzen 
dieselben Strukturen und ziehen Menschen in eine Paral-
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lelwelt, die deutsche Regeln nicht mehr anerkennt. Das 
ist keine Fußnote in einem Datenschutzbericht, das ist ein 
Angriff auf unsere Souveränität.

(Beifall bei der AfD)

Ihr Anlass – Sie haben es eben erwähnt –: der Daten-
schutz.

Ja, Sie haben auch erwähnt, es gab Verbote: 2024 das 
Islamische Zentrum Hamburg, Teherans Außenposten, 
2025 „Muslim Interaktiv“, die Kalifatschreier. Einzel-
schläge nach Jahren des Zusehens! Aber Einzelfälle 
sind keine Strategie. Ihre Strategie steht in dieser Druck-
sache: ein Karteikasten, ein Register mit Meldepflichten 
von 1966, das zuletzt brach lag. 2023 wurde außer Lö-
schungen nichts mehr verarbeitet – so Ihre eigene Be-
gründung.

Sie reparieren die Rechtsgrundlage eines Karteikastens 
und nennen das doch tatsächlich Gefahrenabwehr. Wie 
füllt er sich? Die Vereine melden sich selbst. Wer 
10 000 Euro aus einem Drittstaat erhält – Sie haben es 
eben erwähnt –, legt das freundlicherweise selbst offen – 
Ihr neuer § 20a. Aber wer das Kalifat will oder im Auf-
trag einer fremden Macht handelt, trägt sich nicht brav in 
ein deutsches Register ein.

(Beifall bei der AfD)

Die Behörden dürfen Formulare einfordern, ermitteln 
dürfen sie aber gerade nicht. Solange die Einstufung als 
Ausländerverein nicht feststeht, dürfen sie nicht einmal 
Auskünfte verlangen. Ihre eigene Prognose: rund 25 fest-
gesetzte Bußgelder im Jahr. 25! Das ist die ganze Härte 
dieses Gesetzes.

Das sagt übrigens nicht nur die AfD. Der Bundesrat 
nennt den Entwurf „nur bedingt geeignet“, weil die Er-
fassung der Vereine „im Wesentlichen von deren Mit-
wirkung abhängig bleibt“. Im Klartext: Die Rechtstreuen 
melden sich, die Gefährlichen lachen über Ihr Formular.

Das Hauptproblem wollen Sie indessen gar nicht se-
hen: Ausländisch ist ein Verein nach Pass und Vereins-
sitz, nicht nach tatsächlichem Einfluss. Das mahnende 
Beispiel: DITIB – eingetragener Verein, Sitz in Köln. 
Deutsch ist daran vor allem der Registereintrag. Er hängt 
am Tropf der türkischen Religionsbehörde Diyanet. Jahr-
zehntelang schickte Ankara die Imame – Staatsbediens-
tete, bezahlt aus türkischer Kasse. Die versprochene Ab-
kehr? 100 hier ausgebildete Imame pro Jahr bei rund 
1 000 Entsandten – ein Abschied auf Raten bis in die 
30er-Jahre. Das Bundesinnenministerium fördert das 
auch noch: eine halbe Million Euro im Jahr.

Wer den Verein lenkt, wer ihn bezahlt, danach fragt Ihr 
Gesetz nicht. Es fragt nach dem Formular. Aber man ver-
teidigt ein Land nicht mit einem Formular.

(Beifall bei der AfD)

Was es braucht:
Erstens: echte Ermittlungsbefugnisse für die Vereins-

behörden.
Zweitens: die Erfassung ausländisch gesteuerter Ver-

eine nach tatsächlichem Einfluss, ohne Schlupflöcher.

Drittens: Schluss mit der staatlichen DITIB-Kooperati-
on, angefangen bei der Imam-Ausbildung.

Viertens: ein Verbotsverfahren gegen die Muslimbru-
derschaft, allen voran die Deutsche Muslimische Ge-
meinschaft, laut Verfassungsschutz immerhin deren 
wichtigste Vertretung.

Und bevor die linken Selbstverleugner die Menschen-
rechte bemühen, will ich Ihnen sagen: Sie fürchten Straß-
burgs Rüge mehr als den fremden Zugriff im eigenen 
Land.

(Beifall bei der AfD)
Die Konvention selbst erlaubt diese Eingriffe zum 

Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, der 
Rechte und Freiheiten anderer – Artikel 9 Absatz 2, Ar-
tikel 11 Absatz 2 EMRK. Das können Sie mal nachlesen. 
Straßburg verlangt klare Gesetze und gute Gründe. Bei-
des liefern wir. Sie liefern ein Formular.

(Beifall bei der AfD)
Deutschland darf nicht länger naiv zusehen. Wer Kin-

der und Jugendliche prägt, wer Spenden sammelt und 
gesellschaftliche Räume besetzt, der muss sich dem deut-
schen Rechtsstaat vollständig unterwerfen.

Dafür steht die AfD: für nationale Souveränität,
(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

gegen jede fremde Einmischung, für Sicherheit und Frei-
heit statt religiösem Extremismus, für Selbstverteidigung 
statt Selbstaufgabe. Man verteidigt ein Land nicht mit 
einem Formular, man verteidigt es mit dem Willen, es 
zu schützen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Deutschland hat etwas Besseres verdient; das hat un-

sere Fraktionsvorsitzende hier an diesem Rednerpult 
schon erwähnt. Wir können regieren, wir wollen regieren, 
wir werden regieren. Und dann können die religiösen 
Extremisten einpacken.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD – Timon Dzienus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die politischen Extre-
misten!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist Dr. Irene 

Mihalic für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Frau Staatssekretärin, Sie haben es ja 
eben angesprochen: Wir wissen seit Jahren, dass auto-
ritäre Staaten versuchen, in Deutschland Einfluss zu neh-
men, sei es durch Cyberangriffe, Desinformationen, 
Wegwerfagenten, auch durch die AfD, Herr von Zons, 
aber eben auch über Vereine und Organisationen, die 
von ausländischen Akteuren beeinflusst und auch finan-
ziert werden. Diese Gefahr ist real, und das müssen wir 
auch ernst nehmen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dazu gehört natürlich auch, maximale Transparenz bei 
sicherheitsrelevanten Finanzströmen herzustellen. Denn 
wenn dadurch Spionage, Extremismus und Terrorfinan-
zierung besser aufgedeckt und auch verhindert werden 
können, ist das für die Sicherheit in unserem Land wich-
tig, und das unterstützen wir ausdrücklich, meine Damen 
und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichzeitig stehen wir aber, wenn wir ehrlich sind, vor 
einem großen Dilemma. Denn wir dürfen nicht zulassen, 
dass unbescholtene Vereine und völlig harmlose Organi-
sationen allein wegen ihrer Herkunft oder internationaler 
Kontakte pauschal unter einen Generalverdacht geraten 
und am Ende genauso behandelt werden wie extremisti-
sche Organisationen. In meinem Wahlkreis Gelsenkir-
chen zum Beispiel gibt es sehr viele ausländische Kultur-
vereine, die nicht nur sehr viel zur Integration beitragen, 
sondern auch durch tolle Veranstaltungen das gesell-
schaftliche Leben in der Stadt unglaublich bereichern.

(Beifall der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Die leisten eine tolle Arbeit, und ich bin mir sicher, dass 
Sie alle in Ihren Wahlkreisen ebenso engagierte Vereine 
vorfinden. Und die dürfen eben nicht unter die Räder 
kommen, wenn wir solche Regelungen machen.

Deshalb ist es entscheidend, wie diese Regelungen zur 
Registrierung und zur Datenverarbeitung ausgestaltet 
werden. Ihr Gesetzentwurf sieht eine anlasslose Daten-
erhebung über sämtliche Ausländervereine vor, unabhän-
gig davon, ob ein konkreter Verdacht besteht oder nicht. 
Maßgeblich sind nach Ihren Vorstellungen vor allem die 
Zusammensetzung des Vereins und die Geldflüsse aus 
Drittstaaten. Hinzu kommt, dass es leider an klaren Re-
gelungen zu Informationspflichten, Auskunftsrechten 
und wirksamen Rechtsschutzmöglichkeiten mangelt. Es 
ist bei der Verarbeitung personenbezogener Daten aber 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit, dass es solche Re-
gelungen gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Tja, wie löst man das jetzt auf? Also, wie schützen wir 
uns vor der Einflussnahme ausländischer staatlicher Ak-
teure, die nichts Gutes im Schilde führen, und wie wahren 
wir gleichzeitig die Rechte unbescholtener Organisatio-
nen? Na ja, vielleicht liegt der richtige Weg ja darin, Aus-
ländervereine nicht grundsätzlich anders zu behandeln als 
deutsche Vereine. Vielleicht brauchen wir für alle Vereine 
vergleichbare Maßstäbe, die eben dort ansetzen, wo tat-
sächliche Sicherheitsrisiken bestehen, unabhängig von 
der Herkunft oder der Zusammensetzung des Vereins.

Ich finde, das wäre ein sehr gutes Thema für eine Sach-
verständigenanhörung im Ausschuss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dann können Sie nämlich mal die Expertise aus Sicher-
heitsbehörden, der Wissenschaft, des Datenschutzes und 
der Zivilgesellschaft nutzen und sorgfältig prüfen, welche 
Regelungen tatsächlich erforderlich sind und unsere Si-
cherheit auch wirklich relevant erhöhen, meine Damen 

und Herren. Denn unser Ziel muss doch beides sein: 
unsere Demokratie wirksam vor autoritärer Einfluss-
nahme zu schützen und gleichzeitig die Rechte einer 
vielfältigen und engagierten Zivilgesellschaft zu wahren.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Heiko Hain 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Heiko Hain (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wer unsere Demokratie schützen will, muss 
auch wissen, wer versucht, Einfluss auf sie zu nehmen. 
Genau darum geht es in diesem Gesetzentwurf.

Ein wichtiger Aspekt bei dieser Einflussnahme ist die 
Finanzierung von Ausländervereinen aus Drittstaaten. 
Deshalb sollen künftig Ausländervereine finanzielle Zu-
wendungen ab 10 000 Euro jährlich aus Drittstaaten oder 
von mit ihnen verbundenen Organisationen offenlegen. 
Damit setzen wir eine Vereinbarung aus dem Koalitions-
vertrag um und schaffen mehr Transparenz über finan-
zielle Einflussnahmen aus dem Ausland.

(Beifall des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD] – 
Dr. Johannes Fechner [SPD], an die CDU/CSU 
gewandt: Das ist euer Mann! – Heiterkeit bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

– Alle oder gar keiner; sonst macht es keinen Sinn.
Meine Damen und Herren, gerade in Zeiten zunehmen-

der hybrider Bedrohungen und gezielter Einflussver-
suche ausländischer Akteure dürfen wir nicht wegschau-
en. Wir erleben, dass autoritäre Staaten versuchen, über 
Vereine und Diasporastrukturen Einfluss auf gesell-
schaftliche Debatten und politische Prozesse zu nehmen, 
und hier geht es nicht nur um Islamisten, sondern zum 
Beispiel auch um Russland. Deshalb brauchen unsere 
Sicherheitsbehörden aktuelle Informationen und eine 
verlässliche Rechtsgrundlage. Entscheidend hierfür ist, 
dass wir Ausländervereine lückenlos erfassen, auch im 
Hinblick auf eventuelle Vereinsverbote.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Das Ausländervereinsregister gibt es seit Jahrzehnten; 
es ist kein neues Instrument, sondern ein bewährtes Mit-
tel der präventiven Gefahrenabwehr. Es unterstützt die 
Sicherheitsbehörden dabei, extremistische Bestrebungen, 
Terrorismus, Organisierte Kriminalität und Einflussnah-
men aus dem Ausland frühzeitig zu erkennen.

Seit 2023 besteht allerdings ein Problem: Aufgrund 
datenschutzrechtlicher Bedenken werden neue Meldun-
gen der Länder nicht mehr in das Register aufgenommen. 
Damit fehlt den Sicherheitsbehörden ein aktueller Über-
blick. Genau diese Lücke schließen wir jetzt, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Wir schaffen eine rechtssichere 
und datenschutzkonforme Grundlage für die Verarbei-
tung der Daten und überführen die bisherigen Regelun-
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gen aus der Durchführungsverordnung in das Vereins-
gesetz. Damit sorgen wir dafür, dass das Register wieder 
vollständig und aktuell geführt werden kann.

Und, Herr Kollege von Zons, es geht hier nicht um ein 
Formular, sondern die Vereinsbehörden der Länder wer-
den verpflichtet, Meldepflichten konsequent durchzuset-
zen und Verstöße gegen diese Pflichten auch wirksam zu 
sanktionieren.

Meine Damen und Herren, dieser Gesetzentwurf 
schafft eine tragfähige und datenschutzkonforme Rechts-
grundlage für ein Register, das sich seit Jahrzehnten als 
wichtiges Instrument der Sicherheitsbehörden bewährt 
hat. Wir schließen mit diesem Gesetz bestehende Voll-
zugslücken, sorgen für mehr Transparenz bei auslän-
dischen Finanzierungen, stärken damit den Rechtsstaat 
und erhöhen die Sicherheit in unserem Land.

Dass die AfD hier gegen diese Änderung argumentiert, 
spricht für sich.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ingo Vogel [SPD] – Rainer Galla [AfD]: Ja, 
ja, ja! – Gegenruf des Abg. Heiko Hain 
[CDU/CSU]: Ist halt leider so! Es hilft halt 
nix!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Caroline Bosbach 

für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Caroline Bosbach (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe mir die letzten 20 Minuten angehört 
und habe nur noch ganz wenige Worte zur Ergänzung, 
und zwar zu den Stichworten „Herkunft“, „anlasslose 
Datenerhebung“ und „Generalverdacht“.

Wir möchten zum Schutz der Menschen, die hier leben, 
angesichts der Bedrohungslage immer so viel Freiheit 
wie möglich, aber eben auch so viel Sicherheit wie nötig. 
Es ist nicht unser Recht, es ist unsere Pflicht, im Interesse 
eines Landes mit mehr als 84 Millionen Menschen er-
kennbare Schutzlücken, die wir haben, zu schließen.

Es geht hier nicht um Alltagskriminalität. Es geht um 
Kapitalverbrechen, es geht um schwere Straftaten, die 
dazu ausgeübt werden, den Staat in seinen Grundfesten 
zu erschüttern. Es liegt auf der Hand – das ist eigentlich 
sehr offensichtlich –: Wenn sich der Terror international 
vernetzt, dann werden wir darauf reagieren.

Die bekannten Muster von konspirativen Vereinsstruk-
turen – verschleierte Mitglieder, häufige Neugründungen, 
Ersatzorganisationen und vor allem auch verdeckte Fi-

nanzierung aus Drittstaaten; das kennen wir alles – treten 
nach Erfahrungen unserer Sicherheitsbehörden – das ist 
also nicht aus dem Bauch heraus gesagt – gerade im 
Bereich des auslandsbezogenen und des islamistischen 
Extremismus auf. Deshalb wird die besondere Regelung 
auf diese Vereinskategorie beschränkt und eben nicht auf 
sämtliche Vereine ausgedehnt – das zur Erklärung. Das 
heißt, dieses Gesetz ist – und darauf kommt es hier an – 
eine Reaktion, eine Reaktion auf konkrete sicherheits-
relevante Erfahrungen, und deswegen müssen und wer-
den wir die Rechtslage der Bedrohungslage anpassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und wenn wir das möchten, dann müssen wir aber 
auch denjenigen, in deren Hände wir unsere Sicherheit 
legen, grundsätzlich die Instrumente geben, die sie be-
fähigen, diese Gefahren zu erkennen und abzuwehren. 
Dass das Verhältnismäßigkeitsprinzip hier gelten muss, 
dass jede Maßnahme notwendig sein muss, dass sie ge-
eignet sein muss, dass sie sich an den Grundsätzen unse-
rer Verfassung zu orientieren hat, ist ganz selbstverständ-
lich.

Auch dieses Gesetz wird unlautere Methoden nicht 
gänzlich verhindern oder Hawala-Geschäfte unmöglich 
machen können; aber es wird den Sicherheitsbehörden 
ihre Arbeit erleichtern und den Feinden unserer Demo-
kratie die Arbeit erschweren, und darauf kommt es an.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der Kollege Johannes Schätzl, SPD, hat seine Rede 

ebenso zu Protokoll gegeben wie Ferat Koçak von der 
Fraktion Die Linke.1)

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Rainer Galla 
[AfD]: Danke! – Zurufe von der SPD: Guter 
Mann!)

Ich schließe hiermit die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-

wurfes auf der Drucksache 21/6805 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Da das nicht der Fall 
ist, verfahren wir wie vorgeschlagen.

Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 89. Sitzung wird am 14. Juli 2026 

veröffentlicht.

1) Anlage 5
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 

Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Akbulut, Gökay Die Linke

Brandes, Dirk AfD

Brucker, Erhard AfD

Brugger, Agnieszka BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Dietz, Thomas AfD

Droßmann, Falko SPD

Düring, Deborah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Eichwede, Sonja 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Feser, Jan AfD

Köktürk, Cansin Die Linke

Koob, Markus CDU/CSU

Limbacher, Esra SPD

Meiners, Danny AfD

Moosdorf, Matthias AfD

Müller, Claudia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Naujok, Edgar AfD

Özdemir, Cansu Die Linke

Pellmann, Sören Die Linke

Polat, Filiz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Reinalter, Dr. Anja BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schulze, Svenja SPD

Zerr, Anne Die Linke

Anlage 2 

Erklärungen nach § 31 GO 
zu der namentlichen Abstimmung über den von 
den Abgeordneten Swantje Henrike Michaelsen, 
Dr. Julia Verlinden, Tarek Al-Wazir, weiteren Ab-

geordneten und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes (Tem-
polimit) 
(Tagesordnungspunkt 8c)

Isabel Cademartori (SPD):
Mit meiner heutigen Stimmabgabe gegen den vorlie-

genden Gesetzentwurf verbinde ich das Bedürfnis, mein 
Abstimmungsverhalten näher zu erläutern. Ich bin nach 
wie vor davon überzeugt, dass ein generelles Tempolimit 
auf Bundesautobahnen einen positiven Beitrag zum Kli-
maschutz leisten, den Kraftstoffverbrauch senken und die 
Verkehrssicherheit erhöhen kann. Diese Einschätzung 
entspricht den Beschlüssen meiner Partei sowie den Ziel-
setzungen, mit denen die SPD in den vergangenen Bun-
destagswahlkampf gezogen ist. Ein Tempolimit ist aus 
meiner Sicht eine verhältnismäßige, schnell wirksame 
und gesellschaftlich zumutbare Maßnahme, die sowohl 
ökologische als auch verkehrssicherheitspolitische Vor-
teile mit sich bringt.

Gleichzeitig ist die Bundesrepublik Deutschland der-
zeit von einer Koalition getragen, deren Partner in dieser 
Frage grundlegend unterschiedliche Auffassungen ver-
treten. Die Frage eines generellen Tempolimits war Ge-
genstand der Koalitionsverhandlungen. Im Ergebnis 
wurde vereinbart, von einer entsprechenden Regelung 
abzusehen. Dieser geschlossene Koalitionsvertrag bildet 
die politische Grundlage der gemeinsamen Regierungs-
arbeit und ermöglicht es den Koalitionspartnern, trotz 
unterschiedlicher Positionen Verantwortung für unser 
Land zu übernehmen. Als Abgeordnete bzw. Abgeord-
neter der SPD sehe ich mich deshalb in der Pflicht, die 
Verlässlichkeit getroffener Vereinbarungen und die 
Handlungsfähigkeit der Koalition zu wahren. Die Stabi-
lität einer Regierungskoalition setzt voraus, dass alle Be-
teiligten die gemeinsam vereinbarten Grundlagen respek-
tieren – auch dann, wenn dies in einzelnen Sachfragen 
von den eigenen programmatischen Überzeugungen ab-
weicht.

Ich werde mich auch weiterhin dafür einsetzen, dass 
die Ziele von Klimaschutz, nachhaltiger Mobilität und 
einer weiteren Verbesserung der Verkehrssicherheit mit 
den Instrumenten verfolgt werden, auf die sich die Koa-
lition verständigt hat.

Aus diesen Gründen stimme ich heute gegen den Ge-
setzentwurf.

Sebastian Fiedler (SPD):
Ich stimme gegen diesen Gesetzentwurf.

Diese Entscheidung fällt mir nicht leicht. Ich halte die 
Frage eines allgemeinen Tempolimits für legitim und die 
Debatte darüber für notwendig. Verkehrssicherheit, Kli-
maschutz und Energieeffizienz sind Anliegen, die ich 
teile. Meine Ablehnung richtet sich daher nicht gegen 
das Ziel, sondern gegen diesen Gesetzentwurf in seiner 
vorliegenden Form.
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Der Entwurf leidet an einem grundlegenden Konstruk-
tionsfehler: Er verknüpft eine anlassbezogene Begrün-
dung mit einer unbefristeten gesetzlichen Wirkung. Als 
primäre Rechtfertigung dient ein aktueller Krieg im Na-
hen Osten, der zu steigenden Ölpreisen geführt habe. 
Diesen Anlass in ein dauerhaftes Regelwerk zu gießen, 
ohne eine Befristung oder eine automatische Überprü-
fungsklausel vorzusehen, ist methodisch nicht vertretbar. 
Ein Gesetz sollte auf strukturellen Notwendigkeiten be-
ruhen und nicht auf einem geopolitischen Moment.

Hinzu kommt, dass der Entwurf an mehreren Stellen 
wesentliche Begründungsarbeit schuldig bleibt. Die be-
hauptete CO2-Einsparung von 3,5 Millionen Tonnen jähr-
lich wird nicht nach Fahrzeugtypen differenziert. Der 
wachsende Anteil von Elektrofahrzeugen, für den ein 
Tempolimit keinerlei Emissionsrelevanz hat, findet keine 
Erwähnung. Die vorgesehene Evaluierungspflicht nach 
fünf Monaten ohne Rechtsfolgebindung ist kein Ersatz 
für eine strukturierte Wirkungsprüfung.

Schließlich bereitet mir das Inkrafttreten drei Tage 
nach Verkündung erhebliche praktische Bedenken. Voll-
zugsbehörden der Länder, Beschilderungspflichten, 
Bußgeldkataloge, all das lässt sich nicht in drei Tagen 
vorbereiten. Das ist keine Geschwindigkeit, die Verläss-
lichkeit ausdrückt. Das ist Hektik, die dem Regelungs-
vorhaben schadet.

Ich bin bereit, einen Gesetzentwurf zu unterstützen, 
der ein allgemeines Tempolimit auf eine solide, struktu-
rell begründete und handwerklich saubere Grundlage 
stellt. Mit einer ehrlichen Alternativenabwägung, einer 
angemessenen Übergangsfrist und einer klaren Evaluie-
rungsarchitektur mit Konsequenzen. Der vorliegende 
Entwurf erfüllt diese Anforderungen nicht.

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Ina Latendorf (Die Linke) zu der 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Petitionsausschusses: Sammelübersicht 291 zu Pe-
titionen, Beschlussempfehlung 3, lfd. Nr. 40 (Re-
gelungen zur Altersrente) 
(Tagesordnungspunkt 29v)
Ich stimme dagegen, erstens die Petition der Bun-

desregierung – dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales – zu überweisen, insofern im Gesetzgebungsver-
fahren auf Grundlage der Ergebnisse der Rentenkommis-
sion das Anliegen aufgenommen werden kann, zweitens 
das Petitionsverfahren im Übrigen abzuschließen.

Bei den Betroffenen handelt es sich um Personen, die 
aus der DDR in die BRD geflohen sind. Ihre Renten 
wurden nach dem Fremdrentengesetz berechnet. Das 

heißt, ihre zurückgelegten Beitragszeiten in der DDR 
wurden so gewertet, als wären sie zu einem Lohn für 
eine vergleichbare Tätigkeit in der BRD erfolgt. Nach 
der Herstellung der deutschen Einheit wurde diese Rege-
lung für diese Personengruppe mit dem Rentenüberlei-
tungsgesetz und dem Rentenüberleitungsergänzungs-
gesetz abgeschafft. Die Renten werden nicht länger 
nach dem Fremdrentengesetz berechnet, sondern nach 
den tatsächlich in der DDR gezahlten Beiträgen. Renten-
rechtlich werden die Betroffenen rückwirkend wieder zu 
DDR-Bürgern gemacht. Für viele von ihnen bedeutet das 
eine beträchtliche Rentenkürzung von zum Teil mehreren 
Hundert Euro pro Monat.

Die Fraktionen haben hierzu unterschiedliche Stand-
punkte. Während die Koalition an der Situation nichts 
ändern möchte, will die Linke dieses Rentenunrecht im 
Sinne der Betroffenen beseitigen.

Das Koalitionsvotum zu dieser Petition ist unaufrich-
tig. Es täuscht den Betroffenen eine Handlungsabsicht 
vor, die zu keinem Zeitpunkt vonseiten der Koalition vor-
handen war. Im Votum wird Bezug genommen auf die 
Ergebnisse der Arbeit der Rentenkommission. Die Ren-
tenkommission hatte nie den Auftrag, sich mit der Situa-
tion dieser Betroffenengruppe zu befassen. In ihrem Be-
richt findet sich dazu dementsprechend auch kein Wort. 
Damit ist von vornherein klar, dass das Votum keine 
Handlung der Bundesregierung auslösen wird und dies 
auch nicht kann.

An dieser wissentlichen Täuschung der Petenten kann 
und will ich mich nicht beteiligen. Daher stimme ich 
gegen das vorgeschlagene Votum.

Anlage 4 

Namensverzeichnis 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an 
der Wahl 
– von Mitgliedern des Kuratoriums der „Stiftung 

Archiv der Parteien und Massenorganisationen 
der DDR“ 

– von Mitgliedern des Verwaltungsrates der Deut-
schen Nationalbibliothek gemäß § 6 Absatz 1 
Nr. 1 des Gesetzes über die Deutsche Nationalbi-
bliothek 

– von Mitgliedern des Parlamentarischen Beirats 
der „Stiftung für das sorbische Volk“ 

– von Mitgliedern des Stiftungsrates der „Stiftung 
Humboldt Forum im Berliner Schloss“ 

teilgenommen haben 
(Zusatzpunkt 7d bis g) 

CDU/CSU
Knut Abraham
Anna Aeikens
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp

Philipp Amthor
Dr. Reza Asghari
Tijen Ataoğlu
Artur Auernhammer
Peter Aumer

Dr. Cornell-Anette 
Babendererde

Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Günter Baumgartner

Sascha van Beek
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
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Florian Bilic
Leif Erik Bodin
Simone Borchardt
Caroline Bosbach
Frederik Bouffier
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Silvia Breher
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Lutz Brinkmann
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Benedikt Büdenbender
Dr. Yannick Bury
Sandra Carstensen
Gitta Connemann
Wolfgang Dahler
Ellen Demuth
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Dr. Florian Dorn
Dr. Hülya Düber
Hansjörg Durz
Joachim Ebmeyer
Ralph Edelhäußer
Lars Ehm
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Bastian Ernst
Hermann Färber
Uwe Feiler
Christoph Frauenpreiß
Thorsten Frei
Michael Frieser
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Stefan Glaser
Fabian Gramling
Adrian Grasse
Dr. Inge Gräßle
David Gregosz
Serap Güler
Georg Günther
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Heiko Hain
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Mechthild Heil
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Diana Herbstreuth
Susanne Hierl
Dr. Matthias Hiller
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Philip M. A. Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Michael Hose

Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Alexander Jordan
Nicklas Kappe
Anja Karliczek
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Daniel Kölbl
Hans Koller
Anne König
Dr. Stefan Korbach
Carsten Körber
Dr. Konrad Körner
Gunther Krichbaum
Lukas Krieger
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Dr. Saskia Ludwig
Klaus Mack
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Friedrich Merz
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Christian Moser
Axel Müller
Florian Müller
Sepp Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Christoph Naser
Wilfried Oellers
Florian Oest
Harald Orthey
Florian Oßner
Josef Oster
Dr. Thomas Pauls
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Jan-Wilhelm Pohlmann
Oliver Pöpsel
Dr. David Preisendanz
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer

Pascal Reddig
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Lars Rohwer
Johannes Rothenberger
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Carl-Philipp Sassenrath
Dr. Christiane Schenderlein
Henri Schmidt
Sebastian Schmidt
Patrick Schnieder
Felix Schreiner
Marvin Schulz
Detlef Seif
Nora Seitz
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Dr. Wolfgang Stefinger
Albert Stegemann
Sebastian Steineke
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Dr. Katja Strauss-Köster
Dr. Hendrik Streeck
Christina Stumpp
Vivian Tauschwitz
Roland Theis
Dr. Hans Theiss
Alexander Throm
Astrid Timmermann- 

Fechter
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Johannes Volkmann
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Siegfried Walch
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Kai Whittaker
Johannes Wiegelmann
Dr. Klaus Wiener
Klaus-Peter Willsch
Johannes Winkel
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius
Vanessa Zobel

AfD
Alexander Arpaschi
Carolin Bachmann
Adam Balten
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Carsten Becker
Marc Bernhard
Birgit Bessin
Dr. Christoph Birghan
Joachim Bloch
Dr. Michael Blos
René Bochmann
Peter Boehringer
Peter Bohnhof
Gereon Bollmann
Torben Braga
Stephan Brandner
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Christian Douglas
Christopher Drößler
Tobias Ebenberger
Dr. Michael Espendiller
Micha Fehre
Peter Felser
Thomas Fetsch
Hauke Finger
Dr. Götz Frömming
Rainer Galla
Boris Gamanov
Dr. Alexander Gauland
Alexis L. Giersch
Ronald Gläser
Hannes Gnauck
Hans-Jürgen Goßner
Kay Gottschalk
Christoph Grimm
Rainer Groß
Dr. Ingo Hahn
Lars Haise
Mirco Hanker
Jochen Haug
Matthias Helferich
Udo Theodor Hemmelgarn
Stefan Henze
Martin Hess
Nicole Hess
Olaf Hilmer
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Robin Jünger
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Martina Kempf
Stefan Keuter
Rocco Kever
Kurt Kleinschmidt
Maximilian Kneller
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Heinrich Koch
Jürgen Koegel
Achim Köhler
Enrico Komning
Jörn König
Thomas Korell
Steffen Kotré
Dr. Rainer Kraft
Dr. Maximilian Krah
Manuel Krauthausen
Thomas Ladzinski
Pierre Lamely
Sascha Lensing
Rüdiger Lucassen
Sebastian Maack
Johann Martel
Markus Matzerath
Andreas Mayer
Knuth Meyer-Soltau
Sergej Minich
Reinhard Mixl
Stefan Möller
Sebastian Münzenmaier
Iris Nieland
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Andreas Paul
Denis Pauli
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Kerstin Przygodda
Marcel Queckemeyer
Dr. Anna Rathert
Arne Raue
Christian Reck
Lukas Rehm
Martin Reichardt
Martin Erwin Renner
Matthias Rentzsch
Dr. Rainer Rothfuß
Angela Rudzka
Ruben Rupp
Bernd Schattner
Raimond Scheirich
Volker Scheurell
Ulrike Schielke-Ziesing
Lars Schieske
Carina Schießl
Manfred Schiller
Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
Stefan Schröder
Georg Schroeter
Bernd Schuhmann
Uwe Schulz
Dario Seifert
Martin Sichert
René Springer
Thomas Stephan
Beatrix von Storch
Otto Strauß
Tobias Teich
Robert Teske
Bastian Treuheit

Martina Uhr
Dr. Alice Weidel
Mathias Weiser
Claudia Weiss
Sven Wendorf
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Dr. Alexander Wolf
Christian Zaum
Dr. Daniel Zerbin
Kay-Uwe Ziegler
Diana Zimmer
Jörg Zirwes
Ulrich von Zons

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali Radovan
Daniel Baldy
Sören Bartol
Bärbel Bas
Jens Behrens
Daniel Bettermann
Jakob Blankenburg
Hendrik Bollmann
Isabel Cademartori
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Hakan Demir
Jan Dieren
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Dr. Wiebke Esdar
Saskia Esken
Nancy Faeser
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Anette Kramme

Dunja Kreiser
Martin Kröber
Dr. Karl Lauterbach
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
David Mandrella
Holger Mann
Parsa Marvi
Katja Mast
Kathrin Michel
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Claudia Moll
Siemtje Möller
Dr. Rolf Mützenich
Rasha Nasr
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Natalie Pawlik
Jens Peick
Boris Pistorius
Sabine Poschmann
Martin Rabanus
Truels Reichardt
Daniel Rinkert
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Philipp Rottwilm
Dr. Thorsten Rudolph
Daniela Rump
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Carsten Schneider (Erfurt)
Olaf Scholz
Johannes Schraps
Michael Schrodi
Frank Schwabe
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Dr. Ralf Stegner
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Ingo Vogel
Marja-Liisa Völlers
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein

Daniel Walter
Carmen Wegge
Dirk Wiese
Serdar Yüksel
Stefan Zierke
Armand Zorn

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Dr. Alaa Alhamwi
Tarek Al-Wazir
Luise Amtsberg
Ayse Asar
Andreas Audretsch
Lisa Badum
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Victoria Broßart
Dr. Janosch Dahmen
Dr. Sandra Detzer
Jeanne Dillschneider
Katharina Dröge
Timon Dzienus
Harald Ebner
Leon Eckert
Marcel Emmerich
Simone Fischer
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Dr. Lena Gumnior
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Dr. Moritz Heuberger
Dr. Anton Hofreiter
Julian Joswig
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert-Gonther
Michael Kellner
Misbah Khan
Chantal Kopf
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Rebecca Lenhard
Helge Limburg
Denise Loop
Dr. Andrea Lübcke
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Swantje Henrike Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Sascha Müller
Sara Nanni
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
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Omid Nouripour
Karoline Otte
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Sylvia Rietenberg
Claudia Roth
Corinna Rüffer
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Julia Schneider
Marlene Schönberger
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Sandra Stein
Hanna Steinmüller
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Mayra Vriesema
Niklas Wagener
Robin Wagener

Johannes Wagner
Tina Winklmann

Die Linke
Doris Achelwilm
Jan van Aken
Dr. Michael Arndt
Dr. Dietmar Bartsch
Marcel Bauer
Desiree Becker
Lorenz Gösta Beutin
Violetta Bock
Jorrit Bosch
Janina Böttger
Anne-Mieke Bremer
Maik Brückner
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Agnes Conrad
Mirze Edis
Mandy Eißing
Dr. Fabian Fahl
Katrin Fey

Kathrin Gebel
Katalin Gennburg
Vinzenz Glaser
Nicole Gohlke
Christian Görke
Ates Gürpinar
Dr. Gregor Gysi
Mareike Hermeier
Luke Hoß
Cem Ince
Maren Kaminski
Ferat Koçak
Jan Köstering
Ina Latendorf
Caren Lay
Sonja Lemke
Tamara Mazzi
Pascal Meiser
Stella Merendino
Sahra Mirow
Charlotte Antonia 

Neuhäuser
Bodo Ramelow
Heidi Reichinnek

Lea Reisner
Zada Salihović
David Schliesing
Evelyn Schötz
Lisa Schubert
Ines Schwerdtner
Julia-Christina Stange
Ulrich Thoden
Aaron Valent
Isabelle Vandre
Donata Vogtschmidt
Sarah Vollath
Sascha Wagner
Christin Willnat
Janine Wissler

Fraktionslos

Sieghard Knodel
Jan Wenzel Schmidt
Stefan Seidler

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes/Geburt eines Kindes für ihre Abwesenheit 
entschuldigt haben oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der 

entschuldigten Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Vereinsgesetzes 
(Tagesordnungspunkt 14) 

Johannes Schätzl (SPD):
Wir debattieren hier über ein legitimes Ziel, das wir 

alle unterstützen: die Bekämpfung von Extremismus, 
Terrorismusfinanzierung und illegitimer Einflussnahme 
aus Drittstaaten.

Das Vereinsleben ist eine der großen Stärken unseres 
Landes. Gerade die vielen Ausländervereine sind ein un-
verzichtbarer Bestandteil unseres gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts. Sie sind kulturelle Brückenbauer, Anlauf-
stellen für Familien und wichtige Partner für Kommunen. 
Die große Mehrheit dieser Vereine leistet wertvolle Ar-
beit, auf die wir nicht verzichten können: Koreanische 
Kulturvereine, die Zuwanderern mit Sprachkursen hel-
fen – und dabei, mit deutschen Behörden zurechtzukom-
men. Südamerikanische Studierendenvereine, die wissen, 
wie man in Berlin für das erste Semester eine Wohnung 
findet und wie der Arbeitsmarkt funktioniert. Das kann 
aber auch ein jüdischer Gedenkverein sein, der Stolper-
steine pflegt, Bildungsfahrten organisiert und mit Yad 
Vashem kooperiert. Diese Vereine sind keine Gefahr. 
Sie sind Teil unserer Zivilgesellschaft. Das alles sind 
Strukturen, die wir über staatliche Stellen überhaupt nicht 
ersetzen könnten. Und das wollen wir auch nicht.

Dass es bei manchen Ausländervereinen auch zu Pro-
blemen kommt, gehört an dieser Stelle zur Ehrlichkeit 
dazu – selten, aber in einzelnen Fällen höchstproblema-
tisch. Es gibt Vereine, die in enger Verbindung zu anderen 
Staaten oder religiösen Strukturen stehen, die diese Ver-
eine finanzieren und versuchen, politischen und gesell-
schaftlichen Einfluss in unserem Land auszuüben. Wir 
beobachten in einzelnen Fällen auch, dass extremistische 
Bestrebungen unterstützt werden. Selbstverständlich 
müssen dem alle Werkzeuge unseres demokratischen 
Rechtsstaats entgegenstellt werden.

Ein Beispiel ist das Verbot des Islamischen Zentrums 
Hamburg. Dort haben Sicherheitsbehörden nach langen 
Ermittlungen gehandelt. Das zeigt: Der Rechtsstaat ist 
handlungsfähig. Aber es zeigt auch: Er muss genau un-
terscheiden zwischen extremistischen Strukturen und 
friedlichem religiösen, kulturellen oder migrantischen 
Engagement.

Das Ausländervereinsregister in seiner aktuellen Form 
ist sinnvoll. Es dient dem Informationsaustausch der Si-
cherheitsbehörden und damit auch der präventiven 
Gefahrenabwehr. Die Pläne aus dem Änderungsentwurf 
gehen aber weit darüber hinaus. Anmeldepflichten, Aus-
kunftsverlangen von Mitgliederlisten, Datenübermittlung 
an Sicherheitsbehörden und das weitgehend ohne genaue 
Anlassdefinition – die Arbeit von Ausländervereinen 
wird praktisch unter Generalverdacht gestellt.

Und ich muss das hier einmal sehr deutlich sagen: Es 
besteht an diesem Entwurf deutlicher Änderungsbedarf. 
Ja, wir müssen Extremismus entschlossen bekämpfen. 
Wir müssen in der Lage sein, zu sehen und zu verhindern, 
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dass Vereine für verfassungsfeindliche Zwecke miss-
braucht werden. Wir müssen in der Lage sein, Finanz-
ströme aus Drittstaaten zu ermitteln und zu unterbinden. 
Aber genau deshalb müssen unsere Gesetze besonders 
präzise und verhältnismäßig sein.

Sicherheit entsteht nicht durch bloßes Datensammeln, 
sie entsteht nicht dadurch, dass wir ehrenamtlich enga-
gierte Menschen unter einen Generalverdacht stellen, 
weil sie im örtlichen Kulturverein ihrer Heimat ein Fuß-
ballturnier für Kinder organisieren. Sicherheit entsteht, 
wenn unsere Sicherheitsbehörden zielgerichtete Maßnah-
men auf Grundlage konkreter Anhaltspunkte durchfüh-
ren.

Wenn Vereine jetzt fürchten müssen, ohne qualifizier-
ten Anlass die Gesamtheit ihrer Mitgliederlisten offenle-
gen zu müssen oder dass ihre Daten ohne Zustimmung 
auch zweckverändert weiterverarbeitet werden dürfen, 
verlieren wir Vertrauen. Wenn sie befürchten müssen, 
durch sehr enge Meldefenster mit hohen Bußgeldern be-
legt zu werden, wenn sie durch ungenaue Definitionen im 
Gesetz und fehlende Mehrsprachigkeit vielleicht das 
Beste wollen, aber schlicht nicht leisten können – dann 
verspielen wir Vertrauen. Und dieses Vertrauen brauchen 
wir als Staat. Auch für den Kampf gegen den Extremis-
mus. Erfolgreiche Prävention lebt auch von der Zusam-
menarbeit zwischen Zivilgesellschaft und staatlichen 
Strukturen.

Deshalb braucht der Gesetzentwurf eine Kurskorrek-
tur. Eingriffe in die Rechte von Vereinen müssen an kon-
krete Voraussetzungen, realistische Fristen und das not-
wendige Maß gekoppelt sein. Für uns gilt: Sicherheit ja, 
Generalverdacht nein.

Wir nutzen alle Mittel unseres Rechtsstaats, um diesen 
zu schützen. Und wir übernehmen Verantwortung für 
diejenigen, die sich für ein friedliches Miteinander ein-
setzen.

Ferat Koçak (Die Linke):
Was Sie hier heute vorgelegt haben, ist kein Gesetz. Es 

ist die Ansage an Millionen Menschen in diesem Land: 
„Wir vertrauen euch nicht.“

Niemand von uns bestreitet: Wenn unter dem Deck-
mantel eines Vereins Gelder verschoben, Straftaten finan-
ziert oder demokratiefeindliche Strukturen aufgebaut 
werden, muss das aufgeklärt werden. Dafür gibt es Er-

mittlungen. Dafür gibt es das Strafrecht, das für alle Ver-
eine gilt. Doch statt sich auf dieses bestehende Recht zu 
verlassen, schafft die Bundesregierung ein zweites Sys-
tem – für alle, die für sie als fremd gelten. Kein Verdacht. 
Keine Tatsachen. Kein konkreter Hinweis. Es reicht die 
Staatsangehörigkeit der Mitglieder. Das ist keine Gefah-
renabwehr. Das ist rassistische Pauschalkriminalisierung.

Wie das in der Praxis aussieht, zeigt der Fall der Kreuz-
berger Kontakt- und Beratungsstelle für Flüchtlinge und 
Migrant*innen. Ein Sozialverein, seit 1983 aktiv, sollte 
vom LKA als „Ausländerverein“ eingestuft werden – ob-
wohl er nicht mal in Ihre eigene Definition eines „Aus-
ländervereins“ passt. Die Begründung einer LKA-Mit-
arbeiterin: Die Namen der Vorstandsmitglieder 
„klangen fremd“. Nicht Taten sind für Sie verdächtig. 
Nicht Fakten. Sondern schlicht unsere Namen.

Was dieser Beratungsstelle fast passiert wäre, ist für 
andere längst bittere Realität – seit über 30 Jahren. Die 
Daten kurdischer Vereine werden automatisch an den 
Verfassungsschutz weitergegeben, ohne konkreten Ver-
dacht. Und als ob das nicht genug wäre: Ihre Daten wur-
den sogar an ausländische Geheimdienste weitergegeben. 
2022 das Urteil von den eigenen Fachleuten des Bundes-
tages: Für dieses Vorgehen gibt es keine Rechtsgrund-
lage. Es folgt – keine Entschuldigung, keine Korrektur. 
Nein, stattdessen schreiben Sie das Unrecht ins Gesetz-
buch. Das ist ein weiterer Fall Ihrer rassistischen Sünden-
bockpolitik.

Immer wenn Sie keine Antwort auf die echten Pro-
bleme haben, müssen Migrantinnen und Migranten den 
Kopf hinhalten. Wenn die Mieten explodieren, wenn 
Schulen kaputt sind, dann wäre es Ihr Job, das zu lösen. 
Stattdessen zeigen Sie mit dem Finger nach unten. Das 
Problem sind nicht migrantische Vereine. Das Problem 
sind steigende Mieten, Niedriglöhne, kaputte Schulen – 
und eine Regierung, die spaltet, statt zu regieren.

Wer hier lebt, arbeitet und Teil dieser Gesellschaft ist, 
hat die gleichen Rechte verdient. Kein Sonderregister für 
migrantische Vereine. Gleiche Rechte für alle. Solidarität 
statt Spaltung.

Der gesamte und damit endgültige Stenografische 
Bericht der 89. Sitzung wird am 14. Juli 2026 

veröffentlicht.
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